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Vorwort. 



Es sind drei Jahre verflossen, seit mein Buch „Das 
Tarifwesen der Eisenbahnen" 1 ) erschienen ist. Die freund- 
liche, durch den regen Absatz des Werks bekundete Aufnahme 
desselben ermuthigt mich, mit dieser neuen Arbeit vor die 
Oeffentlichkeit zu treten. Die mir heute gestellte Aufgabe ist 
eine allgemeinere, als vordem: in den vorliegenden Abhand- 
lungen beabsichtige ich, den Leser, welcher sich über die 
Gestaltung des öffentlichen Verkehrswesens der Eisenbahnen 
als raonopolisirter Verkehrsanstalten des Staats und Unter- 
nehmungen privater Gesellschaften, insbesondere in Bezug auf 
die Eigenthümlichkeit ihrer Transportsysteme, die Form der 
volkswirthschaftlichen Organisation ihrer Wirtschaftsführung 
und die leitenden Finanzprincipien ihrer Verwaltung, -sowie 
die sich hieraus ergebende Bemessung ihres Gebrauchswerth. s 
für den einzelnen Benutzer und ihres gemeinwirthschaftlichen 
Nutzens unterrichten will, um hiernach auch die Bedeutung 
des Eisenbahntransportgeschäfts als Erwerbszweig in der Volks- 
wirthschaft zu erkennen, einen Leitfaden an die Hand zu geben. 



*) J. F. Schreiber, Das Tarifwesen der Eisenbahnen. A. Hart- 
leben, Wien 1884. 

* 
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Vorwort. 



Wenn ich gleichzeitig damit in Umrissen ein Bild der 
Umgestaltung unserer ganzen Wirthschafts- und Lebensver- 
hältnisse vorführe, welche sich in Folge der durch* Eisenbahnen 
gegebenen Transportvervollkommnung vollzogen hat, und 
weiterhin einen kurzen Beitrag zur Geschichte der zeitlichen 
und politischen Entwickelung des Eisenbahnwesens in den 
vier grossen Culturstaaten Europas: England, Frankreich, 
Deutschland und Oesterreich-Ungarn liefere, welche gewisser- 
massen den Kommentar zu den theoretischen Erörterungen 
abgiebt, d. h. durch veranschaulichende Beispiele die voran- 
gegangenen discursiven Erörterungen in concreto erläutert, so 
hotfe ich, durch diese, meines Erachtens nicht interesse- und 
werthlose Beigabe dem geneigten Leser nicht gegen Gefallen 
zu handeln. 

Der erleichterten Uebersicht wegen habe ich mein Buch 
in Gapitel eingetheilt, welche in einem engen Zusammenhange 
stehen. Nichtsdestoweniger mag mein ernstliches Streben nach 
völliger und leichter Verständlichkeit es rechtfertigen, wenn 
hier und dort sich eine Wiederholung findet. „Es kommen 
nicht selten Bücher vor", sagte Abt Terrasson, „die kürzer 
sein würden, wenn sie nicht zu kurz wären." Diesen Fehler 
wollte ich, ohne dabei ins Gegentheil zu verfallen und lang- 
weilig zu werden, vermeiden. Im Uebrigen habeich getrachtet, 
mich grad' auszusprechen, wie ich denke, ohne viel beweisen 
zu wollen, da ja die meiner Meinung Widergesinnten sich 
ohnehin nicht überzeugen lassen und weder auf das Eine noch 
das Andere hören werden. 

Ich weiss überdies wohl, dass es viele Leute giebt, die, 
wie Turgot meint, sich denken: Moins on sait, moins on 
doutc, moins on voit ce qui reste ä decouvrir . . ., Leute, 
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von denen Buckle spricht, dass deren Kenntniss ungefähr 
auf das beschränkt sei, was sie um sich her vorgehen sehen 
und die man wegen ihrer Unwissenheit „praktisch*' nennt. 
Aber obschon dieselben vorgeben, die Theorie zu verachten, 
sind sie doch in Wahrheit die Sklaven der Theorie. 

Für dieses Publicum habe ich mein Buch nicht ge- 
schrieben. Dagegen rechne ich auf jenen zahlreichen, von vor- 
gefassten Meinungen freien und von ausserhalb der Sache an 
sich gelegenen Interessen unbeeinflussten Leserkreis, dessen 
Wunsch es ist, den wirtschaftlichen, politischen und socialen 
Eisenbahnfragen unserer Zeit näher zu treten, ohne dabei die 
erforderliche Müsse zu besitzen, in das umfassende System 
von Gedanken einzudringen, dem die hervorragenden Männer 
der Fachwissenschaft in dem architektonischen Kunstbau ihrer 
Wirthschaftslehren in oft nicht leicht verständlicher Art Aus- 
druck verliehen haben. Diesem Leserkreis nach Kräften dien- 
lich zu sein, das ist der Zweck meiner Schrift und dessen 
Erreichung der Wunsch, den ich dem Buche mit auf die 
Wanderschaft gebe. 

Der Verfasser. 
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Vorbemerkungen 



Erklärung der in den nachfolgenden Abhandlungen 
angewendeten Fachausdrücke. 

Der Begriff Transport umfasst die Beförderung eines 
Reisenden oder eines Guts von dem Aufgabsort bis zum Be- 
stimmungsort des Fahrbillets, beziehungsweise des Frachtbriefs. 
Transportbedingungen sind die in den allgemeinen Vor- 
schriften, Reglements und Preisverzeichnissen (Tarifen) ent- 
haltenen Bestimmungen, unter denen ein Reisender oder ein 
Gut zur Beförderung übernommen wird. 

Der Ausdruck directe Schienenverbindung bezieht 
sich auf den unmittelbaren Anschluss mit einer Nachbarbahn, 
wodurch die Eisenbahnen in gegenseitige Verkehrsbezie- 
hungen treten. 

Unter dem Ausdruck todte Zeit versteht man den Still- 
stand der Betriebszurüstungen im engeren Sinn, also das 
Leerstehen der Betriebsmittel; unter todtem Gewicht das 
Gegentheil von der Nutzlast (Nettolast,) also die Wagen 
tara, somit das Leergehen der Betriebsmittel, und unter 
todter Kraft die unvollständige Ausnutzung der vorhandenen 
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Arbeitskräfte. Der Ausdruck Bruttolast ist die Gesammt- 
bezeichnung für Netto und Tara zusammen. 

Der Ausdruck Personenmeile oder Personenkilo- 
m&ter, beziehungsweise Centnermeile oder Tonnenkilo- 
meter, bezeichnet die nach den jeweils bestehenden Längen- 
masseinheiten festgesetzte Entfernung (Transportdistanz), welche 
ein Reisender, beziehungsweise ein Centner oder eine Tonne 
Gut auf einer Eisenbahnlinie zurücklegt. So bedeutet also die 
Personenmeile (Kilometer) den Transport einer Person auf 
eine Meile (Kilometer); die Centnermeile (Kilometertonne) 
jede von einem Centner (Tonne) zurückgelegte Meile (Kilo- 
meter), so dass ein Zug mit 5000 Centnern Belastung auf 
10 Meilen 50.000 Centnermeilen zurücklegt, wobei man wieder 
zwischen Brutto- und Nettocentnermeile (Tonnenkilometer) 
unterscheidet. — Aehnlich verhält es sich mit der Zugmeile 
(Zugkilometer) und deren Unterabtheilung: der Axmeile 
(Axkilometer), so dass ein Bahnzug, welcher 10 Meilen 
mit 50 Axen von Wagen fährt, 500 Axmeilen zurück- 
gelegt hat. 

Man unterscheidet „eigene" und „fremde" Axmeilen (Ax- 
kilometer), je nachdem eigene oder Wagen fremder Verwaltungen 
im Umlauf auf den Linien einer Bahn stehen. Für die Be- 
nutzung fremder Wagen wird der Eigenthümerin seitens der 
ausleihenden Verwaltung eine Vergütung (Lauf- und Zeit- 
miethe, unter Umständen auch Verzögerungsgebühr) bezahlt, 
deren Ausmass das „Wagenübereinkomraen" (Regulativ) 
feststellt. 

Die Nutzmeile ist eine vom belasteten Bahnzug wirklich 
durchfahrene Bahnmeile; sie ist als Massstab des durchschnitt- 
lichen Betriebsaufwands von Bedeutung. 
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Unter Tarifkilometer (Tarif meile) versteht man im 
Gegensatz zu dem, die wirkliche Länge einer Bahnlinie (nicht 
zu verwechseln mit der Gleislänge) darstellenden Bahnkilo- 
meter (Bahnmeile) jene Weglänge, welche der Bemessung 
des Beförderungspreises zur Grundlage dient. Die Tariflänge 
wird theils durch Aufrundung der Kilometerbruchtheile der 
Bahnlänge auf ganze Kilometer gebildet, in welchem Fall sie 
nur unwesentlich von der Bahnlänge abweicht, theils liegen 
derselben aus Anlass der Kostspieligkeit des Wegs oder des 
Betriebs (z. B. bei Gebirgsbahnen) Längenzuschläge zu Grunde, 
welche den jeweiligen Verhältnissen entsprechend einen 
grösseren oder geringeren Unterschied der wirklichen Länge 
gegenüber ergeben. 

Unter speeifischem Gewicht versteht man das Ver- 
hältniss des Gewichts eines Gegenstands zu dem eines anderen 
von gleichem Rauminhalt. 

Der Betriebscoefficient stellt die Verhältnissgleiche 
der Ausgaben zu den Roheinnahmen des Betriebs dar. 

Die virtuelle Länge ist die Länge des Transports, die 

sich für die Tarifbestimmung ergiebt, wenn die Schwierig- 
keiten des Transports als Längenentfernung (Taxkilometer) 
derselben berechnet werden (v. Weber). 

Das Wort Tarif stammt von der befestigten Hafenstadt 
Tarifa an der Meerenge von Gibraltar her, woselbst unter 
maurischer Herrschaft ein Zoll von allen diese Meerenge 
durchfahrenden Schiffen erhoben wurde. Im Eisenbahnverkehr 
drückt der Tarifsatz das für die Transportleistungen der 
Eisenbahnen festgestellte, als „Taxe" erhobene Entgelt aus. 
Tarifiren bedeutet demnach einen Preis ansetzen und 
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Tarifirung die Preisansetzung, die Bewerthung einer Waare 
oder einer bestimmten Leistung. 

Unter dem Ausdruck Verkehr begreift man im Trans- 
portwesen die räumliche Bewegung oder Ortsveränderung von 
Personen und Sachen vermittelst der gegebenen Beförderungs- 
mittel. 

Der Localverkehr oder örtliche Verkehr einer 
Eisenbahn ist derjenige Verkehr, welcher den Transport von 
Personen und Gütern innerhalb des einer einzelnen Ver- 
waltung angehörenden zusammenhängenden Netzes von Eisen- 
bahnlinien vermittelt, beziehungsweise bei Staatseisenbahnen 
sich innerhalb der festgesetzten „Directionsbezirke" abwickelt, 
in welchem also die Beförderung von der Ausgangs- bis zur 
Bestimmungsstation, beziehungsweise die Abfertigung der 
Transporte ohne Mitwirkung einer zweiten Verwal- 
tung (Direction) erfolgt. 

Der directe Verkehr (Verbandverkehr) vermittelt diesen 
Transport zwischen zwei, verschiedenen Verwaltungen 
(Directionsbezirken) angehörenden Stationen auf Grund gegen- 
seitig vereinbarter, gleichartiger Beförderungs-, Tarif- und Ver- 
rechnungsbestimmungen, wobei der Verkehr zweier anschlies- 
senden Bahnen (Bezirke) Wechsel verk eh r genannt wird. 
In Ermanglung derartiger Vereinbarungen findet die Abfer- 
tigung der Transporte von Bahn zu Bahn, von Bahn zu 
Verband oder umgekehrt, mittelst Umkartirung (systeme 
de soudure) statt. 

Unter dem Transitverkehr (durchlaufenden Verkehr) 
einer Eisenbahn, im engeren Sinne der Verkehrsbewegung ge- 
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nommen, versteht man jenen Verkehr, dessen Ausgangs- und 
Zielstation einer fremden Verwaltung angehört und der somit 
die eigenen, dazwischen liegenden Linien lediglich transitirt. 
Im weiteren, verkehrspolitischen Sinne genommen, vermittelt 
der Transitverkehr den Transport von Personen und Gütern 
zwischen zwei, fremden Staatsgebieten angehörenden 
Stationen im Durchzug durch das dazwischenliegende Staats- 
gebiet, in welchem Fall man die bezüglichen Tarife inter- 
nationale Tarife heisst. 

Reichseisenbahnen (engl, trunk lines, franz. chemins 
de fer d'int£ret gäneral), auch Hauptbahnen (Primärbahnen) 
ersten Rangs genannt, bilden den Gegensatz zu den Neben- 
bahnen erster Rangordnung (Hauptbahnen zweiten Rangs) 
und den Nebenbahnen zweiter Ordnung, den Localbahnen 
(chemins de fer d'inte'ret local) oder Vicinalbahnen (chemins 
de fer vicinaux). 

Wir unterscheiden, wohl in ausreichender Weise für un- 
seren Zweck, zwischen Haupt- und Nebenbahnen erster Rang- 
ordnung, welche wir kurzweg Eisen bahnen nennen, und zwi- 
schen den Nebenbahnen zweiter Rangordnung, den sogenannten 
Localbahnen und Vicinalbahnen. Die Hauptbahnen ersten 
Rangs, die Pulsadern des gesammten Netzes, vermitteln den 
grossen durchgehenden Personen- und Güterverkehr zwischen 
den Hauptpunkten des Bahngebiets, während die Nebenbahnen 
erster Ordnung (Hauptbahnen zweiten Rangs) die Seiten- 
verbindungen des Durchgangsverkehrs, sowie auch die Verbin- 
dungen mit den durch die Hauptbahnen erster Ordnung nicht 
berührten Wasserstrassen herstellen. Die Localbahnen, auch 
Flügelbahnen genannt, vertreten die Bedienung mehr örtlicher 
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Interessen innerhalb eines begrenzten Verkehrskreises, den 
sie in Verbindung mit dem Hauptnetz bringen, was ihr 
eigentlicher Zweck ist. „Les chemins de fer d'int^ret 
local ne vivent, que pour apporter des aliments ä leurs 
grandes compagnes." Das Gleiche gilt von den Vicinal- 
bahnen. 
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Kurzer Ueberblick 

der 

durch die Eisenbahnen hervorgerufenen Transport- 
fortschritte und Darstellung der Folgewirkungen der 

Eisenbahnen. 

Transportfortschritte. 

Das Verkehrswesen, zu dem auch das Eisenbahnwesen 
gehört, vermittelt die räumliche Bewegung oder die Orts- 
veränderung der Personen, Güter und Nachrichten. Diese 
Ortsveränderung bildet die Voraussetzung für die Erreichung 
einer grossen Menge der wichtigsten Wirthschafts- und Cultur- 
z wecke der Menschheit (A. Wagner). 

Die Eisenbahn ist das wirksamste aller Verfrachtungs- 
mittel und daher durch den Zusammenhang mit den Fort- 
schritten des auf ihr beruhenden Nachrichtenverkehrs nicht 
allein das vollkommenste und wirtschaftlich unentbehrlichste 
Beförderungsmittel, sondern sie ist gleichzeitig einer der wich- 
tigsten Vermittler der Cultur- und Bildungsverbreitung. 

Was versteht man unter Eisenbahnen? 

Volkswirtschaftlich genommen jene Gestaltungen, 
welche die Anwendung der Maschinen mit mechanischer 
Triebkraft (Motor) auf das Transportwesen zu Lande auf- 
weist. 

Im eisenbahnrechtlichen Sinne werden unter Eisen- 
bahnen die für den öffentlichen Verkehr bestimmten (staatlich 
hierzu genehmigten) Eisenschienenstrassen verstanden, auf 

S cb r e i b er, Me Eiienbelmen. 1 



2 Capitcl [. 

welchen die Transportmittel durch Dampfkraft bewegt werden; 
d. h. die für den öffentlichen Verkehr bestimmten (geneh- 
migten) Eisenbahnen. 1 ) 

Die Eisenbahnen im technischen Sinne sind Wege, auf 
welchen der Transport von Personen und Gütern mittelst 
Fahrzeugen bewirkt wird, die sich auf eisernen (stählernen 
Gleisen oder Schienen bewegen. 2 ) 

Die Aufgabe der Eisenbahnen, dieses künstlichen 
Transportmittels, „den Strassen, auf welchen sich die Fuhr- 
werke nicht beliebig auf allen Stellen ihrer Breite, sondern auf 
bestimmten eisernen Spuren bewegen" (v. Weber), gegenüber 
den natürlichen Wasser- und Landstrassen besteht vornehm- 
lich darin, die Bedürfnisse des sich mit dem Steigen der Cultur 
bei gesunden, wachsthumfahigen Völkern immer eindringlicher 
gestaltenden Güteraustausches, des Verkehrs, dadurch zu 
befriedigen, dass sie die grössten Raum- und Zeithindernisse 
mit dem kleinsten Aufwand von Mühe und Kosten überwinden. 
Dieser Anforderung vermögen die den Menschen viel unab- 
hängiger von der Natur machenden, die Ungunst der Jahres- 
zeiten grossentheils aufhebenden Eisenbahnen im besonderen 
Masse zu entsprechen, weil bei ihnen die hierzu erforderlichen 
Grundvorbedingungen: Vervollkommnung des Wegs, des 
Fahrzeugs und der Triebkraft (des Motors) in seltener 
Weise zusammentreffen. 

Die Eisenbahnen vertreten eine viel höhere Intensitäts- 
stufe, als die ihnen vorangegangenen Beförderungsmittel, dem 
entsprechend sie auch deren Leistungsfähigkeit, der grösseren 
Wirksamkeit ihres Betriebs angemessen, übertreffen. „Der 
Wasserweg war nicht allgegenwärtig, die gebaute Strasse 
nicht leistungsfähig genug, beiden mangelte vorab die Schnel- 
ligkeit der materiellen Verkehrsbewegung, die einigermassen 
dem Fluge der geistigen folgen konnte." Da nun der Inten- 
sitätsgrad der Verfrachtungsarten, der sich in einer Zunahme 
ihrer Wohlfeilheit, Schnelligkeit, Massenbewegungskraft und 
Regelraässigkeit äussert, zu den am meisten unterscheidenden 
Kennzeichen der volkswirthschaftlichen Culturstufe überhaupt 
gehört, so zeigt sich auch die Culturüberlegenheit unserer 
Gegenwart über frühere Zeitalter nirgends so deutlich, als auf 
dem Gebiete des Transportwesens. 



l ) Dr. G. Kger, Handb. des preuss. E.-B.-Rechts. 
v. Weber, Schule des Eisenbahnwesens. 
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Es kann daher nicht wundernehmen, wenn sich in 
immer weiteren Kreisen das Interesse für das Eisenbahn- 
verkehrswesen mit Zunahme der Erkenntniss steigert, dass 
die Eisenbahnen nicht allein dadurch, dass sie den Brief- 
und Zeitungsverkehr sowie die Verbreitung aller Erzeug- 
nisse der Künste und Wissenschaften erleichtern, ein 
Hauptförderungsmittel der geistigen Cultur geworden sind, 
sondern dass sie diesen Zwecken, indem sie gleichzeitig den 
persönlichen Reiseverkehr und den Güteraustausch beschleu- 
nigen und erleichtern, somit einen gewinnbringenden Handel 
— den natürlichen Wegbahner der höheren volkswirthschaft- 
lichen Cultur 1 ) — ermöglichen, erst das nothwendige sach- 
liche Fundament geben, weil erst mit dem Tausch aus Ueber- 
fluss sachlicher Güter (im Verein mit sittlicher Freiheit) die 
Grundlage der höheren geistigen Cultur und des wirthschaft- 
lichen Fortschritts entstehen kann: 

„Euch, ihr Götter, gehört der Kaufmann. Güter zu suchen 
Geht er, doch an sein Schiff knüpfet das Gute sich an." 

Die „verkehrscharf ende" Wirkung der Eisenbahnen be- 
ruht darauf, dass sie durch bessere Wechselbeziehung zwischen 
Bedürfniss und Befriedigungsmittel sowohl den Gebrauchs- 
werth, als den Tausch werth des Volks Vermögens erhöhen 
(Roscher), und zwar vermöge des durch sie gegebenen Trans- 
portfortschritts, der sich in den Momenten ihrer Wohlfeil- 
heit, Schnelligkeit, Massenbewegungskraft, Regel- 
mässigkeit und Sicherheit äussert. 

Wohlfeilheit. Es betrugen nach Portes (Progress of the 
nation) die Fahrpreise der englischen Posten 1834, also kurz vor 
Eröffnung der grossen Eisenbahnlinien, für die englische Mile 
(1 Mile = 1-6 fcm)6d. = 50 Pf. innerhalb, und 4 d. = 33 Pf. 
ausserhalb der Postkutsche. Heute rechnet man für die 
Person und' das Kilometer auf den englischen Eisenbahnen: 
IL Classe 8'32 Pf., III. Classe 4'96 Pf. — Güter, welche zu- 
meist auf den Canälen befördert wurden, bezahlten 4 d. per 
Ton und Mile (20*5 Pf. per Tonne und Kilometer); heute 
bezahlen dieselben im Durchschnitt nur 1 1 3 d. Die Preise 
auf der Strasse stellten sich gar auf 13 d. per Mile (66*6 Pf. 
per Tonne und Kilometer). Im Durchschnitt beansprucht daher 

Unter dem Beiwerk der modernen Civil isaiion ist keines wich- 
tiger als der Handel, dessen Verbreitung wahrscheinlich mehr als irgend 
etwas Anderes für die Vermehrung der Bequemlichkeit und des Glücks 
der Menschen gethan hat (Buckle, I, 23i>). 

1* 
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heute das Reisen, den weit geringeren Zeitaufwand ausser 
Ansatz gelassen, nur den vierten Theil der früheren Ausgabe, 
während Güter den dritten Theil der alten Canalpreise kosten. 
— Vor 100 Jahren kosteten Kaufmannsgüter von London nach 
Birmingham 7, nach Oxford 12 Pfd. per Ton; der Verbrauchs- 
rayon der Kohle erhob sich nicht über *20 Miles von ihrem 
Fundorte (Weber, Vom rollenden Flügelrade, S. 107). 

In Frankreich zahlten vor Einführung der Eisenbahnen 
die Reisenden durchschnittlich zwar nur '2*5 d. per Mile 
(13 Pf. per Kilometer) anstatt 5 d. in England; dagegen war 
die Beförderung eine weit langsamere. Heute zahlt man durch- 
schnittlich 5 Pf. für die Person und das Kilometer. Güter 
kosteten 3 d. per Ton und Mile (15'4 Pf. per Tonne und 
Kilometer) für gewöhnliche, und 6 d. (30*7 Pf. per Tonne 
und Kilometer) für schnelle Besorgung. Auf den Canalen 
zahlten Güter nur 1 bis 2 d. per Ton (5*1 bis 10 2 Pf.); doch 
waren die Verschleppungen an Zeit überaus gross (oft 3 bis 
4 Monate für eine Durchfuhr über 150 Miles). 1 ) Foville (la 
transformation des moyens de transport) rechnet den heutigen 
Mittelpreis des Transports für das Tonnenkilometer bei der 
gewöhnlichen Roulage in Frankreich . . . = 25 Centimes 

auf den Eisenbahnen = 6 „ 

auf Flüssen = 2 „ 

auf Canalen s= 3 — 4 „ 

Im Jahre 1864 beförderten die französischen Bahnen 
75 Millionen Reisende zu 5'/ 2 Cent, per Kilometer und 
50 Millionen Tonnen Waaren zu 6'/ 2 Cent. Diese Transport- 
masse hätte mit den alten Beförderungsmitteln und zu den 
alten Beförderungspreisen 800 Millionen Franken mehr ge- 
kostet; ja sie wäre nicht versandtfähig gewesen, da die alten 
Preise gestiegen wären (Schäffle, II, 186). 

In Preussen stellten sich nach Henz die Beförderungs- 
kosten von Steinkohle für den Centner und die Meile wie folgt : 
1836 vor Eröffnung der Eisenbahnen .... 0*150 M. 
1848 nach „ „ „ .... 0-042 „ 

1858 „ „ „ „ .... 0-0187 „ 

1878 „ n . n n .... 0*085 „ 

Der Frachtpreis des Jahres 1878 betrug also nur den 
achtzehnten Theil der vor der Eisenbahnzeit auf der Land- 
strasse eingehobenen Frachtsätze. 



s ) Ztg. d. V. d. E. V. 1876, 1085. 
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Noch in den Dreissigerjahren kostete, damit auch des 
durch Eisenbahnen so sehr verbilligten und beschleunigten 
Nachrichtenverkehrs erwähnt werde, ein einfacher, auf 
den gewöhnlichen Landwegen beförderter Brief von Frank- 
furt a. M. nach Danzig nicht weniger als 15Sgr. (=Mk. 1.50), 
von Kopenhagen nach Odessa 170 Schill. (= Mk. 3*97), gegen 
heute 10, beziehungsweise 20 Pf. (Weltpost, 294). 

Um auch der so sehr verbilligten Schiffsfrachten zu 
gedenken, ein Beispiel: Die Fracht von Japan nach Suez 
betrug noch Anfangs der Siebzigerjahre unseres Jahrhunderts 
500 bis 750 Franken per Tonne. Heute ist sie für die Strecke 
Japan-Marseille auf 130 Franken (also weniger als 

1 Centime per Kilometer) gesunken (während die billigsten 
Eisenbahntarife der höheren Selbstkosten wegen nicht unter 

2 Centimes fallen können). 

Schnelligkeit. Der immer rascher sich gestaltende Capital- 
umsatz in Industrie und Handel hob den Werth der Arbeits- 
zeit und Transportdauer selbst über den des Transport- 
aufwands; daher das Moment der Transportschnelligkeit mit 
immer grösseren Ansprüchen in das Verkehrsleben trat. Diesem 
Momente konnte nur die Dampfbetriebskraft entsprechen. 
Daher sagte auch mit vollem Recht Rankine: „Die Eisenbahn, 
vollständig und fertig, wie sie uns Stephenson hinterliess, 
ist ein Erzeugniss der Notwendigkeit und des Geistes ihrer Zeit." 

In welchem Masse seit Erfindung der Eisenbahnen an 
Zeit gespart wird, beweisen folgende Beispiele: Als Crora- 
well lebte (1657), wurden die einmal in jeder Woche ver- 
theilten Postsäcke von reitenden Boten besorgt, welche höch- 
stens 5 Miles (8 km) in der Stunde, einschliesslich der Halte- 
zeiten, zurücklegten. Im Jahre 1784 trat über Vorschlag John 
Palmer's an Stelle der reitenden Boten (postboys and horse- 
back) die Beförderung der Briefsäcke mit den Personenwagen 
(passenger coaches), welche anfangs 6, später 10 englische 
Meilen in der Stunde zurücklegten. Im Jahre 1755 verkehrten 
die ersten „Mail-Coaches" (Postkutschen). Die Fahrpost von 
Edinburg nach London (75 g. M.) fuhr im Jahre 1775 drei 
Wochen „so Gott will"; heute legt man diese Strecke in 
10 Stunden zurück. Die erste Landkutsche (1759) zwischen 
London und Manchester versprach — „so unglaublich es 
scheinen möge" — in 4y. 2 Tagen zu fahren. Im Jahre 1824 
waren dazu nur mehr 27 Stunden nothig und heute fährt 
man kaum 5 Stunden. 



Digitized by Google 



6 



Capitel I. 



Wie war es denn doch noch gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts, z. B. in Preussen, um das Reisen bestellt? Im 
zweiten Bande des Nicolai' sehen Reisehandbuches heisst 
es beispielsweise: „Jemand, der verreisen will, meldet sich, 
wofern er mit der ordinären Post zu reisen gedenkt, in dem 
Hofpostamte (Berlin) einige Tage vor Abgang der Post; 
daselbst wird er gegen Bezahlung des Postgelds bis auf die 

erste Station eingeschrieben Wer mit Extrapost 

abgeht, muss sich von dem Gouvernement einen Pass geben 
lassen, ohne welchen man nicht aus dem Thore gelassen 
wird . . . u. s. w." 

Die Wege, namentlich in dem schweren Lehmboden Ost- 
holsteins und vollends in der Marsch, waren im Winter theils 
gar nicht, theils nur mit äusserster Anstrengung und selbst 
nicht ohne Gefahr zu begehen. Wer von Schleswig etwa eine 
Winterreise nach Hamburg unternahm, pflegte vorher zum 
Abendmahl zu gehen. Zwischen Kiel und Altona bewegte sich 
bis 1832 eine „Diligence" (lucus a non lucendo) wöchentlich 
einmal in 24 Stunden und darüber, deren Ankunft von einer 
ansehnlichen Menge Theilnehmender begrüsst zu werden pflegte. 
„Vom 1. Juni 1832," so kündigte das Kieler Correspondenz- 
blatt mit bewusster Genugthuung an, „wird täglich eine 
„Deligence" nach Altona abgehen und täglich eine ankommen. 
Zu gleicher Zeit wird mit der „Deligence" eine Briefpost ver- 
bunden, so dass man künftig" — es schien einer eigenen Ver- 
sicherung zu bedürfen — „täglich nach Hamburg, Altona und 
dem Auslande Briefe absenden und von dort empfangen kann." 
(Dr. Gänsen, Poleographie der Cimbrischen Halbinsel, Stutt- 
gart 1886). 

Im Jahre 1827 wurde zwischen Kassel und Berlin an 
Stelle der bis dahin bestandenen „Diligencen" eine Eilpost 
hergestellt, welche zweimal die Woche ging und in 2 1 / 2 Tagen 
ihr Ziel erreichte; heute legt man diesen Weg in 10 Stunden 
zurück. Zwischen Berlin und Königsberg verkehrte die Schnell- 
post zweimal wöchentlich in 67 2 /u Stunden, die Fahrpost gar 
in 102 Stunden. Der Fahrpreis betrug 23 Thlr. 7 Gr. (G9'8 M.); 
heute fährt man dieselbe Strecke in kaum 13 Stunden, Fahr- 
preis II. Cl. 39*4 M. Die Reise von Wien nach Triest, welche 
man heute in 13V 2 Stunden zurücklegt, beanspruchte eine 
Reisedauer von 4 Tagen. Bei schlechtem Winterwetter wagte die 
Fahrpost ab Laibach den Weg über den Karst nicht anzutreten, 
daher man oft genothigt war, 2 bis 3 Tage in Laibach zu warten. 
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Ein ähnliches Verhältniss in der Zunahme der Schnellig- 
keit der Beförderung wie im Eisenbahnverkehr datirt seit Ein- 
führung der Dampfschifffahrt auf den Wasserstrassen. Von 
Cincinnati bis Pittsburgh fuhr man vorher in GO bis 70, nach- 
her in 9 Tagen (Stein-Wappaeus, Amerika). Während man 
noch um 1800 nach China in 8 bis 9 Monaten fuhr, hat man 
jetzt von Queenstown nach Hongkong nur 48 Tage und ab 
Brindisi gar nur 30 Tage nothig. Columbus brauchte zu 
seiner Ueberfahrt nach Amerika 44 Tage; heute fahren die 
neuen deutschen Eilpostdampfer des norddeutschen Lloyd ab 
Bremerhaven über Southampton nach New- York in 8 Tagen. 

Durchschnittlich legt ein englischer Postdampfer 13 bis 14 
Knoten in der Stunde zurück (l Knoten = 1 Seemeile = 25 Minuten). 
Die französischen Dampfer der Messagerie, welche auf der Singapore- 
Linie fahren, machen 15Knoien, während die neuen Dampfer der Cunard- 
Linie die ausserordentliche Geschwindigkeit von 20>/ 4 Seemeilen in der 
Stunde erreichen. Dieselben legen die Strecke Queenstown(Irland)-Ne\v- 
York (ungefähr 2700 Seemeilen) in G'/ 2 Tagen zurück. Die französischen 
Dampfer der Linie Hävre-New-York laufen die 3200 Seemeilen lange 
Route in beiläufig 8 Tagen. 

Im Allgemeinen ist die grosse Schnelligkeit des Eisen- 
bahntransports jedoch nur für den Personen verkehr wahr- 
haftes Bedürfniss, 1 ) in weit geringerem Masse für den Güter- 
verkehr, welcher in gewöhnlicher Zeit weniger der Schnellig- 
keit, als der Pünktlichkeit der Bahnbeförderung und der mög- 
lichst sicheren Vorausberechenbarkeit seiner Zeitdauer bedarf. 

Massenbewegungskraft. Die Maschine dient zur Ver- 
wendung einer mechanischen Kraft, die auf sie übertragen 
wird behufs Verrichtung einer bestimmten Arbeitsleistung. 

Zur Vermehrung der Nutzwirkung der Triebkraft, des 
Motors, behufs leichterer Fortschaffung der Körper, welche 
durch die Maschine auf Strassen fortbewegt werden sollen, 

') Der schnellste Zug in den Vereinigten Staaten, nämlich der Li- 
mited-Express von New- York nach Washington, legt die 365 km lange 
Strecke in 6 Stunden 5 Minuten, also genau 1 Arm in 1 Minute zurück, 
bei nur dreimaligem Anhalten. Der Expresszug Berlin-Köln braucht für 
5S0 km 10 Stunden oder 600 Minuten, fährt also bei Berücksichtigung 
zwölfmaligen Anhaltens ebenso schnell. Der Expresszug von New-York 
nach Chicago legt 1467 km in 1530 Minuten zurück; für Benützung dieses 
Zuges muss ein bedeutender Zuschlag zu dem gewöhnlichen Tarifsatz 
bezahlt werden, welcher aber zurückerstattet wird, wenn der Zug, aus 
welcher die Ursache es auch sei, sich verspätet. Die 870 km lange Strecke 
London- Aberdeen wird einschliesslich der 114 Minuten betragenden Auf- 
enthaltszeit in 14 Stunden 50 Minuten zurückgelegt, während die Fahr- 
zeit Paris-Marseille (880 km) einschliesslich 82 Minuten Aufenthalt 
14 Stunden 52 Minuten beträgt. 
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dient namentlich die Verminderung der Reibung, welche 
anderenfalls die Leistung wesentlich beeinträchtigen, wenn 
nicht ganz unmöglich machen würde, zu welchem Zweck man 
den Weg mit glatten eisernen oder stählernen Schienen be- 
legt, auf welchen der Motor, die bewegende Kraft, die Lasten 
fortschleppen soll. So entstanden Eisenbahnen oder 
Schienenstrassen. 

Es zieht nun nach Arago ein Pferd mit derselben An- 
strengung auf einer guten Landstrasse durchschnittlich 
20 Centner, auf einer Eisenbahn 200 Centner (Moniteur 1838, 
116). Nach Hermann (Staatswirthschaftliche Untersuchungen, 
Seite 253) zieht ein Pferd bei etwa 3 Fuss Geschwindigkeit 
in der Secunde ein Gesammtgewicht auf ebener Landstrasse 
von etwa 40 Centnern, und auf ebener Eisenbahn von etwa 
400 Centnern. Die Schienenstrasse leistet also bei gleicher 
Kraft das Zehnfache des Strassentransports. 

Die Dampfkraft selbst verhält sich zwar ökonomisch 
wie die Pferdekraft, d. h. auch sie ist eine Umsetzung von 
ökonomischer Leistung an menschlicher Arbeit und Capital- 
nutzung in mechanische Kraft, nur mit dem wesentlichen 
Unterschiede, dass deren Wirksamkeit alle früheren ökonomi- 
schen Leistungen weit übertrifft, so dass die Leistung eines 
Dampfpferdes ungefähr der von drei wirklichen Pferden bei 
täglich zehnstündiger Arbeit gleichkommt (Fairbai rn). 1 ) Hierzu 
tritt, dass sich die Kosten des Unterhalts und der Leitung eines 
wirklichen Pferdes ungefähr I2mal so hoch stellen, als die Kosten 
des Dampfes, was eine Folge der starken Spannung des Dampfes 
durch die Benützung der Expansion, also die Verwendung des 
Dampfes als Gas statt als gesättigter Dampf ist. Man benützt 
jetzt einen Druck, bei dem nur ein Viertel des Dampfes nöthig 
ist, um die übrige Leistung durch Expansion zu bewirken, so 
dass man heute nur ein Elftel von dem Brennstoff verbraucht, 
der vor hundert Jahren erforderlich gewesen wäre. 

Galt zufolge zieht die Locomotive durch Gebrauch von 1 Pfund 
Coaks 2 Tons eine englische Meile in 2 Minuten. Vier Pferde würden das- 
selbe Gewicht nur in 6 Minuten befördern. Nach Geheimrath Dr. E nge l 
wird im Durchschnitt für 1 Mark geleistet: mittelst Dampfkraft 224*5 Tons, 
mittelst Pferdekraft 8*5 Tons und mittelst Menschenkraft 1-9 Tons. 



•) Sir William Fairbairn, der berühmte Ingenieur für Eisencon- 
struetionen, Freund G. Stephenson's, nannte treffend die Locomotive 
r das eiserne Hausthier der Menschheit", das indessen auch acclimatisirt, 
d. h. den Bedingungen des Orts seiner Verwendung individuell angepasst 

werden muss. 



Digitized by Google 



Transportfortschritte. f» 

Hierzu kommt noch der Umstand, dass das Pferd mit den 
grossen Leistungen des Dampfes in der Geschwindigkeit 
der Ortsbewegung bei weitem nicht concurriren kann. Aus 
diesem Umstand erklärt sich die durch Eisenbahnen ermöglichte 
Massenbewegung der Transporte, die vordem gar nicht erreich- 
bar gewesen wäre. So wurden beispielsweise in England 1834 
vor Eröffnung des Eisenbahnbetriebs gegen 1865 befördert: 

1834 1865 

Personen 30,000.000 251,863.000 

Güter ^Tons) . 23,000.000 114,590.000 

während im Jahre 1883 auf den Eisenbahnen des Vereinigten 
Königreichs 639,000.000 Personen, also 21 mal so viel beför- 
dert wurden, als vor deren Einführung. Fünfundzwanzig- 
tausend Züge rollen täglich auf dessen Bahnnetz hin und 
her, täglich fast zwei Millionen Reisende und 14 Millionen 
Centner Güter führend! Ein anderes Beispiel: Der Verkehr 
auf der Linie Leipzig- Dresden, dessen Verdopplung an- 
fänglich Manche für ein Hirngespinnst hielten, hat sich bis 
1877, also in 38 Jahren, auf das 5 2 fache vermehrt (Preuss. 
statist. Zeitschrift 1880). In Schleswig, Holstein und Lauen- 
burg, wo 1834 durch Öffentliche Verkehrsmittel 3000 Personen 
befördert worden waren, wurden 50 Jahre später (1884) zehn 
Millionen Reisende mittelst Eisenbahnen befördert (Archiv für 
Post und Telegraphie, Berlin 1887, Nr. 5). Im Jahre 1838 be- 
förderte die Kaiser Ferdinands-Nordbahn 190.642 Reisende, 
1885 mehr als vier Millionen; damals wurden 29.917 Tonnen 
Fracht transportirt, 1865 6 2 Millionen Tonnen. Die Ausbeute 
der mährisch-schlcsischen Kohlengruben ist von 400.000 Centner 
auf 52 Millionen Centner jährlich gestiegen. 

In ähnlicher Weise, wie die Eisenbahnen der Strassen- 
und Wasserfracht Concurrenz machen, so tritt auch das 
Schraubenschiff mit den kleinen Schiffen, ja vielfach selbst 
mit der Eisenbahn in Wettbewerb. Vordem gingen zwischen 
New-Castle und London meist nur kleine Schiffe mit 150 
Tons Kohle beladen, die heutigen Schraubenschiffe führen 
1500 Tons, also lOmal so viel. 1 ) Nach London wurden 
Kohlen (englische Tons) geführt: 



i) Es ist nicht lange her, dass die Oceandampfer zwölfhundert oder 
fünfzehnhundert Tons hielten. Jetzt sind die grossen Dampfer der 
transatlantischen Linie bis auf zehntausend Tons gekommen. 
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1844 1870 . 1878 

durch die Canäle . 1,240.222 17.207 — 

durch die Bahn . . 983.130 3,758.090 5,99*2.780 
zur See 1,490.000 2,993.710 4,116.000 

Der Canaitransport, der 1844 vollkommen herrschte, war 
für 1878 auf Null herabgesunken, obgleich sein Preis von 
1H50 bis 1«70 von 2 Pence auf l / 3 Penny per Ton und 
englische Meile herabgesetzt worden war (v. Weber, Die 
Wasserstrassen Englands, Deutsche Rundschau, Mai 1884). 

Regelmässigkeit. Die Regelmässigkeit des Eisenbahn- 
transports und die Sicherheit der Verkehrszeitberechnung 
äussern ihre wohlthätige Wirkung zunächst in der Ersparung 
von Zeit selbst, dann aber auch, indem Eisenbahnen wie eine 
Nationaluhr" wirken, erziehend, weil an Ordnung und Pünkt- 
lichkeit gewöhnend (Roscher). Die Regelmässigkeit und die 
damit verbundene sichere Berechenbarkeit des Erfolgs kenn- 
zeichnen am deutlichsten den höheren Gebrauchswerth der 
Eisenbahnen dem natürlichen Wasserweg gegenüber. Wäh- 
rend die Fluss- und Canalschifffahrt in unserer gemässigten 
Zone durch Trockenheit und Frost etwa vier Monate des 
Jahrs gesperrt, die Seefahrt oft durch Gegenwinde u. s. w. 
gestört ist, was, abgesehen von den dadurch hervorgerufenen 
Schwankungen der Frachtpreise der binnenländischen Wasser- 
wege, auch deren Benutzer zur Haltung grösserer Vorräthe 
und dadurch zu unmittelbaren Auslagen nöthigr, ist die bei 
den Eisenbahnzügen durchschnittlich eintretende Verspätung 
einerseits eine geradezu verschwindend kleine, da bei wirklich 
einmal vorkommenden grösseren Betriebsstörungen sofort Hilfs- 
wege einspringen und die Verkehrsbeförderung ihrerseits über- 
nehmen; andererseits aber sichern, Fälle von höherer Gewalt 
ausgeschlossen, die zumeist vorgesehenen Lieferfristentschädi- 
gungen den Benutzer auch dann vor grösserem Schaden, wenn 
eine Verspätung der Waarenablieferung, selbst ohne nach- 
weisbares Verschulden der Eisenbahn, stattgefunden hat. 

Sicherheit. Betreffs der persönlichen Sicherheit der Rei- 
senden wurde bereits einmal von M. v. Weber hervorgehoben, 
dass im Königreich Sachsen jährlich mehr Menschen vom Blitz 
getödtet werden als in 15 Jahren auf allen deutschen. Eisen- 
bahnen Reisende durch Eisenbahnunfälle getödtet wurden. In 
den Jahren 1860 bis 1868 sind nach Fletcher in den 
Strassen von London fünfmal so viel Menschen durch Pferde- 
wagen umgekommen, als Eisenbahnreisende in Grossbritannien. 
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Nichtsdestoweniger bilden die Unfälle eine finstere Nachtseite 
des Eisenbahnverkehrs, die umsomehr erschreckt, als in der 
Regel eine grössere Anzahl von Menschen verletzt oder ge- 
tödtet wird. — Ueber die Hälfte aller auf unseren festländi- 
schen Bahnen vorkommenden Beschädigungen bewirkt der 
Zusammenstoss von in Bewegung gesetzten Zügen. In Eng- 
land uberwiegen die Entgleisungen. 1 ) 

Weiterhin äussert sich das Moment der Sicherheit im Per- 
sonenverkehrin der dabei gebotenen Bequemlichkeit, im Frachten- 
verkehr in der grösstmöglichen Wahrung des Transportguts 
vor Beschädigung und Verlust. 

2. Folgewirkungen der Eisenbahnen. 

Die vorgeschilderten allgemeinen Wirkungen der durch 
Eisenbahnen herbeigeführten Verbesserungen des Personen- 
und Sachentransports, welche einen wesentlich vermehrten 
Gebrauch des Transportmittels im Gefolge hatten, d. h. die 
Dichte des Verkehrs ungemein steigerten, haben gleichzeitig 
damit eine vollständige Umwälzung auf allen Gebieten der 
Wirthschafts- und Lebensverhältnisse hervorgebracht, welche 
auch heute noch lange nicht als abgeschlossen betrachtet 
werden kann, zumal ja die moderne Technik ungeheuere 
Ländergebiete im Osten unseres Welttheils noch nicht er- 
schlossen hat, deren Wettbewerb auf dem Weltmarkte daher 
erst später eintreten wird. 

Urproduction. Gehen wir nunmehr etwas näher, soweit 
es der Gegenstand unserer Aufgabe unbedingt erfordert, ohne 

l ) Die Zahl der Unfälle hat sich nach den Ausführungen des preussi- 
schen Eisenbahnministers v. Maybach (Abgeordnetenhaussitzung vom 
4. Februar 1887) 1885/8G gegenüber 1873 vermindert: auf 1 km Bahn- 
länge von 0-1 auf 0-060, also auf ungefähr die Hälfte; auf 1 Million Ax- 
kilometer bei Personenwagen von 1-99 auf 1*18; auf 1 Million Personen- 
kilometer von 0*42 auf 0*25; auf 1 Million Zugkilometer von 15-18 auf 
8-16; auf 1 Million Axkilometer aller Art von 0*32 auf 0*19. Ungünstiger 
liegen die Verhältnisse beispielshalber in Nordamerika. Nach den Auf- 
zeichnungen der „Railroad Gazette" stürzen in den Vereinigten Staaten im 
Durchschnitt allein jährlich 40 Eisenbrücken unter Zügen ein, was für 
Deutschlands Eisenbahnnetzlänge 8 Brücken einstürze im Jahre ergäbe. Die 
amtliche Statistik der Vereinigten Staaten weist für 1880 nicht weniger 
als 2540 Tödtungen und 5674 Verwundungen auf. Die Hinterbliebenen 
eines ohne sein Verschulden ums Leben gekommenen Passagiers werden in 
der Regel mit 20.000 Mk. entschädigt. Daher auch die an die Verunglückten 
zu zahlenden Entschädigungen jährlich viele Millionen Dollars betragen. 
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dabei die thatsachliche Gestaltung der Thätigkeiten der Volks- 
wirtschaft unter dem Einfluss des neuen Beförderungsmittels 
systematisch verfolgen zu wollen, auf die Folgewirkungen der 
Eisenbahnen ein, so finden wir zunächst, dass es erst in Folge 
des Strebens des neuen Transportmittels, Raum und Zeit 
soweit als thunlich zu überwinden und dadurch den Wett- 
begehr der Käufer zu erweitern, welcher bei beschränkter 
Zufuhr von aussen und des hierdurch im Inneren hochgestellten 
Preises mit der Erzeugung selbst wesentlich abnimmt, möglich 
geworden ist, den Bedarf und Ueberfluss an Nahrungs- 
mitteln selbst auf grosse Entfernungen hin auszugleichen 
und dadurch auch eine Ausgleichung der bei gehindertem 
Verkehr mit fremden Märkten oft tief sinkenden oder steigenden 
Productenpreise herbeizuführen. 1 ) An die Stelle der alten 
örtlichen Marktpreise tritt heute mehr und mehr ein Welt- 
marktpreis. So betrug z. B. der Preisunterschied bei Weizen 
zwischen Prag und Bern im 17. und 18. Jahrhundert über 
120 Procent, seit Ausbildung der Eisenbahnen nur etwa 
15 Procent. Das wirksamste Heilmittel gegen die früher so 
häufige Hungersnoth in Britisch-Indien ist die Ausbildung eines 
guten Strassen- und Eisenbahnsystems gewesen. Wo der Dampf- 
wagen rollt, muss die Hungersnoth weichen, Kleidung und 
Nahrung der Bevölkerung werden wohlfeiler. 2 ) „Die Aus- 
gleichung von localem Ueberfluss und Mangel (an Lebens- 
mitteln, Arbeitern u. s. w.), die man den Eisenbahnen im 
Allgemeinen verdankt, hat eine Constanz der Preise und 
die leichte Berechenbarkeit der mit ihnen zusammenhängenden 
Verhältnisse im Gefolge, was wirtschaftlich wie sittlich ein 
grosser Segen ist (Roscher). 



*) So ist z. B. in den Jahren 1822 und 1823 der Getreidepreis in 
England blos darum so ungemein tief gefallen, weil der Kornhandel durch 
das Gesetz von 1815 Oberhaupt gelähmt war (Hermann, Staatsw. Unter- 
suchungen 426). Umgekehrt brachte die einzige geringe Ernte von 1863 
schon in mehreren Gegenden Ungarns (Kornkammer \) eine Hungersnoth 
hervor, weil seine Getreidevorräthe durch neu entstandene Eisenbahnen 
plötzlich nach Westen ausgeführt worden waren. 

2 ) Allerdings steht das Auftreten der Hungersnoth, abgesehen von 
dem Mangel an Verdienst der nicht ackerbautreibenden Bevölkerung Ost- 
indiens, mit der religiös-socialen Absperrung in Verbindung, welche z. B. 
keinem echten Hindu gestattet, Brot zu essen, das von dem Mitgliede einer 
anderen Kaste gebacken ist. Indessen hat das Kastenwesen gerade durch 
den Bahnverkehr einen gewaltigen Stoss erhalten, was sich schon bei der 
Verpflegung der Truppen ze ; gt. 
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Selbst beim Arbeitslohn spielt der eingetretene Aus- 
gleich zwischen Bedarf und Ueberschuss an Nahrungsmitteln, 
den die Einbeziehung der Urproduction in den Weltverkehr 
zur Folge hatte, eine ganz wesentliche Rolle. 

Industrie. Während bei der Bodenhervorbringung (Ur- 
production) in erster Linie das Moment der Ausgleichung 
hervortritt, was sich aus den allgemeinen Verhältnissen der 
Erzeugung zum Verbrauche erklärt, tritt in der Industrie mehr 
die preisermässigende Wirkung der Eisenbahnen in den 
Vordergrund. Fast von allen Erzeugnissen der Gewerbe stehen 
die Preise heute weit tiefer als in älterer Zeit, obwohl der 
gegenwärtige Bedarf derselben weit stärker ist als der frühere, 
was zum Theil mit der Verbesserung der mechanischen 
Erzeugungsart und der Beförderungsmittel, hauptsächlich aber 
damit zusammenhängt, dass die Minderung der Transport- 
kosten bei allen frachtbaren Gütern Preisermässigungen ausser- 
halb ihrer Erzeugungsorte bewirkt und ihren Markt erweitert 
hat. Die Eisenbahn ist eine grosse arbeitersparende Erfindung. 
Sie vermehrt zwar weder die Menge des Getreides, das der 
Landwirth ziehen kann, noch die Menge der Waaren, welche 
der Fabrikant herstellt. Aber sie vermehrt durch die Ermässi- 
gung der Transportkosten die Menge aller der verschiedenen 
Dinge, welche im Tausch für Erzeugnisse jeder Art erlangt 
werden können, was praktisch auf dasselbe wie jenes hinausläuft. 

Während die Eisenbahnen auf der einen Seite eine, grössere 
Gebiete einschli essende Vertheilung der Arbeitskräfte und die 
Zusammenlegung von zu einer umfassenden Production gehörigen 
Arbeitszweigen an den Ort, wo sie am sichersten und wohl- 
feilsten die erforderlichen Stoffe und Arbeiter finden, oder wo 
ihrem Product der weiteste Markt offen steht, gestatten, begünsti- 
gen sie auf der anderen Seite den Grossbetrieb, indem sie 
durch Ermöglichung des Massentransports auf weite Entfernun- 
gen hin zu einer Erweiterung des Marktgebiets und hiermit zur 
Anwendung von Maschinen, welche die Arbeitstheilung er- 
leichtern, gleichzeitig aber auch zu einer noch ungleichartigeren 
Vertheilung von Besitz und Einkommen führen, wie denn 
überhaupt die Erfindungen und Entdeckungen, welche in diesem 
Jahrhundert die Fähigkeit der Gütererzeugung so ausserordent- 
lich steigerten, sich nicht als ungemischte Wohlthat erwiesen 
haben. 

Auch im Bereiche der Gewerbe haben die Eisenbahnen 
in vielen Fällen eine andere örtliche Ansammlung von Menschen 
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veranlasst und dadurch zur Verdichtung der Bevölkerung in 
den grossen Verkehrsmittelpunkten ebenfalls wie der Gross- 
betrieb beigetragen, indem die Unternehmer oft wesentliche 
Ersparniss durch billige Handarbeit, z. B. bei Tabakfabriken 
u. s. w. finden, welche die grossen Städte leichter als kleinere 
liefern. So wuchs in Westpreussen zwischen 1817 und 1864 
die städtische Bevölkerung nur um 81 Procent, die ländliche 
um 127 Procent, während der letzten Jahre dagegen jene 
doppelt so stark als diese (Preuss. stat. Zeitschr. 1867). Die 
Zahl der Einwohner von Budapest ist während der letzten 
20 Jahre von 150.000 auf 420.000 angewachsen. Aehnlich 
liegt das Verhältniss in Berlin u. s. w. 

Handel. Schon Knies (Die Eisenbahnen und ihre Wir- 
kungen) bemerkte: „Durch die ganze Geschichte hindurch 
läuft das Vorschreiten und die Entwickelung des Handels 
parallel der Verbesserung und Verbreitung der Communica- 
tionsmittel," wie bereits früher James Watt hervorhob („The 
road map of a country is the likeness of its welfare"), dass 
die Strassenkarte eines Landes das Porträt seiner Wohlfahrt 
sei. Es ist daher selbstverständlich und aus dem Gesagten auch 
leicht erklärlich, dass der Handel durch die Erfindung der 
Eisenbahnen, sowie zum Theil auch der Dampfschifffahrt, in 
einem ungeheueren Masse an Ausdehnung gewonnen hat. 1 ) 
In Folge der Transportvervollkommnungen sind die Länder der 
heissen Zone den Ländern der gemässigten Zone unendlich 
näher gebracht worden, hat ihr wechselseitiger Verkehr durch 
Verminderung der Gefahr, des Zeitaufwands und der Trans- 
portkosten, sowie durch die grössere Regelmässigkeit un- 
berechenbar gewonnen. Was insbesondere die internationale 
Vermehrung anbelangt, so hat der Statistiker Du die y Baxter 
den Nachweis geführt, dass der Eintritt der Eisenbahnen, nicht 
aber der Freihandel den grossen Aufschwung des auswärtigen 
Handels bewirkte. 

Der Handel hat aber nicht allein durch die räumliche, 
sondern wesentlich auch durch die sachliche Ausdehnung, 
welche er durch die neuzeitlichen Verkehrsmittel erfahren hat, 
eine wesentlich andere Gestaltung als vordem angenommen. 
Artikel der Tropen, wie Kaffee, Thee, Gewürze u. s. w., die 

') Nach Neumann-Spallart betrug das Gewicht der Gütermenge, 
welche die Eisenbahnen 1882 beförderten, 1200 Millionen metrische 
Tonnen: das durch die Dampfschiffe beförderte Gewicht ungefähr die 
Hälfte dieses Gewichts. 
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früher nur für den Bemittelten zu erlangen waren, sind jetzt 
Volksnahrungsmittel und Gegenstände des Massenverbrauchs. 
Der Süden Europas versorgt den Norden mit seinen Natur- 
erzeugnissen und umgekehrt der Norden den Süden mit den 
Erzeugnissen seiner Industrie und seines Gewerbefleisses u. s. w. 
Aber auch hinsichtlich der Art des Betriebs hat der Handel 
eine Aenderung erlitten. Zunächst neigt der Detailhandel 
auf höherer, durch Eisenbahnen erlangter Entwickelungsstufc 
zur capitalwirthschaftlichen Richtung: die Transportentwicke- 
lung führt die Consumenten der kleineren Orte in wenige, 
aber reich versehene städtische Magazine, während der klein - 
örtliche Handel mehr und mehr verödet. — Es zeigt sich 
weiterhin überall die Erscheinung, dass dort, wo die Intensität 
des Verkehrs zunimmt, d. h. dort, wo die heuzeitliche Technik 
und der Handel eine immer grösser werdende Anzahl von 
Verbrauchsgegenständen in den Bereich ihrer Thätigkeit ziehen, 
so dass dieselben mehr und mehr an den Preisvortheilen des 
Weltmarkts theilnehmen können, auch der Zwischenhandel 
sinkt, dessen „Umschlagskosten" hiermit entfallen, was als 
Gewinn der Gesammtwirthschaft zu buchen ist. Im Üebrigen 
haben ja auch die Eisenbahnen selbst einen grossen Theil der 
früher ausschliesslich der Vermittlung (Spedition) überlassenen 
Geschäftsthätigkeit übernommen. An Stelle der blossen Waaren- 
führer, welche den kaufmännischen Theil des Geschäfts 
Anderen überliessen, haben sie den Transportgebern gegen- 
über auch die Spedition und weitere Vermittlung der Sen- 
dungen in die Hand genommen und sich den Waarenverkehr 
durch ihre Tarife selbst gesichert. 

Die neuzeitlichen Dampftransportmittel haben es ermög- 
licht, dass die Erzeugung aller Culturstaaten mit deren Bedarf 
gegenseitig in Ausgleich gebracht werden kann. Die Getreide- 
vorrathe in Calcutta und Chicago üben eine Wirkung auf die 
Gestaltung der Preise in London oder Hamburg. Dies gilt 
insbesondere vom Terminhandel im Getreide. Die Arbi- 
trage, Ermittlung der günstigsten Einkaufs- und Verkaufs- 
plätze, wäre ohne Eisenbahnen und Dampfschiffe (allerdings auch 
in Verbindung mit dem Telegraphen) gar nicht durchführbar. 

Weiterhin vermindern die modernen Transportmittel und 
insbesondere die Eisenbahnen, indem sie das Ineinandergreifen 
der Production und Gonsumtion erleichtern, den sonst not- 
wendigen Umfang der Vorräthe und dadurch den Waaren- 
preis selbst. 
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Aber auch die Beweglichkeit der Personen hat 
ausserordentlich zugenommen. Nach Neumann-Spallart 
( Uebersichten der Weltwirtschaft) betrug 1882 die Anzahl 
aller Eisenbahnreisenden 2400 Millionen, was im Durchschnitt 
für jeden Tag etwa G'/ 2 Millionen ergiebt. Hierzu tritt der 
Wasserverkehr. — Die durch die Eisenbahnen und Dampf- 
schiffe gebotene Erleichterung der Ortsveränderung äussert 
sich im Personenverkehr namentlich in den Erscheinungen der 
Auswanderung und Freizügigkeit, d. h. der auch dem 
Aermsten gebotenen Möglichkeit der Aufsuchung von Stätten, 
die ihm bessere Unterhaltsbedingungen gewähren als die 
Heimat. Allerdings hat auch diese Beweglichkeit der Massen 
grosse sociale Nachtheile im Gefolge. 

Die Einwirkungen der Eisenbahnen äussern sich auch in 
den öffentlichen gesellschaftlichen Zuständen, und zwar, 
wie namentlich Staatssecretär Herzog (D. Rundschau, 42. Bd.) 
hervorhebt, insbesondere in dem demokratischen Zuge 
der Gesellschaft. Der Aermste wird mit dem Reichsten in 
demselben Eisenbahnzug befördert, der wohlhabende Bürger 
kann mit dem Fürsten in derselben Wagenclasse fahren, der 
englische Gentleman scheut sich nicht, mit dem Arbeiter in 
einem Wagen Platz zu nehmen. Dies wirkt aber auch erziehend 
auf den Arbeiter selbst, hebt ihn in seinen eigenen Augen 
und verwischt so den Unterschied der Stände. 

Es ist dem Gesagten zufolge wohl selbstverständlich, dass 
die Erfindung des neuen Beförderungsmittels, für dessen schwie- 
rige und verantwortliche Betriebführung ein eigener, ganz neuer 
Stand von Beamten gebildet werden musste, auch auf anderen 
Gebieten tiefgreifende Wirkungen im Gefolge gehabt hat. Zu- 
nächst sind Eisenbahnen in politischer Beziehung ein Macht- 
mittel ersten Rangs geworden. James Watt, der ruhmvolle 
Schöpfer der doppelt wirkenden Dampfmaschine (l 7oG bis 1819), 
war einst zu Georg III. von England beschieden, um ihm seine 
Erfindung zu erklären „Was verkaufen Sie eigentlich?" trug 
ihn der König. „Was die Könige lieben, Sire, Macht," er- 
widerte der Befragte. Die Eisenbahnen verstärken bei richtiger 
Handhabung ihres Betriebs kraft der ihnen innewohnenden 
äusseren Centralisationsstrebung die Macht der Regierung in 
ganz ausserordentlichem Umfange. So sind beispielsweise die 
Eisenbahnen in Britisch-Indien für die Eingeborenen der augen- 
scheinlichste Beweis für die Energie, Macht und Hilfsquellen 
der herrschenden Engländer sowie für jene Vortheile, die 
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Indien aus der Verbindung mit England überhaupt zieht. „Die 
Eingeborenen mögen," so rühmt sich die anglo-indische Re- 
gierung, „unser Recht und unser Grundsteuersystem nicht 
leiden; aber wenn wir überhaupt etwas an uns haben, das 
sie leiden mögen, so sind es unsere Strassen und Eisenbahnen." 
(Min. of ev. 1884, 3502.) 

Die Leichtigkeit des Reisens schwächt die Provinzia 1- 
gefühle ab, indem es die Menschen inniger als früher ver- 
mengt und dadurch den Nationalgeist stärkt. „Die Eisenbahn- 
fahrt, welche in einem einzigen Tage die Grenzen von dreissig 
souveränen Staaten durchschneidet, sie durchschneidet allmählich 
auch die Traditionen, welchen diese Grenzen noch entsprechen." 
(G. Cohn, Syst. d. N. O. I, 447.) Das hat schon Dr. Friedrich 
List, der wirtschaftliche Begründer des nationalen Svstems 
der politischen Oekonomie in Deutschland, und durch dieses, 
im Verein mit dem thatkräftigen Finanzminister Preussens 
T. G. A. v. Motz, des deutschen Zollvereins, welcher am 
I.Januar 1884 seinen 50jährigen Bestand feierte, erkannt und 
deshalb auf die grosse politische Bedeutung der Eisenbahnen 
hingewiesen. „Ohne unsere Eisenbahnen," bemerkt Roscher, 
„wäre die jetzige Einheit von Deutschland schwerlich zu Stande 
gekommen." „Keine Verkehrsanstalt hat vermöge der durch 
sie herbeigeführten Ueberwindung von Zeit und Raum so sehr 
wie gerade die Eisenbahn dazu beigetragen, die Idee zu kräf- 
tigen, dass die Völker nicht von einander abgeschlossen sein 
können, sondern dass sie durch ein gemeinsames, organisches 
Band miteinander verknüpft sind." (Dr. Meili.) 1 ) 

Aber auch religiöse Vorurtheile werden durch die 
Eisenbahnen behoben und Gewohnheiten geändert, welche 
sonst keine Macht der Erde überwunden hätte. Die Angehörigen 
der über 300 Hindukasten und der looo Bengalkasten reisen 
jetzt in demselben Raum, ohne Scheu, zusammen; ja selbst 
die Pilger benutzen die Bahnzüge. 

In militärischer Beziehung haben Eisenbahnen das 
Wesen des Landkriegs wesentlich verändert. Die Mobilisirung 
des Heeres und die Zusammenziehung seiner Theile auf den 
entscheidenden Punkt vollziehen sich in weit kürzerer Zeit 
als früher. Die Armee, welche die Eisenbahnen beherrscht, 
beherrscht das Feld und mittelbar gewinnt man heutzutage 
mit Eisenbahnen Schlachten. Die Nachführung von Ersatz- 



*) Internationale Eisenbahnverträge. Hamburg 1887. 

S< h roi iji r, bi« Elttnlabnen. 2 



Digitized by Google 



18 



Capitcl 1. 



truppen und von Proviant wird durch die Eisenbahnen erheb- 
lich erleichtert und gesichert. Ein Umstand, welcher der Macht- 
stellung Englands in Indien einen wesentlichen Rückhalt bietet 
und der Defensivkraft, welche durch die aus dem Mutterlande 
entsendeten Heeresabtheilungen u. s. w. gebildet wird, einen 
bedeutenden Zuwachs giebt, ist das weitläufig angelegte indi- 
sche Eisenbahnnetz. 1 ) 

Die Eisenbahnen haben erst die wesentlichen Verbesse- 
rungen des Postwesens, dieses umfassenden Hilfsmittels des 
Handels und Verkehrs, ermöglicht. Der mit 1. April 1879. 
wesentlich durch das Verdienst Dr. v. Stephan 's, des jetzigen 
Staatssecretärs des deutschen Reichspostamts, ins Leben ge- 
tretene Weltpostvertrag vom 1. Juni 1878, welcher das 
ungeheuere Gebiet von 82 Millionen Quadratkilometern mit 
800 Millionen Bewohnern umfasst, ist ein weiterer, höchst 
bedeutungsvoller Fortschritt im Verkehrsleben der Völker. „Er 
schlingt," sagt Dr. v. Stephan, „ein sichtbares Zeichen der 
Einheit um alle civilisirten Nationen." 

Die Eisenbahnen haben ein internationales Transport- 
recht geschaffen. Das jüngst in Bern zwischen den Staaten des 
europäischen Festlandes vereinbarte Eisenbahnrecht wird, wenn 
nicht alle Zeichen trügen, auch der Vorbote einer grösseren 
Zukunft in der Jurisprudenz sein; es wird, der Ansicht Pro- 
fessor Meili's zufolge, den Grundstein legen zu einem univer- 
sellen Eisenbahnrecht. Insbesondere wird sich dasjenige Privat- 
recht, welches für ' internationale Beziehungen vertraglich 
festgestellt wird, bald zu einem direct unter den civilisirten 
Staaten giltigen Eisenbahnrechtc, zu einem europäisch-einheit- 



•) Ah man in Preussen, dem heutigen Militärstaat par exccllcnce, 
zuerst an den Bau von Eisenbahnen herantrat, gab sich gerade in mili- 
tärischen Kreisen vielfach die entschiedenste Abneigung kund, auf die 
„ fatale Neuerung" Oberhaupt einzugehen. Der damalige Chef des Inge- 
nieurcorps, General Aster, bezeichnete die Eisenbahnen als ein „sünd- 
haftes Streben nach Allgegenwart". General Aster fürchtete wohl, die 
Defensivkraft des Lands durch Eisenbahnen geschwächt zu sehen. Da- 
gegen bemerkte der erleuchtete General Krauseneck, Chef des General- 
stabs der Armee: „Der Kriede ist die Regel, der Krieg die Ausnahme." 
Thatsächlich aber durften lange Jahre hindurch die Eisenbahnen in be- 
festigte Siädte nicht hineingeführt werden, wie denn überhaupt erst das 
unbesiegbare Vorwärtsdrängen des wirthschaftlichen Unternehmungsgeistes, 
des Handels und der Industrie der Entwickelung des Eisenbahnwesens die 
Wege bahnen musste. (Im Ucbrigcn vergl. „Die Eisenbahnen in ihrer 
Bedeutung für Kriegsvorbercitung und Kriegsführung." Ztg. d. Vereins d. 
E B. V. 1886, Nr. 19.) 
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liehen Welteisenbahnrechte ausweiten; was die „diseiplina 
navalis" der Hauptsache nach seit alten Zeiten ist, wird von 
dem Eisenbahnrechte im Tempo der Locomotive nachgeholt 
werden. 

Endlich hat auch die allgemeine Bildung und Erzie- 
hung des Volks, namentlich in Folge des durch Eisenbahnen 
so wesentlich erleichterten Reisens und durch die leichte 
Zugänglichkeit aller Erzeugnisse der Literatur, ausserordentlich 
gewonnen. Ist ja die Eisenbahn schon an und für sich — wie 
Roscher bemerkt — eine Schule der heutzutage so prakti- 
schen Geographie, ein Erziehungsmittel zur nationalen Pünkt- 
lichkeit. Selbst die indischen Fürsten, zu deren Ceremoniell 
es gehört, stundenlang warten zu lassen, stellen sich pünkt- 
lich auf der Station ein, nachdem sie die trübe Erfahrung 
gemacht haben, dass das Dampfross auch nicht eine Minute 
auf ihre Herrlichkeit wartet. 

* 

So gewaltig aber auch die Leistungen der Eisenbahnen 
gewachsen sind und so gross auch der durch sie hervorgerufene 
Nutzen, den zu einem Maximum für die Volkswirthschaft zu 
gestalten sich der Staat nunmehr selbst ins Mittel legt, indem 
er durch den Selbstbetrieb der Landesbahnen eine umfassende 
Ermässigung der Transportkosten anstrebt, ist — wenn dem 
anders wäre, würde wohl deren Benutzung eine weit geringere 
sein — so hat es doch nicht verhindert werden können, dass 
die Begehrlichkeit der Menschen noch schneller wuchs; daher 
denn auch die vielen Klagen über die Eisenbahnen seit 
deren Bestand: bittere Klagen über zu hohe Tarife, über 
Langsamkeit, über Unregelmässigkeit der Beförderung, über 
Benachtheiligung gegen Concurrenzbestrebungen u. s. w. Geht 
man doch so weit, zu sagen, dass Eisenbahnen ein Ruin für 
die Industrie seien und mehr Uebel verursachten als der Krieg! 
Bald beschuldigt man dieselben, dass sie alle übrigen coneur- 
rirenden Verkehrsmittel zugrunde richten, weil sie den ge- 
saramten Verkehr gewaltsam an sich reissen — bald, dass sie 
die Entwicklung ihres Netzes nicht genügend fördern, indem 
sie ihre Tarife zu hoch halten, Fahrpläne aufstellen, welche 
dem Bedürfniss des Verkehrs nicht angepasst seien u. s. w. 
Man kann solchergestalt eine Erscheinung von erstaunlicher 
Regelmässigkeit beobachten: Jene Theile der Bevölkerung, 
welche noch nicht im Besitze von Eisenbahnen sind, verlangen 

2* 
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solche mit Leidenschaft, rühmen ihre Wohlthaten und ver- 
künden im Voraus, dass dieselben ihr Gebiet bereichern und 
umgestalten werden. Die mit Bahnen versehenen Landestheile 
dagegen finden nicht genug bittere Worte der Anklage gegen 
dieselben. Es klingt nach all dem früher Gesagten fast wider- 
sinnig; allein, wer seine Kenntniss in Eisenbahnfragen ledig- 
lich aus dieser „Lamentoliteratur" schöpfen würde, müsste 
dazu gelangen — wie einmal die „Nationalzeitung" treffend 
hervorhob — „dass die fünfzigjährige Geschichte der Eisen- 
bahnen nichts als eine Geschichte von fünfzigjährigem Un- 
glück sei". 

Allerdings haben ja auch die Eisenbahnen, wie jede tief- 
einschneidende Neuerung, nicht allein Vortheile, sondern auch 
manche Nachtheile und Schäden sittlicher, socialer, sani- 
tärer und wirtschaftlicher Art mit sich gebracht. Vor Allem 
hat der durch sie hervorgerufene ungeahnte Aufschwung in 
der Entwickelung der materiellen Cultur, sowie die vorwärts- 
schreitende Bewegung der menschlichen Bedürfnisse die Blicke 
des Volks von den idealen Gütern der Menschheit, den allein 
unversiegbaren Quellen wahrer Gesittung und Bildung ab- 
gelenkt und bei der heutigen Richtung des sittlichen Geistes 
auf Ziele verwiesen, welche zum Theil durch den raffinirtesten 
Materialismus vergiftet werden. Mehr als je gilt heute der 
Spruch: „Nach Gold drängt Alles, am Golde hängt Alles." 
Ohne Eisenbahnen würden viel weniger Luxusreisen und 
hoffnungsreiche, aber unfruchtbare Geschäftsbeziehungen vor- 
kommen. Ebenso würde das grosse, in Eisenbahnen steckende 
Capital oft eine weit lohnendere Verwendung finden. 

Die Eisenbahnen haben im Verein mit dem durch sie 
beschleunigten Nachrichtenverkehr (Zeitunglesen u. s. w.) eine 
nervöse Beweglichkeit erzeugt, weshalb auch unser Jahr- 
hundert treffender wohl das „nervenschwache" als das „eiserne" 
genannt wird, insoweit vorherrschende bestimmte Krankheiten 
einen solchen Zeitabschnitt kennzeichnen. Fast 7 Millionen 
Eisenbahnreisende entfallen auf jeden Tag; 2400 Millionen 
Reisende auf das Jahr! „Diese Beweglichkeit und Unruhe aber 
dürfte zur Abkürzung des Volkslebens führen." (Roscher.) 

Dieselben Gründe, welche die Eisenbahnen zu Verkehrs- 
linien erhoben, bringen es mit sich, dass sie ansteckende 
Seuchen und Krankheiten, herrschende Laster auf ihre 
Schienenwege ziehen und rasch verbreiten. Die durch die 
Eisenbahnen hervorgerufene Beweglichkeit des heutigen Ver- 
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kehrslebens, die täglich weiter zunehmende Mobilisirung der 
Gesellschaft bringt es mit sich, dass Einkommensteuern 
mit ihren sich nothwendigerweise an die Person selbst hef- 
tenden Massnahmen der Einschätzung und Eintreibung dieser 
Beweglichkeit vielfach nicht zu folgen vermögen, wodurch der 
Druck der Steuerlast noch ungleicher, als es ohnehin der Fall, 
vertheilt wird. 

Die Eisenbahnen, welche die rascheste Zusammenziehung 
der militärischen Kraft auf die entscheidenden Punkte er- 
möglichen, haben gleichzeitig zur Folge, dass die Heeres- 
raacht mehr und mehr anwächst, weil viel mehr als früher 
auf eine Karte gesetzt werden muss. Zudem ist nicht sowohl 
ein erster Sieg, sondern die rastlose Ausnützung desselben 
heute das anzustrebende Ziel, was wieder die Zusammen- 
fassung einer grossen Truppenzahl erfordert. Mitunter mögen 
zwar durch Eisenbahnen Rüstungen erspart bleiben, da sie an 
und für sich ein namhafter Theil der Kriegsvorbereitung, ein 
Ersatz für kostspielige Truppencorps sind, und insoweit hatte 
List richtig bemerkt, dass die Eisenbahnen eine Verminde- 
rung der stehenden Heere gestatten würden. Im Ganzen jedoch 
ist durch dieselben für noch nicht absehbare Zeit eine immer- 
währende Kriegsbereitschaft aller Grossmächte unseres Welt- 
theils nöthig geworden. Von dem friedlichen Zeitalter Elihu 
Burrit's sind wir weiter als je entfernt; zuerst muss die Erde 
neuerdings vertheilt werden — bis dahin haben die Kanonen 
das Wort. Allerdings waren die Kriege der hochcivilisirten 
Völker seit dem Beginn des Zeitalters des Dampfes und der 
Maschine mehr Duelle von Armeen als Kämpfe von Völkern 
oder Classen. 

Die Eisenbahnen haben im Verein mit der Schifffahrt, 
kraft der ihnen innewohnenden Centralisationsstrebung, 
die Welt unter die Reichen vertheilt, das Massenelend, sowie 
die erdrückende Uebermacht des grossen Capitals vermehrt 
— die grosse Fabrik vernichtet die kleinen; das grosse Magazin 
unterbietet den kleinen Laden, bis es dessen Mitbewerb lahm- 
gelegt hat — und dadurch wesentlich zur Verschärfung der 
socialen Frage beigetragen, zumal sie auch durch die Er- 
leichterung des Personen- und Nachrichtenverkehrs aufreizenden 
Bestrebungen der gegen früher weit gebildeteren und zum 
Bewusstsein ihrer Macht gekommenen Arbeitervereinigungen 
Vorschub leisten. Soweit überhaupt der geschichtliche Blick 
zurückdringt, hat sich immer herausgestellt, dass dort, wo eine 
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Reihenfolge von grossen Erfindungen und Fortschritten gemacht 
wird, sich die ßesitzverhältnisse in gewaltiger Weise ver- 
schieben und mit ihnen die Machtverhältnisse in der mensch- 
lichen Gesellschaft. 

Die Eisenbahnen haben entfernt von ihnen gelegene 
Fabrikation massiger Producte nahezu unmöglich ge- 
macht — der Handel folgt ohnehin den Wasserwegen und 
Bahnen. Kleinere Orte, denen zwar keine Eisenbahnen, da- 
gegen andere Vortheile der Production: Kohle, Erz, arbeits- 
geübte Bevölkerung u. s. w. fehlen, verlieren an den Bahnen 
oft ihren früheren Erwerb. 

Auch auf die Zunahme der Bevölkerung scheinen 
die Eisenbahnen nicht ohne Einfluss geblieben zu sein, was 
nicht von Jedermann als ein Glück betrachtet wird. Die Be- 
völkerung Grossbritanniens und Irlands, welche 1801 9*2 Mil- 
lionen, 1841 16 Millionen und 1881 34 Millionen Köpfe 
betrug, hat sich demnach in der 40 Jahre umfassenden Zeit 
von 1801 bis 1841 um 74 Procent und von 1841 bis 1881 
um 112*5 Procent vermehrt. 

K. L. v. Hai ler (Wahre Ursachen der allgemeinen Ver- 
armung) verwirft nicht blos die breiten fadengeraden Strassen, 
welche die Städte und Dörfer nicht einmal berühren und sehr 
viel Land kosten, sondern mehr noch die Eisenbahnen, „deren 
Erbauung den Völkern und Fürsten neue ungeheuere Lasten 
auferlegt, während sie anderseits vielen tausenden Familien 
ihr Brot rauben, jede Anhänglichkeit an die Heimat ertödten 
und die Hälfte der Bevölkerung zu Vagabunden machen". 
Allerdings verwünschte auch seinerzeit Philippi (VergrÖsserter 
Staat, 1759) die Buchdruckerei wegen der brotlos gewordenen 
Abschreiber, welche durch Setzer und Drucker verdrängt 
wurden. 
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Grundlegende Vorbegritte. 

Literatur: Hermann, Staatswirthschaftliche Untersuchungen, München 
1870. Schäffle, Das gesellschaftliche System der menschlichen 
Wirthschaft, Tobingen 1873. Samt er, Die Ziele der gegenwärtigen 
Wirthschaftsbewegung in „Unsere Zeit", 1881, Heft 7 und 8. 

Der Anfang jeder Wirthschaft, als deren Mittelpunkt nicht 
sowohl die Production, als der Mensch zu betrachten ist, 
indem nicht die Anhäufung von Gütern an sich, sondern die 
bestmögliche Bedürfnissbefriedigung der Gesammtheit Zweck 
der Wirthschaft sein soll, ist das Bcdürfniss, dessen Be- 
friedigung das Ziel derselben. Das Quantum der Brauchbar- 
keiten, welches zur Befriedigung des Bedürfnisses nothwendig 
ist, nennt man den Bedarf. Der Anspruch, den der Einzelne 
in Betreff seiner Bedürfnissbefriedigung zu erheben be- 
rechtigt ist, hängt in erster Linie von seiner Thätigkeit, von 
den Diensten ab, die er der Gesellschaft leistet und von 
dem Einkommen, das dieser Thätigkeit, diesen Diensten ent- 
sprechend gestaltet sein soll. 

Die wichtigsten Bedürfnisse aller Art gehören der Gegen- 
wart an, andere beziehen sich auch auf die Zukunft. 
Namentlich findet sich im Bereich des öffentlichen Lebens 
in dauernden Einrichtungen und Anstalten Vorsorge für spa- 
tere Bedürfnisse auf Kosten der Gegenwart. Ein Beispiel dieser 
Art sind Landstrassen und zum Theil auch Eisenbahnen. 
Derartige Bedürfnisse heissen, weil sie Bedürfnisse einer Mehr- 
heit von Menschen als eines Ganzen sind, Gemeinbedürf- 
nisse oder Collectivbedürfnisse, auch ohne besondere 
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Theilnahme eines Jeden an Einrichtungen für dasselbe. Die 
Befriedigung dieser öffentlichen Bedürfnisse geschieht in der 
Regel unter Anwendung der Autorität und Gewalt des Staats, 
welcher die solcherart zu Stande gekommenen Einrichtungen 
und Anstalten in den Kreis seiner unmittelbaren Wirthschafts- 
pflege einbezieht und dieselben, auch wenn es durch Pri- 
vate ausgeführte Anstalten sind, wie z. B. Privateisen- 
bahn e n, in einem gewissen Masse mit öffentlicher Gewalt betraut. 

Eine Thatsache gerade unseres Zeitalters mit seinen Er- 
findungen, seinen Verkehrsmitteln, mit seinen politischen und 
socialen Ideen ist es, dass der Umfang menschlicher Bedürf- 
nisse in allen Schichten der Bevölkerung bedeutend zuge- 
nommen hat, für deren Befriedigung die Anstalten des pri- 
vaten Verkehrs nicht mehr ausreichen und wofür der Öffent- 
liche Haushalt eintreten muss. Dies gilt insbesondere in Bezug 
auf die Erweiterung jenes Gebiets, innerhalb dessen eine 
Gleichförmigkeit der Verwaltungsgrundsätzc und Rechtszustände 
nothwendig erscheint. So wächst aus dem allgemein anerkannten 
Grundsatz, dass es der eigentliche Zweck des Staats ist, die natür- 
lichen Rechte und die Freiheit des Einzelnen sicherzustellen, 
der Grundsatz hervor, dass es Aufgabe des Staats ist, für die 
Masse der Einzelnen jene Dinge zu thun, die von Einzelnen 
überhaupt nicht oder nicht so gut gethan werden können. 

Alles, was geeignet ist, das Bedürfniss zu befriedigen, 
also „zu etwas gut ist", heisst ein Gut. Die mit Aufopferung 
erworbenen, bei mindester Kostspieligkeit möglichst grossen 
Nutzen gestattenden Güter nennt man wirthschaftliche 
Güter. Die Eigenschaft eines Guts, ein Bedürfniss zu befrie- 
digen, nennt man den Werth desselben, auch Nutzwerth 
oder dessen Gebrauchswerth. Die Möglichkeit, gegen Ueber- 
lassung eines wirtschaftlichen Guts von anderen Personen 
Vergeltung zu erlangen, heisst der Tausch werth des Guts 
und der im freien wirthschaftlichen Verkehr erzielte, von An 
gebot und Nachfrage abhängige Tauschwerth, also die Menge 
der erhaltenen Güter, sein Preis (Vertragspreis). An die 
Stelle des durch die freie Concurrenz geregelten Vertrags- 
preises treten in einem durch obrigkeitliche Macht geregelten 
Verkehr die Taxen oder Gebühren. Der Eisenbahntarif ent- 
hält Taxen, d. h. obrigkeitlich festgesetzte oder beschränkte 
Preise. Die praktisch bedeutendste Erscheinung des Tax- 
preises ist bei Gesellschaftsbahnen der Maximal tarif. 
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Die Gegenstände des Tausches wirthschaftlicher Güter, 
zu denen auch die Transportleistungen einer Eisenbahn ge- 
hören, werden Tau schgüter genannt. Die Masse aller Tausch - 
guter während ihres Entstehens bis zur Ueberlieferung in die 
Hände der Käufer sind Auslagen an flüssigem Capital und 
Nutzungen des für die Production technisch oder ökonomisch 
verwendeten Capitals. Diesen Gesammtaufvvand nennt man 
die Productions- oder auch die Gestehungskosten. Den 
Preis nun, welcher als Ueberschuss über die Vergeltung der 
Auslagen erzielt wird, heisst man den Gewinn. Jeder private 
Unternehmer einer wirthschaftlichen Production hat das 
Streben, möglichst hohen Gewinn für seine Capitals- 
nutzung und Geschäftsleitung zu erzielen, also auch der private 
Unternehmer eines inmitten der produetiven Volkswirtschaft 
stehenden Eisenbahntransportgeschäfts. — Der Producent 
hat grundsätzlich kein Interesse, dass die eigentlichen 
Productionskosten hoch seien, also auch nicht die Eisenbahnen 
rücksichtlich der Gestehungskosten des Transports, wie über- 
haupt im Verkehrsgetriebe das Motiv und Interesse der unter- 
nehmenden Classen niemals unmittelbar die Productivität, 
sondern immer nur die Rentabilität ist: der Grund- 
eigenthümer will Bodenrenten oder Hausmiethen, der Dar- 
leiher Zinsen und der Industrielle Capitalgewinn machen. 
Noch weniger aber liegt dies im Interesse der Consumenten, 
beziehungsweise der Transportinteressenten, welche das Pro- 
duet (die Transportleistung) möglichst wohlfeil erlangen 
wollen, da sie die Kosten der Production einschliesslich jener 
des Transports zu tragen haben. Da diese jedoch wünschen 
müssen, dass ihnen dauernd geliefert werde, was ohne Unter- 
nehmergewinn nicht möglich sein würde, so müssen sie die 
Productionskosten so ersetzen, dass Producent und Verkehrs- 
vermittler mindestens den üblichen Gewinn erhalten. 

Das Transportwesen der Eisenbahnen dient dem volkswirt- 
schaftlichen Hervorbringungsprocesse in ganz hervorragender 
Weise als Vermittlungsglied, indem es das gesellschaftliche Pro- 
duetionssystem durch Uebertragung der Erzeugnisse der Hervor- 
bringungsgewerbe im Räume verbindet. Das Transportwesen 
der Eisenbahnen selbst ist dem Grundprincip der Volkswirth- 
schaft entsprechend speculativ angelegt und auf Erwerb ge- 
richtet, auch wenn es mit öffentlichen Befugnissen 
ausgestattet erscheint. Das Transportgeschäft der Eisen- 
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bahnen geht also auf speculativen Transporterwerb als Entgelt 
für die Transportleistung aus. Letztere umfasst: 

1. Den Abfertigungsdienst (Expedition) bei der Aufgabe, 
das ist die Aufgabe der Güter (Aufnahme der Reisenden) 
mit den dazu erforderlichen Anstalten; 

2. den eigentlichen Beförderungsdienst (Traction), das 
ist die Ortsveränderung der aufgenommenen Personen und 
Güter auf dem künstlich gestalteten Wege mit den dazu ge- 
eigneten Fahrzeugen und Bewegungsmitteln; 

3. den Abfertigungsdienst bei der Abgabe, das ist die Aus- 
waggonirung der Reisenden und die Abladung und Ausfol- 
gung der Güter nebst den erforderlichen Anlagen und Ver- 
anstaltungen. 

Man unterscheidet zwischen beweglichen und unbeweg- 
lichen Tauschgütern. Wir haben es hier lediglich mit den 
beweglichen Tauschgütern zu thun, welche als Gegenstände 
des Verkehrs auch Verkehrsgüter (niederd.: Kopschat = Kauf- 
schatz) genannt werden. Unter dem Namen Verkehr fasst man 
in der Volkswirtschaft diejenigen Gegenstände auf, die sich auf 
den Zusammenhang der Einzelwirtschaften (s. u.) durch Tausch, 
Credit, Lohnverhältnisse und Concurrenz beziehen. Im gewöhn- 
lichen technischen Sinne des Ausdrucks genommen ist der Ver- 
kehr der Vermittler zwischen Production und deren Verwerthung. 
Derselbe ist nicht Zweck an sich; sein wirtschaftlicher 
Werth liegt einzig und allein in der Erleichterung und Verwohl- 
feilung der übrigen volkswirthschaftlichen Functionen. Die 
Kosten des Verkehrs, welche den Preis eines Verkehrsguts wesent- 
lich mitbestimmen, müssen in letzter Linie vom Consumenten 
getragen werden, weil ihm kein anderes Mittel zur Bedürfniss- 
befriedigung zur Verfügung steht und ist in Folge dessen jede 
Ersparniss an denselben ein unmittelbarer Nutzen für ihn und 
durch ihn für die Volkswirtschaft. Der Consument (Trans- 
portinteressent) erstrebt sogenannte „Nulltarife", der specu- 
lative Eisenbahnbetrieb „Höchsttarife". Hiermit gerathen 
Volkswirtschaft und Eisen bahn Wirtschaft in Widerstreit der 
Interessen, den wir als einen „fundamentalen" bezeichnen 
(siehe unten). 

Die sachlichen beweglichen Tauschgüter treten als Roh- 
und Nahrungsstoffe (Urproduction), sowie als Gewerbserzeug- 
nisse (Fabrikate) in den Verkehr. Die persönlichen Güter, 
d. h. die Eigenschaften der Person selbst, für welche sie ein 
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Gut sind, treten als Leistung, d. h. Aeusserung eigener und 
erworbener Bildung im Tauschverkehr auf. 

Die persönlichen Brauchlichkeiten werden wesentlich erst 
mit der Wohlfeilheit des Personentransports beweglich, 
ebenso wie die Güterbewegung zwischen zwei Orten um so 
lebhafter sein wird, je kleiner, abgesehen von dem Unter- 
schied der Gebrauchswerthschätzung dieser Orte, die Trans- 
portkosten oder m. a. W., die Gegenwerthe der zu überwin- 
denden Entfernungshindernisse sind. Wenn daher auf der einen 
Seite zunächst die absolute (Örtliche) Nähe der Verkeh- 
renden Bedingung 4er Entwickelung des Verkehrs, oder ge- 
nauer, des auf fester Arbeitsgliederung beruhenden wirth- 
schaftlichen Verkehrs ist, so muss dort, wo dies nicht der 
Fall, deren Verbindung durch relative Nähe, d. h. durch 
leichte und billige Coramunication hergestellt werden. Daher 
entscheidet im Allgemeinen für die örtliche Lagerung der 
Betriebszonen nicht sowohl die geographische, als die Ökono- 
mische Entfernung vom Absatz — beziehungsweise vom Bezugs- 
orte. Dies gilt insbesondere für die geringeren Gebrauchswerth 
besitzenden Massengüter, also für Rohstoffe, welche erst 
bearbeitet werden müssen, und die noch in ihrer ersten Form 
befindliche Nahrung, wogegen die Versendung der leicht über- 
führbaren, höherwerthigen Fabrikate nach fernhin sich ge- 
wöhnlich weit leichter bewerkstelligen lässt, wie ja auch die 
leicht zu befördernden werthvollen Luxusartikel Gegen- 
stände des ersten Tauschverkehrs der Menschen waren, zumal 
aus deren Verwerthung der Handel den grössten Gewinn 
ziehen konnte. Das in Bezug auf Rohstoffe im Allgemeinen 
Gesagte bezieht sich auch auf die Heranschaffung der Hilfs- 
stoffe der Industrie, z. B. Kohlen, Erze, Kartoffeln etc. In 
letzterem Falle pflegt der auf die Verwendung schwer zu ver- 
führender Stoffe angewiesene Geschäftsbetrieb stets der Ört- 
lichen Lage nachzugehen. Dass bei derartigen Artikeln der 
Gewinn der auf Transport (und Handel) beruhenden Verkehrs- 
vermittlung nur ein relativ geringer sein darf, falls dieselben 
überhaupt beweglich werden sollen, liegt auf der Hand. Doch 
ist schon hieraus ersichtlich, dass das producirende Capital 
immerhin in grosser Abhängigkeit zu dem in den Transport- 
werthen steckenden, zumeist über ein Verkehrsmonopol 
verfügenden Capital steht, und dass der Zins, den letzteres bean- 
sprucht, nicht allein aus der Capitalnutzung, sondern wesent- 
lich auch aus der Nutzung der Productionsverhältnisse erfliesst, 
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da bei Feststellung des Transportpreises monopolisirter Ver- 
kehrsunternehmungen die Verwerthungsmöglichkeit des Trans- 
portobjects am Absatzort ein wesentlicher Mitbestimmungsgrund 
dieses Preises ist. Der Actionär eines solchen Transportunter- 
nehmens bezieht also neben seinen Capitalzinsen noch Industrie- 
gewinn, ohne selbst Industrieller zu sein. In der übermässigen 
Ausbeutung dieses Verhältnisses liegt die Gefahr des Actien- 
wesens auf verkehrspolitischem Gebiet. „Das Aufkommen der 
grossen, über die Transportmittel des Landes verfügenden Geld- 
mächte," sagt H. George l ) in Bezug auf die nordamerika- 
nischen Eisenbahnverhältnisse, „gleicht dem Wachsthum eines 
grossen Baumes, der die Feuchtigkeit des umgebenden Bodens 
aufsaugt und durch seinen Schatten allen anderen Pflanzen- 
wuchs verkrüppeln lässt." 

Das regelmässig zum Tausch, also zum Uebergang in den 
Verkehr bestimmte Gut nennt man Waare und das Tausch- 
mittel Zahlmittel. Das Tausch äquivalent ist in der Regel 
das Geld. 

Der ganze Spielraum des Angebots und Begehrens eines 
Guts heisst sein Markt und der unter freier Mitwirkung des 
Käufers und Verkäufers bestimmte Preis der Marktpreis. 
Rücksichtlich der Transportleistung der monopolisirten Eisen- 
bahnen wird sich ein solcher Marktpreis niemals dauernd 
vereinbaren lassen, weil ein Zwang hierzu durch Wett- 
bewerb, wie im freien wirtschaftlichen Verkehr, nicht statt- 
findet. 

Wie hervorgehoben wurde, bestimmt sich der Preis eines 
wirthschaftlichen Guts auf Seite der Begehrer zunächst durch 
das Bedürfniss und den Bedarf derselben, sowie durch den 
Gebrauchs werth, den das Gut für sie hat, wobei sich 
letzterer allerdings wegen der Verschiedenheit der Bedürfnisse, 
und weil die einzelnen Individuen je nach Neigung, Urtheil 
und Geschmack so verschiedenen Bedürfnissen den Vorzug 
geben, mit voller Schärfe nicht vergleichen lässt (was auch 
Anlass zu Angriffen gegen das System der Werthclassifica- 
tion giebt). Der Verkaufspreis eines bestimmten Guts regelt 
sich aber nicht allein nach der Nachfrage eines einzelnen 
bestimmten Käufers, sondern richtet sich wesentlich nach den 
anderweitigen Verkaufspreisen, d. h. nach dem Mitbewerb 



i) Sociale Probleme, Berlin 1885, S. 42. 
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der Käufer. Aber nicht sowohl das Bedürfniss, der Bedarf 
und der Gebrauchswerth des begehrten Guts bestimmen dessen 
Preis, sondern ganz wesentlich die Zahlungsfähigkeit- des 
Begehrers, weil nur derjenige wirklich Einfluss auf den Preis 
eines Guts haben kann, der neben dem 'Bedarf auch das 
Mittel besitzt, es zu kaufen. Aus diesem Grunde wird 
im Eisenbahnverkehr, wie auch für den Öffentlichen Bedarf 
(die Besteuerung), weil der Massstab der Zahlungs- oder Lei- 
stungsfähigkeit (das reine Einkommen nach Abzug des gleichen 
Nothbedarfs), allein den Massstab der Beitragspflicht abgeben 
soll, woraus sich das schon von Aristoteles aufgestellte 
Princip der sogenannten Leistungskraft ergiebt, richtigerweise 
für die wohlhabenderen Reisenden erster und zweiter Wagen- 
classe ein höherer Transportpreis gefordert, als für die minder 
bemittelten der dritten und vierten Wagenclasse; deshalb muss 
auch das werthvollere Gut mehr an Fracht bezahlen, als das 
minderwerthe Gut. Die Richtigkeit dieses Grundsatzes wird 
allgemein anerkannt; bestritten wird nur die Art der allerdings 
oft schwierigen, gerechten Durchführung dieser Art von 
Verkehrsbesteuerung, insbesondere, wenn dieselbe von Gesell- 
schaftsbahnen ausgeübt wird. Hierzu treten dann auf Seite der 
Ausbietenden als Bestimmungsgründe des Preises ein: die 
Eigenherstellungskosten, der anderweite Verkaufspreis (Wett- 
bewerb) und der Tauschwerth des Zahlungsmittels. Bei regel- 
mässigem Begehr ergiebt sich nun der Preis eines Guts aus 
der Nachfrage und dem, was die Begehrer für das Gut bieten 
und hieraus, wie hoch sich überhaupt die Kosten einer Er- 
zeugung stellen dürfen, damit noch mit Nutzen producirt 
werde. Somit bestimmen auch im freien wirtschaftlichen 
Verkehr nicht sowohl die Kosten den Preis der Leistung, als 
die übrigen genannten Momente. 

Wahrscheinlich hierauf gestützt, hat Michaelis einmal 
die Ansicht ausgesprochen: die Tarifsätze nach den Selbst- 
kosten des Transports zu regeln, sei ein Hysteroproton (ein 
Hinterst — Zuvorderst), da sich gerade umgekehrt die Selbst- 
kosten des Transports nach den Transportpreisen (Tarifsätzen) 
richteten, indem die Selbstkosten von der Frequenz abhängig 
seien, letztere aber wieder durch die Höhe der Transport- 
preise bedingt werde. Aber abgesehen davon, dass im Eisen- 
bahnverkehr die freie wirtschaftliche Concurrenz ausge- 
schlossen ist, und das sogenannte Preisgesetz des Verkehrs 
sich nur in bestimmten Grenzen wirksam erweist, ist es auch, 
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so allgemein genommen, nicht ganz richtig, dass die Preise 
sich den Kosten anzuschliessen suchen, da denn doch in 
letzter Linie, alle übrigen Bestimmungsgründe des Preises 
ausser Betracht gelassen, die Beischaffungskosten des Theils 
der Gesammtmassa eines Products, das zu Markt gebracht 
wird und zur Deckung des Bedarfs noch nothwendig ist, den 
Punkt bestimmen, unter welchem die Preise nicht lange stehen 
können. 

Das vorstehend Gesagte fusst auf der Voraussetzung eines auf 
freiem Uebereinkommen von Ausgebot und Nachfrage abhängigen 
Vertrags zwischen Käufer und Verkäufer. Bei der Preisbildung 
eines der freien Concurrenz nicht unterworfenen Eisen- 
bahntarifs waltet dagegen, weil hier das Ausgebot wesentlich 
eingeschränkt ist, fast ausschliesslich das sonst für den Käufer 
subjectiv entscheidende Moment des Gebrauchswerths der 
Waare und die eigene Zahlungsfähigkeit vor, wogegen das im 
freien Wettverkehr für den Verkäufer entscheidend wirkende 
Moment der eigenen Herstellungskosten (Kosten der Transport- 
leistung) fast ganz in den Hintergrund tritt; ebenso das Moment 
der anderweitigen Verkaufspreise (Concurrenz), weil die objec- 
tive Grenze des Preises, die der Wettbewerb bestimmt und 
regelt, fehlt. Dies kennzeichnet am deutlichsten die Monopolnatur 
der Eisenbahn und so kommen Preise zu Stande, die einseitig 
von der Eisenbahn festgestellt werden, und die« man Mo- 
nopolpreise (Taxen) nennt. Dies schliesst indessen nicht aus, 
dass dennoch vielfache Tarifherabsetzungen bei Eisenbahnen in 
Erwartung eines erträgnissreichen Massentransports, oder wenn 
sonst das Gut die Fracht nicht aushält, oder auch wenn das- 
selbe auf anderen Wegen beigeschafft werden kann, vor- 
kommen, was übrigens auch bei anderen vollständig mono- 
polisirten Verkehrsanstalten des Staats, wie z. B. bei der Post, 
zutrifft (Herabsetzung des Briefportos von früher 60 und 70 Pf. 
auf 10 und 5 Pf.). 

Man unterscheidet in der Wirthschaft zwischen Einzel- 
und collectiver Wirthschaft (Erwerbsverbänden mit speculativer 
Organisation), deren Träger physische, beziehungsweise 
juristische Personen sind, und der Wirthschaft von Zwangs- 
geraeinschaften, deren Träger moralische Personen sind. 
Diesem Unterschied entsprechend besteht jede wahre Wirth- 
schaft aus zwei Hauptgattungen: aus Privat wirthschaft und 
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G emei nwirthschaft. Es giebt keine Gesellschaftsordnung, in 
welcher ausschliesslich Privat- oder Gemeinwirthschaft besteht. 
Unser heutiges Wirtschaftssystem ist jedoch der Hauptsache 
nach das privat wirtschaftliche, während im Mittelalter die 
Gemeinwirthschaft eine hervorragende Rolle spielte. 

Die Privatwirtschaft ist, nach Schäffle's Begriffsfest- 
setzung, der Inbegriff „wirtschaftlicher Gestaltung alles jenen 
speculativen Erwerbs (auch freien Gebens und Empfangens), 
wofür eine bestimmte physische (Privat-)Person als selbst- 
ständiger Träger sich erweist". Die Gemeinwirthschaft da- 
gegen, insoweit darunter der Staat oder die einzelnen Ver- 
waitungskörper des Staats, somit die Wirtschaft moralischer 
Personen gemeint ist, ist die von verfassungsmässigen Organen 
einer Gemeinschaft oder Anstalt vollzogene Wirtschafts- 
führung der Gesammtheit, deren Einrichtungen und Anstalten 
für diejenigen Lebenszwecke, zu deren Erreichung öffent- 
liche Autorität und Gewalt erforderlich ist. Eine 
wahrhafte und ausserlich leicht erkennbare Vereinigung 
öffentlicher Gewalt sind solche Eisenbahnen (zumeist Neben- 
bahnen ), zu denen der Staat, die betreffende Provinz und 
Gemeinde beisteuern. 

Auch wahre Gemeinwirthschaft, d. h. moralischer Personen, 
ist vollständige Wirtschaft, sonach auch Erwerbswirth- 
schaft. Eine Gemeinwirthschaft, die mehr Arbeitskräfte und 
Vermögen braucht, als sie der moralischen Gemein- 
schaft (nicht subjectiv jedem einzelnen Mitglied der Gesell- 
schaft) nutzt, ist Unwirth schaft. Der Staat aber mit seiner 
Art zu wirken, erzielt oft reinen Nutzen, allerdings mitunter 
erst in später Zeit selbst dort, wo jede Privatunternehmung 
unwirtschaftlich wäre. Hier handelt also der Staat in Öffent- 
lichen Geschäften immer noch wirtschaftlich; seine Dauer 
ist unbegrenzt, die Ernte seiner wirtschaftlichen Saat kommt 
ihm immer einmal zugute. Daher denn auch der Staat Eisen- 
bahnen bauen und betreiben kann, deren Erträgniss sich viel- 
leicht erst nach vielen Jahren gewinnbringend gestaltet. 

* 

Die Wirthschaft, mag sie von Einzelnen, von frei gebil- 
deten Personenverbänden (z. B. Actiengesellschaften u. s. w.) 
oder Zwangsgemeinschaften (Staat, Gemeinde) gebildet werden, 
bildet ein zusammengehöriges Ganzes — die Volkswirth- 
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schaft. Diese drei Gruppen bewegen sich, weil sie wirt- 
schaftlich thätig sind, auf demselben Boden und verfolgen die- 
selben Ziele, welche die Volkswirtschaft hat: Für die Be- 
friedigung der Bedürfnisse des Volkes thätig zu sein. 
Dies ändert aber nichts daran, dass sie in sich sehr verschieden 
sind und ihre Aufgabe, den Zwecken der Volkswirtschaft 
zu dienen, durchaus eigenartig lösen. Die gemeinsame wirt- 
schaftliche Thätigkeit ist auch die einzige gemeinsame Seite 
dieser Thätigkeit — im Uebrigen sind sie von Grund aus 
verschieden. 

Der fundamentale Unterschied zwischen der Einzel-, be- 
ziehungsweise der Collectiv- und der Staatswirthschaft liegt 
darin, dass die ersteren bei Beschaffung der erforderlichen 
Befriedigungsmittel lediglich ihr eigenes Interesse ins 
Auge fassen, während die Aufgabe des Staats sein muss, das 
Interesse der Gesammtheit im Auge zu halten. 

Soweit das Einzelinteresse mit den Interessen der Ge- 
sammtheit zusammenfällt, wirkt die Privatwirtschaft vorzüg- 
lich; wo das Einzelinteresse mit den Interessen der Gesammt- 
heit in Widerstreit gerät, wirkt die Einzelwirtschaft schädlich 
und es wird Sache des Staats, einzutreten. Damit ist der weit- 
reichende Unterschied zwischen Privat- und Staatswirthschaft 
bezeichnet und es geht zugleich hieraus hervor, dass die Staats- 
wirthschaft ihrer Natur nach nicht eine erweiterte Privat- 
wirtschaft sein darf, sondern dass sie vielmehr das zu thun 
hat, was die Einzelwirthschaft ihrer Natur nach nicht zu 
thun vermag, wie es auch auf der anderen Seite der Staats- 
wirthschaft versagt ist, die Hebel in Bewegung zu setzen, 
welche das mit dem Gesammtinteresse sich verschmelzende 
Eigeninteresse zur Verfügung hat. Die Einzelwirthschaft be- 
ruht auf Egoismus und vollführt alles das, was der Egois- 
mus zu leisten vermag; die Staatswirthschaft basirt auf 
Gemeinleistung und ihr erwächst die Aufgabe, das Correlat 
zu jenem Egoismus zu sein, der segensreich zu wirken ver- 
mag, aber nur zu oft zersetzend wirkt, der in seiner Aus- 
schliesslichkeit die Volkswirtschaft auf abschüssige Bahnen 
lenkt und es unerlässlich macht, dass neben ihm sich das 
gesellschaftliche Princip geltend macht. 

Einzelwirthschaft und Staatswirthschaft gehen daher ihre 
eigenen Wege und nur das eint sie, dass sie berufen sind, 
sich zu ergänzen und dass sie einem gemeinschaftlichen Ziele 
zustreben. Wenn auch nicht ganz treffend, kann man sie als 
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Kopf und Herz des Gesellschaftskörpers bezeichnen: Die Einzel- 
wirthschaft — stets auf ihren Vortheil bedacht — strengt sich 
an, die Befriedigungsmittel für die wirtschaftlichen Bedürf- 
nisse zu schaffen; die Staatswirthschaft hat dafür zu sorgen, 
dass alle Mitglieder des Gemeinwesens zu ihrem Recht 
gelangen, sie hat für das allgemeine Wohl zu sorgen. 

Bei dem Beschreiten des geraeinwirthschaftlichen Bodens 
ist die Entscheidung der Frage von grundlegender Bedeutung, 
ob der Staat auf allen Wirtschaftsgebieten, welche jetzt die 
Einzelnen einnehmen, thätig sein soll oder ob er sich beson- 
dere Gebiete vorbehalten und die anderen der Privatwirtschaft 
überlassen soll. Es ist vorweg einleuchtend, dass von einer 
genauen Scheidung der Staats- und privatwirthschaftlichen 
Thätigkeit nicht die Rede sein kann, dass beide stets inein- 
ander übergreifen werden, so dass von einer scharfen Grenz- 
bestimmung abgesehen werden muss. Wohl aber ist eine 
relative Trennung durchführbar und dass diese erfolge, ist 
für die Wirtschaft von durchgreifender Bedeutung. 

Es giebt nun Eigenthumsgegenstände, die sich vorzugs- 
weise für die geraeinwirthschaftliche Verwendung eignen, 
ebenso wie es Eigenthumsobjecte giebt, die den Einzelnen füg- 
licherweise gar nicht entzogen werden können. Der Gemein- 
wirthschaft ist dasjenige als Eigenthum zu überantworten, das 
sich vorzugsweise zur gemeinwirtschaftlichen Thätigkeit eignet, 
wie beispielsweise Geschäfte, die ihrer Natur nach vollständige 
Monopole sind, während den Einzelnen alle Eigenthumsgegen- 
stände verbleiben, die sie zur Verwendung in der Privatwirt- 
schaft gebrauchen. Im ersteren Fall ist die Uebernahme 
grösserer Privatbahnen, d. h. des ein natürliches Monopol 
einschliessenden Transportgewerbes, seitens des Staats nach 
dieser Richtung ein bedeutungsvoller Anfang. 

Als Träger der Wirtschaft treten dem Gesagten zufolge 
nicht immer physische, beziehungsweise juristische, sondern 
auch moralische Persönlichkeiten, d. h. sittliche Gemein- 
schaften und Institutionen, beispielsweise der Staat, durch ihre 
verfassungsmässigen Organe auf, was aber nicht ausschliesst, 
dass einzelne Behörden des Staates, welche die vermögens- 
rechtliche Persönlichkeit, das Vermögenssubject des Staates 
(den Staatsfiscus), insbesondere auch in Bezug auf die Ver- 
waltung der Staatseisenbahnen vertreten, also dort, wo der 
Staat grundsätzlich den allgemeinen Normen des Privat- 

t«br«ib«r, Die Kuanbftbncu. 3 
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rechts (beziehungsweise auch als gewerbemässiger Frachtführer 
des Handelsgesetzes) unterworfen ist, juristische Per- 
sonen sind. 

Zur Sicherheit des erworbenen Eigenthums und der per- 
sönlichen Freiheit vereinigen sich die Einzelwirthschaften und 
Wirthschaftsabtheilungen zu einem Ganzen im Staat, der die- 
selben durch Verbindung der Arbeiten und der Vermögens- 
summen zu einem innigen und lebensvollen Zusammenwirken 
verknüpft, das man als eine grosse Gesammtthätigkeit 
aller Einzelwirthschaften und Wirthschaftsabtheilungen zu- 
sammen zur allgemeinen Befriedigung aller jener Bedürfnisse 
im ganzen Volk bezeichnen kann, welche überhaupt die 
Privatwirtschaft zu befriedigen vermag. 

Die Wirtschaftsführung in der menschlichen Gesellschaft 
findet auf Grund des Gesagten unter Zusammenwirken ver- 
schiedener Organisationen statt, und gliedert sich: 

1. in die speculative (vom Privatinteresse getragene) 
Organisation; 

2. in die öffentliche (staatlich -corporative, auf obrig- 
keitlicher Gewalt beruhende) Organisation, zu denen noch 

8. die auf Liebe und Hingebung (also ohne Eigen- 
nutz) beruhende Organisation hinzutritt. 

Dem entsprechend unterscheidet man in der Volkswirth- 
schaft: 

1. Das privatwirthschaftliche oder gewerbliche System; 
•2. das gemeinwirthschaftliche System und 

3. das caritative System, welches dort, wo der Staat die 
Wirthschaftspflege materiell unmittelbar selbst ausübt, das 
Svstem der reinen Staatsauseahe bildet. 

Alle drei Organisationen oder Systeme vervollständigen 
sich gegenseitig und kann nur deren Zusammenwirken zu 
wahrer Bedürfnissbefriedigung des Volkslebens führen. „Keine 
Form ist Universalschablone volkswirthschaftlicher Verbindung, 
keine entzieht sich dem Gesetz gesellschaftlicher Veränderung, 
dem auch die Entwickelung der Volkswirthschaft unterliegt." 
(Schäffle.) Aber die Richtung dieser Aenderung geht, schon 
in Erkenntniss der tiefgehenden Schäden, die das einseitige Ueber- 
wiegen des rein privatwirthschaftlichen Systems zum Nachtheil des 
Ganzen zu Tage gefördert hat, und die zurückzudrängen es des 
starken Arms des Staats bedarf, auf Ausbildung allgemeiner Ein- 
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richtungen. Der Staat erweitert mehr und mehr den Kreis seiner 
Wirthschaftspflege, deren Ziel nicht, wie dies bei der Privat- 
wirthschaft der Fall, die Gütererzeugung an sich, sondern die 
Bedürfnissbefriedigung der Gesammtheit ist, die von der E i n- 
kommengestaltung abhängt, deren befriedigende Regelung 
das Privatwirthschaftsystem nicht zu erzielen vermochte. Das 
Eingreifen des genossenschaftlichen Systems, so wohlthätig es 
auch neben der Privatwirtschaft wirken mag, erweist sich 
viel zu schwach für die Durchführung der, der Losung har- 
renden grossen socialen Aufgaben des Staats, und so über- 
nimmt er selbst, dem Wi rthschaftsbetrieb der Zu- 
kunft die Wege ebnend, die Durchführung dieser 
Aufgaben, zu denen auch die gedeihliche Fortbildung des 
Eisenbahnwesens gehört. 
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Die Stellung der Eisenbahnen 
in der Gemeinwirthschaft des Staatshaushalts. 

Literatur: Hermann, Staatsw. Untersuchungen. München 1870. 

In unserer Zeit liegt der Schwerpunkt der Volkswirth- 
schaft im Bereich der Industrie, der „sorglichen Arbeit" 
(indastria), und zwar in der Ausbildung jener Zweige der- 
selben, die in Folge der neuern Technik unumgängliche Erforder- 
nisse einer mächtigen Productionskraft zum Zweck der Be- 
dürfnissbefriedigung der Gesammtheit geworden sind. Einen 
dieser Zweige der Volkswirthschaft bildet das öffentliche Ver- 
kehrswesen, zu dem insbesondere auch das Dampftransport- 
wesen zu Land, das Eisenbahnwesen gehört; denn die Eisen 
bahnen ersparen nicht blos an Transportkosten u. s. w. für 
die bisherige Beförderungsmasse, sondern sie ermöglichen auch 
das Entstehen vereinigter Producti vkräfte, die in der 
örtlichen Vereinzelung nie zum Dasein gelangt wären; sie 
unterstützen und fördern, richtig geleitet, indem sie den Reise- 
verkehr und den Güteraustausch so wesentlich erleichtern, die 
Aufgabe und das Ziel jeder Volkswirthschaft: den Gesellschafts- 
mitgliedern eine Bedürfnissbefriedigung zu gewähren, welche 
ihrer Befähigung, Thätigkeit und Stellung angemessen ist und 
dem Culrurstande der Zeit entspricht. 

Die Eisenbahnen erweisen sich sonach als ein Gemein- 
bedürfniss der im Staate lebenden bürgerlichen Gesellschaft, 
welche mittelst Öffentlicher Gewalt in einen allseitig wohl 
eingerichteten und harmonischen Zustand vollkommenen Rechts 
zu" versetzen und darin zu erhalten Aufgabe des Staats ist. 
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Indem nun der Staat gewisse Bedürfnisse der mensch- 
lichen Gesellschaft als Geraeinbedürfniss anerkennt, zu dessen 
Deckung er die Bürger zwangsweise heranzieht und deren 
Wirthschaft durch seine Beamten vollzieht, übt er Volkswirth- 
schaft im Gebiet der privatwirthschaftlichen Thätigkeit in der 
Erkenntniss, dass diese Bedürfnisse durch die Privatwirtschaft 
entweder gar nicht oder nur unvollkommen befriedigt werden 
können. 

Zu einer dieser Angelegenheiten gehört nun, wie bereits 
angedeutet, das öffentliche Verkehrswesen im Allgemeinen und 
das Eisenbahnwesen im Besondern, insoweit nicht der Staat 
aus einer oder der andern Ursache quasi öffentlichen Unter- 
nehmungen (Actiengesellschaften) den Bau und Betrieb von 
Eisenbahnen an seiner Statt überlässt. Im letztern Fall hat 
dies in Folge des den Gesellschaften staatlich erseits abgetretenen 
Hoheitsrechts (Gap. IV) zu Gestaltungen geführt, die den 
staatlichen Formationen an Macht und Wirkungsart sehr nahe 
kommen, wodurch eine Art Mittelreich geschaffen wurde, 
welches sich als eine Art Einschiebung zwischen Staat und 
„Individualgeseilschaft" bezeichnen lässt. 

Ist nun das Eisenbahnwesen, trotzdem dessen Functionen 
vielfach von Gesellschaften mit speculativer Organisation ver- 
sehen werden, dennoch Sache der Gemeinwirthschaft und sind 
thatsachlich Privatbahnen als Erwerbsgesellschaftsunternehmun- 
gen in ihrer Function Mandatare der Gemeinwirthschaft? 

Diese Fragen beantworten wir wie folgt: 

Das Eisenbahnwesen ist grundsätzlich Sache der Gemein- 
wirthschaft, und Eisenbahnen gehören demnach in jenes 
staatliche Gebiet der Volkswirthschaftspflege (Wirthschafts- 
polizei), die der Staat selbst unmittelbar auszuüben berufen ist: 

1. Weil die systematische Anlage der einzelnen Linien 
und überhaupt eines planmässigen Netzes auf eine nur vom 
Standpunkt des nationalwirthschaftlichen Interesses (stra- 
tegische Eisenbahnen ausgenommen) ausgehende Gesammt- 
regelung hinweist; private Erwerbsgesellschaften aber ohne 
staatliche Mitwirkung blos den Bau (und Betrieb) der wirt- 
schaftlich einträglichen Linien übernehmen, wodurch der 
Staat nur an den Lasten des Unternehmens betheiligt ist, 
während dessen finanzielle Vortheile lediglich einzelnen Privat- 
personen zugute kommen; 

2. weil die Ökonomischen Fortschritte, die der Staat durch 
sein Eingreifen in die Ökonomische Thätigkeit des Volks, 
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also hier durch die Hebung des Eisenbahnwesens anstrebt, 
nur durch dieses Eingreifen zweckmässig und dauernd zu 
erreichen sind, nachdem die Privatwirthschaft naturgemäss nur 
auf das Jahreserträgniss sieht, sonach lang andauernde Opfer 
im Interesse der Gemeinwirthschaft ohne entsprechende Ent- 
schädigung nicht zu bringen vermag; 

3. weil der Staat durch sein Eingreifen in die Bedürfniss- 
kreise grösserer Landestheile Collectivzwecke verfolgt, wo- 
durch die zu erzielenden ökonomischen Fortschritte offenbar 
aus den Schranken des Privatinteresses hinaustreten, was sich 
in unserem Fall nicht allein auf die wirtschaftlich gewinn- 
bringenden, sondern auch auf solche Bahnlinien bezieht, welche 
sich rein Ökonomisch nicht herstellen und betreiben lassen, 
und sonach zu gemeinnützigen Vorgängen sich gestalten; 

4. weil Eisenbahnen, wie mehr und mehr erkannt wird, 
ihrer Natur nach öffentliche Wege und Transport- 
anstalten zu Jedermanns entgeltlicher Nutzung sind, deren 
Nützlichkeit für die Gemeinwirthschaft von der Staatsgewalt 
vorerst anerkannt werden muss, bevor der Bau und Betrieb 
der Eisenbahnen erfolgt. Die Staatsgewalt hat sich daher das 
staatliche Weghoheitsrecht, hier das Eisenbahnhoheits- 
recht, beziehungsweise das Recht der Bewilligung oder Ver- 
weigerung des Baus und Betriebs einer Eisenbahn ausdrücklich 
vorbehalten; 

5. weil die Eisenbahn ein Monopol ist, das einerseits die 
freie Concurrenz ausschliesst und sonach der speculativen 
Wirtschaftsorganisation naturgemäss nicht angehören 
kann, und weil anderseits das Monopol (hier Transport- 
monopol), in den Händen einer Privatunternehmung trotz dessen 
Beschränkung leicht zu missbräuchlicher Anwendung führt. 1 ) 

Im Uebrigen darf nicht ausser Betracht gelassen werden, 
dass es nur in Folge des, einzelnen Gesellschaften er- 
theilten Monopols möglich geworden ist, das Privatcapital 

*) „Es giebt Fälle," sagt John Stuart Mill, „wo der mit irgend 
einem Dienst betraute Geschäftsmann durch die Natur der Dinge gesichert 
ist, allein in Thatigkeit zu sein. In solchen Fällen ist es unmöglich zu 
verhindern, dass ein thatsächliches Monopol, mit der Macht ausgerastet 
die Gemeinschaft zu besteuern, sich bilde. Dann ist es Pflicht der Regie- 
rung, entweder diesen Dienst den dem allgemeinen Vortheil entsprechenden 
Bedingungen zu unterwerfen oder sich selbst den nöthigen Einfluss zu 
wahren, um die Vortheile des Monopols der Gemeinschaft zuzuwenden. 
Dies ist der Fall bei einer Strasse, einem Canal, bei einer Eisenbahn." 
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zum Bau und Betrieb von Eisenbahnen heranzuziehen und es 
jedenfalls mehr im Interesse der Gemeinwirthschaft gelegen 
erscheint, überhaupt Eisenbahnen zu besitzen, selbst wenn deren 
Transportmonopol in den Händen von nur Unvollkommenes 
leistenden Privatunternehmungen sich befindet, als gar keine 
Bahn, welcher Umstand aber auch allein die Verleihung des 
Transportmonopols an speculative Privat-(Gesellschafts-)Unter- 
nehmungen und damit auch das System der staatlichen Zins- 
bürgschaft zu rechtfertigen vermag. 

Die sonst noch zur Kennzeichnung des gemeinschaft- 
lichen Charakters der Eisenbahnen angeführten Gründe, wie 
z. B. die Vorzüge einer durchaus einheitlichen Organisation 
des Bahnbaus und Bahnbetriebs, welche sich nur unter der 
einheitlichen Leitung des Staats durchführen lassen, sind aller- 
dings Zweckmässigkeitsgründe, welche ebenfalls, insoweit 
dabei keine unzweckmässige Schablonisirung platzgreift, für 
den Bau und den Betrieb der Eisenbahnen durch den Staat 
als Vertreter der Gemeinwirthschaft sprechen; sie sind aber 
als solche nicht entscheidender, principieller Art. 

Während nun Staats bahnen ohne jeden Widerspruch als 
ein Glied der Gemeinwirthschaft betrachtet werden, weil der 
Staat selbst dieselben als Mandatar der Gemeinwirth- 
schaft verwaltet, bestehen darüber Zweifel, ob auch Privat- 
bahnen als Erwerbsgesellschaften der Gemeinwirthschaft an- 
gehören, nachdem bei denselben umfassende quasi öffentliche 
Geschäfte in Frage sind. Hierbei kann es zunächst nun wohl 
nicht bestritten werden, dass wirtschaftliche Privatunter- 
nehmungen von grösserem Umfang die Erreichung von Zwecken 
beabsichtigen können, die zugleich collectiv vortheilhafte 
Wirkungen äussern. Thatsache ist es, dass auch von Gesell- 
schaften betriebene Eisenbahnen (um wie viel mehr also die 
des Staats!), abgesehen von ihrer unmittelbaren Benutzung, 
so vielfältig in den Betrieb anderer Wirthschaften eingreifen, 
und daher in so weiter Verzweigung Erleichterung, Förde- 
rung, Sicherung ihrer Güterbenutzung und sonstige Vortheile 
gewähren, dass man ihnen eine allgemeine Wichtigkeit für 
die Wirtschaftsgebiete, in denen sie bestehen, nicht absprechen 
kann. Sie befriedigen theilweise Bedürfnisse, welche nicht mehr 
blos auf den Kreis derer beschränkt sind, die unmittelbar 
von ihnen Gebrauch machen, sondern die zugleich jenen Auf- 
gaben angehören, welche die menschliche Gesellschaft collectiv 
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zu lösen sucht. Denn die Wirksamkeit einer Eisenbahn ist 
mit den Diensten, die sie den Reisenden, den Versendern von 
Gütern unmittelbar leistet, und in deren Vergeltung das Unter- 
nehmen seinen wirthschaftlichen Erfolg findet, nicht ab- 
geschlossen; sie gewährt vielmehr zugleich Erweiterung des 
Markts, Anregung zu neuer Production, unschätzbaren Zeit- 
gewinn für die persönliche und Geschäftsverbindung, grössere 
Sicherheit des Verkehrs und den Staatsregierungen rascheres 
Ineinandergreifen und kräftigere Wirksamkeit ihrer Organe: 
lauter Vortheile, welche die Gesellschaft unentgeltlich geniesst. 

So lange aber in derartigen Unternehmen die Regel 
waltet, mit dem streng bemessenen Bedarf den grÖsstmöglichen 
Wertherfolg zu erzielen, und wenn da, wo die Unternehmung 
von einer Gesellschaft geführt wird, der Antheil eines Mit- 
glieds am Erfolg dem Werth seiner Leistung gleichkommt, 
so steht das Unternehmen auf dem privatwirthschaft- 
lichen Boden, wie wichtig und nützlich auch dasselbe für 
die Gesammtheit sein mag, in deren Mitte es betrieben wird. 
Ein gemeinsinniges Wirken, d. h. ein Wirken blos um des 
Gemeinbesten willen und mit unvergoltener Aufopferung für 
den einzelnen Theilhaber ist bei solchen, mit der Absicht auf 
wirthschaftlichen Gewinn hergestellten Unternehmungen nicht 
vorhanden. Doch genügt das wirtschaftliche Streben zugleich 
dem Collectivbedürfniss in der angedeuteten Weise. 

Im grossen Ganzen bezieht sich das soeben Gesagte 
auch auf solche Staatsbahnen, welche nach dem privat- 
wirthschaftlichen Princip (Gap. VII) verwaltet werden. Allein, 
wenngleich der der heutigen Entwickelungsstufe der Volks- 
wirtschaft entsprechende gewerbliche Finanzstandpunkt, na- 
mentlich unter den heutigen Steuerverhältnissen, im Allgemeinen 
auch für Staatsbahnen der massgebende sein wird, so ist 
anderseits nicht zu leugnen, dass das Staatsbahnsystem bei 
Bemessung der Höhe der Tarifsätze, sowie nach tarifpoliti- 
scher Richtung hin (und dies ist der wichtigste Punkt in 
volkswirtschaftlicher Hinsicht) den gesammten Landesinter- 
essen unbedingt viel grössere Rechnung zu tragen vermag, 
als die auf einen weit beschränkteren Kreis angewiesene 
Privatunternehmung selbst beim besten Willen vermöchte. 

Um kurz zusammenzufassen, dürfen wir dem Gesagten 
zufolge wohl feststellen: 

1. Dass das Eisenbahnwesen im Allgemeinen Sache der 
Gemeinwirthschaft ist, weil Eisenbahnen gemeinnützige An- 
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stalten sind, die recht eigentlich als gleichartiges und geraein- 
sames Bedürfniss des ganzen Landes und seiner Bewohner 
erscheinen, so dass sie die Anwendung der Zwangsgewalt des 
Staats für ihre Durchführung geradeso rechtfertigen, wie dies 
bei der Staatshilfe für Erziehung, Gesundheit u. s. w. der 
Fall ist; 

2. dass die vom Staat betriebenen Eisenbahnen der 
Gemeinwirthschaft thatsächlich angehören, weil die Wahrung 
der Öffentlichen Interessen an und für sich Aufgabe des Staats 
ist, und 

3. dass die von Gesellschaften betriebenen Eisenbahnen 
nur quasi öffentliche Transportunternehmungen sind, welche 
zwar die Erreichung von Zwecken beabsichtigen können, die 
zugleich collectiv vortheilhafte Wirkungen äussern, die jedoch 
dem Princip ihrer Verwaltung nach zu den rein gewerblichen 
Unternehmungen gehören. 

Wir unterscheiden demnach zwischen Staatsbahnen, und 
zwar je nach Massgabe des Finanzsystems ihrer Verwaltung 
als Öffentliche Transportunternehmungen, beziehungs- 
weise öffentlicheTransportanstalten und zwischen Privat - 
bahnen als quasi öffentlich en Tran spor tun tern eh mungen 
von Erwerbsgesellschaften. 

Es wäre un gerecht, ^die grossen Verdienste zu schmälern, 
welche sich der Privatunternehmungsgeist um das erste Zu- 
standekommen der Eisenbahnen und deren Netzesverbreitung 
erworben hat. Nichtsdestoweniger scheint die erste Entwicke- 
lungsstufe der Eisenbahnzeit, welche das Privatbahnwesen 
kennzeichnet, überschritten zu sein, da die Bedürfnisse und 
Bestrebungen der Menschen die Verhältnisse und Einrich- 
tungen, welche früher genügt haben mochten, ausgewachsen 
haben, und an dessen Stelle das einen Culturfortschritt an- 
bahnende Staatsbahnwesen zu treten. Jedenfalls aber wird, 
selbst wenn, unserer Ueberzeugung entgegen, dem staatlichen 
Betrieb von Eisenbahnen in allen, Dauer ihres Bestands ver- 
sprechenden Culturstaaten die Zukunft nicht gehören sollte, 
dieselbe unbedingt wesentliche Verschiebungen des derzeitigen 
Verhältnisses zwischen Staat und Eisenbahngesellschaften zu 
Gunsten der grössern Geltendmachung der Gesamrat- 
interessen mit sich bringen, d. h. jener Interessen, welche 
der Entwickelung der Nation am besten dienlich sind. 



Capitel IV. 



Bau und Betriebführung 

der 

Eisenbahnen durch den Staat und durch privilegirte 
Unternehmer. Concessionsgesetzgebung. 

Literatur: Dr. Kg er. Handbuch des preuss. Eisenbahnrechts. Breslau, 
1886. 1.— 3. Lieferung. 

Die Eisenbahnen, in dem von uns früher umschriebenen 
Sinne gemeint, das sind die für den Öffentlichen Verkehr 
bestimmten, staatlich hierzu genehmigten Locomotiv-Eisen- 
bahnen, gehören zu jenen Kunstwegen eines Landes, deren 
Ausführung und Betrieb ein Ausfluss des staatlichen Wege- 
hoheitsrechts, beziehungsweise des Eisenbahn -Hoheits- 
rechts ist. 

Der Staat übt sein Hoheitsrecht grundsätzlich, wenn auch 
der Form nach verschieden, sowohl bei der Anlage als auch beim 
Betrieb von Staats- und Privatbahnen aus, sonach auch Staats- 
gewalt und Staatsfiscus streng auseinanderzuhalten sind. 

Zum Eisenbahn-Hoheitsrechte des Staats gehört: 1. das 
Recht zur Concessionirung von Privateisenbahnen, beziehungs- 
weise der rechtlichen und finanziellen Gründung von Staats- 
Eisenbahnen; 2. das Recht der Aufsicht über Bau, Betrieb und 
Verwaltung der Eisenbahnen, wobei dem Staat bezüglich der 
Staatsbahnen gleichzeitig mit dem Aufsichtsrecht auch das 
Recht der Verwaltung zusteht; 3. das Recht der besonderen 
Inanspruchnahme der Eisenbahnen für einzelne Zweige der 
Staatsverwaltung (Post, Telegraphenverwaltung, Militärverwal 
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tung); 4. das Recht der Eisenbahngesetzgebung, und endlich 
5. das Ankaufs- oder Heimfallsrecht der Privatbahnen. 

Die Staatsgewalt beansprucht und übt ihr Hoheitsrecht 
beim Bau und Betrieb von Eisenbahnen deshalb aus, weil die- 
selben, wie früher hervorgehoben wurde, von ausserordent- 
licher Bedeutung für das wirtschaftliche, das sociale und 
culturelle Leben und Gedeihen des Gemeinwesens sind und 
daher im Verein mit ihrer strategischen Zweckrichtung eine 
der wichtigsten Grundlagen des Staatsgebäudes bilden, und 
weil die Eisenbahnen zu jenen gemeinnützigen Transport- 
unternehmungen gehören, für welche ihrer einheitlichen und 
dauernden, aus der Natur des Verkehrs erfliessenden Einrich- 
tung halber die Beihilfe der öffentlichen Autorität und Gewalt 
unbedingt in Anspruch genommen werden muss, ohne welches 
sehr wirksame technische Mittel die Herstellung und Be- 
nutzung von Eisenbahnen nicht zu bewerkstelligen wäre. 

Wenn daher dem Staat auf der einen Seite die Fürsorge 
für den zweckentsprechenden Ausbau seines Eisenbahnnetzes 
zufällt, so sind es auf der anderen Seite die bei dem Eisen- 
bahnbetrieb in Betracht kommenden gewichtigen Öffent- 
lichen Interessen, deren Schutz ihm in besonders hohem Grade 
obliegt und die er durch Ausnutzung seines Hoheitsrechts 
möglichst zu wahren und zu fördern sucht. 

Hieraus folgt, dass der Staat nach der einen Richtung 
der an ihn gestellten Anforderungen hin (von rein strate- 
gischen Bahnen abgesehen) den dem Verkehrsbedürfnisse 1 ) 
entsprechenden Ausbau der Landesbahnen und deren Betrieb 
entweder selbst in die Hand nehmen, oder aber dort, wo ihm 
geeignet erscheinende Unternehmer eintreten, aus Gründen des 
öffentlichen Wohls bedacht sein muss, denselben kraft der ihm 
zustehenden obrigkeitlichen Gewalt in Bezug auf Gründung, 
Anlage, Betrieb und Verwaltung der Anlage gewisse Ver- 
pflichtungen aufzuerlegen, wodurch die Wahrung der 
Öffentlichen Interessen möglichst gesichert erscheint. 

Es giebt sonach im Allgemeinen zwei Haupttypen der 
Entwickelung der Eisenbahnen. Entweder ist es der Staat, der 



') Für die wirtschaftlichen Zustande können Eisenbahnen nur dann 
von allgemeinem Nutzen sein, wenn sie in Bezug auf Zahl und Ausdeh- 
nung mit den Bedürfnissen des Verkehrs im richtigen Verhaltniss stehen. 
Ebenso wie ein Zuwenig, schadet auch ein Zuviel, weil jede Einrichtung, 
und wäre sie an und für sich noch so zweckmässig, der Oekonomie zum 
Schaden wird, sobald sie das thatsächliche Bedürfniss überschreitet. 
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die Eisenbahnen baut und betreibt, oder er überlässt deren 
Ausbau und Betrieb dem Privatcapital. Im ersteren Fall sind 
es Staatseisenbahnen, im letzteren Privateisenbahnen 
oder besser Eisenbahngesellschaften. • 

Auch der Ausdruck: Eisenbahngesellschaff ist ungenau. Richtig 
sollte es heissen: „Gesellschaft zum Transport von Personen und Gütern 
mittelst Dampfkraft auf Schienen", weil der Weg (die Eisenbahn) vom 
Transportgeschäft nicht zu trennen ist. „Von Eisenbahnen ist dir 
eigentliche Bau eine blosse Vorrichtung, auf der eine Arbeit statt- 
finder." (Hermann.) 

Namentlich in der ersten Entwickelungsstufe des neuen 
Verkehrsmittels bestrebte sich nun der Staat, den erforder- 
lichen Ausbau und Betrieb der Landesbahnen, insoweit es ihm 
seine eigenen Geldmittel oder anderweitige Verhältnisse nicht zu 
gestatten schienen, auf dem durch Eisenbahnen gebotenen 
Versuchsfelde, vielleicht nur auf Kosten seiner Steuerträger zu 
experimentiren, durch Heranziehung des Privatcapitals sicher- 
zustellen, zu welchem Behuf den Unternehmern ein persön- 
liches (ohne ausdrückliche Erklärung und Einwilligung der 
Regierung nicht übertragbares) Privileg, eine „Concession" ver- 
liehen wird, kraft deren sie unter bestimmten, staatlicherseits 
freiwillig gemachten Zusicherungen und ihrerseits übernom- 
menen Verpflichtungen, wodurch zunächst auch dem Staat und 
seinen Aufsichtsbehörden eine massgebende Einwirkung auf 
die „Verfassung" und Betriebsorganisation der solcherart zu 
Stande kommenden Eisenbahnen gewahrt wird, zeitweilig die 
Befugniss zum Bau und zum Betrieb eines bestimmten Theils 
des staatlicherseits als erforderlich erachteten Bahnnetzes, und 
damit zugleich ihre Existenzberechtigung (deren Verwirk- 
lichung tritt erst durch die Bau- und Betriebsbewilligung 
der staatlichen Verwaltungsbehörden ein) erlangen, auf Grund 
welcher dieselben sodann behufs Beschaffung des Bau- und 
Betriebscapitals, welches seiner Höhe halber von einem engeren 
Interessentenkreise zumeist nicht zusammengeschossen werden 
kann, eine Actiengesellschaft gründen. 1 ) 



l ) Ist der Staat selbst Unternehmer, so bedarf es keiner Concessio- 
nirung des Unternehmens noch der Aufstellung eines „Pflichtenhefts", da 
ja die Wahrnehmung der öffentlichen Interessen, welche durch die Con- 
cessionsbedingungen erstrebt wird, an sich Au%abe des Staats ist; der 
Concessionirung aber be larf es nicht, weil sie implicite in dem Grundungs- 
gesetz (Finanzgesetz) liegt, durch welches die gesetzgebenden Factoren die 
Mittel zur Anlage einer Staatseisenbahn bereitstellen und bewilligen. 
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Was die Art der Capitalverbindung selbst (Actiengesell- 
schaft) ! ) betrifft, so soll sich dieselbe, abgesehen von der 
grossen Capitalskraft dieser Unternehmungsform im Allge- 
meinen, für die Eisenbahnunternehmungsform deshalb beson- 
ders eignen, weil sie der unablässigen — allerdings wohl nur 
wenig tief eindringenden Aufsicht des Publicums, beziehungs- 
weise des Actieninhabers selbst unterliegt. Aus letzterem Grunde 
ist aber gleichzeitig auch die beschränkte Haftbarkeit, welche 
den Actionär nur bis auf volle Einzahlung des Nennwerth- 
betrags der Actie verbindlich sein lässt, das Lebensprincip der 
freien und erfolgreichen Betheiligung an derartigen Unter- 
nehmungen, auf deren besondere Ausführung eine grosse 
Anzahl von Theilhabern denn doch niemals einen wirksamen 
Einfluss üben kann. Dagegen strebt aber auch die Actien- 
gesellschaftnach der grössten Dividende, „und zwar fürs nächste 
Jahr, häufig unter Hintansetzung einer nachhaltig hohen Ren- 
tabilität. So verlangen es die Actionäre". 

Die durch Erlangung einer Concession zu Stande ge- 
kommenen Geselischaftsbahnen 2 J sind selbstverständlich keine 
eigentlichen Privatunternehmungen im gewöhnlichen Sinne, 
welche im Eigenthum und in der Verwaltung eines oder weniger 
Privaten (Theilhabergeschäfte) stehen, somit nur uneigentlich Pri- 
vatbahnen, eigentlich aber Actiengesellschaftsbahnen 
(Wagner). Dieser Unterschied ist insofern wesentlicher Art, 
als hiernach gewisse Vorzüge und Vortheile des reinen Privat- 
geschäfts, also des privaten Gewerbebetriebs, insoweit nicht 
auch hier in Folge des über die individuelle Betriebsamkeit 
hinausreichenden geschäftlichen Umfangs mandirte Betrieb- 
samkeit eintreten muss (grössere Wirtschaftlichkeit des Be- 
triebs, natürliche ökonomisch-technische Ueberlegenheit gegen- 
über dem Actiengesellschaftsbetrieb mit seinen selbst nicht 
unmittelbar am Gewinn betheiligten und durch gleichwohl 
unvermeidliche Beaufsichtigungsmassnahmen gebundenen Be- 
amten [agents salaries], namentlich aber die ungetheilte 
persönliche Verknüpfung der jederzeitigen Handlungsfähigkeit 
mit dem unbedingten Risico), dem Actiengesellschaftsbetrieb 
oder Staatsbetrieb nicht gleichgestellt werden dürfen. 



*J Das Wort Actie scheint, nach Ansicht Roscher's, in Holland 
aus dem römischen actio entstanden zu sein. 

2 ) An sich schliesst das Gesetz in der Regel eine andere Unter- 
nehmungsform nicht aus. 
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Nichtsdestoweniger ist der Wirthschaftsbetrieb durch 
Beamte erfahrungsgemäss ein bewährter, zumal auch die 
„ persönliche Scheidung von ausschliesslichem Risico und von 
der Betriebsleitung unter gewissen Voraussetzungen zum 
entschiedenen Vortheil wird". Beweis dessen, dass sich die 
Industrie, bisher wenigstens, immer centralistischer gestaltet, 
d. h. der centralisirenden Actienform mehr und mehr anheim- 
fällt, wobei die Erfahrung erweist, dass ein grosses, aber 
capitalloses Talent einer blühenden oder Aufschwung ver- 
sprechenden Actiengesellschaft meist lieber dienen wird, als 
einem Einzelunternehmer. „Ein moralisch und intellectuell 
tüchtiger Director aber ist für eine Actiengesellschaft höchsten 
Preises werth." (Schäffle.) 

Wie allen anderen Actiengesellschaften steht auch den 
auf dem Princip der Selbstverwaltung beruhenden Eisenbahn- 
gesellschaften die Befugniss zu — im Rahmen und in den 
Grenzen des Actiengesellschaftsrechts und unter Respectirung 
der dem Staat vorbehaltenen Aufsichtsbefugnisse — ihre Unter- 
nehmungen selbst zu verwalten, ihre Angelegenheiten selbst- 
ständig zu regeln und ihre Gesellschafts- Organisation (Ver- 
fassung) ihren individuellen Verhältnissen gemäss zu gestalten, 
worin sie von der Organisation der Staatsbahnen, deren Ver- 
waltung als „stationes fisci" (fiscalische Stationen) einen inte- 
grirenden Theil der gesammten Staatsverwaltung (Staatsfiscus) 
bildet, wesentlich abweichen. 

Was dagegen die Betriebs Organisation der Privatbahnen 
betrifft, so hat hier in Folge der Gleichartigkeit des Betriebs- 
und Verkehrszweckes zu im Wesentlichen gleichartigen Ein- 
richtungen der Privat- und Staatsbahnen geführt, was durch 
den Umstand gefordert wurde, dass auch den Beamten der 
Privatbahnen, obzwar dieselben im Uebrigen, der Natur der 
Sache nach, nicht den Charakter öffentlicher Behörden und 
Beamten besitzen, wie dieser den im Dienst der Staatseisen- 
bahnen stehenden Functionären zukommt, die Handhabung 
der Bahnpolizei überwiesen werden musste, was schon an 
und für sich eine Reihe gleicher Normen und Einrichtungen 
für Staats- und Privatbahnen bedingt. 

Die Eisenbahngesellschaften ' sind als Actiengesellschaften 
juristische Personen und privatgewerbliche Handelsgesell- 
schaften (Art. 208 H.-G.-B.), welche das Transportgewerbe 
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betreiben und auch Frachtführer im Sinne des Handelsgesetz- 
buchs (Art. 390, 422 ff.). In dieser Eigenschaft sind daher 
Eisenbahngesellschaften in Bezug auf die Verwaltung und den 
Betrieb ihrer Unternehmung Kaufleute, welche allerdings 
anderen Actiengesellschaften gegenüber insofern eine wesent- 
lich abweichende Stellung einnehmen, als ihnen aus Gründen 
der öffentlichen Zweckmässigkeit staatlicherseits durch Gesetz 
und Concessionen zahlreiche besondere Rechte gegeben und 
Pflichten auferlegt wurden und dieselben auch, soweit sie die 
Bahnpolizei ausüben, öffentlich-rechtliche Functionen wahr- 
nehmen. 

Auch der Staatseisenbahnfiscus ist in Bezug auf den 
Betrieb der Eisenbahnen gewerbemässiger Frachtführer und in 
dieser Eigenschaft Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuchs. 
Sonach vereinigen sich in den Staatseisenbahnbehörden die 
Rechte und Pflichten öffentlicher Behörden mit den Rechten 
und Pflichten kaufmännischer Vertreter insoweit, als das kauf- 
männische Frachtgeschäft der Staatsbahnen in Betracht kommt. 
In allen hiervon unabhängigen Beziehungen bleibt dem Staat 
hinsichtlich der Verwaltung und des Betriebs seiner Eisen- 
bahnen die ihm und seinen Behörden eigenthümliche Rechts- 
natur gewahrt, wogegen den Eisenbahngesellschaften als ledig- 
lich privatgewerblichen Handelsgesellschaften, soweit nicht 
die bahnpolizeilichen Functionen ihrer Angestellten in Betracht 
kommen, ein öffentlich-rechtlicher Charakter nicht beigelegt 
werden kann. 



Insbesondere über Eisenba hnconcessions-Gesetzgebung. 

Das erste und zugleich wichtigste den Eisenbahnunter- 
nehmern ex lege zugleich mit der Concession verliehene Recht, 
dem die Unternehmung zumeist ihre Verwirklichung verdankt, 
ist das Expropriationsrecht (Enteignungsrecht) zur Erwer- 
bung des für die im öffentlichen Interesse gelegene Bahn- 
anlage unbedingt erforderlichen, sich gewöhnlich im Privat- 
eigenthum und Privatgenuss befindlichen Grund und Bodens 
oder der Rechte hieran, welcher, falls nach dem Ermessen des 
Bahnunternehmers keine freihändigen Erwerbsverträge mit 
dem Eigenthümer zu erreichen sind, auch zwangsweise und 
gegen den Willen des Besitzers und dinglich Berechtigten 
— in diesem Falle greift das Expropriationsverfahren 
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(Enteignungsverfahren) platz — allerdings unter voller Ent- 
schädigung des Werths nach Massgabe des Gesetzes, zu Bahn- 
zwecken abgetreten werden muss. 

Gleichzeitig kennzeichnet das auf einen Dritten nicht 
übertragbare, daher auch der „Generalentreprise" nicht zugän- 
gige Enteignungsrecht, dessen Ausübung eigentlich blos zu 
Gunsten des Staats, welcher die Bedürfnissbefriedigung der 
Gesammtheit, die nur durch die Expropriation zu erreichen ist, 
am besten zu versehen vermag, niemals aber zu Gunsten von 
Privaten erfolgen sollte, die Stellung der Eisenbahnen im 
Haushalt des Staats als öffentliche Wege zu Jeder- 
manns entgeltlicher Nutzung. 1 ) Das Enteignungsrecht 
darf und kann daher einer Eisenbahngesellschaft nur aus 
Gründen überwiegender Öffentlicher Interessen, also unter Aus- 
schluss sogenannter Luxusbahnen und nur unter dem Vor- 
behalt der grundsätzlich zulässigen Anwendbarkeit des Ent- 
eignungsverfahrens dem jeweiligen Bahneigenthümer gegen- 
über (selbstverständlich gegen volle Entschädigung, sowie ohne 
Verletzung erworbener Rechte und berechtigter Interessen des 
Eigenthümers) gewährt, beziehungsweise beansprucht werden, 
weil die Enteignung gesetzlich nur aus Gründen des 
öffentlichen Wohls zulässig ist. Hierzu tritt, dass die 
nothwendige Freiheit in der Entwickelung des Staatslebens 
kein Privileg verträgt, das sich etwa den Reformen des Staats 
hindernd in den Weg stellen konnte oder wollte und dass 
schon aus diesem Grund der Staat Rechte, welche er ver- 



*) E. Sax leitet, anscheinend in Anlehnung an Dühring (National- 
ökonomie, I Aufl., S. 4S0) u. A. auch aus der Uebertragung des staatlichen 
Enteignungsrechts an Privatunternehmer die Theorie seiner „deleg'rten 
Verwaltung" ab. Wir erklären uns diese Rechtsübertragung weit natür- 
licher aus der den Eisenbahnen damit übertragenen Aufgabe, an Stelle 
des Staats, welchem die Initiative oder die erforderlichen 
Mittel fehlen, Schienenstrassen für den öffentlichen Verkehr herzu- 
stellen, deren Anlage ihm, ihrer mittelbaren Productivität für die Gemeii- 
wirthschaft halber, in deren Interesse gelegen erscheint, aus welchem 
Grunde er auch den Un'erneh mern eine Zinsbürgschaft der Anlage zuzu- 
sichern pflegt. Also zunächst ein rein geschäftliches Verhältniss 
zwischen Staat und Bahnunternehmung, an welchem auch das Pflichten- 
heft der Concessionäre grundsätzlich kaum etwas ändert. Dadurch aber, 
dass die Staatszuschussleistung eine controlirende Mitwir- 
kung der Regierung bei der Verwaltung solcher Unterneh- 
mungen veranlasst, nähern sich dieselben den auf Staats- 
rechnung selbst betriebenen Anstalten. Dieser Unterschied in der 
Auffassung ist wesentlicher Art und mu=s festgehalten werden. 
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möge seiner Machtvollkommenheit einmal ertheilt hat, im 
Nothfall kraft derselben Machtvollkommenheit wieder zurück- 
nehmen kann. Gerade die Regelung des öffentlichen Verkehrs 
aber ist ein so allgemeines und Staatsinteresse, dass keine 
• zweite Macht sich demselben entgegenstellen darf. 

Ein weiterer zur Anstachelung des Unternehmungsgeistes 
fast überall staatlicherseits gebotener Vortheil besteht in der 
materiellen Betheiligung des Staats an dem Gesellschaftsunter- 
nehmen. Dieselbe erfolgt entweder durch Uebernahme eines 
Theils derActien unter Dividendenverzicht bis zur Erreichung 
eines gewissen Reinertrags, in rückzahlbaren Vorschüssen, 
in Landschenkungen (Amerika), in Zollbefreiung für . Eisen- 
bahnbau- und Betriebsmaterial, sowie in der Form einer ein- 
maligen Schenkung, einer Bausubvention (in von vorn- 
herein begrenztem Verhältnisse) oder in Form einer Zins- 
bürgschaft der Anlage (eventuell auch der Gewährleistung 
einer Amortisationsquote), welche zwar vertragsgemäss zumeist 
nur als vorschussweise unter Vorbehalt der Rückerstattung 
der Fehlbetragszuschüsse (mit oder ohne Verzugszinsen) aus 
dem Ergebniss später steigender Reinerträge geleistet ange- 
sehen werden soll, in den meisten Fällen aber, wo sie wirklich 
geleistet wird, als verlorener Beitrag (a fonds perdu) zugeschos- 
sen betrachtet werden muss. Besser wäre es vielleicht, nach 
Ansicht Schäffle's (II, 270), die Zinsbürgschaft nur auf eine 
beschränkte Anzahl von Jahren (20 bis 40 Jahre) zu ertheilen 
und entweder bei kleineren Gewährleistungen auf Heimzahlung 
der Zuschüsse ganz zu verzichten, oder die Heimzahlung in 
ermässigten Beträgen und in geeigneter Form zu beziehen. 1 ) 
Jedenfalls übernimmt der Staat, namentlich bei Gewähr- 



') Die bleibende Anwendung des Systems der staatlichen Zins- 
gewähr ist auch vom staatswirthschaftlichen Standpunkt aus nicht zu 
empfehlen. Denn wenn sie einige Zeit hindurch wirklich als Reizmittel 
für den Unternehmungsgeist gewirkt hat, so bringt sie nach Ueberschrei- 
tung gewisser Grenzen gerade das Gegentheil von dem hervor, was ur- 
sprünglich ihre Bestimmung war. O. Michaelis hat dies einmal gründ- 
lich nachgewiesen. Daher hat auch das preussische Abgeordnetenhaus in 
sein Programm vom Jahre 1862 trotz der für das Privatbahnsystem sonst 
bekundeten Vorliebe erklärt, dass es fortan den Bau von Eisenbahnen aus 
Staatsmitteln nur dann für zulässig erachte, wenn dies durch öffent- 
liche politische Zwecke gerechtfertigt erscheine. So geschah es bei- 
spielsweise auch, dass man in Frankreich durch den Bau erträgnissloser 
Bahnen das öffentliche Vermögen mit grösseren Opfern belastete, als vom 
wirthschaftlichen Standpunkt aus gerechtfertigt werden kann, wie dies 
Raoul Boudon seinerzeit ziffermässig begründet hat. 

Hehr elber , DU Eiieut»»)inen. 4 
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leistung einer Minimalrente, eine im Voraus schwer zu be- 
rechnende Verantwortlichkeit, ohne unmittelbar den entspre- 
chenden Einfluss auf die Thätigkeit und Sparsamkeit der Ver- 
waltung zu gewinnen, deren eingehende Ueberwachung ihm doch 
nicht möglich ist; ein Umstand, der an und für sich allein 
schon gegen das mit staatlicher Zinsbürgschaft ausgestattete 
Eisenbahnconcessionssystem mit aller Deutlichkeit spricht. 

Die Folge des einer Bahnunternehmung verliehenen Pri- 
vilegs ist die Entstehung des Transportmonopols der con- 
cessionirten Bahnlinie durch Ausschliessung des Transport- 
wettbewerbs an und für sich gemäss des höheren Gebrauch- 
werths des künstlichen Transportmittels den bestehenden, 
weniger wirksamen, natürlichen gegenüber u. s. w.: natür- 
liches oder factisches Monopol (Cap. V). Ueberdies aber 
tritt zumeist — ■ obzwar die Concession an sich spätere Privi- 
legien gleicher Art nicht ausschliesst — wenigstens für eine 
gewisse Zeit zu dem factischen noch ein rechtliches (er- 
klärtes) Monopol, welches den Ausschluss des Wettbewerbs 
mit demselben Verkehrsmittel, die sogenannte Linien- 
coneurrenz (Verbindung derselben Endpunkte ohne Berührung 
neuer wichtiger Zwischenpunkte des Verkehrs) gesetzlich fest- 
stellt, weil anderenfalls die Heranziehung des Privatcapitals 
zur Herstellung der kostspieligen Eisenbahnwege erschwert 
und der wirtschaftliche Nutzertrag der einzelnen Anlage sich 
wesentlich geringer stellen würde. 

Wenn aber auch demgemäss nicht verkannt werden kann, 
dass das gemeinnützige Princip einer Eisenbahn nur durch 
Bethätigung des Gemeinsinns ') in Berücksichtigung des für 
viele Einzelne nützlichen Zwecks möglich werden konnte, so 
soll damit nicht gesagt sein, dass nunmehr dem Besitzer des 
neuen verbesserten Verkehrsmittels dauernd eine fette Dividende 
auf. Kosten der Gcmeinwirthschaft zufallen dürfe, da auch er 
seinerseits den Gemeinsinn zu bethätigen verpflichtet ist, dessen 
Ausfluss er seine Stelle verdankt. Ist dem Unternehmer auch 
ein Gewinn zu gönnen, so verlangt doch die Gesammtheit 
mit Fug und Recht, dass die durch das Eisenbahnunternehmen 
hervorgerufenen Vortheile der wirtschaftlichen Verbesserung 
vorangegangener Beförderungsmittel mit der Zeit Gemein 
gut Aller werden; „denn das Erwerbsintcrcssc ist immer 

•) „I.c sens comtnuo est lc Gönie de l'humanitd." 
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untergeordnet dem sittlichen Gesammtziel, für welches das 
erworbene Mittel ist." ! ) 

Um nun die Benutzer einer Eisenbahn, deren ja mehr 
oder weniger alle Staatsbürger bedürfen, gegen die übermäs- 
sige Ausbeutung des in den Händen einer Erwerbsgesellschaft 
befindlichen Transportmonopols, sowie gegen willkürliche und 
einseitige Behandlung bei Abschluss und Ausführung der 
Transportverträge und Aufstellung der Transportpreise, mit 
einem Worte: gegen säumige Ausführung ihrer öffentlichen 
Zusagen und Verbindlichkeiten möglichst zu schützen, ist es 
Aufgabe des auf die Mithilfe des Privatcapitals angewiesenen 
Staats — abgesehen von der Ausbedingung gewisser Lei- 
stungen für staatliche Verwaltungszwecke (z. B. der unent- 
geltlichen Beförderung der Post) — und der vorbehaltenen 
Autorität, erforderlichenfalls in das technische und Ökono- 
mische Verfahren solcher Erwerbsgesellschaften persönlich ein- 
zugreifen, gewesen, den Interessenten ein Recht auf Trans- 
port zu verleihen, die Gleichbehandlung Aller unter 
gleichen Voraussetzungen zu sichern, 2 ) den Eisenbahnen die 
Pflicht zum Transport und Betrieb aufzuerlegen, sowie 
für eine allgemein * geeignete Prei s gru ndlage des Trans- 
portgeschäfts (Tarifpolizei) zu sorgen, zu welchem Zweck 
er den sogenannten, einen wesentlichen Bestandtheil der Con- 
cession bildenden, unter keinen Umständen (gesetzliche Aus- 
nahmen vorbehalten) überschreitbaren Maximaltarif, das ist 



') In dem sich gegen die seinerzeit geplante Tariferhöhung der 
österreichischen Eisenbahnen aussprechenden Memorandum der Grazer 
Handelskammer vom August 1874 heisst es: „Die Kammer ist entfernt 
davon, den Bahnen das Recht zu bestreiten, ihr Ertragnis* steigern, ihre 
Einnahmsquellen vermehren zu wollen, dafür zu sorgen, dass das hierbei 
betheiligte Capital seine Rechnung finde; aber sie behauptet, dass Ober 
dem Rechte der Personen — sei es physischer, sei es moralischer — das 
allgemeine Wohl steht, das die dringendste Beachtung von staatlicher 
Seite fordert, und dass auch die Bahnen diesem obersten Gesetze, selbst 
wenn sie ihr Recht nur innerhalb der concessionsmässigen Grenzen zu 
Oben gesonnen wären, unterworfen sind." 

*) „Eisenbahnen sind Monopolwege; jede Concurrenz mit ihnen ist 
im Allgemeinen unmöglich und daher Gleichheit in der Anwendung der 
Tarife die unentbehrlichste Verpflichtung der Gesellschaften, welche Eisen- 
bahnen betreiben. Ohne diese Gleichheit giebt es keine Sicherheit für 
Handel und Industrie, keine feste Grundlage für Geschäfte." (Begründung 
des Art. 60 der französischen Eisenbahnverordnung vom 16. No- 
vember 1840.) 

4* 
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eine Beschränkung des freien Beliebens in der Transportpreis- 
stellung nach oben aufstellte. l ) 

Die Maxiraaltarife (wohl zu unterscheiden von den 
„Normaltarifen", 2 ) welche den aus früheren Jahren über 
kommenen Kosten des Axtransports vielfach nachgebildete 
sind (so war z. B. der Leipzig-Dresdener Eisenbahn vor- 
geschrieben, dass die Fahrkarten erster Classe nie die Eil- 
wagenpreise der Post übersteigen dürften, die zweite Classe 
die gewöhnlichen Postwagenpreise), stellen sich unter den 
heutigen Verhältnissen, namentlich im stark umworbenen 
Güterverkehr, vielfach als belanglos heraus, wenn nicht von 
Zeit zu Zeit eine Berichtigung derselben stattfindet. 3 ) 

>) O. Michaelis behauptete einmal, dass die Ausbeutung des 
(natürlichen) Monopols durch übermässige Preise in zwei Punkten eine 
sehr bestimmte Grenze finde: 1. In dem eigenen Interesse der Eisenbahn - 
Unternehmer und 2. in dem steigenden Mitbewerb unter den Eisenbahnen. 
Der erste Punkt will sagen, dass die Rentabilität des in einer Verkehrs- 
unternehmung steckenden Capitals sich auf den Verkauf von Verkehrs- 
leistungen stütze, der aber kein willkürlicher sei. Man werde also nur so 
viel fordern dürfen, als man bekommen könne. Dies heissi man dann: 
„Die Concurrenz, welche die Unternehmung sich selbst macht." (Diese 
Theorie erweist sich durch das in Cap. VII unter , Preisgesetz des Ver- 
kehrs" Gesagte nur zum geringsten Theil als zutreffend.) Der zweite 
Punkt ist langst durch die dem widersprechenden Thatsachen (vergl. 
Cap. V und VI) überholt. 

•) Auf den vom Staat betriebenen Eisenbahnen entsprechen die 
Normal transportgebühren den Maximaltarifen der Privatbahnen. 
Nach § 20 d. G. v. 1. Juni 1882 können auf den für Rechnung des 
Staats verwalteten preuss. Eisenbahnen Erhöhungen der für die einzelnen 
Classen des Gütertarifschemas zur Zeit der Verlautbarung dieses Gesetzes 
bestehenden Normal-(MaximaI-)Transportgebühren, soweit sie nicht zum 
Zwecke der Herstellung der Gleichmässigkeit der Tarife, oder in Folge 
von Aenderungen des Tarifschemas vorgenommen werden, nur durch 
Gesetz erfolgen (G. S. 1882, S. 318). Bei Privatbahnen sind die Nor- 
maltarife (allgemeinen Tarife) in der Regel die thatsächlich berechneten 
Tarifpreise im Gegensatz zu den höher gehaltenen Maximaltarifen. 

3 ) Aehnlich liegt die Sache bei den durch das Betriebsreglement 
festgestellten Lieferfristen, welche auch Maximalfristen sind; jedoch 
zu wiederholtenmalen schon den im Laufe der Zeit geänderten Verkehrs- 
verhältnissen Rechnung tragend, einer Herabminderung seitens der staat- 
lichen Aufsichtsbehörden unterzogen worden sind. 

Für den Personenverkehr werden rücksichtlich der gewöhnlichen 
Billets die Maximalsatze in der Regel eingehalten, da hier das Zeil- 
moment der Beförderung mehr als beim Sachentransporte in den Vorder- 
grund tritt; daher die kürzeste Linie zumeist auch die tarifbilden Je und 
transportirende ist. Die kürzeste Linie behält den Normalsatz, der hier 
zugleich auch der Maximalsatz ihres Tarifs zu sein pflegt, bei; die län- 
geren Strecken übernehmen die Billetpreise der kürzeren Strecke in Form 
e nes Distanztarifs (Cap. VII). 
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Derartige Berichtigungen sind übrigens in Wirklichkeit 
schon vorgenommen worden, namentlich in England, wo bei 
ertheilter Erlaubniss zu Verschmelzungen mehrerer Eisenbahnen 
in ein einheitliches Netz die Maximaltarife einer neuen Prü- 
fung unterzogen und gewöhnlich ermässigt wurden. Auch die 
jüngst eingebrachte Railway und Canal Traffic bill nimmt 
hierauf Rücksicht (vgl. „Zur Geschichte der Eisenbahnen" 
unter England). 

Die von anderer Seite hervorgehobene vermeintliche Gefahr 
einer zu niedrigen Feststellung der Tarifmaxima, wodurch 
das Privatcapital von neuen Unternehmungen abgeschreckt 
werde, ist wohl in der bisherigen Praxis von keiner Bedeu- 
tung gewesen. Zudem steht ja dem Maximaltarif zumeist eine 
Zinsbürgschaft des Staats gegenüber. 

Die obrigkeitliche Beschränkung in den Preisen ist übrigens 
nicht allein für den Benutzer, sondern auch für die Bahn 
selbst, somit für beide Parteien wohlthatig; für beide, weil 
sonst die unbillige Ueberlegenheit des einen eine Störung des 
Gesammtverkehrs hervorrufen würde, welche beiden schaden 
müsste (Roscher I, 269). Denn wie der Einzelne, welcher 
von dem Transportmittel Gebrauch macht, seinen Willen nur 
innerhalb bestimmter Schranken bethätigen kann, damit das 
Transportmittel als ein allgemeines der Allgemeinheit un- 
geschwächt dienen kann, ebenso wird auch die freie Willens- 
thätigkeit der Eisenbahn bei Vollziehung ihrer Geschäfte durch 
gesetzliche und staatliche Begrenzungen eingeschränkt. 
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Die Concurrenz 1 ) im Betrieb der Eisenbahnen. 

I. Linienconcurrenz. 

Während die künstliche (erklärte) Monopolstellung 
einer Eisenbahn ex lege durch die Concessionsverleihung ge- 
schaffen wird, beruht deren natürliche Monopolstellung 
darauf: 

1. Dass der Eisenbahntransport die höchste technische 
Entwickelungsstufe des Landfracht-, beziehungsweise des 
Wasserfrachtbetriebs bildet, eine Entwickelungsstufe, mit 
welcher die niederen Entwickelungsstufen nicht mehr wirksam 
in Mitbewerb treten können; 

2. dass das Zusammenbringen des zur Herstellung eines 
Concurrenzwegs erforderlichen grossen Capitals, insbesondere 
bei nicht ausreichender Verkehrsdichte, schwierig ist, und daher 
entweder gar nicht oder doch erst nach längerer Zeit erfolgt; 

3. dass, wenn wirklich ein Concurrenzweg zu Stande 
kommt, entweder die Ökonomisch oder technisch gegebene 
Nothwendigkeit auf Verschmelzung kleiner, in sich selbst 
verzweigter Eisenbahnlinien zu einem einheitlich verwalteten 
grossen Netz hindrängt, oder aber — und das um so eher, je 
grosser die in dem Concurrenzwege angelegten, nicht rück- 
ziehbaren Capitalien sind — eine Einigung der beiden Inter- 
essenten über die Th eilung des Monopols eintritt; endlich 



') Concurrenz = polypolium im Gegensatz zum Alleinverkaufsrecht 
— = monopolium. Englisch: Competition (Mitbewerbung). 
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4. dass der Eigenthümer einer Eisenbahnstrasse der er- 
forderlichen einheitlichen Einrichtung der ganzen Betriebs- 
zurüstung wegen nicht in der Lage ist, den Transportdienst 
weder freiwillig noch gezwungen durch mehrere von ein- 
ander unabhängige Personen gleichzeitig versehen zu 
lassen. 

Hiernach kann zu Punkt 1 bis 3 die Concurrenz denk- 
barerweise nur ausgehen entweder von andern Transport- 
gattungen oder von gleichartigen Transportunternehmungen. 
Punkt 4 besprechen wir unter „Freie Concurrenz*'. 

In Wettbewerb mit den Eisenbahnen lassen sich, ins- 
besondere dort, wo die Kohle zur Bahnfahrt wohlfeil ist 
— ausser den nur für kurze Transportweiten und geringe 
Lasten brauchbaren Landstrassen — lediglich die sich für den 
grossen Güterverkehr besonders eignenden schiffbaren Wasser- 
wege stellen, insoweit dieselben öffentlich, d. h. jedem 
Schiffe zugänglich sind, widrigenfalls auch hier bald eine Ver- 
abredung eintreten wird; 1 ) allein nur theilweise, einerseits 
weil deren Anlage durch die Bodenbildung zu sehr beschränkt 
ist (Canäle), anderseits weil sie Verkehrsstrassen mit ge- 
bundener Richtung (Flüsse) bilden, also nicht „allgegenwärtig", 
wie Eisenbahnen sind, und zudem, wenigstens in unserem 
Erdstrich, einen Theil des Jahrs hindurch zufolge der Witte- 
rungseinflüsse unbrauchbar werden. Allerdings haben nicht 
selten auch einzelne Eisenbahnen Interesse daran, Verbündete 
der Schifffahrt zu werden, wodurch auch diese, indem sie 
ihre Güter der Eisenbahn zum Weiterversandt übergiebt oder 
umgekehrt empfängt, „allgegenwärtig" wird. Dort, wo die 
nassen Transportwege, zu deren Verbesserung (Flüsse) und 

') Beispiel hieför liefert die auf der mittleren und unteren Donau 
ein thatsfichliches Verkehrsmonopol ausübende DonaudampfschiflTahrt- 
Gesellschaft in ihren Verabredungen mit den coneurrirenden Eisenbahnen. 
Aber auch an anderen Beispielen einer friedlichen Vereinbarung zwischen 
wettbewerbenden Wasserstrassen und Eisenbahnen fehlt es nicht. So erhält 
u. A. die Dampferlinie von San Francisco nach New- York über den Isthmus, 
H. George (Sociale Probleme, S. 169) zufolge 100.000 Dollars monat- 
lich, um die Personen- und Frachttarife der coneurrirenden Eisenbahn- 
gesellschaft nicht zu unterbieten, und wenn man Güter von New- York 
nach San Francisco über den Isthmus senden will, ist der billigste Weg 
der, sie zuerst nach England zu verschiffen. Selbst auf den Seeverkehr 
durch Segelschiffe ist mittelst Vertragen überall da eine Sperre gelegt, 
wo das Eisenbahnmonopol interessirt ist. Dort aber, wo derartige Ab- 
kommen nicht zulässig sind, tritt die Schifffahrt in ihre natürlichen Rechte 
als Concurrent der Eisenbahnen ein. 
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Vermehrung (Canäle) die äusserste Anspannung des Wett- 
bewerbs auf fast allen Gebieten des wirtschaftlichen Lebens 
zwingt, indem unausgesetzt nach neuen Mitteln und Wegen 
gestrebt wird, um günstigere Bedingungen für die Erzeugung 
und den Absatz der Güter zu erlangen, wirklich in Mitbewerb 
treten, handelt es sich zumeist um die minderwerthigen 
Massengüter, welche den billigeren, sich zudem in Folge 
internationaler Verträge vielfach gänzlicher Abgabenfreiheit 
erfreuenden Wasserweg (z. B. Donau, Rhein, Elbe) aufzu- 
suchen angewiesen sind und regelmässige Beförderung weniger 
verlangen, daher auch der geringere Gebrauchswerth der Wasser- 
transportleistung hier ausreicht. ,,Für diejenigen Waaren- 
gattungen," sagt Roscher, III, S. 452, „wo eine Wohlfeilheit 
des Transports mehr ins Gewicht fällt als die Schnelligkeit, 
die bequeme Ueberallmöglichkeit des Aus- und Einladens 
mehr als die genaue Berechenbarkeit, wird sich die Binnen- 
schifffahrt ganz wohl neben der Eisenbahn erhalten können." 
Auf den grossen nordamerikanischen Binnenseen läuft der 
Schraubendampfer der Eisenbahn sogar häufig den Rang- ab. 
Aber auch auf Rhein und Elbe nehmen selbst überseeische 
Einfuhrartikel, wie Petroleum, Reis, Kaffee, Farbhölzer u. s. w. 
die Schifffahrt immer mehr in Anspruch, von Getreide, Eisen, 
Kohlen, Holz u. s. w. gar nicht zu reden (vgl. den Auf- 
satz: Die Betheiligung des Rheins am Güterverkehr. Arch. f. 
Eisenbahnwesen 188(>, S. 188 ff.). Will sich die Eisenbahn 
auch derartige Transporte sichern, so bleibt ihr nichts übrig, 
als den zumeist vertragsmässig unter dem freien Einfluss 
von Ausgebot und Nachfrage festgesetzten und daher sehr 
niedrigen Wasserfrachtpreis, vielleicht mit einem kleinen Zu- 
schlag, zu übernehmen, was aber die höheren Eigenkosten des 
Eisenbahntransports nicht immer gestatten. Dies ist auch die 
Ursache, dass die auffälligsten Differentialtarife (Cap. VII) dort 
zutage treten, wo es sich um den Wettbewerb mit Wasser- 
wegen handelt, wobei häufig eine Verhältnissmässigkeit der 
Selbstkosten des Transports ganz ausser Betracht gelassen 
werden muss. Die Eisenbahnen ziehen es daher vielfach vor, 
gute Miene zum bösen Spiel zu machen, indem sie nach Lage 
der Verhältnisse durch tarifarische Begünstigungen selbst die 
Hand dazu bieten, ihre Transporte dem Wasserwege zuzu- 
führen. Der grosse Verkehr der Wasserumschlagplätze des 
Rheins, der Donau und der Elbe liefert hiefür handgreiflichen 
Beweis. 
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Der zweite Fall betrifft die Concurrenz der Eisen- 
bahn mit der Eisenbahn. Dieser Fall tritt aber, Nord- 
amerika vielleicht ausgenommen, nach den hierin gemachten 
Erfahrungen nur mehr sehr vereinzelt ein, da die Concurrenz, 
wie jede andere wirthschaftliche Erscheinung, ihre Gesetze 
hat, worunter die erste Bedingung ihres Bestehens ist, dass 
weder ein Interesse noch die Möglichkeit für ihre Beendigung 
vorhanden sei. Daher ziehen es denn auch die Eisenbahn- 
verwaltungen aus den eingangs im Punkt 3 angedeuteten 
Gründen vor, zumal auch der Wettbewerb der Transport- 
interessenten zumeist ein beschränkter ist — die wirthschaft- 
liche Ursache des Ruins so mancher Parallelbahn! — sich, 
wenn nur irgend möglich, in einer oder der andern Weise 
friedlich auseinanderzusetzen, anstatt sich gegenseitig durch 
Tarifunterbietungen zu bekämpfen und zu schädigen. 1 ) Dar- 
über ist wohl weiter kein Wort zu verlieren. In welcher Weise 
diese Auseinandersetzung erfolgte, das werden wir im nächsten 
Capitel unter „Eisenbahnverbandwesen und Verschmelzungen" 
näher erörtern. Wo aber doch ein Wettbewerb eintritt, da 
äussert sich derselbe weniger in einer Concurrenz der Knoten- 
punkte des Verkehrs (Linienconcurrenz), als in einer Con- 
currenz der verschiedenen Productionsgebiete an einem 
bestimmten Absatzort, welcher von mehreren mitwerbenden 
Bahnen bedient werden kann, ohne dass hier eine eigentliche 
Linienconcurrenz (Concurrenz in gleicher Richtung laufender 
Bahnen mit gemeinschaftlichen Knotenpunkten) zutage tritt. 
So kann beispielsweise Wien mit Petroleum versorgt werden 
von Triest, von Bremen oder von Galizien aus, also von 
Punkten aus, die doch gewiss nicht gemeinsame Knotenpunkte 
im Sinne der Linienconcurrenz sind. Diese Art von Concur- 
renz führt zur Bildung von Differentialtarifen, welche wir 
im Capitel VII besprechen, auf welches wir an dieser Stelle 
verweisen. 

Wenngleich nun die Linienconcurrenz unter den Eisen- 
bahnen heutzutage fast nirgends mehr besteht, so dürfte 
es doch nicht ohne Interesse sein, den Erfolg, den das 
System der Concessionirung von Concurrenzlinien für das 
Publicum hatte, kurz zu besprechen. Wie wir gesehen 



*) Richtiger wäre es allerdings in allen solchen Fällen gewesen, 
wenn der Bau der unwirthschaftlichen Parallelbahn ganz unterblieben sein 
würde. 
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haben, ist die Folge der natürlichen Monopolstellung einer 
Eisenbahn die in gewisser Beziehung willkürliche Preis- 
stellung des Transports, deren Nachtheile für die Gemein - 
wirthschaft sich insbesondere dort fühlbar machen, wo 
Gesellschaftsunternehmungen mit rein speculativem Betrieb die 
Verkehrsleistungen besorgen, gegen deren selbst nur theil- 
weises Monopol die speculativen Regulatoren der Volks wirth- 
schaft nicht stark genug zu wirken vermögen. Daraus ergiebt 
sich von selbst das Bestreben, Öffentliche Einrichtungen zur 
regelnden und helfenden Thätigkeit des Staats behufs volks- 
wirthschaftlicher Preisbestimmung ins Leben zu rufen, welches 
Eingreifen in den Bereich des wirthschaftlichen Thuns zur 
volkswirthschaftlichen Aufgabe des Staats gehört. Der Weg 
zur Erreichung dieses Strebens wurde nun seitens der Regie- 
rungen anfänglich in der Concessionirung von Concurrenz- 
bahnen zu finden gesucht, indem man vermeinte, dass die 
Concurrenz auf dem Gebiet der Eisenbahnindustrie dieselben 
Wirkungen erzeuge, welche sie sonst im Handel und Gewerbe 
hervorruft, indem sie den Marktpreis der Güter verbilligt. 
Diese Voraussetzung war aus den eingangs dieses Capitels 
unter 1 bis 3 angeführten Ursachen eine vollständig irrige. 
Bei zwei concurrirenden Dampferlinien kann vielleicht jede 
bei Herabsetzung ihres Tarifs hoffen, den Gegner zu ver- 
nichten; bei Eisenbahnen hingegen, welche ihre Linien nicht 
beliebig zu ändern vermögen, die also in alle Zukunft fort- 
bestehen werden, ist die Concurrenz eine Thorheit; eine 
unwiderstehliche Tendenz führt entweder zur Verschmelzung 
oder zur Einigung. Darin liegt aber auch der wesentliche 
Grund, dass Eisenbahnen ihrer inneren Natur gemäss stets 
ein Monopol bleiben werden, wenn und wie auch ihr Ver- 
kehr getheilt wird. 

Worin bestand nun der Erfolg der Concurrenzlinien und 
was war die Folge dieses Erfolges? Anfangs gab es erbitterte 
und für die Finanzen der einzelnen Gesellschaften unheilvolle 
Kämpfe, welche eine wesentliche Erniedrigung der Tarifsätze, 
namentlich im Personenverkehr, mit sich brachten. Es folgte 
oft Herabsetzung auf Herabsetzung, bis der Preis auf ein 
geradezu lächerliches, kaum die Billetanfertigungskosten decken- 
des Minimum herabsank, wie man dies noch bis vor Kurzem 
in Nordamerika sehen konnte. Indessen rief der Wettbewerb 
erklärlicherweise nur ein Sinken der Transportpreise zwischen 
den durch die Concurrenz beeinflussten Endpunkten hervor, 
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wogegen jede Gesellschaft trachtete, für das solcherart ge- 
brachte Opfer sich dadurch möglichst schadlos zu halten, dass 
sie die Preise für die Zwischenpunkte erhöhte, soweit es 
eben der egoistische Zweck der Verkehrsentwickelung erlaubte. 
Da nun diese Zwischenpunkte weit zahlreicher sind als die 
Endpunkte, so rausste dem Publicum gegenüber die Summe 
der Uebelstände die Gesammtheit der erzielten Vortheile augen- 
scheinlich überwiegen. Hierzu tritt, dass die Gesellschaften 
von dem Augenblick der Kampfeseinstellung an bemüht sein 
mussten, die Wunden, welche ihnen der Concurrenzkrieg 
geschlagen hatte, zu heilen, wobei abermals das Publicum die 
Kosten durch Bezahlung erhöhter Transporttaxen zu tragen 
hatte. Aber auch des Vortheils, den das reisende Publicum 
selbst bei Bezahlung höherer Fahrpreise gehabt hätte, wenn 
ihm verschiedene Abfahrts-, beziehungsweise Ankunfts- 
zeiten der Züge der doppelten Linien von und nach den 
wichtigeren Stationen zu Gebote gestanden wären, wurde es 
beraubt, indem die, gleiche Knotenpunkte des Verkehrs bedie- 
nenden Gesellschaften, namentlich in England, den getroffenen 
Verabredungen gemäss, ihren Zügen zumeist gleiche Abfahrts- 
zeiten gaben. 1 ) 

Wenn nun aber auch die vorstehenden Nachtheile sich 
mit der Zeit mehr oder weniger ausgleichen konnten — obzwar 
heute noch beispielsweise der Transportpreis für Kurzwaaren 
zwischen Birmingham und Liverpool ein höherer ist als im 
Jahr 1839, wo nur die Gesellschaft Grand Junction bestand, 
während derzeit zwei der mächtigsten Bahnen diese Städte ver- 
binden — so hat doch der Bau der überflüssigen, der so- 
genannten Concurrenzbahnen, deren anderweit nicht zu ver- 
werthendes Anlagecapital ja nothgedrungen eine Verzinsung 
sucht, abgesehen von den erhöhten Kosten des Betriebs zweier 
Bahnen und deren geringerer, weil zersplitterter Leistungs- 
fähigkeit, den dauernden Nachtheil mit sich gebracht, dass 



J ) In Frankreich gab es vor Jahren zwei mächtige Eilwagenunter- 
nehmungen, welche den Verkehr aller Hauptstrassen des Landes gleich- 
zeitig in Händen hatten: die Messageries nationales und die Messageries 
Lafitte et Gaillard. Die Actionäre, die Beamten, die Gesellschaftsfirma 
waren bei jeder der beiden Unternehmungen verschieden; machten sich 
aber die Gesellschaften Concurrenz? Ihre Wägen hatten die gleiche Ab- 
fahrtsstunde, kamen zu gleicher Zeit an, hoben denselben Taiif ein 
u. s. w., kurz, nur Eintracht, ja man könnte fast sagen Bündniss. Um 
wie viel mehr aber muss ein solches Bündniss bei Eisenbahnen eintreten! 
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die Preise weit höher gehalten werden müssen als dies der 
Fall wäre, wenn nur eine Linie den Verkehr vermitteln 
würde, zumal dann, wenn man ein richtig angelegtes und 
praktisch durchgeführtes System eingeführt hatte, demzufolge 
etwa mit dem Anwachsen der Dividende eine Ermässigung 
der Tarife verbunden gewesen wäre. Die überflüssigen Parallel - 
bahnen haben sonach, weil sie keinem wirklichen Bedürfnisse 
des Verkehrs ihr Entstehen verdanken, die Möglichkeit einer 
Tarifherabsetzung eingeschränkt und erschwert, da, wenn man 
billig transportiren will, dies eher mit einer Linie als mit 
zweien möglich ist. Die einst so ersehnten „Concurrenz- 
bahnen" sind also schlimmer für das Publicum geworden, 
als „un elephant gagne" ä la loterie". 

Inzwischen hat aber auch der Monopolist, insoweit nicht 
der Bedarf auf eine gegebene Anzahl von Abnehmern be- 
schränkt ist, die ihm die Kosten der Leistung bei einer ge- 
wissen Ausdehnung des Verkehrs reichlich vergilt, so dass ihm 
eine Erweiterung desselben entweder wirtschaftlich unmög- 
lich oder doch minder einträglich erscheinen muss, oder wo 
in bereits feststehenden Culturverhältnissen eine Ermässigung 
des Transportpreises keine entsprechende Steigerung des Ver- 
kehrs in Aussicht stellt, zum Zweck einer für ihn vortheil- 
haften Massenfrequenz zumeist ein wirtschaftliches Inter- 
esse, den Preis für seine Leistungen den Bedürfnissen des 
Verkehrs anzupassen, worin er dem „Preisgesetz des Verkehrs" 
(Cap. VII) gehorcht. Hierzu tritt der Einfluss der öffentlichen 
Meinung, welche auf volkswirtschaftliche Gebahrung des für 
Zwecke des öffentlichen Interesses betriebenen Bahn- 
untemehmens einwirkt. 



2. Freie Concurrenz auf der Eisenbahn. 

Man nennt diejenige Concurrenz eine freie, die theore- 
tisch so gedacht wird, als wenn sie von Natur vorhanden 
wäre und daher auf keiner künstlichen menschlichen Ein- 
schränkung (Regelung) beruhe, noch dieser bedürfe. Man hat 
sich demnach die freie Concurrenz als Gegensatz einer Gruppe 
geschichtlicher Einrichtungen zu denken, wie z. B. der mittel- 
alterlichen Gewerbeberechtigung, des Zunftzwangs, der Wirth- 
schaftsverbände u. s. w. Das Princip der freien Concurrenz 
verneint diese und alle ähnlichen Einrichtungen, also auch 
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die aus dem Monopol einer Eisenbahn sich ergebenden Ver- 
hältnisse. Der Staat hat sich jedes Einflusses auf die Regelung 
der Concurrenz, des „Wettlaufs unter den Interessen" zu ent- 
halten und man hat die Dinge gehen zu lassen, wie es ihnen, 
d. h. der atomistischen Wirthschaftsgestaltung und der Natur 
gefällt; also der völlig negative individualistische Grundsatz 
des laisser faire* laisser aller. Dagegen sagt sehr wahr 
Roscher: „Unser ganzes Staatsleben beruht auf einer Ein- 
schränkung der individuellen Freiheit, sofern und soweit die- 
selbe durch das Interesse der Gesammtheit bedingt ist. Dass 
die Frage, ob und inwieweit das Interesse der Gesammtheit 
diese Beschränkung erfordert, nur der Vertretung der Gesammt- 
heit, nicht aber den einzelnen Individuen zu überlassen ist, 
versteht sich wohl von selbst." Hier ist aber das Verzichten 
Einzelner auf das eigene Urtheil und insbesondere den eigenen 
Vortheil ein Theil der Organisation, auf welchem die ganze 
Möglichkeit der Verwaltung und des Betriebs einer Eisenbahn 
beruht. 

Was strebt nun die freie Concurrenz im Eisenbahnver- 
kehr an? Die Beseitigung des natürlichen Monopols der Eisen- 
bahnen, wie wir dasselbe im Eingang unserer Erörterung, 
Punkt 4, skizzirten. 

Zunächst will man den Fahrdienst vom Bahneigenthum 
trennen, d. h. die Eisenbahn soll nur noch den Weg her- 
geben und den Zugdienst leisten, während die Privat- 
industrie in freien Wettbewerb und unter möglichster Beigabe 
eines eigenen Wagenparks die Expedition von Gütern vor- 
nimmt und die Versendungsbedürfnisse des Publicums regeln 
soll, also eine Concurrenz, wie sie etwa unter sich noch 
fremden Frachtfuhrleuten auf der Landstrasse besteht. Denn 
wenn sich einmal die concurrirenden Fuhrleute persönlich 
kennen, ändert sich die Sache gründlich, ebenso wie beispiels- 
weise bei einer Offertausschreibung über eine Lieferung, zu 
der zahlreiche Industrielle eingeladen werden, eine wirkliche 
Concurrenz auf Grund der möglichst niedrigen Anbote nur 
so lange stattfindet, als die Wettbewerber sich fremd bleiben. 
Lernen sich dieselben durch wiederholte Ausschreibung kennen, 
so dass sie, was namentlich bei beschränkter Zahl der Liefe- 
ranten zutrifft, in der Lage sind, ein „Consortium" bilden zu 
können, dann stellt sich sofort das Einvernehmen her und 
die Concurrenz hört auf (aus welchem Grund auch directe 
Unterhandlungen mit den einzelnen Lieferanten zumeist vor- 
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zuziehen sind). Die Concurrenz finde; sonach selbst 
in der den Interessen gewährten Freiheit ihre Grenze! 

Bei den vorstehend erwähnten Projecten bedenkt man 
aber überdies nicht, dass der bestehende Zwang im Eisenbahn- 
betrieb ein in der Natur des Transportmittels liegender ist 
und nur auf Kosten der allgemeinen Verwendbarkeit und 
wirtschaftlichen Zweckmässigkeit beseitigt werden könnte. 
„Jede Freiheit aber darf nicht blos negativ, sie muss auch 
positiv sein," d. h. sie muss ihre theoretische Verneinung 
in positives, zweckmässiges Können zu übertragen vermögen, 
was aber hier nicht zutrifft; denn in so innigem Zusammen- 
hang eine zweckmässige Arbeitsteilung, d. i. eine Abgren- 
zung von „Zuständigkeiten" (Competenzen) mit der Ausbildung 
der menschlichen Gesellschaft steht und so wahr es ist, dass 
auf ihr alle Cultur des Menschen beruht, so kann doch eine 
Trennung der Arbeit nur dort von Nutzen sein, wo eine 
Verbindung derselben störend einwirken würde, niemals 
aber dort, wo umgekehrt durch die Arbeitsteilung die auf 
die Verbindung angewiesene Arbeit in ihrem Zusammenwirken 
beeinträchtigt oder gar gestört werden würde. Die volkswirt- 
schaftliche Zweckmässigkeit einer Arbeitsteilung ist also im 
Allgemeinen nur dann gegeben, wenn durch dieselbe ver- 
schiedene Arbeitskräfte vollständiger verwertet werden oder 
Ersparnisse an Zeit und Mühe zu erzielen sind. 

Diese Momente treffen aber im vorliegenden Fall nicht 
zu, weil die Vermehrung der Arbeitsfactoren durch das 
Zwischentreten der Spedition nur eine künstlich gemachte 
wäre, und demnach anstatt des zweckmässigen Zusammen- 
wirkens Mehrerer nur ein Nebeneinander ohne eigent- 
liches Zusammenwirken platzgreifen könnte; daher auch 
ein Theilnehmer dem andern nur im Weg stünde. Hierzu 
tritt, dass der mit grosser persönlicher Gefahr und Ver- 
antwortung verbundene Eisenbahnverkehr auf Einfachheit in 
der Verwaltung hindrängt, ohne welche aber die Arbeits - 
gliederung nur Arbei tsvermehrung sein würde. — Weiter- 
hin darf nicht übersehen werden, dass die Concurrenz auf der 
Schiene alsbald zur Verschmelzung (Fusion), d. h. zu einem 
Monopol führen müsste, um den Markt gemeinsam auszu- 
beuten; daher hier die freie Concurrenz nicht sowohl die 
Preise erniedrigen als erhöhen würde, ohne durch irgend 
welche Beschränkung gehindert zu sein. Zudem siegen, wie 
Ad. Wagner zutreffend hervorhebt, bei der freien Concurrenz 
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nicht immer die Tüchtigeren, sondern oft auch diejenigen, 
welche eben die Charakterloseren sind. Mit Bezug hierauf 
meint Ihering: „Dass die Wölfe nach Freiheit schreien, ist 
begreiflich, wenn aber die Schafe in ihr Geschrei einstimmen, 
so beweisen sie damit nur, dass sie Schafe sind." — In der 
That ist denn auch die Forderung der freien Concurrenz 
häufig nur ein Geschäftsvorwand zur Erlangung thatsächlicher 
Vorrechte für gewisse Classen oder mit anderen Worten, die 
versteckte Sucht zur Erlangung eines sanctionirten 
Monopols. 

Im Uebrigen verweisen wir auf England und die dort 
gemachten Erfahrungen. Den englischen Canalgesellschaften 
war anfänglich das Recht, selbst Frachtführer auf ihren eigenen 
Wasserstrassen zu sein, untersagt, wodurch sie aber bald in 
grosse Nachtheile den günstiger gestellten Eisenbahnen gegen- 
über kamen, in deren Concessionsurkunden zwar auch eine 
Bestimmung enthalten war, welche die Concessionäre verbind- 
lich machte, auf der ihnen eigentümlichen Bahn die Loco- 
motiven und Wagen Jedermanns gegen Entrichtung eines 
bestimmten Weggeldes verkehren zu lassen, ohne dass sich 
jedoch die erwartete Concurrenz mehrerer Betriebsunter- 
nehmungen auf einer und dejpelben Linie in Wirklichkeit 
jemals eingestellt hätte. In Folge der übermächtigen Concur- 
renz der Eisenbahnen fand sich das Parlament im Jahre 1845, 
von der Ueberzeugung geleitet, „dass der Wettbewerb zwischen 
Wasser- und Eisenbahnstrassen ein mächtiger Hebel für die 
Förderung der öffentlichen Wohlfahrt sei" veranlasst, durch 
ein zu diesem Behufe geschaffenes Gesetz (8 und 9 Victoria* 
Cap. XXVIII und Cap. XLII), die bestandene Beschränkung 
zurückzuziehen und den Canälen dieselbe Freiheit im Tarif- 
und Transportwesen zu verleihen wie den Eisenbahnen, bei 
denen auch, wie erwähnt, der concessionsmässig vorgesehene 
Concurrenzbetrieb sich als Trugbild erwies. Das englische 
Parlament, gestützt auf dasErgebniss gemachter Erfahrungen, 
erblickte demnach in der ausschliesslichen freien Concurrenz 
geradezu eine Schädigung der öffentlichen Wohl- 
fahrt (v. Weber, Die Wasserstrassen Englands). Die weiter- 
gehende Forderung der aus der sogenannten physiokratischen 
Schule stammenden Theorie der freien Concurrenz und „des 
Freisinns" (Liberalismus) auf wirtschaftlichem Gebiet, dass 
der Eisenbahn nur der Weg belassen sein solle, für 
dessen Benutzung ein gewisses Entgelt (Bahngcld) zu ein- 
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richten sein würde, während auf der Schiene selbst die un- 
gehinderte freie Concurrenz schalten und walten solle, kann 
vernünftigerweise nur darauf hinauslaufen, dass der Staat 
die Eisenbahnen besitzt, mehrere grosse Actiengesellschaften 
aber, und zwar jede für eine bestimmte Strecke, als 
Pächterin derZugkraft denBetrieb leitet. Damit aber wäre 
ein neues Monopol geschaffen, und jedenfalls kein besseres an 
die Stelle des bestehenden gesetzt; denn es ist doch sicher, 
dass nur der den Bahnbetrieb gut zu leiten im Stande isr, 
der das unbedingte Verfügungsrecht über die gesammten Bahn- 
anlagen und die Macht besitzt, dieselben den Verkehrsbedürf- 
nissen anpassend umzubauen und zu erweitern, weshalb auch 
das System der Verpachtung von Eisenbahnen sich nicht 
empfiehlt, am allerwenigsten aber dort, wo die betriebführende 
Gesellschaft die gepachtete Linie schliesslich selbst zu erwerben 
trachtet, und dadurch ein Interesse hat, den Verkehr und die 
Einnahmen, wenigstens vorübergehend, zu vermindern, sowie 
überhaupt das Unternehmen zu drücken, um für den beab- 
sichtigten Ankauf vorteilhaftere Bedingungen zu erlangen. 
Die Betreibung einer und derselben Bahnlinie durch 
mehrere von einander unabhängige und sich viel- 
leicht noch dazu bekämp^nde Unternehmungen wäre 
aber schon aus betriebstechnirchen Hinsichten eine derartige 
Widersinnigkeit (Imperium nisi unum, nulluni), dass wir hier- 
auf des Näheren einzugehen wohl nicht -nöthig haben. Denn die 
Schienenstrasse ist nichts Selbständiges und nichts Anderes 
als ein (allerdings wesentliches) Glied in dem Ineinandergreifen 
der grossen Eisenbahnmaschinerie, wie z. B. auch Heizhäuser, 
Wasserstationen u. s. w. es sind. Das charakteristische Unter- 
scheidungsmerkmal zwischen Eisenbahnen und Landstrassen 
liegt eben darin, dass sie nicht, wie letztere, von Jedermann 
benutzt werden können, weil sie ein freies Ausweichen der 
Fahrzeuge nicht gestatten. „Eine Eisenbahn," so sagte schon 
1850 Lardner (railway economy), „ist eine Art grosser Ma- 
schine, deren viele Räder ineinandergreifen müssen, und 
deren Bewegung ein bestimmtes Zusammenwirken verlangt, 
so dass sie nicht durch eine Mehrzahl von einander unabhän- 
giger Kräfte im Gang erhalten werden kann." 

Dem anfänglich herrschenden Irrthum, als ob es möglich 
sein werde, die Eisenbahnen gleich den Landstrassen in der 
Art zu behandeln, dass der Personen- und Güterbeförderungs- 
dienst vom Geschäft der Herstellung und Unterhaltung des 
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Wegs zu trennen sei, dürfte es übrigens zuzuschreiben sein, 
wenn nicht gleich von Beginn der Eisenbahnerfindung an 
erkannt wurde, dass dieselben Gründe, welche es für den 
Staat nothwendig machten, die Landstrassen selbst herzu- 
stellen und zu unterhalten, mit noch grösserer Kraft für den 
Bau und Betrieb der Eisenbahnen gelten. Denn die Erfahrung 
lag ja vor, welche grossen Nachtheile dem Staat aus dem 
System der Herstellung und Erhaltung der Landstrassen durch 
Unternehmer erwachsen waren, welche, um sich bezahlt zu 
machen, die Erlaubniss zur Erhebung von Abgaben erhielten, 
welche allerdings auch der staatlichen Gontrole und Regelung 
unterworfen waren, allein trotz aller versuchten „Regulirung" 
das Land und dessen Production so schwer besteuerten, dass 
die Herstellung und Unterhaltung der Landstrassen zu einer 
Staatspflicht wurde. 

Im Uebrigen ist der von der Spitzfindigkeit der Arbeits - 
theilung losgelöste Gedanke, wie ihn das preussische Eisen- 
bahngesetz vom Jahre 1838 in allerdings naiver Weise zum 
Ausdruck brachte: „die Bahnen als gemeinnützige Einrichtungen 
dem Publicum allmählich gegen blosse Deckung der Unter- 
haltungskosten, wie die Landstrassen, von dem Zeitpunkt der 
eingetretenen Tilgung der Anlagekosten ab zugänglich zu 
machen," als ein durchaus gesunder und vernünftiger zu be- 
trachten. 



Schreiher, Die Eisenbahnen. 
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Eisenbahnverband- und Abrechnungswesen, 
Eisenbahnverschmelzungen (Fusionen). 

1. Verband wesen. 

Schon früh erkannten die einzelnen, immerhin auf ein 
beschränktes Verkehrsgebiet angewiesenen Eisenbahnverwal- 
tungen die durch die Verkehrsbedürfnisse sich ergebende Noth- 
wendigkeit der über das eigene Netz hinausreichenden directen 
Abfertigung (Expedition) von Personen und Gütern, zu welchem 
Zweck sie zu gegenseitigen Vereinbarungen schritten, welche 
es ermöglichen sollten, den mehrere Bahnen berührenden 
Verkehr nach gleichartigen Grundsätzen zu bedienen und da- 
durch zeitraubende und auch mit Auslagen verbundene Um- 
ladungen (Wagenwechsel) zu vermeiden. 

Zu diesem Ende wurde schon 1842 in England der 
sogenannte Clearinghouseverein gegründet (s. u.), dessen gross- 
artige Organisation heute alle englischen Eisenbahnen umfasst, 
während in Norddeutschland zuerst im Jahre 1846 die Direc- 
toren einer Anzahl Eisenbahngesellschaften zu einer Ver- 
einigung (Union) zusammentraten, aus welcher im Lauf der 
Zeit die grosse internationale Einrichtung hervorwuchs, welche 
den heutigen „Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen" 
bildet, welcher Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Rumänien, 
die Niederlande und Luxemburg ganz und Theile von belgi- 
schen und russischen Bahnen, zusammen rund 60.000 km, 
umfasst; daher wohl auch der Name „Verein deutscher 



Digitized by Google 



Verbandwesen. 



67 



Eisenbahnverwaltungen" nicht mehr ganz zutrifft und für die 
Folge schwerlich beizubehalten ist. 

Diese Vereinigung von Bahnen zum Zweck der gemein- 
samen Bedienung des Verkehrs nennt man das „Trahsport- 
cartell" (wohl zu unterscheiden von dem „Tarif kartell, 
welches einerseits seine Regelung in dem Betriebsregleraent 1 ) 
(betreffs der Bedienung des mehreren Bahnen gemeinsamen 
Verkehrs und der vereinbarten Transport- und Haftungsbedin- 
gungen), andererseits in dem Wagenübereinkommen (betreffs 
der gegenseitigen Wagenbenutzung) findet. 

Die bereits in dem ersten Reglement des Vereins für den 
Güterverkehr vom 1. Januar 1849 enthaltenen Bestimmungen: 
„Auf Grund dieses Reglements werden von den vereinigten 
Eisenbahnverwaltungen Güter von und nach allen, für den 
Güterverkehr bestimmten Stationen übernommen"; „behufs 
des Uebergangs der Güter von einer Bahn auf die andere 
bedarf es keiner Vermittlung des Absenders oder Empfängers" 
— bilden den Ausgangspunkt einer von den Grenzen des 
Bahneigenthums und der Staatsgebiete unabhängigen Gestal- 
tung des Eisenbahn- Güterverkehrs und haben zu einer weit- 
gehenden Einheitlichkeit in den Bau- und Betriebseinrichtungen 
geführt. Aehnliche Organisationen nach dem Muster des 
Deutschen Eisenbahnvereins sind die Vereinigungen der 
Schweizer Bahnen, der Russische Eisenbahnverband, die Con- 
vention der nordamerikanischen Eisenbahnen und zum Theil 
wohl auch der englische Ciearinghouseverein. 

Die Wirksamkeit des Vereins deutscher Eisenbahn-Ver- 
waltungen hat sich nach und nach auf fast alle Gebiete des 
Eisenbahnwesens ausgedehnt und besitzt derselbe heute auch 
in der „Zeitung des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen" 
und dem „Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens in 
technischer Beziehung" eine würdige fachwissenschaftliche Ver- 
tretung. Wenngleich aber auch das dem Vereinsgüterreglement 
beigegebene „Uebereinkommen" zu demselben mehrere den 
Personenverkehr betreffende tarifarische Bestimmungen ent- 
hält, so konnte doch die Einwirkung des Vereins auf das 
„Tarifwesen" der Vereinsbahnen im Allgemeinen begreiflicher- 
weise nur von geringem Belang sein, da hier die itio in partes 

l ) Das Betriebsreglement (richtiger Transportreglement), welches die 
Beziehungen zwischen Eisenbahn und Publicum in Uebereinstimmung mit 
dem Handelsgesetzbuch regelt, bildet ein einheitliches internationales Eisen- 
bahnfrachtrecht auf vertraglicher Grundlage. 

5* 
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jeder Verwaltung von Hause aus freigestellt bleiben musste, 
daher auch nur Vereinbarungen innerhalb der die Sonder- 
interessen der einzelnen Verwaltungen wahrenden „Einzel- 
verbände'' getroffen werden konnten, deren Entwickelung wir 
hiermit kürz besprechen. 

Bei ihrem Entstehen hatten sich die Eisenbahnen darauf 
beschränkt, den Tarif für den Personen- und Waarentrans- 
port blos für das eigene Verkehrsgebiet festzustellen. Es 
musste damals sonach der fremden Vermittlung (Spedition) 
überlassen bleiben, die Transportkosten einer, über mehrere 
Bahnen zu befördernden Waare aus dem für jede der Bahnen 
abgesondert aufgestellten Tarif zu berechnen und den Trans- 
portinteressenten aufzugeben. 

War es schon bei der Verschiedenheit der Gewichts-, 
der Weg- und Münzeinheiten, wenn der Transport verschiedene 
Ländergebiete durchziehen musste, an und für sich auch für 
den Vermittler (Spediteur) schwierig, die Transportkosten 
richtig und zuverlässig zu ermitteln, so wurden diese Schwierig- 
keiten noch durch die grosse Unterschiedlichkeit in der Güter- 
classification der verschiedenen Bahnen im Zusammenhang 
mit der ausserordentlichen Ausdehnung des Eisenbahnverkehrs, 
welche das Bedürfniss nach Einheitlichkeit und Uebersicht- 
lichkeit der Tarife immer dringender erscheinen Hess, erheb- 
lich erhöht. 

Bis dahin waren also die Eisenbahnen wesentlich tech- 
nische Verkehrsanstalten, während sie den kaufmännischen 
Theil des Geschäfts zumeist der fremden Zwischenvermittlung 
überliessen. Mit der Entwickelung des Verkehrs und der Aus- 
breitung des Netzes musste sich nun, um die den Transport 
empfindlich verteuernden Vermittler zu beseitigen und den 
Transportinteressenten selbst die Berechnung der Fracht- 
gebühren zu ermöglichen, die Notwendigkeit der Uebernahme 
eines Theils der Vermittlung, sowie die Näherrückung einer 
Vereinigung gleichartig gestellter Verkehrsinteressen von selbst 
ergeben. 

So entstand, Hand in Hand mit der weltwirtschaftlichen 
Ausdehnung der Verkehrsbeziehungen gehend, fussend auf den 
durch Betriebsreglementund Wagenübereinkommen geschaffenen 
Grundlagen und in Uebereinstimraung mit den durch die 
Betriebsökonomie gebotenen Anforderungen des Eisenbahn- 
dienstes der „directe Verkehr", d. h. die Behandlung der 
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einzelnen Transporte, ohne Rücksicht auf deren Längenaus- 
dehnung und den Besitzstand der einzelnen, beim Transport 
betheiligten Bahnen als je eine einheitliche Leistung, 
sowohl was die Transportbedingungen, einschliesslich des 
Transportpreises, als auch den Wagenuralauf betrifft, also mit 
anderen Worten: „die einheitliche Gestaltung der Nutz- 
leistungen in dem ganzen Wirtschaftsgebiete". 

Die Einrichtungen nun, welche die Anbahnung, Pflege und 
gegenseitige Abrechnung solcher directen Verkehre unter den 
einzelnen betheiligten Bahnen vermittelten, waren die „Bahn- 
vereine", beziehungsweise die „Bahnverbände". Der älteste 
derartige Verein in Deutschland war der Norddeutsche Ver- 
band (1848), welcher den directen Verkehr zwischen Köln, 
Harburg, Berlin, Leipzig und den dazwischenliegenden Eisen- 
bahnstationen vermittelte und der auch die erste Verband - 
güterclassification schuf. Neben diesem Verein bildeten sich im 
Lauf der Zeit eine Reihe ähnlich gestalteter Verbände, von 
denen jeder seinen eigenen Weg ging, was zu manchen Un- 
zuträglichkeiten Anlass gab. Diesen vorzubeugen wurde zuerst 
(1868) innerhalb des Norddeutschen Verbands die Meinung 
ausgesprochen, dass es zweckmässig erscheinen möchte, wenn 
alle Tarif angelegenheiten von den in das Gebiet dieses Ver- 
bands eingreifenden selbständigen Verbänden in gemein- 
schaftlichen Zusammenkünften berathen würden, welcher Ansicht 
allseits mit grossem Beifall zugestimmt wurde, so dass schon 
am 16. Februar 1869 die erste gemeinschaftliche Zusammenkunft 
stattfand. Diese Conferenzen wurden ihrer hauptsächlichen 
Bestimmung wegen „Tarifconferenzen" genannt, woraus sich 
dann auch die Bezeichnung „Tarifverband" von selbst ergab, 
welche sich sodann auf alle diesem Vorgange nachgebildeten 
Vereinigungen übertrug. 

Aus den Tarifverbänden, welche sich — insofern ein und 
dasselbe Verkehrsgebiet durch verschiedene Verbände be- 
dient werden konnte — durch Tarifunterbietungen bekämpften, 
entwickelten sich nun mit der Zeit zur Verhütung der auf- 
reibenden Concurrenz die sogenannten „Cart eil verbände", 
welche, nachdem bei der grossen Ausdehnung des Bahnnetzes und 
der fast unbegrenzten Leistungsfähigkeit der einzelnen Bahnen fast 
überall Concurrenzlinien gegeben sind, die früheren Tarif- 
verbände vollständig verdrängt haben. Dies kam so: Das in 
der Regel durch eine Concession verliehene (erklärte) Monopol 
ist, wie schon früher gesagt, stets auch ein natürliches, und 
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zwar hauptsächlich in Folge des höheren Gebrauchswerths 
des künstlichen Transportmittels gegenüber den anderen, 
weniger wirksamen Beförderungsmitteln der Land- und Wasser- 
strassen. Eine einzige Eisenbahnlinie zwischen zwei entfernter 
gelegenen, daher der Axconcurrenz entrückten Orten ist 
offenbar ein thatsächliches Monopol im strengsten Sinne. 

Dieser Charakter der fast ausschliesslichen Verkehrs- 
beherrschung einer solchen Eisenbahn musste aber anschei- 
nend von dem Tage an eiue wesentlich geänderte Gestaltung 
annehmen, als sich dem Monopol derselben das Monopol einer 
zweiten Concurrenzlinie gegenüberstellte. Wir sagen „anschei- 
nend", denn in der Wirklichkeit macht die leichte Möglich- 
keit der Vereinigung der wirthschaftlichen Kräfte (Weg 
und Verkehrsanstalt sind in einer Hand, d. h. der eigentliche 
Bau ist nur eine Vorrichtung, auf der eine Arbeit stattfindet), 
die sich offenbar bezüglich ihrer Antheile gegenseitig in irgend 
einer Weise auseinandersetzen müssen, da die gebauten Linien 
doch in alle Zukunft fortbestehen und durch die Concurrenz 
nicht beseitigt werden, sowie der Umstand, dass der Wettbewerb 
auf ein immerhin begrenztes, die Leistungsfähigkeit der beiden 
wettwerbenden Linien keineswegs erschöpfendes Gebiet be- 
schränkt bleibt, sonach schon das wirthschaftliche, hier auf 
Monopolisirung hindrängende Gesetz auf die Beseitigung der 
Concurrenz und die Theilung des Monopols hinweist, die 
tarifermässigende Kraft einer solchen Concurrenz sehr uner- 
heblich, wenn nicht ganz wesenlos. 

So musste es denn überall, wo Eisenbahnen durch gemein- 
same Bedienung gleicher Knotenpunkte des Verkehrs in Mit- 
bewerb traten, dahin kommen, dass sich jene Voraussicht 
verwirklichte, welche schon Georg Stephenson in dem Aus- 
spruch zusammenfasste: „Wo die Vereinigung möglich ist, da 
ist Concurrenz unmöglich", oder wie Gladstone sich in 
einer parlamentarischen Enquete über den Wettbewerb der 
Eisenbahnen untereinander einst aussprach: „Breves inimicitiae 
amicitiae sempiternae". 

Die wegen Beseitigung einer oft unlauteren Concurrenz 
und Erzielung einer nach allen Richtungen wohlthätigen 
Stetigkeit der Tarifsätze getroffenen, den betriebsökonomischen 
Nutzen der Verschmelzung (Fusion) theilweise ersetzenden 
freiwilligen Vereinbarungen der Bahnverwaltungen nennt man 
nun „Tarifcartell- Uebereinkommen" oder kurzhin 
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„Tarifcartelle". 1 ) Die erste und unvollkommenste Form 
derartiger Uebereinkomraen besteht darin, dass Tarife und 
Fahrzeiten gleichgestellt werden, wo immer dieselben Punkte 
von zwei Gesellschaften bedient werden. Die zweite, schon 
etwas weitergehende Form ist diejenige, wodurch die Gesell- 
schaften übereinkommen, Personen und Güter bei gleich hoch 
gehaltenen Tarifpreisen wechselweise nach einem vereinbarten 
Theilungsschlüssel (Instradirungsnorm) auf ihren Linien zu 
befördern, so zwar, dass jeder der beiden Theile die Einkünfte 
aus dem Betrieb des eigenen Netzes für sich behält: der so- 
genannte „Naturalausgleich". Die dritte Form ist die der 
gemeinschaftlichen Casse, d. i. die Theilung der gesammten 
Betriebseinnahmen nach einem vereinbarten Verhaltniss, ohne 
Rücksicht darauf, welche Gesellschaft den Transport in Wirk- 
lichkeit ausgeführt hat: der sogenannte „Geldausgleich". Ferner 
giebt es noch eine vierte Form, wonach zwei Gesellschaften 
sich verbindlich machen, ihre Züge auf bestimmten Theilen 
ihrer beiden Bahnnetze verkehren zu lassen und die Ein- 
nahmen nach einem vereinbarten Verhaltniss zu theilen: so- 
genannte „P&igeverträge" oder englisch „Running powers". 
Die letzte und zugleich vollständigste Art, sich jede Concur- 
renz vom Leibe zu halten, ist die Verschmelzung (Fusion), 
beziehungsweise auch der Pachtvertrag, auf Grund dessen 
eine Gesellschaft den Betrieb des Netzes einer anderen Ge- 
sellschaft gegen Entrichtung einer bestimmten Geldentschä- 
digung übernimmt. 



2. Eisenbahnverschmelzungen (Fusionen). 

Die in den Jahren 1845 bis 1847 in England herrschende 
Eisenbahnbauwuth hatte eine Ueberspeculation im Bau neuer 
Linien im Gefolge, welche, weil zumeist auf den Wett- 
bewerb angewiesen, ein von Jahr zu Jahr abnehmendes Er- 
trägniss ergaben, so dass schliesslich für den Actieninhaber 
gar nichts übrig blieb. Auf diese Weise enstand in Verbin- 
dung mit der Erkenntniss, dass Eisenbahnen unter so un- 
günstigeren Verhältnissen betrieben werden, je kürzer sie sind, 
das Verlangen, kleinere Gesellschaften in grössere zu ver- 
schmelzen, so dass sich im Lauf der Zeit durch Fusionen 



l ) Näheres hierüber s. mein Werk „Tarifwesen", Wien 1884, S. 235 1F. 
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mächtige Gesellschaften gebildet haben, die den grösstenTheil der 
Eisenbahnen Englands besitzen. 1 ) Aber auch diese Gesellschaften 
bekämpften sich gegenseitig bis 1859, d. h. insolange, als nicht 
ihre Mittel erschöpft waren. Da endlich machten sie unter 
sich Frieden. „Die Gesellschaften brauchen Erholung!" lautete 
die technische Phrase und so gelangte man durch Fusionen zu 
Cohäsionen, d. i. zu Cartellvereinigungen. 

Die Fusion, also die Vereinigung des Eigenthums und 
des Betriebs möglichst vieler, bis dahin getrennt verwalteter 
kleiner Bahnkörper in einen centralisirten Verwaltungskörper 
äussert, insolange sie nicht in eine Hypercentralisation aus- 
artet, gleichzeitig mit der Verbilligung der allgemeinen Ver- 
waltungskosten ihren wohlthätigen Einfluss auf die Betriebs- 
ökonomie dadurch, dass sie nicht allein ein systematisches 
Ineinandergreifen der „Lastleistungen" mit geringerem Kosten- 
aufwand, als bei vereinzeltem Betrieb erzielt, sondern dass 
auch die tatsächlichen Bedürfnisse des öffentlichen Verkehrs, 
welchen die Bahn zunächst durch ihre liberalere Tarifpolitik, 
dann durch ihre „Nutzleistungen" Ausdruck giebt, von einem 
allgemeineren und somit auch in Verbindung mit der Tüchtig- 
keit der an der Spitze bedeutender Gesellschaften stehenden 
Beamten, von einem höheren Standpunkt, als vordem über- 
blickt werden können. Daher auch die betriebsökonomischen 
und allgemeinen Vortheile der Verwaltung eines grossen selbst- 
ständigen Bahnnetzes durch den Staat, welcher am ehesten 
in der Lage ist, diejenigen Wohlthaten zu verwirklichen, 
welche dem System der Fusionen anhaften und von der Con- 
currenz vergeblich erwartet worden waren. 

In Deutschland und Oesterreich sind Verschmelzungen 
von Privatbahnen nur vereinzelt, wie beispielsweise bei der 
Rheinischen Eisenbahngesellschaft, vorgekommen, 2 ) insoweit 

4 ) Von den anfänglich im vereinigten Königreich bestehenden 353 
Gesellschaften bestanden 1866 durch Verschmelzungen nur mehr 28, 
während heute zehn Gesellschaften fast sieben Neuntel des ganzen Bahnnetzes 
besitzen. Auch in Frankreich sind zwischen 1846 und 1857 die damaligen 
33 Eisenbahngesellschaften in 11 zusammengeschmolzen; heute bestehen 
dort eigentlich blos sechs grosse Gesellschaftsbahnen. 

2 ) Kine im Jahre 1876 geplante Fusion galizischerPrivatbahnen,nämlich 
der Lemberg-Czernowitz-Jassybahn mit der Albrcchtsbahn und der Dniester- 
bahn unter gleichzeitigem Verkauf der vom Staat gebautenTarnöw-Leluchower 
Bahn an diese Gruppe, scheiterte an dem Widerstand des Parlaments, welches 
die von der Regierung vorgeschlagene Garantiesumme von 800.000 fl. 
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eben nicht deren Zusammenlegung späterhin in Folge ihrer 
Verstaatlichung herbeigeführt wurde; dafür aber sind die „Eisen- 
bahnverbände" in grösstem Umfang eingetreten. Beide Systeme 
haben ihre Vor- und Nachtheile: „die eine Richtung (die 
föderative) verbürgt eine reichere und freiere Entwickelung 
im Einzelnen und Kleinen, hält die Concurrenz offen und 
beseitigt gefährliche Riesenmonopole in den Händen privater 
Unternehmer; die andere (die centralistische) erspart an 
Generalkosten und hat den Vortheil der grossartigsten schnell 
durchführbaren Zusammenfassung der Verhältnisse" (Schäffle, 
II, 269). 



3. Abrechnungswesen. 

Jeder Absender einer Waare ist im Allgemeinen verpflichtet, 
seiner Sendung einen Frachtbrief (lettre de voiture) beizugeben, 
welcher das Gut, insoweit ein directer Verkehr besteht, bis 
an die Bestimmungsstation begleitet und dort dem Adressaten 
gegen Bezahlung der Frachtgebühren, falls nicht Abfertigung 
in Francofracht erfolgte, ausgehändigt wird. In Frankreich ist 
zwar auch der Frachtbrief gesetzlich vorgeschrieben, wird 
jedoch im inländischen Verkehr zumeist durch das „r6cdpisse" 
ersetzt, von dem ein Exemplar der Aufgeber, ein Exemplar 
der Empfänger erhält. In England vertritt die Aufgabe-Er- 
klärung — consignement note — welche indessen stets auf 
der Versandtstation zurückbleibt, die Stelle des Frachtbriefs. 
In den internationalen Verkehren muss jeder Sendung 
unbedingt der Frachtbrief beigegeben werden. 

Als Begleitpapier jedes Frachtbriefs wird seitens der Ver- 
sandtstation die Frachtkarte (feuille de route) ausgefertigt, 
welche die Sendung, insoweit ein directer Verkehr besteht, bis 
zur Bestimmungsstation begleitet; im anderen Fall findet 
unterwegs, am Endpunkt des directen Verkehrs, eine „Umkar- 
tirung" (systeme de soudure) vermittelst Ausfertigung einer 
neuen Frachtkarte (feuille de r6exp£dition) der Sendung statt. 



jährlich zu hoch und den Verkaufspreis der Tarnöw-Leluchower Bahn 
gegen 16 Millionen Actien der Lemberg-Czernowitzer Bahn (der Bau hatte 
effectiv 16 Millionen Gulden gekostet) zu niedrig erachtete, sowie auch 
eine gleichzeitig geplante Verschmelzung kleinerer böhmischer Bahnen 
nicht zu Stande kam. 
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Ueberdie von den Versandtstationen ausgefertigten Fracht- 
karten (Güterkarten) werden Rechnungen gelegt, und zwar 
für jeden Verbandverkehr nach jeder Empfangstation des 
Verbands besonders. Diese Karten werden von der Versandt- 
stelle mit einer, den ganzen Monat durchlaufenden Ordnungs- 
nummer versehen, welche für jeden Verbandverkehr und für 
jede Empfangstation mit Nr. 1 beginnt. Ihrerseits legen die 
Empfangstationen über die einlangenden Güterkarten gleich- 
falls Rechnung. So wird auf Grundlage der „Kartirung" das 
Expeditionsverhältniss jeder Station zu jeder anderen ersichtlich. 

Es ist ein hauptsächlicher Vortheil der Eisenbahnverbände, 
dass sie eine „directe Kartirung" zwischen den Hauptstationen 
verschiedener Bahnen und hiermit eine einfachere Versendung 
und Verrechnung herstellen. Die Verbandstationen kartiren 
direct aufeinander. Die verkehrsbedeutungslosen Stationen, 
für welche kein directer Tarif besteht, kartiren an die nächste 
Verbandstation und durch „Umkartirung" bei der letzteren 
gelangt das Gut an die dem Empfangsorte nächste Verband- 
station, welche ihrerseits wieder das Gut mit besonderer Karte 
an die Empfangstation leiten kann, wofern diese selbst nicht 
eine Verbandstation ist. 

Ein wichtiger Zweig der Verwaltung der Eisenbahnen ist 
die Abrechnung der Bahnverbände unter sich. Alle 
Bahnen nämlich, die ein Gut im Verbandverkehr berührt, 
erhalten verhältnissmässigen Antheil an dem in einer Ziffer 
veröffentlichten Transportpreise (Antheilsatze), haben aber 
wiederum für die Benutzung fremder Betriebsmittel auf ihrer 
Strecke Mietfivergütung für die zum Transport benutzten 
fremden Wagen an die vermiethende Bahn zu bezahlen. Jede 
Verbandbahn, insoweit ihr die Aufgabe- oder Abgabestation 
gehört, hat daher zum festgestellten Zeitpunkt Rechnung mit 
den übrigen Bahnen auszutauschen über den Transport der 
Güter in den verschiedenen Classen und die daraus erzielten 
Einnahmen, sowie über die Benutzung der Wagen nach der 
durchlaufenen Strecke jeder Bahn. 

Es ist hier an der Stelle, die Abrechnungseinrich- 
tungen des Clearinghousevereins der englischen Bahnen 
zu besprechen, zumal dessen Organisation theilweise auch auf 
das Abrechnungswesen der mitteleuropäischen Eisenbahnen 
entscheidend eingewirkt hat. 
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Im Beginn der Entwickelung des Eisenbahnwesens, wo 
das rollende Material einer Gesellschaft niemals auf fremde 
Linien übergegangen war (in England verhinderte dies auch 
die anfangs ungleiche Spurweite der Gleise), hatten die Ge- 
sellschaften keine Veranlassung, einen „durchlaufenden" Ver- 
kehr einzurichten. Erst nachdem zwei, verschiedenen Gesell- 
schaften gehörende Linien bei Gloucester zusammentrafen, 
ergab sich das Bedürfniss des „directen Verkehrs" und damit 
in Verbindung das der gegenseitigen Abrechnung. Dies war 
der Anlass der am 2. Januar 1842 unternommenen Gründung 
des sogenannten Railway Clearing house in London durch 
einen Privaten, welcher mit Hilfe von vier weiteren Beamten 
die gegenseitige Abrechnung zwischen zwei Gesellschaften, die 
Vertheilung der Einnahmen u. s. w. durchzuführen hatte und 
das durch die Gewalt der Umstände sich sehr schnell einer 
ausserordentlichen Entfaltung seiner Thätigkeit erfreute. So 
kam es, dass bis zum Jahr 1847 sich allmählich die meisten 
Gesellschaften dem Clearinghouse angeschlossen hatten. Im 
Jahre 1850 gab das Parlament dem so gebildeten Verein die 
gesetzliche Bestätigung, ohne jedoch die Freiheit der Gesell- 
schaften bezüglich des Ein- oder Austritts irgendwie einzu- 
schränken. 

Der Hauptzweck des Vereins besteht auch heute noch 
wie anfangs darin, den durchgehenden Verkehr zu erleichtern, 
d. h. für denselben Einrichtungen zu treffen, welche diesen 
Verkehr zu einer einheitlichen Einrichtung gestalten, und zwar 
sowohl in Bezug auf die Fragen des Personen- wie des Güter- 
verkehrs. Er richtet hierbei sein Hauptaugenmerk auf die 
Schaffung einer einheitlichen Güterclassification, sowie über- 
haupt auf die thunlichste, durch die Anforderungen der prak- 
tischen Bedürfnisse des Eisenbahnverkehrs gegebenen Einheit- 
lichkeit und Gleichartigkeit der Bestimmungen. Die Feststellung 
der Tarifsätze selbst, sowie die Regelung der Concurrenz- 
verhältnisse der einzelnen Bahnen untereinander, bleibt den 
einzelnen Bahnen, beziehungsweise Verbänden überlassen. Das 
Clearinghouse besorgt die Abrechnung und Begleichung der 
Einnahmen aus den directen Verkehren und den Wagenmiethen, 
stellt diese Abrechnung auf Grund monatlicher Berichte der 
Stationen zusammen, bildet die Centraistelle für überzählige 
und fehlende Gepäckstücke und amtshandelt schliesslich als 
Schiedsgericht für die Entscheidung von Streitigkeiten der 
Bahnen aus Anlass von Wagenbeschädigungen und Ersatzan- 
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Sprüchen aus dem Personen- und Güterverkehr. Die laufenden 
Geschäfte des Clearinghouse werden durch einen leitenden 
„Secretär" geführt, während die endgiltigen Beschlüsse des 
Clearinghousevereins durch einen in bestimmten Zeit- 
abschnitten zusammentretenden, aus je einem Vertreter des 
Directoriums jeder betheiligten Eisenbahn bestehenden Aus- 
schluss, welcher bei zehn Anwesenden beschlussfähig ist, per 
majora gefasst werden. (Näheres über den Clearinghouse- 
verein s. Reitzenstein, Ueber einige Verwaltungseinrich- 
tungen auf den englischen Eisenbahnen. Berlin 1876. S. 158 ff.) 

Das Banken-Clearinghouse (Saldirhaus) in London war der Vor- 
gänger des Eisenbahn-Clearinghouse und wurde im Jahre 1775 von 
den Banquiers in Lombard- Street gegründet. 

Ein dem Clearinghouse als Abrechnungsstelle ähnliche 
Einrichtung hat die im Jahre 1871 ins Leben gerufene 
„General-Saldirungsstelle" als gemeinschaftliche Abrech- 
nungsstelle des Vereins deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen in Berlin. Dieselbe bezweckt, Guthaben und Schuld- 
posten der Vereinsverwaltungen zusammenzustellen, periodisch 
die hiernach zu empfangenden, beziehungsweise zu bezahlenden 
Beträge für jede einzelne Verwaltung in einer Summe zu 
ermitteln und die Ausgleichung dieser Beträge zu bestimmen, 
zu welchem Ende die dem Verein angehörenden Verwal- 
tungen verpflichtet sind, alle Guthabungen und Schuldposten 
aus den Abrechnungen über solche Verkehre, welche das 
gemeinschaftliche Verbandobject berühren, der Abrechnungs- 
stelle zum Ausgleich anzumelden. 

Auch in Oesterreich-Ungarn besteht seit 1873 ein 
dem englischen Clearinghouse nachgebildetes „Central- Abrech- 
nungsbureau", dessen Geschichte bis in das Jahr 1855 zurück- 
reicht, indem es die seit dieser Zeit bestandenen „Exposituren" 
der Controlbureaux der einzelnen Bahnverwaltungen, welche 
die Antheile jeder Bahn aus den gemeinschaftlichen (Verband-) 
Verkehren zu prüfen und festzustellen hatte, in ein gemein- 
sames Central-Abrechnungsbureau aller Österreichischen und 
ungarischen Eisenbahnen, an dessen Spitze ein gemeinschaft- 
lich gewählter Vorstand gestellt wurde, verlegte. Der Dienst 
dieses Centraibureaus umfasst: 1. Den Revisions-, 2. den 
Abrechnungs- und 3. den damit verbundenen Correspondenz- 
dienst. In Verbindung mit dem Abrechnungsbureau steht eine 
Central-Saldirungsstelle. In jüngster Zeit hat, wesentlich wohl 
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in Folge des staatlichen Dualismus, eine eingreifende Aende- 
rung der bestehenden Einrichtungen platzgegriffen, deren 
Durchführung im Zuge begriffen ist. 

Die Grundzüge des englischen Clearinghousevereins, 
namentlich insoweit sie die gegenseitige Abrechnung betreffen, 
dürften voraussichtlich auch innerhalb jenes grossen inter- 
nationalen Eisenbahnvereins zur Anwendung kommen, der 
sich möglicherweise in Folge der Schaffung eines „internatio- 
nalen Eisenbahnfrachtrechts" bilden wird. 



Capitel VII. 



Die Transport- und Tarifsysteme der Eisenbahnen und 
die leitenden Finanzprincipien für die finanzielle 
Behandlung dieser Transportunternehmungen, bezie- 
hungsweise Transportanstalten, sowie die daraus 
erfliessende Preisstellung des Eisenbahntransports. 

Literatur: A.Wagner, Finanzwissenschaft. Leipzig und Heidelberg 1883. 
Schäffle, Das gesellschaftliche System der menschlichen Wirth- 
schaft. Tübingen 1873. E. Sax, Die Eisenbahnen. Wien 1879. 

Bei Beurtheilung der Transport- und Tarifsysteme der 
Eisenbahnen und der Unterscheidung der leitenden Finanz- 
principien für die finanzielle Behandlung dieser Transport- 
unternehmungen, beziehungsweise Transportanstalten, sowie der 
damit zusammenhängenden Preisbestimmungen des Transports 
wird man unter Berücksichtigung der zwar verschiedenen, 
jedoch zusammenwirkenden Organisationen der Wirthschafts- 
führung in der menschlichen Gesellschaft von vier verschie- 
denen Principien oder finanziellen Standpunkten auszugehen 
haben, wobei wir unterscheiden: 

A. Das rein privatwirthschaftliche oder gewerbliche Princip ; 

B. das gemeinschaftliche Princip der öffentlichen Unter- 
nehmung; 

C. das Gebührenprincip oder das Princip der öffentlichen 
Anstalt; endlich 

D. das Princip der reinen Staatsausgabe. 
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Im Allgemeinen müssen wir schon hier vorausschicken, 
dass sich die verschiedenen Standpunkte, von denen aus die 
Verwaltungsgrundsätze einer Eisenbahn zu beurtheilen sind, 
auch in der Theorie nicht in allgemein zutreffender „ratio- 
neller" Weise ein- für allemal genau umschreiben lassen; 
daher denn auch dieselben in der Praxis öfters fast unmerkbar 
ineinander übergehen, jedoch einen volkswirtschaftlichen Fort- 
schritt in der von uns gewählten Reihenfolge insofern be- 
kunden, als, Hand in Hand damit, die fiscalische Behandlung 
des einzelnen Benutzers immer mehr gegen die Berücksichti- 
gung der allgemeinen öffentlichen Interessen in den Hinter- 
grund tritt. Die Anwendung des einen oder des andern Prin- 
eips steht in innigem Zusammenhang mit der jeweiligen 
Entwickelungsstufe der Volkswirtschaft, dem dadurch be- 
dingten Verwaltungssystem der Eisenbahnen und der Finanz- 
politik des Staats: je grosser der Volkswohlstand, je leichter 
demzufolge die Erhebung directer (Ertrags-) Steuern möglich 
ist, umsoweniger fühlbar wird sich die Belastung des un- 
mittelbaren Benutzers der in der Verwaltung des Staats 
befindlichen öffentlichen Transportanstalten für denselben ge- 
stalten lassen. „Also auch hier allmählicher Uebergang vom 
rechtlich Bestehenden, Reform nicht Umsturz desselben nach 
richtigen volkswirthschaftlichen, socialen, politischen und 
finanziellen Grundsätzen unter genauer Berücksichtigung der 
Verhältnisse von Zeit und Ort, des richtigen socialen Pro- 
gramms der Zeit und des Landes." (Wagner, V, S. 478.) 

Ti Jedes System" — sagt Fr. Alb. Lange — „einerlei, ob 
communistisch oder individualistisch, wird zur Utopie, wenn 
es nicht an das Bestehende anknüpft und die Geltendmachung 
des einen oder des anderen Princips bedeutet in der Praxis 
nur die Richtung, in welcher die fernere Entwickelung er- 
folgen soll." 

A. Das rein privatwirthschaftliche oder gewerbliche 

Princip. 

Unter die nach dem rein privatwirthschaftlichen Princip 
verwalteten Eisenbahnen fallen alle jene Unternehmungen, 
welche aus dem gewerblichen Betrieb des Transportunter- 
nehmens nach den Grundsätzen der privatwirthschaftlichen 
Verkehrsconcurrenz einen möglichst hohen Gewinn (Rente) zu 
erzielen bestrebt sind. Eine solche Unternehmung wird sich 
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daher bei Feststellung ihrer Transportpreise im Allgemeinen 
nur von den durch den Wettbewerb anderer Transportwege 
bedingten und aus anderweitigen, ihr Interesse fördernden 
Rücksichten leiten lassen und den Öffentlichen Interessen frei- 
willig nur insoweit Rechnung tragen, als eine ihrerseits ge- 
währte Preisermässigung vollen Ersatz durch erhöhte Frequenz 
und Vergrösserung des Reinertrags findet. Diese Unter- 
nehmung wird daher grundsätzlich niemals die Berücksichti- 
gung der Eigenkosten allein, also das „Selbstkostenprincip", 
als Grundlage ihrer Preisstellung annehmen, sondern weit 
mehr das „Werthprincip", indem sie ausser den relativen 
Selbstkostensätzen der einzelnen Transportgegenstände auch 
deren Fähigkeit untersucht, einen gewissen Frachtsatz auszu- 
halten, wobei es die Monopolnatur einer Eisenbahn mit sich 
bringt, dass das die Grenze des Tauschwerths und Preises 
nach Oben bestimmende Element, nämlich der Gebrauchs- 
werth für den Begehrer und die Zahlungsfähigkeit des Letztern 
in sehr ausgedehntem Mass Berücksichtigung findet, bis nicht, 
in Ermangelung der erwähnten Momente, ein vorhandener 
Maximaltarif diese Grenze einengt. Die hier befolgte Tarif- 
politik ist demgemäss dem Benutzer der Transportanstalt 
gegenüber dem Wesen nach individueller Art. „Regulirte" 
Privatbahnen befolgen hierbei keine anderen Grundsätze, weil 
auch sie, wie jede andere gewerbliche Unternehmung, wirth- 
schaftlicherweise und ihrer ganzen Natur und Veranlagung 
nach auf die Erzielung eines möglichst hohen Gewinns an- 
gewiesen sind. 

Es ist deshalb auch das von E. Sax, II, S 82 ff, durchgeführte 
System der „regulirten Privatunternehmung" beziehungsweise das 
der „delegirten öffentlichen Verwaltung", wobei an Stelle der staat- 
lichen Eigenverwaltung der Bahnen der Betrieb (Bau) von Bahnen 
unter genau festgestellten, den öffentlichen Interessen Rechnung tra- 
genden Bedingungen an Eisenbahnactiengesellschaften (Privatbahnen) 
übertragen werden soll (etwa wie die Ausübung der Sicherheits- 
polizei einem Selbstverwaltungskörper [Commune] im übertragenen 
Wirkungskreise [mandatsweise] überlassen wird), mehr ein Versuch 
oder, wie A. Wagner (Finanzwissenschaft, I, S. 663) sagt, eine 
„petitio principii", deren Absicht dahin geht, das bestehende System 
des Eisenbahnactiengesellschaftswesens zu rechtfertigen, weil es 
einmal da ist. Das Doppelgesicht der „delegirten öffentlichen Ver- 
waltung" kennzeichnet L. v. Stein (Eisenbahnrechtbildung, S. 29), 
wie folgt; „Die Eisenbahnen (Actiengesellschaftsbahnen) sind einer- 
seits Diener des öffentlichen Interesses, wie andere öffentliche An- 
stalten (Institutionen), wie ein Amt, aber in ihrem wirth schaft- 
lichen Princip vor Allem ein Geschäft. Diese beiden 
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Gesichtspunkte bekämpfen sich gegenseitig.'' Im Uebrigen darf man 
auch, wie Schäffle (II, S. 271) hervorhebt, so lange principiell 
am Actienbetrieb des Eisenbahntransports festgehalten wird, den 
Bahnen nicht Tarife ansinnen, welche Gewinne unmöglich machen; 
nur bei Gewinnaussicht kann der speculative Betrieb auch als 
guter Versorger volkswirtschaftlicher Interessen sich erweisen. Giebt 
man das Princip zu, so verpflichtet man sich auch zu den Conse- 
quenzen dem speculativen Bahncapital gegenüber! 

Aber nicht allein Privatbahnen, auch die inmitten der 
ganzen Volkswirthschaft stehenden, daher auch der jeweiligen 
Entwicklungsstufe derselben gemäss zu verwaltenden Staats- 
bahnen werden grundsätzlich, wenigstens insolange, nach 
dem privatwirthschaftlichen Princip zu verwalten sein, als das 
in ihnen steckende Anlagecapital zu verzinsen und zu tilgen 
ist und der durch die freie Verkehrsgestaltung erzielte Ueber- 
schuss zur Deckung von Ausgaben gemeinwirthschaftlicher, 
womöglich mit dem Verkehrswesen des Landes zusammen- 
hängender Art, worunter wir zunächst den staatlichen Bau und 
Betrieb von Localbahnen und zum Theil auch von Canälen 
verstehen, erforderlich ist und verwendet wird. 

Wir sagen ausdrücklich „von Canälen"; weil auch die Wasser- 
strassen des Landes öffentliche Verkehrswege und nothwendige Er- 
gänzungen derselben Bahnen sind, die Anspruch auf Förderung 
seitens des Staats zu erheben haben. Dieselben dürfen demnach auch 
durchaus nicht als Concurrenzwege d^r Staatseisenbahnen aufgefasst 
werden, welche als solche grundsätzlich zu bekämpfen sind. 
Canälen gegenüber den Concurrenzstandpunkt einzunehmen, mag das 
nicht unberechtigte Interesse der Privatbahnen erfordern, nicht aber 
das der Staatsbahnen in dem Sinne, wie wir diesetben auffassen. 
Dagegen aber muss dem Staat eine entsprechende Beeinflussung der 
unter seiner Mitwirkung zu Stande gekommenen Canäle hinsichtlich 
Bemessung der Frachtpreise, gleichwie bei Eisenbahnen, gewahrt 
werden, damit nicht unnatürliche Frachtverhältnisse sich heraus- 
bilden, vielmehr eine naturgemässe Ausgleichung erfolgt. 

Der hierbei, abgesehen von der gemeinnützigen Verwen- 
dung des Betriebsüberschusses zu Gunsten des Staats- 
bahnwesens sprechende wesentliche Unterschied dem 
Privatbahnwesen gegenüber besteht darin, dass hier die Er- 
zielung einer möglichst hohen Rente nicht das ausschliesslich 
vorwaltende Princip ist, sondern vielmehr die Rücksicht auf 
die öffentlichen Interessen. 

Das privatwirthschaftliche System strebt nach Erzielung 
einer möglichst hohen Rente des in der gewerblichen Anlage 
steckenden Geld- und Arbeitscapitals. Dies wird praktisch zu 
erreichen gesucht: 

Schreiber, Die Ei«en\ibnen. j 
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1. Durch Nutzbarmachung des Gebrauchswerths der 
Transportleistung, welche diese für den Beansprucher 
derselben hat; 

2. durch möglichste Herabminderung der Selbstkosten des 
Transports und in Verbindung damit durch Erzielung einer 
möglichst grossen Frequenz; endlich 

3. durch Berücksichtigung des Gebrauchswerths des 
Transportobjects für den Begehrer desselben und dessen 
Zahlungsfähigkeit. Während die ersteren zwei Momente ihren 
naturgemässen Ausdruck in dem sogenannten Kostenprincip 
finden, fusst das letztere auf dem sogenannten Werth princip. 

Dem Werthprincip steht das Kostenprincip gegenüber. 
Dem ersteren (Werthprincip) zufolge wird neben der Vergeltung 
für die wirklichen Auslagen der Transportleistung der Gebrauchs- 
werth berücksichtigt, welchen ein Transportgegenstand für den Be- 
nutzer der Eisenbahn hat, sowie dessen Zahlungsfähigkeit. Dem 
letzteren (Kostenprincip) zufolge bestimmt sich der Preis für die 
Transportleistung lediglich nach Massgabe der Gestehungskosten des 
Transports. 

Wir schreiten nunmehr zur Erörterung dieser Gesichts- 
punkte. 

/. Der Gebrauchswerth der Transportleistung, 

Wie wir bereits bei Besprechung der durch Eisenbahnen 
gegebenen Fortschritte im Beförderungswesen hervorhoben, 
äussert sich der durch Vervollkommnung des Wegs, des Fahr- 
zeugs und der bewegenden Kraft (des Motors) eingetretene 
Transportfortschritt, von der Verwohlfeilerung und Massen - 
haftigkeit der Beförderung abgesehen, vornehmlich in den 
Momenten der Geschwindigkeit Regelmässigkeit, Sicherheit 
und Bequemlichkeit des neuen Beförderungsmittels gegenüber 
den früheren Transportsystemen. Je höhere Würdigung eines 
dieser Momente oder alle zusammen finden, desto grössere 
Transportbedürfnisse findet die Transporteinrichtung vor und 
desto intensiver kann sie ihren Betrieb entwickeln. Anderer- 
seits werden sich die Kosten der Transportleistung, abgesehen 
von dem unterschiedlichen specifischen Gewicht der Transport- 
gegenstände (ihres Volumens) und der inneren Beschaffenheit 
derselben (feuergefährlich, explodirbar, leicht verderblich), nach 
Massgabe der Befriedigung der erwähnten besonderen Beförde- 
rungsbedürfnisse verschieden gestalten. In welcher Weise der 
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Einfluss der Unterschiede in den Transportleistungen auf die 
Gestaltung des Transportpreises einwirkt, beziehungsweise 
diesen bestimmt, darauf werden wir bei Besprechung der 
Specialkosten des Eisenbahntransports des Näheren zurück- 
kommen. Inzwischen schreiten wir zur Besprechung der Ge- 
stehungskosten des Transports im Allgemeinen. 

2. Die Gestehungskosten des Eisenbahntransports. 

a) Theoretischer Theil. 

Vorbemerkung. Im Allgemeinen dürfen Eisenbahnen 
(ähnlich wie jedes andere Gewerbe), ob sie nun vom Staat 
oder von Gesellschaften betrieben werden, wirthschaftlicher- 
weise den Nutzungspreis ihrer Leistung, also den Transport- 
preis nicht unter die Eigenkosten der Leistung, einschliess- 
lich des üblichen Gewinns, herabsetzen, d. h. die Kosten der 
Transportleistung dürfen äusserstenfalls den in Ansatz ge- 
brachten Transportpreis (Tarifsatz) erreichen, insofern das 
betreffende Transportsystem noch wirtschaftlich sein soll. 
Auf der anderen Seite muss der Benutzer willens sein, die 
sich aus der Transportleistung ergebenden Kosten ohne Rück- 
sicht auf deren Höhe zu tragen, d. h. der Gebrauchswerth 
seiner Waare (bei Reisen der geschäftliche Gewinn) muss sich 
höher stellen als der Kostenwerth oder er muss wirthschaft- 
licherweise auf den Transport (die Reise) verzichten. Im 
letzteren Fall ist das Transportsystem wirtschaftlich ebenfalls 
nicht begründet. 

Dem Gesagten gemäss ergiebt sich für jedes, selbst für 
ein theilweise monopolisirtes, trotzdem aber volkswirthschaft- 
lichen Charakter beanspruchendes Transportsystem die Noth- 
wendigkeit, die Eigenkosten zumindest für jede hauptsächliche 
Gattung von Transportleistungen von Zeit zu Zeit nach Mass- 
gabe der erreichten oder zu erreichenden Frequenz besonders 
zu ermitteln und dem Betrieb zu Grunde zu legen, um die 
Opfer sowohl als die Vortheile, die mit einer Tarifherabsetzung 
erreicht werden sollen, mit möglichster Bestimmtheit voraus- 
berechnen zu können, womit auch die weitere Absicht ver- 
bunden ist, die unzulässige Begünstigung einzelner Gattungen 
des Personen- und Frachtenverkehrs auf Kosten anderer 
Gattungen thunlichst zu vermeiden (vgl. auch Schäffle, 
II, S. 256). 

6* 
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a) Stehende und laufende Kosten. 

Die Gestehungskosten oder Eigenkosten (Selbstkosten) des 
Eisenbahntransports, d. h. die auf die Transporteinheit ent- 
fallende Quote dieser Kosten, setzen sich aus zwei unterschied- 
lichen Hauptbestandtheilen zusammen: 

1. Aus den stehenden Kosten der Verzinsung und Til- 
gung des in der Unternehmung steckenden Anlagecapitals, 
insolange dasselbe nicht etwa bereits getilgt sein sollte, und 

2. aus den laufenden Kosten des Betriebs, d.h. jenem 
Aufwände an Arbeit und Capital, der durch den eigentlichen 
Betrieb, unter Berücksichtigung eines genügenden Ersatzes für 
die Abnutzung und nach Umständen auch für die Erneuerung 
des Bahnkörpers sammt Zubehör, sowie der Fahrbetriebs- 
mittel, einschliesslich der allgemeinen Kosten der Verwaltung, 
hervorgerufen wird. Die genannten zwei Hauptbestandteile 
der Gestehungskosten des Eisenbahntransports betheiligen sich, 
durchschnittlich gerechnet, je zur Hälfte an den ge- 
summten Gestehungskosten des Transports, von besonders 
kostspieligen Gebirgsbahnen und den extensiv gebauten Bahnen 
abgesehen, bei welch letzteren die laufenden Betriebskosten 
die stehenden Anlagekosten überragen, während bei Gebirgs- 
bahnen das umgekehrte Verhältniss eintritt. 

In allen Fällen wird die Interessen- und Amortisarionsquote um 
so grösser sein, je grösser das aufgewendete Capital, je höher dessen 
Verzinsung und je geringer der Verkehr ist und ebenso umgekehrt. 
Während beispielshalber bei der Kaiser Ferdinands-Nordbahn, 
welche 1S72 rund 1700 Millionen Centnermeilen Frachtenleistung hatte, 
die durchschnittlichen Transportkosten circa 0*79 kr. für die Centner- 
meile betrugen, wovon 0*58 kr. auf die eigentlichen Betriebskosten 
und nur 0-21 kr. auf die allgemeinen Ausgaben (Capitalverzinsung 
und Amortisirung) entfi:len. bezifferten sich die durchschnittlichen 
Transportselbstkosten der Kronprinz Rudolfbahn in demselben 
Jahre bei einer Leistung von rund 104 Millionen Centnermeilen Fracht- 
und sonstige Güter auf ungefähr 4 kr. per Cent lermeile, wovon rund 
l'lö kr. auf Betriebsausgaben und 2 85 kr. auf 6 l / 5 Procent an Inter 
essen und Tilgung der Anlage entfielen, wonach sich das Verhältniss 
der allgemeinen Ausgaben zu den Betriebsausgaben folgendermassen 
stellte: 

Nordbahn 73 4 Proc. Betriebskosten u. 26 4 Proc.allg. Ausgaben 

Rudolfbahn 28 7 „ „ „ 71-3 „ w 

Demgemäss ist auch obiger Durchschnitt als ein sehr allgemein ge- 
haltener, als eine „grobe Regel" anzusehen. 

Die mit dem reinen Transportaufwand nur mittelbar im 
Zusammenhang stehenden Kosten der Verzinsung und Tilgung 
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des Anlagekapitals werden bei Berechnung der Ausgaben zu- 
meist ausser Ansatz gelassen, weshalb wir uns auch in unserer 
nachfolgenden Erörterung wesentlich mit den laufenden Aus- 
gaben, den eigentlichen Betriebsausgaben, zu beschäftigen 
haben werden, wobei zunächst Folgendes zu beachten ist: 

Das in Eisenbahnen steckende fixe (Anlage-) Capital ist 
zu keinem anderen Gebrauch tauglich, verliert daher bei er- 
zwungener Auflösung des Geschäfts seinen Gebrauchswerth 
gänzlich oder doch theilweise. Tritt nun der Fall ein, dass 
der Umfang des Transports, sei es in Folge geringen Begehrs 
(Verkehrs) oder in Folge der wohlfeileren Beischaffung der 
Waare (des Transportobjects) auf anderen Wegen abnimmt, 
so wird im ersteren Fall zu erwägen sein, ob nicht bei 
höherem Preis und im zweiten Fall, ob nicht bei niedriger 
gehaltenem Preis ein besseres Gesammtergebniss zu erzielen 
sein wird. In beiden Fällen kann es kommen, dass nur mehr 
die wirklichen Auslagen gedeckt werden und der Eigenthumer 
des fixen Capitals gar keinen Antheil mehr am Gesammt- 
ertrag des Geschäfts hat, so dass damit auch sein Interesse 
für den Betrieb desselben aufhört. Für diesen Fall hat nun 
das Concessionsgesetz vorgesorgt, indem es dem Unternehmer 
ohne Rücksicht auf das Erträgniss der Eisenbahn die 
Betriebsverpflichtung auferlegt, während ihm auf der 
anderen Seite zumeist eine staatliche Zinsgewähr den Genuss 
seines Capitals sichert. Wo dies nicht zutrifft, geht der Actionär 
eines solchen Unternehmens leer aus; der Werth der Actien 
sinkt unter Umständen bis auf Null herab. 

Fiele der Gesammtgewinn so tief, dass selbst der Gewinn 
vom umlaufenden Capital angegriffen, somit ein Betriebs- 
ausfall entstehen würde, so wird das Unternehmen, dem 
kein staatlicher Zuschuss zur Seite steht, durch welchen der 
Ausfall gedeckt werden kann, nothleidend und bei längerer 
Dauer dieses Zustands bankerott. Der ewig dauernde Staat 
dagegen, welcher solche Eisenbahnen betreibt, wird, obzwar 
dieselben privatwirthschaftlich nicht rentabel sind, mit 
seiner Art zu wirken, weit leichter eine grössere Ergiebigkeit 
des Betriebs von der Zeit erwarten können, weil auch solche 
Anlagen trotz ihrer geringen Ergiebigkeit gemeinnütziger 
Art, d. h. im Öffentlichen Geschäft immer noch wirtschaftlich 
sind, die Steuerkraft des Landes erhöhen und dessen wirksame 
Verteidigung im Kriegsfall erleichtern, vielleicht erst ermög- 
lichen. 
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ß) Kostenbestandtheile der Betriebsausgaben und 
Gliederung derselben nach Verwaltungszweigen. 

Die drei Kostenbestandtheile, unter welche jede thatsäch- 
liche Betriebsausgabe fallen muss und welche zusammen den 
Betriebsaufwand darstellen, unterscheiden sich: 

a) In die Lohnquote, welche die Kosten der zum 
Betrieb erforderlichen menschliche^ Arbeitskraft umfasst; 

b) in die Materialquote, welche den Kostenaufwand für 
das zum Betrieb erforderliche Verbrauchsmaterial darstellt, und 

c) in die Abnutzungsquote, worunter die Kosten der 
Instandhaltung der' in Folge des Betriebs schadhaft gewordenen 
(abgenutzten) Bahnanlage sammt Zubehör verstanden werden. 

Auf die Lohnquote entfällt durchschnittlich die Hälfte der 
Betriebsausgaben, auf die Material- und die Abnutzungsquote 
je der vierte Theil. 1 ) (Sax, II, S. 387.) 

Nach den einzelnen Verwaltungszweigen des Bahn- 
gebiets geordnet zerfallen die Betriebsausgaben: 

1. In die Kosten der allgemeinen Verwaltung (Ober- 
leitung des Gesammtbetriebs, der Controle, des Tarif- und 
Rechnungswesens, sowie des Cassendiensts); 

2. in die Kosten der Bahnverwaltung (Erhaltung der 
Bahnanlage, der Hochbauten, Brücken, Telegraphen und der 
Signale); 

3. in die Kosten der Transportverwaltung (aus- 
übender Betriebsdienst, Verkehrs- und commerzieller Dienst, 
Werkstätten- und Zugförderungsdienst und Materialverwal- 
tung). 

In Frankreich und Belgien unterscheidet man folgende Dienst- 
zweige: 1. Allgemeine Ausgaben (frais ge'ndraux); 2. Verkehrs- und 
Transportdienst (mouvement et trafic); 3. Zugförderungs- und Werk- 
stättendienst (traction et roat£riel); 4. Bahnerhaltungsdienst (voies et 
travaux). 

Die Kosten der allgemeinen Verwaltung sind bei Voll- 
bahnen zunächst Personalkosten; die Ausgaben der Bahn- und 
Transportverwaltung sind theils persönliche (Besoldungen 
u. s. w.), theils sachliche. Die Kosten der Transportverwaltung 

') Die preussischen Staatsbahnen haben 1884/85 ausgegeben: 

1. Für Materialien zur Erneuerung des Oberbaus 34 ! / 2 Millionen; 

2. für Brennmaterial zum Heizen der Locomotiven 18*4 Millionen ; 

3. für Material zum Werkstättenbetrieb 27 3 / 4 Millionen, zusammen 
817 Millionen Mark = 22 Procent der 371,600.000 Mark betragenden 
Betriebsausgaben. 
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bilden den stärksten Posten der Betriebsausgaben (durchschnitt- 
lich etwa 60 Procent), jene der Bahnverwaltung betragen 
ungefähr die Hälfte der ersteren, während der Rest auf die 
allgemeine Verwaltung fällt. 1 ) Es bildet sonach die Erzielung 
einer Ersparung an den Kosten der Transportverwaltung die 
wichtigste Frage der Betriebsökonomie, da hiervon ganz 
wesentlich die Höhe des Reinertrags und nach Umständen die 
Richtung der Tarifpolitik abhängt. Unter den Kosten der 
Transportverwaltung selbst überwiegen wieder jene des Fahr- 
und Zugdiensts, insbesondere die der Zugkraft, welche zu- 
sammen etwa 50 Procent der gesammten Transportverwaltungs- 
ausgaben betragen. 

y) Das Gesetz der Massennutzung oder das Preis- 
gesetz des Verkehrs. 

Wie wenig die Betriebsausgaben eine unveränderliche 
Grösse darstellen, erweist der Einfluss der Frequenz auf die 
Höhe derselben. Es zeigt sich nämlich, dass durch Steigerung 
der Transportfrequenz eine relative Minderung der Betriebs- 
kosten eintritt in der Art, dass dieselben von einem be- 
stimmten, durch den Dichtigkeitsgrad des Verkehrs (Verkehrs- 
umfang) gegebenen Punkt ab, bis wohin sie ein proportionales 
Wachsthum aufweisen, in ihrer Gesammtheit nicht in geo- 
metrischem Verhältniss mit dem Verkehr sich vergrössem, 
vielmehr relativ geringer werden, d. h. für die Transport- 
einheit abnehmen. Das soll heissen: die Betriebskosten wachsen 
zwar in Betreff ihrer absoluten Ziffer mit der Frequenz; 
die Ausgabe wächst jedoch unter übrigens gleichen 
Umständen nicht in demselben Verhältniss wie die Fre- 
quenz. Dies erklärt sich aus der ständigen Betriebsweise einer 
Eisenbahn, welche einen von der Frequenz unabhängigen, 
feststehenden Kostenaufwand oder besser gesagt gewisse Vor- 
wegausgaben (depenses initiales) erfordert, die auch dann 
erwachsen würden, wenn der Verkehr und die Transport- 
einnahmen gleich Null wären. Dies sind die allgemeinen Aus- 
gaben (frais g4n£raux), sowie die Besoldungskosten des stän- 
digen Personals. — Hierzu treten noch folgende Umstände: 



x ) Bei den Bahnen zweiter und dritter Ordnung betragen die all- 
gemeinen Ausgaben etwa 15 Procent, die der Bahnverwaltung 20 Procent 
und die der Transportverwaltung 65 Procent. 
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Die stärkere Frequenz verlangt zwar einen grösseren Fahr- 
park, aber nicht im Verhaltniss der Frequenzmehrung, da die 
Personen- und Güterwagen doch immerhin etwas besser aus- 
genutzt sein werden als vordem; jedenfalls aber zieht das- 
selbe Locomotivenmaterial schwerere Züge. Die Kosten des 
Stationsdienstes und der Bahnerhaltung nehmen viel lang- 
samer zu, als die geförderte Lastenmasse. Dasselbe gilt von 
der Abnutzung des Oberbaus, des Fahrparks u. s. w., deren 
Reparatur- und Erhaltungskosten nicht mit dem Verkehr 
wachsen, obzwar das fortwährend andauernde Streben nach 
Abkürzung der Fahrzeiten der verkehrenden Züge, also ins- 
besondere der stets an Umfang und Intensität zunehmende 
Schnellzugsverkehr, plötzlich einmal Erscheinungen zu 
Tage bringen kann, welche die heutigen Ansichten um- 
stossen. 

Aus der Erscheinung nun, dass die Kosten des Verkehrs, 
ceteris paribus, in umgekehrtem Verhältniss zu der Dichtig- 
keit des Verkehrs, d. h. dem Umfang der Transportbenutzung 
stehen, erfliesst das Preisgesetz des Verkehrs oder 
das Gesetz der Massennutzung, daher auch der Mono- 
polist durch seinen Wunsch nach dem grössten Gewinn darauf 
angewiesen ist, lieber mehr zu einem niedrigeren Preise als 
dieselbe Menge zu dem früheren Preise herzustellen. 

Eine ähnliche Erscheinung der Abnahme der Kosten, wie hier 
bei Zunahme der Frequenz, zeigt sich bei Zunahme der Trans- 
portweite des Beförderungsobjects, woraus sich das beiriebsökono- 
mische Moment der Differentialtarife mit fallender Gebührenscala 
ableitet. 

Aus Vorstehendem folgert, dass die Erzielung möglichst 
grosser Transportfrequenz eine der wichtigsten Aufgaben des 
Transportunternehmens sein muss, da sie gleichzeitig auch das 
Mittel zur Herabsetzung des Preises der Transportleistungen, also 
zur Verwohlfeilerung des Transports ist und daher auch im 
volkswirtschaftlichen Interesse gelegen ist und angestrebt 
werden muss. Allerdings nimmt von dem Augenblick an, wo 
die Concurrenz im Betrieb der Eisenbahnen untereinander 
innerhalb eines grossen Verkehrsgebiets aufhört, auch das 
wirthschaftliche Gesetz der Preisbildung eine andere Gestalt 
an, weil es unter Umständen dem Verwaltungsinteresse einer 
Gesellschaftsbahn mehr entsprechen kann, geringere Mengen 
bei höherem Tarifsatz zu befördern, als grössere Mengen bei 
niedrigem Tarif. Ein anderer Fall ist der, wo die Mehrung 
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der Transporte durch Gewährung von Tarifermässigungen 
aus betriebsökonomischen Rücksichten bedenklich er- 
scheint, also dort, wo die relative Abminderung der Selbst- 
kosten mit der Steigerung des Verkehrs und der Tarifherab- 
setzung nicht Schritt halten kann. Denn wenn es auch richtig 
ist, dass in zahlreichen Fällen die Verringerung des aus der 
Transporteinheit sich ergebenden Reingewinns durch die 
vergrösserte Menge der Transporte aufgewogen und dadurch 
eine Steigerung des gesammten Reinerträgnisses herbei- 
geführt wird, so kann doch bei jenen Bahnen, wo die Selbst- 
kosten durch die Frachtsätze überhaupt nicht mehr gedeckt 
werden, jede Erweiterung des Verkehrs einen vergrösserten 
Ausfall im Betrieb herbeiführen. So betrug, um bei dem schon 
früher angeführten Beispiel der Kronprinz Rudolfbahn zu ver- 
bleiben, deren durchschnittlicher Gebührenerhebungssatz für 
Frachten 1872: 1*7 kr. per Centnermeile gegenüber dem 
Selbstkostenpreis von 4 kr. per Centnermeile, woraus 
sich ein thatsächlicher Verlust (Zuschuss des Staats) von 
23 kr. per Centnermeile ergab. Hier würde also eine 
weitere Herabsetzung des Tarifs behufs Heranziehung von 
Massentransporten voraussichtlich nur eine Vermehrung der 
staatlicherseits jährlich zu leistenden Vorschüsse im Gefolge 
gehabt haben, ohne den Selbstkostensatz entsprechend zu ver- 
ringern. Ein dritter Fall endlich tritt dort ein, wo das Ren- 
tabilitätsmaximum des Eisenbahncapitals in Ermanglung eines 
weiterhin noch zu erwerbenden Verkehrs bereits erreicht ist, 
somit eine Preisermässigung keine entsprechende Steigerung 
der Frequenz mehr hervorrufen kann. 

ö. Generalkosten und Specialkosten des Betriebs. 

Sämmtliche Betriebsausgaben erwachsen aus den Trans- 
portleistungen der Eisenbahnen und finden ebenso wie die 
allgemeinen (stehenden) Ausgaben ihre naturgemässe 
Deckung in den Transporteinnahmen. Der Ausdruck „Trans- 
portleistung" schliesst eine Nutz- und Lastleistung in sich. 
Die Nutzleistung (Activleistung) stellt die beförderte Nutzlast, 
die Lastleistung (Passivleistung) den für die Nutzleistung er- 
forderlichen Aufwand an Capital und Arbeitskraft dar. Dieser 
Aufwand unterscheidet nun wieder in Generalkosten und 
Specialkosten (auch constante und variable Ausgaben des 
Betriebs genannt). 
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Die Generalkosten, welche man in gewissem Sinne als 
den festen, d. h. der Frequenz nicht proportionalen Theil 
der Betriebsausgaben bezeichnen kann, insofern darunter die 
Kosten der Allgemeinen Verwaltung, der Centralleitung, sowie 
des ständigen Betriebspersonals, mit einem Wort jene Aus- 
gaben fallen, welche fast ununterscheidbar von der Ge- 
sammtheit der Lastleistungen erwachsen, gestalten sich, und 
dies ist eigentlich das unterscheidende Merkmal hierbei, ganz 
unabhängig von der Weglänge des Transports, verändern 
sich dagegen mit dem Umfang des Verkehrs mindestens 
insoweit, als je grösser die Verkehrsmenge ist, auf welche 
der Gesamratbetrag der Generalkosten vertheilt werden kann, sich 
der auf die Einheit der Transportleistung (Personenkilometer 
oder Tonnenkilometer) entfallende Betrag an Generalkosten ver- 
mindert. 

Den Generalkosten stehen die Special kosten des Betriebs 
gegenüber, worunter man zunächst jene Ausgaben begreift, welche 
durch die Leistungseinheiten nachweisbar hervorgerufen 
werden, wie z. B. die Kosten des Fahrdienstes, der Maschinen - 
und Wagenreparatur, des Materialverbrauchs, des nicht stän- 
digen Hilfspersonals. Richtigerweise müssen aber den Special- 
kosten auch jene Ausgabenquoten zugeschlagen werden, welche 
sich deshalb nicht ziffermässig so genau feststellen lassen, wie 
dies etwa bei den Kosten des Heizmaterials, der Maschinen, 
des Verbrauchs an Schmieröl u. s. w. zutrifft, weil sie 
sprungweise in die Erscheinung treten. Wir verstehen hier- 
unter z. B. die durch Rutschungen und Tunnelausbesserungen 
erwachsenden Unterbaukosten, die Erhaltungskosten des Ober- 
baus einschliesslich der Brücken und Signale, der Hochbauten 
u. s. w. Für die Berechnung dieser Ausgaben muss ein aus empi- 
rischer Erkenntniss (Erfahrung) gezogener Schlüssel gesucht 
werden, welcher auch auf die Erfordernisse eines Erneuerungs- 
und Reservefonds Rücksicht zu nehmen haben wird. 

Würden diese Ausgaben, denen überdies noch ein ge- 
wisser Procentkostensatz für unverhoffte Ereignisse, wie Un- 
fälle, Verluste, Havarien, Lieferzeitentschädigungen u. s. w. 
eingerechnet werden muss, bei Ermittlung der veränderlichen 
Betriebskosten, namentlich aber dann, wenn es sich 
zwecks tarifarer Massnahmen (und das ist doch wohl 
überhaupt der eigentlich praktische Zweck jeder Selbstkosten- 
berechnung) um die Selbstkostenberechnung neu hinzu- 
wachsender Transporte handelt, ausser Betracht gelassen, 
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so wäre das Ergebniss der Berechnung von vornherein eine 
Täuschung seiner selbst und dadurch auch Anderer. Denn da 
wirthschaftlicherweise alle Ausgaben des Betriebs (und auch 
das aus dem Transportgeschäft zu erzielende Reinerträg- 
niss) aus den Transport ei n nahmen bestritten werden sollen, 
letztere aber, in Verbindung mit der Frequenz, von der Höhe 
des Tarifsatzes abhängen, welcher seinerseits wieder, wenig- 
stens theilweise, durch die Selbstkosten bestimmt wird, so 
müssen auch die Selbstkosten so genau als möglich die Grenze 
festsetzen lassen, bis wohin äusserstenfalls ein Tarif- 
satz ermässigt werden kann, um noch, dem heutigen 
Grundsatz der Rentabilitätswirthschaft gemäss, ausser der 
Deckung der Selbstkosten einen Transportgewinn in Aus- 
sicht zu stellen. Ergiebt nun die Selbstkostenberechnung einen 
dem wirklichen, wenn auch erst nach einer Reihe von Jahren als 
Durchschnitt in die Erscheinung tretenden Aufwände nicht 
entsprechenden, weil zu niedrigen Satz, so liegt insbesondere 
dann, wenn die erhoffte Frequenz durch den niedrig gestellten 
Tarifsatz nicht erreicht wird (was ja leicht möglich ist), die Gefahr 
nahe, inzwischen mit Verlust zu arbeiten, d. h. es tritt anstatt 
einer durch die Frequenzmehrung erstrebten Entlastung der 
Generalkosten eine Belastung derselben zum Nachtheil der 
Einträglichkeit des Unternehmens und noch dazu dauernd 
ein, da einmal gewährte Tarifermässigungen, insbesondere im 
Personenverkehr, nicht leicht rückgängig zu machen sind. 
Ausserdem aber haben zu niedrig bemessene Transportkosten 
der Eisenbahnen, insofern sie etwa die Unternehmungslust 
vom Bau concurrirender Canäle abhalten sollen und dem- 
gemäss zur Kenntniss der Oeffentlichkeit gebracht 
werden müssen, den empfindlichen Uebelstand im Gefolge, 
dass sie leicht zu einer Selbstanklage der Eisenbahnverwal- 
tung in Bezug auf deren Tarifpolitik führen, indem das 
Publicum den aus dem Tarifsatz sich anscheinend ergebenden 
hohen Unternehmergewinn angreifen und, gestützt auf die ver- 
meintlich so niedrigen Eigenkosten des Transports, eine Er- 
mässigung des Tarifs verlangen wird. Man hüte sich also, 
das Kind mit dem Bade zu verschütten, wobei wir an das 
von dem Marschall Villars an Ludwig XIV. gerichtete be- 
kannte „geflügelte" Wort erinnern möchten. 

Die Specialkosten betragen, insoweit es überhaupt mög- 
lich ist, die verschiedenen Ausgabeziffern des Betriebs als 
stehender oder beweglicher, d. h. der Frequenz gleichlaufender 
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Art zu unterscheiden, bei Bahnen mittlerer Frequenz im 
Durchschnitt mindestens sieben Zehntel der Betriebskosten, 
während drei Zehntel auf die Generalkosten kommen. Nach- 
dem nun rund 50 Procent der gesammten Selbstkosten auf 
die stehenden Ausgaben (die Verzinsung und Tilgung des 
Anlagecapitals) entfallen, während die restlichen 50 Procent 
der Ausgaben zu den laufenden Ausgaben (den eigentlichen 
Betriebsausgaben) gehören, welche ihrerseits wieder in General- 
und Specialkosten geschieden werden, so entfallen auf die 
Generalkosten rund 15 Procent, auf die Specialkosten rund 
35 Procent aller Selbstkosten. 

Während, wie bemerkt, die Hohe des auf die Transport- 
einheit entfallenden Theils der Generalkosten proportional der 
grösseren Menge des Verkehrs (unter übrigens gleichen Um- 
ständen) abnimmt, wachsen die Specialkosten, welche man 
auch als den veränderlichen Bestandtheil der Betriebs- 
ausgaben bezeichnet, im Verhältniss zur Menge der Leistungs- 
einheiten und werden durch diese mehr oder minder unter- 
scheidbar hervorgerufen. Die Höhe der eigentlichen Trans- 
portkosten ist selbstverständlich wesentlich von den Frequenz- 
verhältnissen einer Eisenbahn, dem Verhältniss der todten 
gegenüber der nützlichen Last (s. u.), sowie von den zur 
Zeit des Transports herrschenden Lohn- und Materialpreisen 
abhängig, worauf bei Vergleichung derselben mit früheren 
Betriebszeitabschnitten und mit denen anderer Bahnen Rück- 
sicht genommen werden muss. Im Allgemeinen aber erhellt 
aus den insbesondere in England seit 40 Jahren verfolgten 
Ergebnissen (vgl. Cap. IX), dass die dort für die Zugmeile auf- 
gelaufenen Kosten, wenigstens insoweit der Personenverkehr 
hierbei in Betracht kommt, trotz der erheblichen Preisunter- 
schiede der Materialien (z. B. bei Kohlen), nahezu unverändert 
geblieben sind, während die Einnahmen allerdings einen 
starken Rückgang erfahren haben. Daher sind auch Selbst- 
kosten und Tarifsätze nach dieser Richtung hin wohl zu trennen. 

Es lassen sich nun die nachweisbaren Kosten des eigent- 
lichen Betriebsaufwandes der Eisenbahnen in solche- unter- 
scheiden, welche den Stations- und Streckendienst um- 
fassen, also einerseits in die Kosten der Abfertigung und 
Bereitstellung, sowie der Abladung (Auswaggonirung) der 
Transporte (Expedition), und andererseits in die Kosten der 
Beförderung (Traction). Eine Vergleichung der Kosten dieser 
beiden Betriebszweige hat nun ergeben, dass ganz entgegen 
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dem früheren Axtransport, wo bei sich -die Frachtpreise ledig- 
lich aus dem Producte des geförderten Gewichts bildeten, die 
Kosten der Abfertigung, also die Kosten der Vorbereitung 
zum Transport und der Bereithaltung am Bestimmungsort, 
einen überraschend grossen Antheil der Betriebsausgaben aus- 
machen, was namentlich bei kurzer Transportweite hervor- 
tritt. Dieses Verhältniss wird indessen bisher bei der Tarif- 
bildung fast gar nicht berücksichtigt, daher wir es auch, auf 
unsere früheren Erörterungen bezugnehmend, 1 ) unterlassen, 
dessen weitere Besprechung hier vorzunehmen. 

i) Die todte Last und die Leistungsunterschiede im 

Transport. 

Wir gehen nunmehr auf das Wesen der eigentlichen 
Specialkosten näher ein. Zunächst sind von Einfluss auf die 
Gestaltung deren Höhe die Anlageverhältnisse einer Eisen- 
bahn. Der Betrieb einer Flachlandbahn wird sich billiger 
stellen als der einer Gebirgsbahn; weniger vielleicht in 
Bezug auf die Kosten der Beförderung selbst, welche die fort- 
schreitende Technik mehr und mehr verringert, als in Bezug 
auf die Erhaltung des kostspieligen Bahnkörpers und seines 
Oberbaus. Indessen werden im Allgemeinen bei der Preisfest- 
setzung des Eisenbahntransports schon mit Rücksicht auf eine 
zumeist vorliegende Concurrenz anderer, günstigere Betriebs- 
verhältnisse aufweisenden Transportwege, die mit der Anlage 
der Bahn in Verbindung stehenden Kosten nur insoweit 
berücksichtigt, als sie die natürliche Grenze bestimmen, unter 
welche der Tarif einer Eisenbahn wirthschaftlicherweise 
nicht herabgesetzt werden darf. Wo indessen das durch Ge- 
birgsbahnen erschwerte Betriebsmoment sich Ausdruck im 
Transportpreis verschaffen kann, geschieht dies in der Regel 
auf empirischem Weg durch Einrechnung sogenannter vir- 
tueller Längen in der Weise, dass der Tarifsatz anstatt nach 
der wirklichen Länge der Bahn (Tarifkilometer), nach einer 
den erhöhten Betriebskosten angemessenen Länge (ungenau : 
virtuelle Länge, richtiger fixer Längenzuschlag genannt) her- 
gestellt wird. 2 ) 

i ) Das „Tarifwesen der Eisenbahnen" a. a. O., S. öl ff. 
*) Vgl. moin „Tarifwesen" a. a. O, Cap. XIII: „Ueber virtuelle 
Längen uni den Tarif der kürzesten Route", S. 243 ff. 
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Einen ungleich wesentlicheren Einfluss auf die Gestaltung 
der reinen Transportkosten als die Verschiedenheit der durch 
die Bahn anläge bedingten Kosten, übt die Frequenz und das 
hiermit in Verbindung stehende Verhältniss zwischen der 
„todten Last" — der Tara — und der „nützlichen Last" — 
der Netto last — aus. Je günstiger sich das Gewicht der 
beförderten Nettolast gegenüber der Tara verhält, desto 
geringer stellen sich die Kosten der Transportleistung, welches 
Verhältniss selbstverständlich auch auf die Preisbildung des 
Transports, den Tarifsatz, beziehungsweise die Classification 
wirkt. Daher zahlen jene Güter, welche ihrer Natur und Be- 
schaffenheit entsprechend nach dem Tragvermögen des Wagens 
tarifirt werden, die also den Rauminhalt des Wagens voll 
ausnutzen, einen weitaus niedrigeren Transportpreis als die 
gleichen Artikel bezahlen müssten, wenn sie in geringerer 
Menge zum Transport gelangen würden. 

Das Verhältniss der todten Last zur nützlichen Last ist 
bei den unterschiedlichen Transportgegenständen absolut 
und relativ verschieden, je nach der grösseren und min- 
deren Ausnutzung der Betriebsmittel. Die absolute Tara ist im 
Güterverkehr abhängig von dem Volumen und Gewicht der 
verladenen Güter nach Massgabe der hierbei erzielten grösseren 
und geringeren Ausnutzung des Fassungsraums, beziehungs- 
weise des Tragvermögens des Wagens (im Personenverkehr 
tritt das Verhältniss der Plätze in den einzelnen Wagenclassen 
ein); die relative Tara hängt von den jeweils gegebenen Ver- 
kehrsverhältnissen ab, ist im Einzelnen sehr grossen Schwan- 
kungen unterworfen, und dort, wo besonders rasche Be- 
förderung der zum Transport aufgegebenen Güter ohne 
Rücksicht auf die Wagenausnutzung erfolgen muss, wie dies 
bei Eilgut (auch Reisegepäck) und zum Theil bei Collogut 
mit Lieferfristversicherung zutrifft, im Durchschnitt eine sehr 
bedeutende. Rechnet man hinzu, dass auch die absolute Tara 
derartiger Gegenstände zufolge ihrer specifischen Beschaffen- 
heit (Volumen) eine beträchtliche zu sein pflegt, so erklären 
sich hieraus die höheren Kosten des Transports gegenüber 
anderen Transportarten und Transportgegenständen. Erfahrungs- 
gemäss werden im grossen Durchschnitt die Wagen aus- 
genutzt: bei sperrigem Gut mit 10 Procent, bei Eilgut und 
Stückgut mit 20 bis 25 Procent und durch andere Güter mit 
50 Procent ihres Tragvermögens. 
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Um nun nicht genöthigt zu sein, die sich fast für jeden 
Transportgegenstand ergebende, wenn oft auch geringe Ver- 
schiedenheit der absoluten und relativen Tara von Fall zu 
Fall zu ermitteln, hat man die Taraverschiedenheiten in be- 
stimmte Classen zusammengefasst, ähnlich wie dies bei der 
Werthclassification der Güter geschah und sonach eineTara- 
classification gebildet, von den sperrigen Gütern angefangen 
bis herunter zu den schweren Erzen, welche das Tragver- 
mögen der Wagen voll ausnützen, und diese mit der Werth- 
classification in Verbindung gebracht. Hierbei unterscheidet 
man im Güterverkehr vor Allem zwischen Stückgut und Wagen- 
ladungsgut, ausserdem zwischen sperrigem Gut. Hierzu tritt 
im Güterverkehr das Moment der Beförderungsart als Eilgut 
und Frachtgut, im Personenverkehr das der Beförderung 
mit gewöhnlichen oder Eilzügen (Courierzügen). 

Diesen Unterschieden in der Tara und der Leistung 
wird bei Bildung der Tarifsätze im Allgemeinen auf 
empirischem Wege in der Weise Rechnung getragen, dass 
bei Beförderung in gewöhnlichen Zügen sperriges Gut 
das Anderthalbfache, Eilgut das Doppelte des fürge- 
wöhnliches Stückgut entfallenden Satzes zu bezahlen haben, 
während der Fahrpreis für Personen, welche mit Eil- und 
Courierzügen befördert werden, sich im Durchschnitt um 
20 Procent höher stellt, als bei Beförderung mit gewöhnlichen 
Zügen. *) 

Alle diese Unterschiede im Transportpreise beruhen indessen 
mehr auf annähernder Schätzung als auf rechnungsmässiger 
Grundlage der Kostenunterschiede der Transportleistungen. Es 
kann sich daher bei Aufstellung einer Betriebskostenberechnung 
des Eisenbahntransports auch nur um annähernd genaue 
Feststellung der Auslagen handeln (la väritd raath6matique ab- 
solue est 6videmment impossible ä obtenir) (Grierson), was 
zwecks Bemessung der Höhe der Tarife heute umsomehr 
genügt, als hierbei ja nicht sowohl das Kosten- als das 
Werthprincip massgebend ist. Zudem ist auch nicht ausser 
Acht zu lassen, dass selbst der kleinste Berechnungsfehler bei 
der auf die Transporteinheit zurückgeführten Grösse durch 
die vielfache Wiederholung desselben im Massenverkehr zu 



*) Nach den Bary char'schen Berechnungen übersteigt der Eilzugs- 
verkehr den gewöhnlichen Personenverkehr um 100 bis 200 Procent im 
Betriebsaufwand. 
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einer recht grossen Irrung führen kann. Es wird sich daher 
für jedes einzelne Eisenbahnunternehraen wesentlich nur darum 
handeln, eine Grenze nach abwärts festzustellen, bis wohin 
äusserstenfalls gegangen werden kann; also den sich erge- 
benden Minimal tarifsatz als Durchschnittssatz für jede haupt- 
sächliche Transportgattung zu ermitteln, um sodann auch, hier- 
auf gestützt, allzuweit gehende Anforderungen des Publicums 
auf Herabsetzung der Tarife mit aller Gründlichkeit abweisen 
zu können. In keinem Falle nämlich gehen die Betriebsselbst- 
kosten unter ein gewisses Mass herab, da eben die relative 
Kostspieligkeit des Locomotivbetriebs, die Höhe der zu be- 
wältigenden todten Last und ähnliche Momente mehr auch 
bei den günstigsten Betriebsverhältnissen einen Kostenaufwand 
für die beförderte Transporteinheit verursachen. Derselbe 
übersteigt in der Regel die Betriebsselbstkosten der Schifffahrt 
um ein Beträchtliches (daher auch letztere dort, wo der 
höhere Gebrauchswerth der Eisenbahn [Pünktlichkeit und 
Schnelligkeit der Beförderung] weniger in Betracht kommt, 
wie z. B. bei den sogenannten Massenartikeln, wirksam mit 
der Dampfkraft zu Lande concurrirt). 

Aber auch der Zweck einer Kostenberechnung: durch 
Vergleichung der Betriebscoefficienten verschiedener Bahnen 
einen massgebenden Schluss auf die mehr oder weniger wirt- 
schaftliche Gebarung der einzelnen Vergleichsobjecte zu 
ziehen, würde nicht erreicht werden, da die Verhältnisse jeder 
B ihn (Frequenz), 1 ) Richtungsverhältnisse des Verkehrs, An- 
zahl der Gleise und Stationen, Preis der Löhne, Materialien, 
Bauverhältnisse u. s. w. ganz verschieden liegen. Hierzu tritt 
das oft wesentlich unterschiedliche, häufig wechselnde System 
in der Führung der zur Veröffentlichung gelangenden stati- 
stischen Nachweisungen der einzelnen Bahnverwaltungen. 

Zudem ist es aber auch an und für sich nicht so leicht 
und einfach, die ßetriebsverhältnisse der Eisenbahnen aus den 
Ziffern einer vergleichenden Eisenbahnstatistik zu beurtheilen, 
wie vielleicht Manchem scheinen möchte, der von der Er- 
spriesslichkeit der Sache selbst ganz überzeugt ist. „Man kann 
die Nützlichkeit einer Idee anerkennen und doch nicht recht 



*) Es ist z B. eine Eigentümlichkeit aller Linien, welche haupt- 
sächlich dem Transport landwirtschaftlicher Erzeugnisse dienen, dass sie 
heftigen Schwankungen des Verkehrs ausgesetzt sind, weil letzterer von 
dem Ausfall der Krnte und von dir Jahreszeit abhängig ist. 
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verstehen, sie vollkommen zu nutzen" (Goethe). Insbesondere 
im vorliegenden Falle handelt es sich nicht allein darum, die 
Elemente der Arithmetik zu beherrschen, sondern auch mit 
den nöthigen Fachkenntnissen ausgerüstet zu sein, um die 
Bedeutung der statistischen Ziffern zu verstehen, wie schon 
Xenophon urtheilte, dass aller Reichthum nur Demjenigen 
etwas nutze, der ihn recht zu gebrauchen wisse. 

Uebrigens giebt es wohl nur wenige Gebiete der Statistik, 
auf denen der Werth derselben so deutlich hervortritt, wie 
auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens. Nicht nur, dass die 
Eisenbahnen eines der wichtigsten Glieder in dem gewaltigen 
Organismus der Volkswirtschaft sind, dessen Verrichtungen 
durch sie in umfassender Weise beschleunigt und gesteigert 
werden, sondern die innige Wechselbeziehung zwischen der 
Entwickelung des gesammten wirtschaftlichen Lebens und der 
Gestaltung des Eisenbahnverkehrs gestattet uns auch, aus den 
zirTermässig messbaren Erscheinungen dieses letzteren zuver- 
lässige Rückschlüsse auf die Lage der gesammten Volkswirt- 
schaft zu ziehen. Es kommt in dieser Beziehung den Eisen- 
bahnausweisen auf dem Gebiete des Güterverkehrs eine weit 
grössere Bedeutung zu, wie den Bankausweisen auf dem 
Capital- und Geldmarkt. — Um jedoch auch darüber klar zu 
werden, wie sich die Begriffe der privatwirthschaftlichen Ren- 
tabilität und der volkswirtschaftlichen Productivität und 
deren Gewinn decken, dazu bedarf es der Nachweisung 
der Productionskosten, beziehungsweise in unserem Fall 
der Kenntniss der Gestehungskosten der Transportleistung, 
deren Bestandteile wir in Vorstehendem besprochen haben. 



b) Praktischer Theil. 

Die tatsächliche Ermittlung der Betriebskosten erfolgt 
richtigerweise auf Grund des beförderten, alle Ausgaben dar- 
stellenden Bruttogewichts, und zwar auf Grundlage des Per- 
sonen, beziehungsweise des Tonnenkilometers, 1 ) wobei man, 

*) Die englischen Eisenbah.nverwaltungin legen ihren Selbstkosten- 
berechnungin die Einheit der Zugmeile zu Grunde, was den dortigen 
Verkehrsverhaltnissen entspricht. Denn da in demselben Wagen Güter 
dir verschiedensten Art und Beschaffenheit befördert zu werden pflegen 
(vollständige Ladungen einzelner Versender kommen — ausser den Gütern 
der sogenannten Mi.neralclasse und den P Station irucks*' [reservirte Wagen 

Schreiber, AU EinenbuUnen. 7 
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ohne vorerst die für das Personenkilometer und Frachten- 
tonnenkilometer entfallenden Ausgaben getrennt ermitteln 
zu wollen, die beförderten Personenkilometer auf Frachten- 
tonnenkilometer umzuwandeln pflegt und sonach nur mit 
Frachtentonnenkilometer rechnet. 

Hierzu bedient man sich vielfach eines allerdings nur 
ganz allgemein anwendbaren Umrechnungsschlüssels, 

zum Transport einzelner nicht über 600 kg schwerer Gütercolli mit der 
Bestimmung nach Abzweigungslinien] — fast gar nicht vor), so würde es 
einerseits geradezu unmöglich sein, den Transportkostenbetrag für jede 
einzelne Gütergattung (Waarenc lasse) besonders zu ermitteln und anderer- 
seits hätte dies auch keinen praktischen Zweck, da es bei dem äusserst 
intensiv entwickelten Verkehr der englischen Eisenbahnen hauptsäch- 
lich darauf ankommt, die zum Versandt gelangenden Güter so rasch als 
möglich fortzuschaffen und die einmal in Dampf stehenden Locomotiven 
bestens auszunutzen. Dafür legten aber auch beispielsweise die 180» Stück 
Locomotiven der Midiandbahn im Jahre 1886: 70,246.800 Zugkilometer 
= 38.961 Zugkilometer per Maschine zurück, während die 718 Locomo- 
tiven der sächsischen Staatsbahnen im Jahre 1884 nur 16,907.929 Zug- 
kilometer = 22.156 Zugkilometer per Maschine leisteten. Man kennt des- 
halb in England auch die, den in Wagenladungsmengen aufgelieferten 
Stückgutsendungen deutscherseits gewährte Frachtbegünstigung nicht. Da- 
gegen giebt es Baumwolleilzüge, ja sogar Kohlen- und Erzeibsüge! 

Dort indessen, wo es sich um regelmässige, ganze Züge er- 
fordernde Massentransporte handelt, so insbesondere bei Kohlen 
(welche zumeist in Wagen von 6 bis 9 Tons Tragfähigkeit befördert 
werden, die Eigenthum der Grubenbesitzer sind), lässt sich selbstverständ- 
lich eine genaue Schätzung der auf die Transporteinheit (Meilentonne) 
entfallenden Transportkosten durchführen. 

Ausserdem ist zu berücksichtigen, dass die Tarife in der Regel auch 
die Gebühren für die Auf- und Abladung der gewöhnlichen Güter ent- 
halten, welche Verrichtungen sonach durch die Bahnanstalt vor- 
zunehmen sind, was die genaue Berechnung der reinen Transportkosten 
(frais pour le transport proprement dit) ebenfalls erschwert. 

Indem die Engländer die Zugmeile als Einheit ihrer Kostenberech- 
nung annehmen, gehen sie von der Ansicht aus, dass der aus dem Be- 
trieb einer Eisenbahn zu erreichende Reingewinn hauptsächlich von der 
Gestaltung der pro Zugmeile erzielten Roh einnähme abhänge, nachdem 
die Kosten der Zugmeile nicht proportional der Zu- oder Abnahme der 
Roheinnahme (sei es, dass hieran die grössere oder geringere Belastung 
des Zugs oder der höhere, beziehungsweise mindere Tarif Schuld trägt) 
sich gestalten, sondern unabhängig davon sich gleich bleiben. Es sei also 
wichtig für eine Verwaltung, die Einnahme pro Zugmeile zu kennen, um 
hieraus einen Schluss auf die Belastung des Zugs und die Einwirkungen 
einer vorausgegangenen Tarifänderung ziehen zu können und darnach 
ihre Massnahmen zu treffen. Die englischen Eisenbahnvcrwaltungen legen 
lediglich Werth darauf, das procentuale Verhältniss zwischen Einnahme 
und Ausgabe (den Betriebscoefficienten), sowie die sich für die Zugmeile 
ergebenden Einnahmen und Ausgaben zu ermitteln. Alles Uebrige ist ihnen 
mehr Nebensache. 
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wobei von der Voraussetzung ausgegangen wird, dass ein 
Durchschnittsreisender per Kilometer dieselben Kosten ver 
Ursache, wie durchschnittlich ein Gütertonnenkilometer (Bau ra- 
scher Schlüssel). 

Der Wirklichkeit entsprechender scheint die Garcke'sche 
Formel zu sein, wonach die Bruttotonnenkilometer des Per- 

w 

sonenverkehrs bei der Umrechnung auf das Tonnenkilometer- 
gut um das 2'/2f acne erhöht werden. 1 ) Beide Schlüssel stützen 
sich auf erfahrungsgemässe Berechnungsergebnisse. Die auf 
diese Weise ermittelte Anzahl der bewegten Bruttotonnen- 
kilometer dividirt in die Summe der Betriebsausgaben ergiebt 
als Quotienten die durchschnittlichen Betriebskosten des 
Personen- und Frachtenbruttotonnenkilometers zusammen- 
genommen. Will man den festen und beweglichen Theil der 
für das Tonnenkilometer entfallenden Betriebsausgaben (Ge- 
neral- und Specialkosten) gesondert ermitteln, so muss man 
zunächst die schwierige Scheidung der betreffenden, oben an- 
gedeuteten Ausgabencapitel vornehmen, um dieselben sodann 
entweder als ganz unbeweglich oder als dem Verkehr propor- 
tional zu behandeln. Je grösseren Antheil man hierbei den 
feststehenden Ausgaben (Generalkosten) zuscheidet, je kleiner 
wird die auf die beweglichen Ausgaben (Specialkosten) ent- 
fallende Quote sein, und umgekehrt. Ein genaues Gesetz des 
Wachsthums der verschiedenen Ausgaben lässt sich nach den 
heutigen Erfahrungen nicht aufstellen. Hat man aber an- 
nähernd die Betriebsausgaben in diese zwei Theile geschieden 
und dividirt man dann die Gesammtsumme der thatsächlich ge- 
leisteten Tonnenkilometer in den gegebenen Betrag der Ge- 
neralkosten oder Specialkosten, dann findet man, wenigstens 
annähernd, den gesuchten Quotienten, d. h. die Betriebskosten 
des Tonnenkilometers geschieden in die unbewegliche und be- 
wegliche Quote derselben. 

Will man dagegen die für das Personenkilometer und 
Frachttonnenkilometer entfallenden Betriebskosten getrennt 

*) Demgemäss stellten sich auf den preussischen Staatsbahnen 1883/84 
(Archiv für Eisenbahnwesen 1886, S. 24) die Kosten des Personenkilo- 
meters ohne Unterschied der Wagenclassen auf 3'12 Pfennige und die 
eines Tonnenkilometerguts auf 2*00 Pfennige. Wenn wir diesen Ausgaben 
die auf den deutschen Eisenbahnen 1883 erzielten Roheinnahmen für 
einen Reisenden dritter Classe und für die Wagenladungsgüter entgegen- 
halten, so finden wir, dass für das Personenkilometer eine Einnahme von 
3'304 Pfennigen und für das Tonnenkilomstergut eine Einnahme von 8*562 
Pfennigen erzielt wurde. 

7* 
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ermitteln, so muss man eine Auftheilung der Gesammt- 
ausgaben zwischen dem Personen- und Frachtenverkehr vor- 
nehmen, zu welchem Zwecke man aus der Statistik, beziehungs- 
weise auf Grund der „Stundenpässe" erhebt, wie viel Brurto- 
tonnenkilometer auf das Personenkilometer, beziehungsweise 
auf das Frachttonnenkilometer entfallen, was wieder in der 
Weise geschieht, dass man das bei jeder Verkehrsgattung be- 
wegte bekannte Bruttogewicht durch die bekannte Zahl der 
Personenkiiometer, beziehungsweise Frachttonnenkilometer divi- 
dirt. So viel Bruttotonnenkilometer hiernach für jede einzelne 
Verkehrsgattung entfallen, so vielmal muss der Selbstkosten- 
satz des Bruttotonnenkilometers genommen werden, um die 
Betriebskosten des Personenkilometers, beziehungsweise des 
Frachttonnenkilometers zu ermitteln. 

Soll die zur Verzinsung und Tilgung des Anlage- 
capitals erforderliche Summe bei Feststellung des Tarif- 
satzes mitberücksichtigt werden, so geschieht dies, indem 
man diese Summe durch die Frequenzziffer der voraussicht- 
lich zur Verfrachtung gelangenden Bruttotonnenkilometer divi- 
dirt und den gefundenen Quotienten den Betriebskosten des 
Personenkilometers, beziehungsweise Frachttonnenkilometers 
so oftmal zuschlägt, als Bruttotonnenkilometer erfahrungs- 
gemäss zur Beförderung eines Reisenden oder einer Fracht- 
tonne per Kilometer erforderlich sind (vgl. Schäffle, N. Ö. 
II, 588). 

3. Die Werthtarifirung und differentielle Tarifirung im 

Allgemeinen. 

Indem wir uns auf das an anderer Stelle über die Preis- 
bestimmung der Verkehrsgüter im Allgemeinen Gesagte be- 
ziehen, heben wir hier nochmals hervor, dass die Preis- 
bestimmung des Eisenbahntransports bei dem Mangel an 
Concurrenz im Eisenbahnbetrieb weniger auf die wirklichen 
Kosten der Transportleistung als darauf Rücksicht nimmt, 
welchen Gebrauchswerth das Transportobject für den 
Beansprucher der Transportleistung hat und wie sich diesem 
Werth gegenüber die Zahlungsfähigkeit des Begehrers 
stellt: Je wohlhabender ein Reisender, je werthvoller ein Gut 
ist, desto höheren Transportpreis können sie „ertragen" und 
müssen sie bezahlen, wogegen der ärmere Reisende, das 
mi»iderwerthe Gut, um überhaupt beweglich zu werden, nur 
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geringere Transportkosten „verträgt" und daher auch geringere 
Transportkosten zu bezahlen hat. Die für den Bahntransport 
aufgestellten Tarifirungen sind also in gewisser Beziehung 
willkürlicher Art. Hieraus, sowie theilweise auch aus den durch 
das Gesetz der Massennutzung zutage tretenden Erscheinungen 
leitet sich die Tarifirung nach dem Werth der Transport - 
objecte, die sogenannte Werthtarifirung (Classifications- 
und Wagenclassensystem) ab, zu dessen Besprechung wir 
nunmehr schreiten. 

a) Das Classificationssystem. 

Anfänglich wurden die Transportpreise der Eisenbahnen 
gemäss den bestehenden Fahrpreisen des Landfuhrwerks, be- 
ziehungsweise den Frachtpreisen der. Fuhrleute, ohne Rück- 
sicht auf die Leistungsfähigkeit des Begehrers, beziehungsweise 
den specifischen Werth der Transportgegenstände festgesetzt 
und bildeten sich daher aus einem einzigen Satze: dem Norraal- 
und Productensatze. Im Laufe der Zeit traten für gewisse 
Artikel Ermässigungen des Tarifs nach Massgabe des wirth- 
schaftlichen Bedürfnisses mit der Absicht ein, deren Beförde- 
rung vermittelst der Eisenbahnen entweder im Wettbewerb 
mit concurrirenden Land- und Wasserwegen oder überhaupt 
zu ermöglichen. Wo eine derartige Nöthigung fehlte, blieben 
die Transportpreise unverändert. Das geschichtliche System 
ist sonach nicht sowohl ein Werth- als ein reines Finanz- 
system gewesen. Daraus folgt, dass es von Anfang an nicht 
in der Absicht der Eisenbahnen gelegen war, das hÖherwerthe 
Gut grundsätzlich theurer zu tarifiren als das minderwerthe; 
doch ergab sich schon damals in Folge vorkommender Tarif- 
ermässigungen eine unterschiedliche Tarifirung der Güter. Nach 
und nach erst entwickelte sich hieraus, den Principien der 
privaten Rentabilitätswirthschaft gemäss, der Grundsatz, die 
Höhe des Transportpreises nach dem Gebrauchswerth der 
Güter, beziehungsweise der Zahlungsfähigkeit des Begehrers 
der Transportleistung zu bestimmen, was die Eintheilung der 
Güter (Personen) in eine Anzahl von Classen, die sogenannte 
Werthclassification zur Folge hatte. 

Das Classificationssystem beruht also auf dem Princip der 
Werthtarifirung, d. h. es berücksichtigt neben der Art und 
Beschaffenheit des Transportgegenstands und der damit ver- 
bundenen Expeditions- und Manipulationsarbeit in ganz her- 
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vorragender Weise auch den specifischen Werth des 
Transportob jects im Verkehr, also die Fähigkeit desselben, 
einen gewissen Frachtsatz ohne Rücksichtnahme auf die 
Kosten des Transports zu ertragen. Zweck der Werthtarifirung 
und der damit in Verbindung stehenden Differentialtarife ist, 
von Concurrenzmotiven abgesehen, die Erzielung der größt- 
möglichen Verkehrsfrequenz bei gleichzeitiger Erweiterung der 
Verkehrszone, namentlich für die sonst unbeweglich bleibenden 
minderwerthen Massengüter, um dadurch die Wirksamkeit des 
„Intensitäts-, beziehungsweise des Preisgesetzes des Verkehrs" 
auf die erreichbar höchste Stufe zu bringen, die ökonomischen 
Wirkungen des für Massentransporte eingerichteten Transport- 
mittels zu steigern und damit die bestmögliche Verwerthung 
des in dem Unternehmen steckenden Geld- und Arbeitscapitals 
zu erreichen. 

Die Werthtarifirung wird praktisch in der Regel nach 
grösseren Gruppen von Gütern (Classen) gehandhabt und nur 
für einzelne hervorragend wichtige Transportartikel werden 
besondere Tarife aufgestellt (Special- und Ausnahmetarife); 
daher auch der Name Classificationssystem. 

Ausser im Güterverkehr findet auch im Personenverkehr 
die Werthtarifirung Anwendung (Wagenclassensystem), nur 
mit dem Unterschied, dass hier die Wahl der, grösseren oder 
geringeren Comfort bietenden Wagenclasse dem Reisenden 
im Allgemeinen freisteht, während im Güterverkehr die Eisen- 
bahnverwaltung die Classe bestimmt, in welche jedes Gut 
gehört. 

Während nun die Eintheilung der Güter in der Regel 
gesondert nach ihren verschiedenen Productionsstufen in die 
verschiedenen Classen erfolgt, wobei deren Tauschwerth 
massgebend ist, äussert sich die Werthtarifirung im Personen- 
verkehr durch höhere Tarifsätze für Schnellzüge und richtet 
sich ausserdem auch nach dem Stand und Alter der Rei- 
senden (Arbeiter, Schüler, Kinder u. s. w.). 

„Dass die richtige Werthbestimmung und Schätzung der 
Leistungsfähigkeit der einzelnen Güter, beziehungsweise ihre 
Einreihung in die verschiedenen Classen sehr grosse Schwierig- 
keiten bietet, ist klar und schon hieraus erklärlich, dass diese 
Schwierigkeiten, beziehungsweise deren mangelhafte Lösung in 
der Praxis oft Anlass gegeben haben, die ganze Werthtarifirung 
zu verwerfen. Die Werthclassification kommt ferner auch 
insofern nicht rein zur Anwendung, als in der Regel auch die 
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auf den veränderlichen Selbstkosten beruhende Taraclassifica- 
tion und die Leistungsunterschiede in der Beförderung mehr 
oder weniger bei der Tarifgestaltung berücksichtigt, beziehungs- 
weise vermischt werden mit der Werthclassification. Hieraus 
erklärt es sich, dass nicht selten Güter gleichen Werths sich 
in verschiedenen Classen befinden, beziehungsweise sogar 
geringwertigere Güter in höheren Classen, und dass Güter 
gleicher Tara in verschiedenen Classen, beziehungsweise ver- 
schiedener Tara in gleichen Classen aufgenommen sind . . . 
Je schwächer der Verkehr ist, desto ausgeprägter und schärfer 
ist meist die Werthtarifirung, je dichter er wird, desto mehr 
kann die Zahl der Werthclassen beschränkt werden, desto 
mehr sich die Tariflrung einer mehr durchschnittlichen Be- 
handlung der verschiedenen Güter nähern. Denn je dichter der 
Verkehr wird, umsomehr überwiegen die niedrig tarifirten 
geringwertigen Massengüter, nicht nur bezüglich der Masse, 
sondern auch bezüglich der Einnahmen, und um so geringer 
wird die Bedeutung der höher tarifirten Güter überhaupt, 
beziehungsweise die Bedeutung der Classenunterschiede der- 
selben. Dieselbe Erscheinung zeigt sich im Personenverkehr in 
der immer mehr überwiegenden Bedeutung der unteren Wagen- 
classen." >) 

Was insbesondere die gewöhnlichen Eilgüter anbelangt, 
so erscheint hier, trotz des verhältnissmässig geringen Eilgut- 
verkehrs, die Berücksichtigung des Werths, also eine nach dem 
Werth abgestufte Classification überflüssig, da gerade bei den 
geringen Gewichtsmengen derartiger Artikel, bei denen viel- 
fach das pretium affectionis auf die Beförderungsart Einfluss 
nimmt, ein höherer Durchschnittsatz leicht vertragen wird. 

Im Allgemeinen ist die höhere Tarifirung als die der 
Steigerung der Selbstkosten entsprechende für die werthvolleren 
Güter, zumal Stückgüter (dies gilt ebenfalls für die oberen 
W'agenclassen im Personenverkehr), auch in volkswirthschaft- 
licher und socialer Beziehung nicht ungerechtfertigt, wenn 
dadurch für die Massengüter des Consums und der Verarbei- 
tung (untere Wagenclassen) eine Verbilligerung des Trans- 
ports herbeigeführt, d. h. der Transport selbst ermöglicht 
werden soll, welcher sonst nicht ausführbar wäre. 

Hier gilt eben der Ausspruch Schaeffle's (Nationalökonomie, 
H, S. 256): „ Die Tarifpolitik kann nur als ein vollständiges, stets den 
ganzen Tarif berücksichtigendes System zur Vollendung gelangen." 

') Ulrich, Das Kisenbahntarifwesen, S. 02 und 65. Berlin 1886. 
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Aber selbst abgesehen von diesem Gesichtspunkt ist die 
Tarifirung der Transportobjecte nach dem Werth volkswirt- 
schaftlich zu rechtfertigen; denn je höher die Leistungskraft, 
je grösser die Leistungsfähigkeit des Eisenbahnbenutzers ist, 
desto grössere Steuern verträgt an und für sich das Trans- 
portobject. Selbstverständlich soll und darf diese Besteuerung 
keine „barbarische" sein; falsch wäre es z. B., Petroleum, „das 
Licht des Armen", mit hohen Tarifen zu belegen, wogegen 
dies bei vegetabilischen Oelen weit eher zulässig erscheint. 

Die Bekämpfung der Rechtmässigkeit des (richtig gehand- 
habten) Werthprincips bei dessen Anwendung auf die Preis- 
bestimmung der Transportleistung leitet sich daher auch, 
wesentlich nur daraus ab, weil es als eine Ungerechtigkeit 
empfunden wird — und gerade das Gefühl der Ungerechtig- 
keit ist es, wie Thoraas Carlyle sagt, was allen Menschen 
einzig und allein unerträglich ist — dass die Instanz für 
diese so folgenreiche Öffentliche Einschätzung nicht überall in 
den Händen des dazu allein als berufen erachteten Staats, 
sondern sehr häufig in den Händen einer speculativen Unter- 
nehmung ruht. Allerdings wird auch der Staat, welcher seine 
Bahnen nach dem privatwirthschaftlichen Princip verwaltet 
und heute schon deshalb verwalten muss, weil er seine Ge- 
werbe nicht nach anderen Grundsätzen betreiben kann, als 
der heutigen Volkswirthschaft zu Grunde liegen, von dem 
Vorwur einer willkürlichen Einschätzung der Verkehrsgüter 
nicht befreit sein, wie ja schon selbst bei dem allgemeinen 
Nutzen, welchen beispielsweise die Post bringt, sich die 
Schwierigkeit zeigt, Kosten und Vortheile für die Bürger genau 
auszurechnen. Indessen kommt hier bei Vermeidung jeder 
Bevorzugung des Einzelinteresses bestimmter Personen oder 
localer Wirtschaftszweige, unter möglichster Festhaltung einer 
gewissen Stetigkeit der Tarifirung und Klarheit der Taril- 
politik, ein erzielter Ueberschuss nicht einer bestimmten 
C lasse von Menschen (dem Actionär einer Eisenbahn gesell- 
schaft), sondern der Allgemeinheit wenigstens insofern zu- 
gute, als durch den Ueberschuss der ertragsreicheren Linien 
der Ausfall erträgnissarmer Strecken gedeckt werden kann, 
während der Staat beim unterstützten Privatbetrieb in allen 
Fällen lediglich das finanzielle Wagniss trägt. Dieser Unter- 
schied in der Verwendung des Reinerträgnisses eines Trans- 
portunternehmens ist entscheidender Art für die Beurtheilung 
des Werthprincips. 
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ß) Die Differentialtarife. 

„Wenn die Eisenbahnen mit ihren Differential- 
tarifen so Vieles, was bisher in den Provinzialmittel- 
punkten kaufmännisch getrieben wurde, in einen ein- 
zigen Centraipunkt verlegt haben, so ist das zugleich 
der Tendenz auf directen Verkehr und der Centrali- 
sationstendenz beizumessen". 

(Roacher III, 107.) 

Differentialtarife sind Abweichungen vom allgemeinen 
Tarif nach unten und bestehen in der Bildung von Tarif- 
sätzen, welche den Preis für directe, nicht unterbrochene 
Transporte von einem Endpunkt zum anderen niedriger 
stellen, als die Preise für den unterbrochenen Verkehr 
zwischen einem der Endpunkte und der Zwischenstation und 
dem anderen Endpunkt zusammengenommen. So ist bei- 
spielsweise der directe Tarifsatz für ein „durchlaufendes" Gut 
von Wien nach Lindau niedriger, als der unterbrochene 
Tarifsatz für ein „durchlaufendes" Gut von Wien nach München 
und von München nach Lindau. Die Beweggründe zur Aufstellung 
von Differentialtarifen beruhen, was auch das vorstehende Bei- 
spiel besser erklärt, insoweit nicht betriebsökonomische und 
verkehrspolitische Momente mitwirken, auf Einwirkungen der 
Concurrenz (hier Arlbergroute), weiche den Tarif auf tiefer- 
liegende Preisschwerpunkte drückt. 

Es lässt sich nun zwischen einer absolut und relativ 
differ entiellen Tarifbildung unterscheiden. Der erstere 
Frachtunterschied entsteht durch Einrechnung einer festen 
Expeditionsgebühr und durch Staffeltarife, der zweite 
durch die Bildung der sogenannten Distanztarife. 

y) Absolut differentielle Tarifbildung. 

Die Einrechnung der von der Länge der Transportstrecke, 
die das Gut durchläuft, unabhängigen Expeditionsgebühr 
ergiebt bei deren gleichmässiger Vertheilung auf den Fracht- 
satz mit zunehmender Transportweite eine Minderung der 
Streckensätze; doch wirkt die Einrechnung der an und 
für sich nicht hohen Expeditionsgebühr, weil sie nur die 
eigentlichen Kosten der Abfertigung, nicht aber auch die auf 
die Expedition entfallenden Zinsen für die Bahnhöfe und Fahr- 
zeuge während der Beladung und Entladung u. s. w. in sich 
schliesst, nur auf geringere Entfernungen erheblicher differen- 
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tiell, belastet also wesentlich den Nahverkehr. Bei weiteren 
Entfernungen verschwindet ihr Einfluss fast ganz. 

Die Staffeltarife sind Tarife, deren Einheitssatz nach 
Massgabe der Transportweite geringer wird. Hiernach wird 
sich z. B. der Frachtsatz für die ersten 100 km auf 40 Pfen- 
nige, für die zweiten 100 km auf 30 Pfennige und für die 
weiteren Kilometer auf 20 Pfennige stellen (Gebührenberech- 
nungsmodus etc. s. mein „Tarifwesen" S. 197). 

Den Staffeltarifen liegt das Bestreben zu Grunde, die Ent- 
fernungen möglichst auszugleichen und die Transportweite 
der Sendungen auszudehnen, ohne jedoch für grössere Entfer- 
nungen einen niedrigeren Gesammtkostenpreis zu berechnen, 
als für die kürzeren. 

Solche Staffeltarife, welche auf der Voraussetzung beruhen, 
dass die für die Transporteinheit bei kürzerer Weglänge sich 
ergebenden höheren Kosten der Gesammtleistung sich aus 
den ohne Rücksicht auf die Weglänge gleichblei- 
benden Stationskosten (Expeditionskosten) ableiten lassen, 
und dass sohin bei deren Vertheilung auf die eigentlichen 
Transportkosten mit Zunahme der Beförderungsweite eine 
relative Abnahme der Gesa mmtkosten eintrete: dass also 
von einem gewissen Beharrungspunkt aus der sich 
für das Tonnenkilometer (Centnermeile) ergebende 
Einheitssatz fast nicht mehr verändert, sind zirTer- 
mässig zu begründen. Anders ist es bei Staffeltarifen mit 
mehrfach fallender Gebührenleiter, welche zwar der ziffer- 
mässig festzustellenden Grundlage entbehren, dagegen die 
Transportfähigkeit der minderwerthigen, namentlich der sonst 
unbeweglichen Massengüter erhöhen und daher auch volks- 
wirtschaftlich zu rechtfertigen sind. Auch dort äussern 
Staffeltarife eine volkswirthschaftlich wohlthatige, decentrali- 
sirende Wirkung, wo sonst durch Distanztarife (s. u.) die Pro- 
vinzialmittelpunkte zu Gunsten der grossen Centraipunkte 
des Handels noch mehr, als es ohnehin der Fall, vernach- 
lässigt sein würden. Dass darunter der Zwischenhandel leidet, 
ist nur ein Gewinn für die Gesammtwirthschaft. 

Im internationalen Handelsverkehr begünstigen Staffel- 
tarife allerdings nicht blos die Ausfuhr, sondern auch die 
Einfuhr; dagegen nicht in einseitiger Weise, wie dies oft 
bei den Distanztarifen zu Gunsten der fremden Einfuhr (in 
Frankreich z. B. durch die „tar.ifs de penetration") der Fall 
ist. Auch für den Personenverkehr empfiehlt sich die An- 
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wendung der Staffeltarife, um das Reisen nach Fernhin ohne 
erheblichen Mehraufwand an Betriebskosten zu erleichtern. 

ö) Relativ di fferentielle Tarifbildung. 
a) Distan^tarife. 

Wenn für die Beförderung desselben Transportgegenstands 
bei gleicher Entfernung auf einer und derselben Bahnlinie ver- 
schiedene Sätze zur Erhebung gelangen, so liegt eine relativ 
differentielle Tarif bildung vor. Die derart gebildeten Tarife 
werden Ausnahmetarife, insbesondere aber zur Vorwegklar- 
stellung ihres Charakters „Di stanz tarife" genannt. Distanz- 
tarife sind zwischen zwei Orten für bestimmte Artikel, 
häufig nur in einer Verkehrsrichtung, aufgestellte Tarife, 
welche theils Concurrenzrücksichten gegenüber anderen in 
Mitbewerb tretenden Transportwegen ihr Entstehen verdanken, 
so zwar, dass die neu in den Verkehr eintretende Verbindungs- 
linie die Sätze der bestehenden Concurrenzroute ohne Rück- 
sicht auf die Entfernung und die sich ergebende 
Einheitstaxe einfach „übernimmt", was häufig zur Folge 
hat, dass der für die kürzere Strecke von A nach B erhobene 
Gesammtfrachtsatz sich höher stellt als die für die weitere 
Strecke von A nach G entfallende Transportgebühr; theils 
deshalb geschaffen werden, um den Erzeugnissen der von der 
betreffenden Bahn berührten Landgebiete den Absatz nach 
fernhin gelegenen Consumplätzen, beziehungsweise den Be- 
zug von Rohproducten zur Verarbeitung von Fernher zu 
ermöglichen und den Bahnen selbst dadurch Transporte, die 
sie sonst nicht haben würden, zuzuführen. 

Nachdem eine solche differentielle Tarifirung ganz 
besonders geeignet ist, zu einer künstlichen, volkswirtschaft- 
lich oft verwerflichen Verrückung der Productionsorte oder 
des Absatzgebiets einer Production zu führen, so wird, 
wenigstens insoweit es sich um Versendungen aus 
einem Theile eines Staatsgebiets in einen anderen 
Theil desselben Staatsgebiets handelt, welcher die 
gleiche Production aufweist, zur Abschwächung dieser Gefahr 
von der Allgemeinheit zumindest verlangt, dass der sich 
für die Endpunkte ergebende Gesammtfrachtpreis nach Mass- 
gabe seiner Rückwirkung auf die vorgelegenen Stationen 
übertragen werden müsse, was die den Differentialtarif auf- 
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stellende Verwaltung nöthigt, den Nachlass auch auf solche 
Verkehrsplätze auszudehnen, die desselben sonst nicht theil- 
haftig geworden wären, wodurch allzuweit gehende Ermässi- 
gungen möglichst hintangehalten werden. 

Eine weitere Art von Distanztarifen sind die sogenannten 
„Saisontarife" u. s. w., deren Erklärung sich aus dem Wort 
selbst ergiebt, ferner der „Tarif der Umstände" und der 
„ Abonnementtarif \ 

Unter einem „Tarif der Umstände" (tarif circonstantiel) 
versteht man diejenige, zumal in England unter allmählicher 
Billigung der öffentlichen Meinung gehandhabte Tarifirung, 
welche sich nach der jeweiligen Frachtconjunctur richtet. 

Der „Abonnementtarif" (tarif d'abonnement) ist ein 
ermässigter, in Frankreich trotz des bestehenden Verbots der 
Bedingnisshefte üblicher, hauptsächlich gegen die Wassercon- 
currenz gerichteter Tarif, welcher die Waaren Versender ver- 
pflichtet, die von ihnen in bestimmten Verkehrsrichtungen 
verfrachteten Gütermengen mit Ausschluss jedes anderen 
Transportwegs über jene Bahn zu leiten, welche den Abonne- 
menttarif gewährt. 

Eine weitere Art von Distanztarifen bilden in vielen 
Fällen auch die Einfuhr- (Import-), Ausfuhr- (Export-) und 
Durchzug- (Transit-) Tarife, zu deren Besprechung wir hier- 
mit übergehen. 

b) Einfuhrtarife (Importtarife). 

Unter Einfuhrtarifen begreift man diejenigen Differential- 
tarife, welche zu Gunsten solcher ausländischer Productions- 
artikel aufgestellt werden, deren Beschaffung für den inlän- 
dischen Consum wünschenswerth oder nothwendig erscheint, 
und für deren Bezug verschiedene Transportwege in Berech- 
nung gezogen werden können, beziehungsweise in Wettbewerb 
treten. Insofern nationale Schutzzölle zum Zweck der Schaffung 
einer Wirthschaftsautonomie des betreffenden Landes bestehen, 
wirken die im Erwerbsinteresse der Eisenbahnen 
geschaffenen Einfuhrtarife in entgegengesetzter Rich- 
tung, indem sie der Einfuhr fremder Erzeugnisse Vorschub 
leisten. Tarifs de p£n£tration — Eindringtarife! 

Ueber die wirthschaftlichen Vorzüge und Nachtheile der 
Einfuhrtarife sind die Meinungen der Interessenten, beziehungs- 
weise die durch Sonderinteressen bedingten Meinungen getheilt, 
wobei aber erfahrungsgemäss einzelne Classen von Producenten 
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zur Geltendmachung ihrer Sonderinteressen in der Regel besser 
organisirt sind als die Consumenten in der Allgemeinheit, 
deren Macht nicht beständig und im Einzelnen ausgeübt 
werden kann; sonach erstere auch eher die Eisenbahn- und 
Zolltarifpolitik zu ihren Gunsten zu beeinflussen vermögen, wie 
ja überhaupt oft ein kleines Sonderinteresse wegen seiner 
Intelligenz, Festigkeit und Geschmeidigkeit den grossen, aber 
unbestimmteren allgemeinen Interessen überlegen ist. Immer- 
hin hat ein vernünftig gebrauchtes, durch die Eisenbahnpolitik 
unterstütztes Schutzsystem schon das Gute, dass es den 
thörichten Luxus der Bevorzugung fremder Erzeugnisse, blos 
weil sie von weit her sind, einengt, wodurch es auch 
erziehend insofern eingreift, als es gegen den Mangel natio- 
naler Selbstachtung auftritt. 1 ) 

c) Ausfuhrtarife (Exporttarife). 

Unter Ausfuhrtarifen (tarifs d'exportation) werden die- 
jenigen Differentialtarife verstanden, welche die Erleichterung 
oder Ermöglichung der Ausfuhr grosserer Mengen nationaler 
Productionsartikel und in Verbindung damit eine Frequenz- 
mehrung der betreffenden Transportunternehmungen anstreben. 

Die Wirkung der Ausfuhrtarife zu Gunsten der Volks- 
wirthschaft äussert sich vornehmlich in einer dadurch etwa 
herbeigeführten beträchtlichen Zunahme der Fabrikatenaus- 
fuhr, wogegen ein umfangreicher und andauernder Boden- 
export (Cerealienexport u. s. w.) in der Regel zu einer Boden- 
erschöpfung führt, des untrüglichen Zeichens einer rück- 
schreitenden Volkswirtschaft und der Machteinbusse des Staats. 

x ) Dieser Mangel an nationaler Selbstachtung macht sich nicht selten 
auch in der Verhimmlung von Verwaltungseinrichtungen fremder Eisen- 
bahnen bemerkbar, welche dort, wo sie bestehen, oft die grössten Nach- 
theile im Gefolge haben; aber sie erscheinen den Nachahmern gut, 
entweder weil es denselben an der nöthigen Sachkenntniss und dem 
richtigen Urtheil gebricht, oder aber, und das ist das eigentlich Tadelns- 
werthe, blos deshalb, weil sie vom Auslande stammen. So wahr der Rath- 
schlag auch ist: „Prüfet Alles und behaltet das Beste", so falsch ist es, 
nichts zu prüfen und das Schlechte zu wählen. Aehnlich verhält es sich 
mit der Anwendung jener vielen in unseren Verkehr nach und nach ein- 
gedrungenen fremdsprachlichen Ausdrücke und Redewendungen, welche 
durch ebenso kurze und dabei allgemein verstandliche Ausdrücke und Wen- 
dungen leicht und ohne Uebertreibung ersetzt werden könnten. Auch hier 
muss deutsches Ehr- und Selbstgefühl einwirken, das überflüssige Fremd 
wort zj vertreiben, zumaj unsere Sprache ja so voll von schönen und 
tiefen Lebensbildern ist. 
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Die kurzsichtige Dividendenspeculation mancher Eisen- 
bahngesellschaft sichert sich durch die tarifarisch begünstigte 
Ausfuhrbewegung von Rohstoffen und Nahrung allerdings in 
vielen Fällen vorübergehend Transportmengen, die sie 
sonst vielleicht nicht in gleichem Masse erreicht haben würde 
— allein immer nur auf Kosten der stetigen und gedeih- 
lichen Entwickelung ihres Verkehrs, den sie in Folge der, der 
rohen Bodenhervorbringung gebotenen Absatzrichtung nach 
Fernhin und der damit in Verbindung stehenden extensiven 
Bewirthschaftungsart der Bodenfläche die gedeihliche Ent- 
wickelung mit verkümmern hilft. Daher der grosse Nutzen 
der Verwirklichung eines inneren Kreislaufs von Pro- 
duction und Consumtion für beide Theile. Anderenfalls gilt 
das orientalische Sprichwort: „Wenn der Sultan den Apfel 
will, haut der Pascha den Baum ab." 

d) Durchfuhrtarife (Transittarife). 

Durchfuhrtarife (tarifs de transit) sind jene Differential- 
tarife, welche den Güteraustausch zwischen zwei geographisch 
geschiedenen Erzeugungs- und Absatzorten unter der Trans- 
portmitwirkung des dieselben trennenden, in gewissem Sinne 
unbetheiligten Durchzugsgebiets, zumeist in Mitbewerb gegen 
anderweite Verkehrswege, herbeizuführen oder zu behaupten 
anstreben. 

Eine Schädigung der nationalen Volkswirtschaft könnten 
Durchzugtarife nur in dem Falle herbeiführen, wenn sich 
dieselben niedriger stellen würden als der für die gleichartige 
inländische Production in derselben Verkehrsrichtung be- 
stehende Ausfuhrtarif. 

Im Jahre 1884 betrug die gesammte Güterbewegung auf den 
deutschen Eisenbahnen 107,074.937 Tonnen, Hiervon entfielen in 
runden Ziffern auf den 

Durchfuhrverkehr 1,370.000 Tonnen 

Einfuhrverkehr 8,030.000 „ 

Ausfuhrverkehr 12,620.000 „ 

Inländischen Wechselverkehr . i 48,580.000 „ 
Localverkehr \ 36,400.000 » 

107,000.000 Tonnen. 

Der inlandische Verkehr betrug also 85 Millionen Tonnen gegen 
22 Millionen Tonnen des übrigen Verkehrs; ein erfreuliches Bild der Ver- 
wirklichung des inneren Kreislaufs von Hervorbringung und Verbrauch 
und des Ueberwiegens der Ausfuhr der Einfuhr gegenüber, zumal 
erstere ausser Kohlen und Erzen eine Fabrikatenausfuhr war. — 
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Das vorstehende Beispiel erweist aber auch die geringe Bedeutung 
des Tränst t Verkehrs, dem zuliebe oft so bedeutende Tarifzugest&nd- 
nisse seitens der Eisenbahnverwaltungen gemacht werden. 

Die französischen Eisenbahnen vereinnahmten im Jahre 
1884: 1.084,998.672 Francs, wovon rund 660 Millionen aus dem 
Frachtenverkehr. Davon entfielen auf den Ausfuhrverkehr (827,614 
Tonnen) 11,562.078 Francs und auf den Durchzugverkehr (241.178 
Tonnen) 6.019.478 Francs. 

e) Schlussbemerkungen. 

Ebenso wie hinsichtlich der Werthtarifirung sind über 
die Zulässigkeit der Differentialtarife, welche ja zum Theil 
auch auf den der Werthtarifirung zu Grunde liegenden Mo- 
menten beruhen, die Ansichten getheilt. Nicht Jedermanns 
Ueberzeugung ist es z. B. Differentialtarife und Refactien „die 
Pionniere der Civilisation" zu nennen, wie dies Andreas 
György in der Pester Landwirthschaftsenquete des Jahres 
1879 unternahm. Denn wenn auch zugegeben werden muss, 
dass die Ueberwindung der örtlichen (geographischen) Ent- 
fernungshindernisse, der durch Differentialtarife besonderer 
Vorschub geleistet wird, anregend auf die Production ein- 
wirkt und deren Umfang vermehrt, so muss diesem wirt- 
schaftlichen Vortheil auch der überwiegende sociale 
Na cht heil gegenübergestellt werden, dass Differentialtarife, 
welche ja naturgemäss schon durch die wohlfeile Zufuhr der 
Nahrungsmittel der neuzeitlichen grossstädtischen Centrali- 
sation und Zusammenballung ungeheurer Arbeitermassen Vor- 
schub leisten und den Grossbetrieb begünstigen, in Folge der 
durch sie hervorgerufenen Erweiterung des Marktgebiets für 
Massentransporte, zur vermehrten Anwendung von Maschinen 
und dadurch zu einer noch ungleicheren Vertheilung von 
Besitz und Einkommen führen. 

Unsere Stellung zu der Frage der Differentialtarife ist, 
kurz gesagt, etwa folgende: Die allgemeine Grundlage jeder 
Tarifaufstellung wird zunächst von der Weglänge abhängig 
sein, über welche ein Transportgegenstand befördert wird; 
somit hat auch die Tarifregelung grundsätzlich nach der 
Längeneinheit zu erfolgen, wobei die Höhe des Tarifsatzes 
wesentlich durch das jeweils massgebende Finanzprincip mit 
bedingt wird. 

Die Abhängigkeit jeder Tarifaufstellung von der Weglänge 
des Transports liegt in den von der Natur gezogenen räum- 
lichen Schranken, welche eine Eisenbahn wohl künstlich zu 
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verrücken, niemals aber ganz zu beseitigen vermag. Dort aber, 
wo die durch die Natur der Verhältnisse gezogenen Grenzen 
von Raum und Zeit und damit auch die natürlichen Producten- 
zonen durch eine künstliche Tariibildung durchbrochen werden, 
eröffnet sich das Gebiet des wirthschaftlic hen 
Kampfs. Differentialtarife (Distanztarife) sind also Kampftarife, 
sei es, dass sie selbst angriffs weise vorgehend den Kampf 
in ein ihnen zugängliches fremdes wirtschaftliches Gebiet 
hineintragen, oder zur Abwehr eines Mitbewerbs auf dem 
eigenen Verkehrsgebiet dienen. Denn wenn auch der Theorie 
gemäss die Absatzfähigkeit eines Guts — wie behauptet 
wird — im quadratischen Verhältniss zur Kostenerraässigung 
des Transports wächst, so wird diesem Wachsen der Absatz- 
fähigkeit durch die auch von anderer Seite zu demselben 
Zweck angebahnte Preisermässigung sehr bald ein Paroli 
geboten, beziehungsweise zu bieten versucht. 

Je zersplitterter nun das Gebiet des Eisenbahnnetzes 
eines Staats, d. h. je grösser die Anzahl der einzelnen selbst- 
ständige Interessen vertretenden Privatbahnen ist, 
aus denen sich dasselbe zusammensetzt, desto häufiger wird 
der Anlass der zur gegenseitigen Bekämpfung oder Ueberholung 
auf den grossen Absatzplätzen, somit zur Pflege des Differential- 
systems und damit in Verbindung auch zur künstlichen Ver- 
rückung der natürlichen Erzeugungs- und Absatzverhältnisse 
innerhalb eines und desselben Staatsgebiets gegeben 
sein, wodurch Ungleichheiten und Schwankungen in der 
wirthschaftlichen Entwickelung verschiedener Orte und ver- 
schieden gelegener Concurrenzgeschäfte hervorgerufen werden, 
die zu. stets erneuten unwirtschaftlichen Wanderungen des 
Betriebs nöthigen. 

Nachdem nun diese Nachtheile der Differentialtarife mit 
dem Verwaltungssystem der Eisenbahnen eines Landes in 
enger Verbindung stehen, indem bei einer einheitlichen 
staatlichen Verwaltung aller Landesbahnen der Grund zur 
Aufstellung solcher Tarife, wenigstens insofern dieselben Con- 
currenzrücksichten der Eisenbahnen unter sich ihre 
Entstehung verdanken, an und für sich entfällt, was bei dem 
sogenannten „gemischten Betriebssystem" nicht zutrifft, 
überdies aber auch es Aufgabe des Staats von vornherein 
ist, eine möglichst gleichmässige und gleichzeitige Transport- 
entwickelung durch rationelle Transportpolitik herbeizuführen, 
so spricht dieser Umstand allein ganz wesentlich zu Gunsten 
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des der schädlichen Centralisation keinen Vorschub leisten- 
den ausschliesslichen staatlichen Betriebs der Landesbahnen. 

Was die Rücksicht auf die wirklich vorhandenen 
Interessen der Landesproduction (Industrie) anbelangt, denen 
durch differentielle Tarife thatsächlich oft wesentlich Vor- 
schub geleistet werden kann, so ist rücksichtlich der Staats- 
bahnen in Deutschland und Oesterreich durch die Schaffung 
eines der Aufsichtsbehörde beigegebenen wirthschaftlichen Be- 
rathungskörpers (Eisenbahnrath), in dessen Wirkungskreis die 
Begutachtung volkswirthschaftlicher Fragen im Bereich des 
Eisenbahnverkehrs fällt, Vorsorge getroffen, damit nicht eine 
Benachtheiligung der Interessen des einen Bezirks zu Gunsten 
des anderen eintritt; für Privatbahnen besteht (ausser zum 
Theil in Frankreich, Russland und Italien) eine derartige Einrich- 
tung bisher nicht. 1 ) Allerdings muss die Anregung in solchen 
Verkehrsfragen v o n der Leitung derStaatseisenbahnen aus- 
gehen, der, anscheinend nicht ganz mit Unrecht, Öfters von 
einzelnen Seiten ein gewisser Mangel an kaufmännischem Geist 
und kaufmännischer Einsicht zum Vorwurf gemacht wird 
(K. Ztg., Nr. 30, 1887). Der Eisenbahnrath ist nicht im 
Stande, eine hier vorhandene Lücke auszufüllen, weil er nur 
in grossen Zügen Grundsätze festzustellen, aber niemals auf 
die Ausführung derselben in den täglichen tausendfältigen 
Gestaltungen des Verkehrsbedürfnisses Einfluss ausüben kann. 
Es ist indessen zu beachten, dass der gerade gegen die Staats- 
bahnverwaltung gerichtete Vorwurf mangelnder kaufmännischer 
Einsicht, welcher schon deshalb nicht zutreffend sein kann, 
weil die Amtsthätigkeit des im Staatsdienste stehenden Eisen- 
bahnbeamten geradeso wie die des Privatbahnbeamten mit der 
Oeffentlichkeit im Allgemeinen und Einzelnen nothgedrungen 
in Fühlung stehen und sich dadurch auch für die zum Aus- 
druck gelangenden Bedürfnisse des öffentlichen Lebens empfäng- 
lich erhalten muss, zumeist von solchen Leuten ausgeht, 



l ) Eine Art von Eisenbahnrath för gemeinsame Staats- und Privat- 
bahnangelegenheiten in Oesterreich-Ungarn, den die Regierung vor Ent- 
scheidung wichtiger Eisenbahnfragen allgemeiner Natur gern anzuhören 
pflegt, bildet die sogenannte D irectorencon ferenz der österreichischen 
(und ungarischen) Eisenbahnen. Diese Conferenzen wurden seinerzeit 
durch das Bedurfniss eines gleichmässigen Vorgehens in wichtigen, alle 
Bahnen berührenden Angelegenheiten hervorgerufen, und haben sich 
seither, einen zweckmässigen Vereinigungspunkt aller Verwaltungen bil- 
dend, recht nützl'ch erwiesen. 

8chr«i ber , Die EUenb»hnen. 8 



Digitized by Google 



114 



Capitel VII. 



deren Sonderwünsche und Anträge auf Herabsetzung gewisser 
Tarife oder Classificationsänderungen bestimmter Waarenartikel, 
anderer wichtigerer Interessen halber nicht berück- 
sichtigt werden konnten, wobei es auch seitens der 
Tadler oft übersehen wird, dass insbesondere Staatsbahnen, die zu 
Gunsten der Ausnutzung vorübergehender Geschäftslagen etwa 
gewährten Tarif nachlässe nicht durch conjuncturgeraasse 
Preiserhöhungen auszugleichen vermögen, wie dies der 
Kaufmann, welcher lediglich seinen Vortheil verfolgt, ohne 
auf andere Wirthschaftsbetriebe Rücksicht nehmen zu müssen, 
leicht thun kann, während bei der Behandlung von Tarif- 
fragen gerade umgekehrt die wirthschaftliche Einsicht der 
staatlichen Eisenbahnverwaltung in den Vordergrund treten 
und daher den Vorrang vor dem kaufmännischen Element 
haben muss. An diesem Verhältniss wird im Wesentlichen 
auch dadurch nichts geändert, dass einzelne Ausnahmetarife 
blos auf einen kürzeren bestimmten Zeitraum zugestanden 
werden, da es sich hierbei immer nur um Ermässigungen 
des Tarifs handelt, nach deren Ablauf der gewöhnliche Tarif 
wieder in Kraft tritt, über welchen hinaus die Eisenbahn 
nicht greifen darf, während der Kaufmann vollständig freie 
Hand hat. Allerdings gehen auch hierüber die Meinungen aus- 
einander, je nach dem Standpunkt der Beurtheilung der Auf- 
gaben welche Eisenbahnen zugeschrieben werden. Während 
wir der Ansicht sind, dass bei der Entscheidung von Tarif- 
fragen grundsätzlich die allgemeine Tragweite derselben 
in den Vordergrund der Erwägungen zu treten habe, wird 
von anderer Seite dem entgegengehalten, dass Eisenbahnen 
vornehmlich Hilfsmittel des kaufmännischen Lebens eines 
Volks seien, dessen Bedürfnisse zu befriedigen sie in erster 
Linie berufen wären, weil ja auch die Folgewirkungen ihrer 
Erfindung sich nirgends so bemerkbar äusserten, als auf dem 
Gebiet des Handels und der Industrie. 

Dieser unwiderlegbare Standpunkt klargestellt, sei es nur 
eine vernünftige Folgerung aus demselben, dass einzig und 
allein die Privatindustrie Eisenbahnen kaufmännisch 
betreiben könne, nicht etwa ihrer an und für sich tüchtigeren 
Directoren halber, welche der Staatsverwaltung gerade so gut 
zu Gebote ständen, sondern der eigenthüm liehen individualisti- 
schen Befähigung (capacite morale de subjectivite) der leitenden 
Kreise wegen, die sich den durch das Princip der freien Con- 
currenz ergebenden, von Nachfrage und Angebot abhängigen 
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Geschäftslagen weit besser anpassen könnten, als dies die 
autoritative Staatsgewalt vermöchte, welche, genau besehen, 
hierzu ganz untauglich sei. Denn die Tarife einer Staatsbahn - 
Verwaltung seien vor Allem eine von parlamentarischen Mehr- 
heiten abhängige Steuerschraube des Staats, wie denn einmal 
ein französischer Finanzminister (im Sinne St. Simon's, dass 
der Staat da sei zu Gunsten de ceux, qui ont, contre ceux, 
qui font?) gesagt habe: „L'exploitation par l'Etat c'est l'Etat 
s'emparant des tarifs pour en faire des impöts vot6s par les 
Chambres". — Der vorstehend angedeutete Standpunkt stimmt 
mit dem überein, den früher einmal v. Weber vertreten hat, 
als der Nationalökonom noch weit hinter dem Techniker 
stand: der der „Vermarktung des Tarifpreises". 

Es ist ja richtig und nach dem Vorausgesagten auch er- 
klärbar, dass bei einer Eisenbahn-Privatverwaltung die kauf- 
männische Auffassung und Ausnutzung der jeweiligen Ge- 
schäftslage viel leichter durchführbar ist, weil auch die 
Privatbahnen, ähnlich dem Kaufmann, zunächst ihr Interesse 
verfolgen können, woraus allerdings in vielen Fällen weit mehr 
dem einzelnen Gewerbetreibenden, als der Gesammtzahl 
derselben Vortheile erwachsen. Gerade dieser Umstand hat 
aber der Idee der Verstaatlichung der Privatbahnen die meisten 
Anhänger zugeführt, weil diese der Ansicht sind, dass eine 
ungleichmässige und anscheinend oft willkürliche Behandlung 
der gewerblichen oder industriellen Interessen durch wech- 
selnde Tarife der einzelnen Landesbahnen oder gar durch 
geheime Begünstigungen Einzelner, wie dies der speculativen 
Tarifpolitik der Privatbahnen, bei denen der Zweck, öffent- 
liche Interessen zu fördern, doch erst in zweiter Reihe steht, 
entspricht, ihrem Wirthschaftsbetriebe abträglich sei. Man be- 
schränkt sich daher von dieser Seite darauf, namentlich in 
Zeiten einer Geschäftsstockung möglichst niedrig gehal- 
tene, allgemein giltige Tarife zu verlangen. 

Derartige Geschäftsstockungen (industrielle Krisen) bilden übri- 
gens die Ausnahme, denen der normale Zustand gegenüber 
steht, wo das Arbeits- und Productionsvermögen mit den zu befrie- 
digenden normalen Bedürfnissen gleichen Schritt halt. Dieselben 
werden sehr häufig durch Ueberproduction hervorgerufen. Unter 
den Uebelständen einer Krise leiden alle Theile des volkswirtschaft- 
lichen Körpers, also auch die Transportanstalten des Landes — hier 
erübrigt nichts, als deren Folgen nach Möglichkeit abzuschwächen 
und zu überwinden, wobei es aber eine grosse Ungerechtigkeit wäre, 
,:en Eisenbahnen vorübergehender Veihältnisse halber Opfer zu- 
zumuthen, die für diese dauernder Art sein würden. 

8* 
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Niedrige Tarife will aber auch schliesslich die Staatsbahn- 
verwaltung selbst, soweit als möglich, gewähren, weil es der 
Endzweck des Staatseisenbahnsystems ist, den Wohlstand des 
Landes durch zweckmässige Einrichtung des Tarifwesens zu 
fördern, nicht aber hohen Gewinn aus dem Transportge werbe 
zu ziehen. Indessen lässt sich auch hier nicht alles auf ein- 
mal machen — auch Rom ist nicht in einem Tage erbaut 
worden. Zuerst müssen die noch bestehenden Schwierigkeiten 
des Uebergangs beseitigt werden, erst dann wird man sich 
allgemein klar werden, was die Staatsbahnverwaltung dort, 
wo sie besteht, leisten kann. 

B. Das gemein wirthschaftlic he Princip der öffentlichen 

Unternehmung. 

Das gemeinwirthschaftliche Princip der öffentlichen Unter- 
nehmung vermittelt den Uebergang vom gewerblichen zum 
Gebührenprincip. Unserer Auffassung nach ist „die öffentliche 
Unternehmung" eine von dem rein gewerblichen System des 
Privatbahnwesens grundverschiedene Einrichtung des Eisen- 
bahnbetriebs, indem sie thatsächlich öffentliche, gemeinwirth- 
schaftliche Interessen vertritt, welche mit ihrem innersten 
Wesen zusammenfallen, während die Privatbahnverwal- 
tung die Vertretung dieser gemeinvvirthschaftlichen Interessen, 
weil dem speculativen Charakter einer Actiengesellschaft wider- 
strebend, immer nur im Widerstreit zwischen ihrem Privat- und 
dem öffentlichen Interesse ausüben könnte. Dem Princip der 
öffentlichen Unternehmung kann nur der staatliche Eisenbahn- 
betrieb gerecht werden. 

Bei der nach dem gemeinwirthschaftlichen Princip ver- 
walteten Öffentlichen Unternehmung macht sich im Allgemeinen 
die Anforderung geltend, dass zunächst sämmtliche Ausgaben, 
sowohl die des Betriebs und der Verwaltung, als auch die 
erforderliche Verzinsung und Tilgung der Anlage durch die 
Einnahmen des Unternehmens unbedingt und vollständig ge- 
deckt werden sollen. Hierbei wird man von der Ansicht 
geleitet, dass zwar alle Bewohner des Staats gleichen Antheil 
an den Hoheitsrechten haben, deren sich derselbe zum Theil 
zu Gunsten des Eisenbahnwesens entäussern musste, dass 
jedoch die Eisenbahn in erster Linie Denjenigen von Nutzen 
sei, welche sich derselben zu ihren persönlichen Zwecken be- 
dienen, und dass daher auch in erster Reihe der Benutzer 
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der Bahn, also derjenige Erwerbsbeflissene, dessen Geschäfts- 
betrieb vorzugsweise auf dem Eisenbahnverkehr beruht, wozu 
insbesondere auch der Geschäftsreisende gehört (vgl. 
Cap. IX), diese für deren in seinem besonderen Interesse voll- 
zogene Leistungen voll zu entschädigen hat. Wäre dies nicht 
der Fall, so folgert man nicht mit Unrecht, würde eine Un- 
billigkeit entstehen, indem man die zur Erhaltung des Bahn- 
unternehmens etwa erforderlichen Zuschüsse auf die Allgemein- 
heit überwälzen, somit auch solche Leute zur Zuschussleistung 
heranziehen müsste, welche die Bahn gar nicht benutzen. 
Dies gilt selbstverständlich nur insoweit, als der vorhandene 
Verkehr die Deckung der Summe aller Eigenkosten durch 
die Einnahmen gestattet; anderenfalls müsste für den Ausfall 
der einen Betriebslinie der Uebersehuss einer anderen, gün- 
stigere Yerkehrsverhältnisse aufweisenden Linie eintreten oder, 
wo auch dies nicht ausreicht, ein Staatszuschuss. 

Indessen treibt der Staat, trotz des gewerblichen Cha- 
rakters seines Transportsbetriebs, kein Privatgeschäft, kein 
Actiengeschäft. Wenn auch der Staat wirthscbaftlicherweise 
aus dem gewerblichen Betrieb seines Transportunternehmens 
mindestens so viel herauszuschlagen sucht, um nicht zu der 
Zinsenbestreitung des Anlagecapitals den Steuerzahler heran- 
ziehen zu müssen, so ist sein Endzweck doch immer der, 
den Wohlstand des Landes durch möglichst billige Tarife zu 
heben, zu welchem Behufe er, sobald es die allgemeine Finanz- 
lage gestattet, auch auf einen grösseren Gewinn aus dem 
Transportgeschaft thunlichst ganz verzichten wird (vgl. die Ver- 
handlungen des preussischen Landtags vom 4. Februar 1887). 

Aber selbst dort, wo das Erträgniss der dem Staat ge- 
hörenden Eisenbahnen, wie z. B. in Oesterreich, zumeist in 
Folge ihres durch Cursverluste so übermässig vertheuerten 
Anlagecapitals (s. Oesterr. Eisenbahn-Zeitung 1887, Nr. 5) 
die Verzinsung der Anlage nicht aufbringen kann, diese dem- 
nach durch Steuern u. s. w. gedeckt werden muss — also 
selbst dort, wo das Unternehmen privat wirthsch aftlich 
nicht rentabel erscheint, ist die Eigenverwaltung des Staats 
an Stelle des Gesellschaftsbetriebs schon deshalb am Platz, 
weil sich der speculative Betrieb nur bei Gewinnaussicht 
auch als guter Versorger volkswirthschaftlicher Interessen zu 
erweisen vermag. Die Begründung dieses Satzes liegt in der 
Natur der Sache; übrigens auch in unseren weiteren Aus- 
führungen, von den sonstigen Vorzügen des gemeinwirth- 
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schaftlichen Verwaltungssystems der Staatsbahnen, insbeson- 
dere auch in Bezug auf die von ihnen befolgte Tarifpolitik, 
ganz abgesehen. 

Während das privatwirthschaftliche System die Berech- 
tigung der möglichst ungeschmälerten Anwendung des Werth- 
princips gegenüber dem Selbstkostenprincip in den Vorder- 
grund stellt, sucht das System der öffentlichen Unternehmung 
die Principienfragen der Werth- und Preistheorie, den je- 
weiligen Verhältnissen und Bedürfnissen der Volkswirtschaft 
Rechnung tragend, in Einklang zu bringen. Die öffentliche 
Unternehmung wird daher bei ihrer, wesentlich die Öffent- 
lichen, gemeinwirthschaftlichen Interessen beachtenden Tarif- 
politik die Tarifsätze zwar nicht ausschliesslich auf Grund 
der Selbstkosten, sondern auch unter gewisser Berücksich- 
tigung des Werths der Waaren und der Marktconcurrenz fest- 
setzen, ohne jedoch grundsätzlich die Erzielung eines mög- 
lichst hohen Erträgnisses anzustreben ; in bestimmten Fällen 
aber selbst unter die Selbstkosten, allerdings nur insoweit, 
als die Summe aller Selbstkosten, mindestens aber die aus 
Verwaltung und Betrieb erwachsenden Kosten durch die Ein- 
nahmen gedeckt werden sollen, herabgehen. 

Wie aus Vorstehendem hervorgeht, unterscheidet sich 
das gemeinwirthschaftliche Princip der öffentlichen Unter- 
nehmung von dem gewerblichen Princip hauptsächlich darin, 
dass es erstens nicht grundsätzlich die Erzielung einer 
möglichst hohen Rente anstrebt; zweitens, dass es den öffent- 
lichen Interessen grundsätzlich dienen will, und drittens, 
dass Betriebsgewinne der A llgemeinheit zugute kommen. Da- 
gegen hat es mit dem gewerblichen Princip die Einschätzung 
der Transportobjecte nach ihrem Werth gemein, sowie zum 
Theil auch die differentielle Tarifirung. 

Die Bildung der Tarifsätze wird demnach einem Com- 
promiss zwischen Werth- und Kostenprincip (Classifications- 
system und Raum- und Gewichtssystem) entsprechen in der 
Art, dass die Gesammtsumme aller Vergütungen hinreicht, 
um nicht blos die Eigenkosten des Transports einschliesslich 
der Verzinsung und Tilgung des Anlagecapitals zu decken, 
sondern erforderlichenfalls auch einen Ueberschuss abzuwerfen, 
welcher zur Befriedigung gemeinnütziger Zwecke oder von 
Bedürfnissen des Staatshaushalts dienen soll, was also auch 
Privatwirthschaft, aber im öffentlichen Interesse ge- 
trieben, ist. 
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Dieser Compromiss zwischen Werth- und Kostenprincip 
führt nun zur Bildung von Durchschnittstarifen, welche 
ihren Ausdruck in gleichen Einheitssätzen oder besser wohl 
in gleichen Staffeltarifen finden, wobei als selbstverständ- 
liche Voraussetzung gilt, dass alle Bahnen des Landes dem 
Staat gehören, somit auch überall innerhalb des ganzen Bahn- 
netzes das gleiche Tarifsystem und die gleiche Classification 
der Güter besteht. Anderenfalls, bei gemischtem Betriebssystem, 
wo einzelne Bahnen dem Staat, andere Gesellschaften gehören, 
würde der Staat nicht selbstständig bestimmend vorzugehen 
vermögen, wie es ihm überhaupt nur durch den Besitz eines 
grossen Bahnnetzes möglich werden wird, mit Durchschnitts- 
sätzen zu rechnen, da nur so eine Uebertragung des Minder- 
erträgnisses einer weniger verkehrsreichen Bahnstrecke auf eine 
höheren Betrag abwerfende Linie durchführbar ist, so dass 
also das Erträgniss aller Linien zusammengenommen das 
Jahreserträgniss bildet. 

So vielseitige Vortheile aber auch, namentlich in tarif- 
technischer Beziehung, Einheitssätze bieten, so lässt sich doch 
eine gewisse Vielgestaltigkeit und Wandelbarkeit der Tarife 
insolange nicht vermeiden, als die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse, denen sich ja doch schliesslich die Tarife der Eisen- 
bahnen anpassen müssen, ebenfalls nicht gleichförmig und 
stetiger Art geworden sind. Dem hieraus entstehenden Be- 
dürfniss sucht man durch Ausnahmetarife (Differentialtarife) 
für bestimmte Artikel abzuhelfen. 

Das Princip der öffentlichen Unternehmung gilt heute 
als Verwaltungsprincip der preussischen und der übrigen 
deutschen Staatsbahnen, wobei man im Allgemeinen gleiche 
Einheitssätze und ein Tarifsystem aufgestellt hat, welches aus 
dem theoretisch gedachten Gewichts- und Wagenraumsystem 
und der Werthclassification entstanden ist, bei welchem Ver- 
gleich allerdings die Classification etwas zu kurz gekommen 
zu sein scheint, da man unseres Wissens in Preussen mit 
Zustimmung des Landeseisenbahnraths zu Gunsten der vater- 
ländischen Production allein schon über 300 Ausnahmetarife 
eingeführt hat, und doch ist man damit wohl noch lange 
nicht am Ende angelangt. Denn stets tauchen neue Anfor- 
derungen nach weitergehenden Tarifermässigungen auf, denen 
sich weder der Eisenbahnminister noch der Landeseisenbahn- 
rath dauernd werden entziehen können. Dieses unablässige 
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Anstürmen gegen das bestehende System, welches anscheinend 
dem Gebührenprincip zutreibt, 1 ) dürfte zunächst eine Erwei- 
terung des Classensystems, 2 ) sowie die Annahme des Staffel- 
tarifsystems an Stelle des Einheitssalzes zur Folge haben, 
schon deshalb, weil der Staffeltarif aus betriebsökonomischen 
Rücksichten so viel Natürliches hat, dass er den starren Ein- 
heitssatz, dessen Ausserachtlassung der Unterschiede zudem 
von Vielen als ungerechtfertigt empfunden wird, und der zu- 
dem als „Gebühr", was er doch nicht ist, in die Erscheinung 
tritt, bald verdrängen dürfte. Im Uebrigen strebt auch Art. 45 
des Gesetzes vom 16. April 1871 ausdrücklich die möglichste 
Herabsetzung der Tarife, insbesondere bei grösseren 
Entfernungen an und anerkennt dadurch den aus Zonen- 
tarifen für den Verkehr erwachsenden Nutzen. 

In Bezug auf die Kostengestaltung des Eisenbahn- 
transports gelten für dasPrincip der öffentlichen Unternehmung 
im Wesentlichen die gleichen ökonomischen Grundsätze und 
Gesetze, wie für das gewerbliche Princip. 

Der erheblichste Unterschied zwischen der öffentlichen 
Unternehmung und dem Privatbahnsystem besteht aber in der 
grundsätzlich abweichenden Richtung der Tarifbildung 
beider Systeme: der Entwickelungsgang der Tarifpolitik der 
öffentlichen Unternehmung sucht sein Endziel im Uebergang 
zum Gebührenprincip, während die Privatbahn stets an das 
gewerbliche Princip gebunden bleibt, „solange überhaupt die 
Haltung von derartigen Etablissements eine Privatangelegen- 



1 ) So äusserte sich z. B. in der jüngst abgehaltenen General- 
versammlung des Vereins der Industriellen des Regierungsbezirks Köln 
der Geschäftsführer des Vereins, Dr. Engelmann, in einem Vortrage 
über die Grundzüge des Eisenbahntarifsystems unter Zustimmung der 
Versammlung wie folgt: „Das Eisenhahnwesen kann in der Hand des 
Staats seiner Aufgabe besser entsprechen als in derjenigen von Privat- 
unternehmern, die möglichst hohen Gewinn daraus ziehen wollen, während 
der Staat nur seine Selbstkosten aus dem Betrieb zu bestreiten nöthig 
hat. Zu den Selbstkosten gehören ausser den Verwaltungs- und Betriebs- 
kosten selbstverständlich auch Capitalzinsen und Abschreibungen. Die 
Staatsbahnen sind also nicht als Staatsanstalten zu betrachten, die Jeder- 
mann unentgeltlich benutzen kann, sondern sie fallen unter das Ge- 
bührensystem, welches diejenigen staatlichen Leistungen umfasst, für 
welche eine ihrem Kostenbetrage entsprechende Aufwendung 
von dem Nutzniesser zu machen ist." 

2 ) Inzwischen ist nach langem Zögern eine zweite Stückgutclasse 
aufgestellt worden. 
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heit bleibt, was auf die Dauer kaum möglich ist, weil sie 
das, was Angelegenheit Aller ist, dem Mechanismus der 
Sonderinteressen überliefert" (v. Dühring). 

Das die öffentliche Unternehmung vertretende Staats- 
bahnsystem wird allerdings in seiner Tarifpolitik in erhohterem 
Masse noch als die Privatbahn durch Einwirkungen der Presse, 
Öffentlicher Körperschaften u. s. w. oft zu Gunsten, mitunter 
wohl auch zu Ungunsten der allgemeinen wirthschaftlichen 
und politischen Interessen des Landes zu beeinflussen ver- 
sucht werden, wobei sich auch oft persönliche Wünsche mehr 
als erlaubt breit machen. 

Die Tagespresse steht leider den Eisenbahnangelegenheiten des 
Landes nicht überall objectiv gegenüber; im Gegentheil schlägt sie 
oft einen geradezu feindseligen Ton gegen die Eisenbahnverwaltungen 
an, der sehr häufig nicht gerechtfertigt ist. So sehr auch eine be- 
gründete Kritik am Platz, so übersieht die Presse nur zu oft, dass 
die Eisenbahnen zunächst die Interessen der Allgemeinheit ver- 
treten müssen, welche mit denen des Einzelnen vielleicht nicht immer 
in Einklang stehen. Aber der Schmerzensschrei des Einzelnen, von 
dem sich die Presse häufig beeinflussen lässt, führt zu einem abfäl- 
ligen Unheil über das ganze System, das durch nichts begründet ist 
und nur Anlass giebt, die öffentliche Meinung irre zu führen, anstatt 
dieselbe über die wahren Verhältnisse aufzuklären, was doch die 
eigentliche Aufgabe der Presse sein sollte. Dadurch, dass das Ver- 
trauen des Publicum» in die ganze Institution erschüttert wird, wird 
nichts als eine Untergrabung der wichtigen Stellung erreicht, welche 
Eisenbahnen im Culturleben unserer Zeit einnehmen, und ein Zu- 
stand herbeigeführt, der schliesslich allen Factoren zum Nachtheil 
gereicht (vgl. auch den beherzigenswerthen Aufsatz: „Die Tages- 
presse und die Eisenbahnen", Nr. 79 der Zeitung des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen 1886). 

Alle in eine Regierung, welche den Grundsatz anerkennt, 
dass sie um aller Regierten willen da sei, wird sich, wenn 
sie auch hin und wieder gewissen Strömungen der soge- 
nannten öffentlichen Meinung, d. i. unter Umständen einer 
sich Geltung verschaffenden Vertretung bestimmter privater 
Interessen Rechnung tragen muss, die ihrer Tarifpolitik wider- 
streben, im Ganzen doch kräftig genug erweisen, um über- 
triebene Anforderungen abzuwehren, und die Eisenbahntarife 
nicht als „Spielball politischer Parteien" benutzen zu lassen, 
wie Sax (II, 235) befürchtet. Anderenfalls würden die poli- 
tischen Parteien voraussichtlich noch ganz andere „Spielbälle" 
aufzufinden wissen, als den verhältnissmässig unschuldigen 
Eisenbahntarif und die Tarifpolitik, welche Angelegenheiten 
doch unbedingt zu den wirthschaftlichen Fragen gehören, 



122 



Capitel VII. 



daher eine Interessen-, aber niemals eine politische Partei- 
angelegenheit sein können und dürfen. 

C. Das Gebührenprlnclp oder das Princip der öffentlichen 

Anstalt. 

Das Gebührenprincip oder das Princip der öffentlichen 
Anstalt hat in noch weit höherem Mass als das der öffent- 
lichen Unternehmung die Eigenverwaltung der Eisenbahnen 
durch den Staat zur Voraussetzung. Der Staat unterzieht sich 
hierbei im öffentlichen Interesse der Uebernahme des Betriebs 
seiner Landesbahnen und erhebt von Denen, welche die Eisen- 
bahn benutzen, eine besondere Abgabe, als ausdrücklichen 
Entgelt für den ihnen geleisteten Dienst: die Gebühr, und zwar 
in einer von der Staatsgewalt enseitig bestimmten Weise 
und festgesetzten Höhe, ohne Rücksicht auf die Markt- 
concurrenz. Die Einnahmen aus dieser als Durchschnitts- 
satz in die Erscheinung tretenden Gebühr hat den Zweck, 
vor Allem die laufenden Betriebskosten (unter Umständen 
auch die Verzinsung des Baucapitals, insolange dasselbe über- 
haupt nicht getilgt ist), zu decken, ohne jedoch auch hier einen 
Ueberschuss darüber hinaus grundsätzlich vermeiden zu wollen. 
Der erzielte Ueberschuss fällt unter den Begriff der reinen 
Steuereinnahme zu Gunsten der Staatscasse, der etwa zu lei- 
stende Zuschuss bildet eine Ausgabe derselben, welche der 
Staat im öffentlichen Interesse macht. 

Bei Feststellung der Höhe der Gebühr ist das Bestreben 
leitend, zwischen der Kostenverursachung durch den Be- 
nutzenden und dem Kostenbetrag der Leistung für den Staat 
ein möglichst angemessenes Verhältniss herzustellen. Dem- 
nach erscheinen die Bahnen als Verkehrsanstalten erhöht 
gemeinwirthschaftlicher, socialpolitischer Natur, mit einer blos 
allgemeinen durchschnittlichen Entgeltlichkeit gekennzeichnet, 
die vom Staat besessen und betrieben werden müssen, welcher 
thunlichst nur Gebühren erhebt, ohne grundsätzlich sonstigen Ge- 
winn (Verkehrssteuer) zu ziehen. Im Allgemeinen gehört das reine 
Gebührenprincip im Eisenbahnwesen einer noch fern liegenden 
Zeit an, da die Voraussetzung eines gewinnlosen Tarifs ein 
unseren heutigen Verhältnissen nach geradezu ideales Steuer- 
system zur Grundlage annimmt. Wie aber der Stiefel drückt 
der nicht für den wirklichen, sondern für einen idealen Fuss 
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gemacht ist, so würde auch ein Gebührensystem drücken, 
welches für das ideale, nicht aber für das reale Leben ge- 
macht wäre. 

a) Das Gewichts- und Wagenraumsystem. 

Die nach dem Gebührenprincip erfolgende Tarifirung 
unterscheidet sich von der auf Grund des gemeinwirthschaft- 
lichen Princips der öffentlichen Unternehmung erfolgenden 
hauptsächlich darin, dass sie einerseits den inneren Werth 
des Transportgegenstands, somit auch die Marktconcurrenz 
gar nicht berücksichtigt ; daher grundsätzlich nur das Kosten- 
princip anerkennt, und andererseits, dass sie die Erzielung 
des privatwirthschaftlichen, möglichst hohen Ueberschusses 
an Einnahmen noch weniger als das Princip der öffentlichen 
Unternehmung erstrebt. 

Die Bildung der Tarifsätze für den Güterverkehr wird 
demnach nicht auf Grund einer Wertheinschätzung der Trans- 
portgegenstände, wie dies bei den früheren beiden Principien 
der Fall war, sondern (abgesehen von der Beförderungsart 
und der Weglänge) lediglich nach Massgabe des Gewichts 
und des Raums erfolgen, den die Transportgegenstände ihres 
Umfangs halber beanspruchen: also im Wesentlichen die reine 
Taraclassification, welche eine möglichst gleichartige Behand- 
lung aller Tran Sportartikel zu erreichen sucht. Deshalb wird auch 
dieses System der Tarifirirung „das Gewichts- und Wagenraum- 
system" genannt. Mit der zusammengesetzten Bezeichnung 
„Gewichts- und Wagenraumsystem" soll angezeigt werden, 
dass entweder das Gewicht oder der Raum als Grundlage 
der Gebührenbemessung zu dienen hat. Dasselbe System wird 
auch das „Natürliche" genannt 1 ) und vielfach mit derjenigen 
Tarifirungsart in Verbindung gebracht, welche längere Zeit 
hindurch auf den Reichsbahnen in Elsass-Lothringen gehand- 
habt wurde, weil hier „dem Streben nach Vereinfachung und 
Gleichmässigkeit" aus allerdings sehr verwickelten Tarifirungs- 
systemen heraus in umfassender Weise Genüge geleistet wurde. 
Indessen ist das Elsass-Lothringen'sche Tarifirungssystem, wie 
ein Sachverständiger der damaligen Tarifenquete-Commission 
bemerkte, nichts als ein „durch Vereinfachung verderbtes 
Classificationssystem", das sich zudem nicht auf dem Boden 



<) Vgl. mein „Tarifwesen" a. a. O., S. 151 ff. 
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gegebener wirtschaftlicher Verhältnisse entwickelt hat. Es 
war vielmehr ein bald vorübergehendes politisches System, 
im Interesse der erst jüngst für Deutschland wiedererwor- 
benen Provinzen geschaffen, und hauptsächlich von diesem 
Standpunkt aus muss es auch beurtheilt werden. Das Eisass- 
Lothringen'sche System kann somit nur theilweise mit dem 
(reinen) natürlichen System identificirt, noch weniger aber mit 
dem Gebührenprincip in Verbindung gebracht werden. — Der 
Begriff „natürliches System" (systeme dit naturel ou rationnel) 
hat, wie Lehr 1 ) bemerkt, einen ähnlichen Sinn und eine ähn- 
liche Bedeutung wie in der systematischen Botanik. Man hat 
auch in dieser Disciplin „natürliche Systeme" aufgestellt und 
damit in Wirklichkeit nichts Anderes angedeutet, als dass man 
aus irgend einem Grunde dasjenige, welchem man jene Be- 
zeichnung beilegte, für besser und zweckmässiger hielt als 
anderes. Hiernach ist der Begriff „natürlich" ein durchaus rela- 
tiver, und zwar verschieden je nach dem Zweck, der erreicht 
werden will. Daraus aber, dass das natürliche System auch 
das „rationelle", d. h. das zweckmässige genannt wird (Expose^ 
de M r - De Bruyn, Compte rendu general au congres des 
chemins de fer, Bruxelles 1886), erklärt sich am besten der 
Standpunkt Derer, welche dasselbe so bezeichnen. — Andere, 
welche etwa fordern, dass das Bahnunternehmen möglichst 
erträgnissreich sei, werden „natürlich" das „natürliche" System 
nicht „natürlich" und ebensowenig „rationell" finden. 

Die betriebsökonomischen Vortheile des natür- 
lichen Systems bestehen in einer wesentlichen Vereinfachung 
der Tarifirung und des Verwaltungsdienstes, sowie in einer 
Verringerung der Transportunkosten, namentlich in Folge der 
den Wagenladungen gebotenen bedeutenden Transportvergü- 
tung und der dadurch erreichbaren weit besseren Ausnutzung 
der Wagen (Verminderung der Tara). Allerdings macht sich 
hier auch die Kehrseite des Systems bemerkbar: Vermehrung 
der todten Zeit durch das längere Leerstehen der Wagen be- 
hufs voller Beladung derselben, längeres Warten der Stück- 
gutsendungen auf Beförderung und Dazwischentreten der 
fremden Vermittlung (Spedition). Hören wir, wie sich der 
letzte, nach dem Urtheil der Vereinszeitung 1886, S. 436, stets 
mit ausserordentlicher Sachkenntniss und Sorgfalt zusammen- 



*) Lehr, Eisenbahntarifwesen und Eisenbahnmonopol, Berlin 1879, 
S. 109. 
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gestellte Handelsbericht der bekannten Grosshandlungsfirma 
Gehe & Comp, in Dresden (Droguengeschäft) über den 
Sammelladungstarif für Stückgutsendungen ausspricht. Der Be- 
richt sagt wörtlich: „Unter den Vortheilen, welche bei der 
letzten grossen Tarifreform seitens der deutschen Eisenbahn- 
verwaltungen dem verkehrtreibenden Publicum zugedacht 
waren, befand sich auch die Einführung von Wagenladungen 
gemischten Inhalts zu wesentlich ermässigten Frachtsätzen, 
deren Benutzung mit Hilfe des von Spediteuren in die Hand 
genommenen Sammelgeschäfts auch den Absendern kleinerer 
Quantitäten ermöglicht wurde und ermöglicht werden sollte. 
Wir haben von Anfang an diese „Sammelwagen" als ein 
Geschenk von zweifelhaftem Werthe erachtet, da das, was an 
der Fracht erspart wurde, durch Zeitverlust mehr als auf- 
gewogen wurde, und die ganze Einrichtung dem im Wesen 
der Eisenbahn liegenden und bei den nachfolgenden Verstaat- 
lichungen energisch geltend gemachten Princip der Centrali- 
sation diametral zuwiderläuft. Die seitdem gemachten Erfah- 
rungen haben uns vom Gegentheil nicht zu überzeugen ver- 
mocht. Wir sahen uns vielmehr wiederholt veranlasst, unseren 
Herren Committenten, mindestens, wenn es sich um Güter 
handelte, deren Werth 50 Mark per 100 kg überschreitet, im 
Interesse schnelleren Empfangs die Vermeidung des 
Sammelladungsverkehrs anzuempfehlen, da die Warte- 
zeit bis zur Completirung der Wagenladung nach kleineren 
Binnenplätzen dem Empfänger leicht Nachtheile bereiten kann, 
welche in diesem Falle zu der für ihn verbleibenden gering- 
fügigen Ersparniss im Vergleich mit der Benutzung des Stück- 
gutverkehrs ausser allem Verhältniss stehen.*' 

Die finanziellen Nachtheile des Systems liegen man- 
gels jeder Werthclassification in der damit verbundenen 
Durchschnittsbemessung der Tarifsätze, die selbstverständlich 
um so niedriger sich gestalten müssen, bei je niedrigeren 
Sätzen das vorangegangene System bereits angelangt war, 
weil der neue Durch schnittssatz doch nicht höher sein darf 
als der Satz der früheren niedersten Classe, wenn nicht eine 
oft empfindliche Erhöhung des Tarifs für viele, oft minder- 
werthige Güter eintreten soll. Daher denn auch der Raum- 
und Gewichtstarif wirthschaftlicherweise bahnseitig erst 
dann zur Einführung gelangen könnte, wenn die Massengüter 
der niedrigsten Classe in solchem Umfang überwiegen, dass 
der Einnahmenausfall, welcher durch die Herabminderung der 
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für die Güter der höheren Classen bis dahin erhobenen Taxen 
entsteht, gegenüber den betriebsökonomischen Vortheilen des 
neuen Systems nicht mehr in Betracht käme, oder aber dann, 
wenn das Baucapital der Bahn getilgt wäre, somit nur die 
reinen Betriebsausgaben hereingebracht werden müssen, falls 
überhaupt der Staat auf jeden Gewinn aus dem Transport- 
geschäft verzichten könnte. 

Der wesentliche allgemein wirthschaftliche Vortheil 
des Raum- und Gewichtssystems liegt unstreitig darin, dass 
die in dessen Gefolge eintretenden Tariferniedrigungen neue 
Productionsausdehnungen ins Leben rufen und daher ähnlich 
wirken würden, wie die Einführung neuer Transportmittel. 
Aber auch die Differentialtarife würden fast ganz verschwinden, 
was insbesondere dem Nahverkehr zugute käme, dessen 
durch die jetzige Tarifpolitik beeinträchtigte Ergiebigkeit 
sicherlich noch einer grossen Steigerung fähig ist. Durch Ein- 
führung des Gebührenprincips im Eisenbahnverkehr würde, in 
Verbindung mit der Ausbildung des ganzen Eisenbahnnetzes, 
die Transportanstalt für viele Begehrer erst brauchlich werden, 
die sich derselben heute nicht bedienen können, was den 
mittelbaren, d. h. den Staats- und volkswirthschaftlichen Nutzen 
der Eisenbahnen ganz wesentlich steigern müsste. Allerdings 
würde die stets verneinende, allen wahrhaft „freisinnigen" 
Reformen abgeneigte Manchesterökonomie sich auch dagegen 
sträuben, dass anstatt der privaten Rentabilitätswirthschaft 
eine volkswirtschaftliche Einrichtung träte, die als Ge- 
meingut und für den allgemeinen Nutzen arbeitet, zudem 
ja auch nicht zu verkennen ist, dass die scharfe Durchführung 
des Gebührenprincips, namentlich im Eisenbahngüterwesen, in 
Folge der gänzlichen Beseitigung des Werthprincips nicht 
geringe wirthschaftliche Unzuträglichkeiten nach sich ziehen 
müsste. 

Indessen, so gross auch der Nutzen für viele Gewerbe, 
allerdings in sehr verschiedenem Grade, sein würde, den die 
Einführung des Gebührenprincips im Eisenbahntransportwesen 
mit sich brächte, und so sehr man es im Allgemeinen in 
der Ordnung finden dürfte, dass im Bereich einer öffentlichen 
Verkehrsanstalt, welche als Gemeingut und für den allge- 
meinen Nutzen arbeitet, auf einen Geschäftserwerb, wie ihn 
Privatleute machen, vollständig verzichtet werde, so ist doch 
nicht daran zu denken, dass der Staat bei einem derartigen 
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Monopol nicht an den Reineinkünften festhalten sollte, und 
dass der Staat allein inmitten der privaten Rentabilitätswirth- 
schaft aufhöre, auch von seinem Besitz und seinen Anstalten 
Capitalgewinn zu machen. Deshalb wird der Staat, selbst nach 
der dereinstigen Einführung des Gebührenprincips bei seinen 
Transportanstalten, wie er es ja auch bei der concentrirten 
Post mit ihren allgemeinen Tarifirungen und mit ihrer Aus- 
gleichung der Ökonomisch lohnenden und nicht lohnenden 
Beförderungslinien thut, auf Reineinkünfte nicht verzichten 
und dieselben als eine monopolistische Besteuerung betrachten, 
welche bei Gelegenheit einer gemeinnützigen Thätigkeit aus- 
geübt wird. Weil aber diese Besteuerung (das Baucapital als 
getilgt vorausgesetzt) im Allgemeinen doch nur dazu dienen 
soll, alle Aufwendungen des Betriebs und die Kosten für er- 
forderliche Neuanlagen und Neuanschaffungen zu decken, so 
bleibt noch immer das Princip bestehen, die Beiträge zur 
Unterhaltung nach Massgabe der Benutzung im Wege der 
Gebühren aufzubringen. 

Im Allgemeinen wird dem Vorausgeschickten zufolge 
die Anwendung des Gebührenprincips im Eisenbahnwesen erst 
dann als zulässig erscheinen (keineswegs aber ein von vorn- 
herein anstrebenswerthes Endziel sein), wenn das Baucapital 
getilgt ist, und das Bahnnetz sich möglichst gleichmässig über 
das ganze Staatsgebiet erstreckt; immer aber nur unter der 
Voraussetzung, dass die als Gebühr erhobenen Taxen in ihrer 
Gesammtheit den Betriebsaufwand der Eisenbahnverwaltung, 
wenn thunlich, vollständig decken sollen, und der Staat auf 
jeden Gewinn von seinen Transportmitteln (Verkehrssteuer) 
verzichten kann. Wenn nicht, dann wäre die mittelbare Eisen- 
bahnsteuer jedenfalls der viel gehässigeren unmittelbaren (Er- 
trags-) Steuer vorzuziehen. Bis dahin bleibt auch das theore- 
tisch gedachte Raum- und Gewichtssystem eine — Theorie. 

Wenn aber auch die allgemeine Einführung des reinen 
Raum- und Gewichtssystems noch im weiten Felde steht, 
und zudem mancherlei Nachtheile im Gefolge hätte, so 
empfiehlt sich dessen Anwendung doch vielleicht heute schon 
beim Betrieb von Bahnen untergeordneter Bedeutung, 
also insbesondere für die sogenannten Vicinalbahnen (railways 
economics), deren Tarifsystem ein einfaches und leicht zu 
handhabendes sein muss, einerseits des weniger geschulten 
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(daher auch geringere Besoldung beanspruchenden) Personals 
solcher Bahnen halber, andererseits des sich derselben bedie- 
nenden Publicums wegen, welches schon mit Rücksicht auf 
die unvollkommene fachliche Ausbildung des Bahnpersonals 
in die Lage versetzt werden muss, die Transportkosten selbst 
zu berechnen, beziehungsweise nachzurechnen. Dies hat denn 
auch schon die Verwaltungen mehrerer Vicinalbahnen in 
Holland, sowie die Luxemburg'sche Prinz Heinrich-Bahn ver- 
anlasst, das Elsass-Lothringen'sche System ihrem Betrieb zu 
Grunde zu legen, welchem Beispiel nunmehr auch die bel- 
gische „Soci6te nationale des chemins de fer vicinaux" grund- 
sätzlich, wenn auch in tarifarisch etwas abweichender Form 
zu folgen sich anschickt. 

Das von der belgischen Gesellschaft angenommene System 
unterscheidet: 
I. Eilgut, 

IL Frachtgut, und zwar: 

1. Classe I, Collogut (unterschieden in gewöhnliches, 
umfangreiches und feuergefährliches Gut); 

2. Classe II, Collogut in Wagenladungen; 

3. Classe A, volle Wagenladungen bei Verwendung 
gedeckter Wagen; 

4. Classe B y volle Wagenladungen bei Verwendung 
ungedeckter Wagen; 

5. Classe C, volle Wagenladungen der in die Classe C 
der belgischen Staatsbahnen eingereihten Roh- 
producte, bei Verwendung ungedeckter Wagen. 

Bei Aufstellung der Tarifsätze, denen ausser einer festen 
Gebühr von 50 Centimes für die Tonnedie Expeditionsgebühren 
(ausgenommen bei Wagenladungen) zugeschlagen werden, 
nimmt man ausser dem für die Transportleistung selbst ent- 
fallenden Entgelt (prestations du chemin de fer) auf einen 
angemessenen (Squitable) Gewinn in der Weise Rücksicht, 
dass für die Gewährleistung der Sicherheit der Transporte 
(garanties ä fournir par le chemin de fer) ein bestimmter, den 
Gestehungskosten des Transports zugeschlagener Betrag in 
Form einer Versicherungsgebühr erhoben wird. Als Grund- 
lage der Preisberechnung dient der für Wagenladungen ent- 
fallende niedrigste Satz, so zwar, dass für die nächst höhere 
Classe ein procentualer Gebührenzuschlag eingehoben wird. 

Dieses, des Versuchs gewiss werth erscheinende System 
(„Systeme de transaction" nennt es der Präsident der belgi- 
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sehen Vicinalbahnen), schliesst aber auch die Möglichkeit der 
Ertheilung ausnahmsweiser Transportbegünstigungen im 
Fall des Bedürfnisses nicht aus. Derartige Begünstigungen 
werden ertheilt unter der Bedingung: 

1. Der Lieferfristverlängerung; 

2. der Nichthaftung der Bahn für Beschädigungen wäh- 
rend des Transports (clause d'irrfjsponsabilite ou de non 
garantie) ; 

3. der Selbstverladung durch die Parteien, wo dies sonst 
nicht de rigueur ist; 

4. der Beförderung von grossen Gütermengen in ganzen 
Zügen; 

5. der Beistellung der Wagen durch den Versender; 

6. den Transport nach Passlichkeit "der Bahn auszu- 
führen. 

Das vorbesprochene System eignet sich unserer Ansicht 
nach für schmalspurige Vicinalbahnen, wie die der belgischen 
Gesellschaft sind (Gleisweite 1 tri) deshalb insbesondere: 1. weil 
hier die (sonst erschwerte) Bildung directer Tarife mit Stationen 
der grossen Eisenbahnen hinsichtlich des Güterverkehrs an 
und für sich entfällt ; 2. weil es nicht anzunehmen ist, dass 
auf kleinen, 30 bis 40 km langen Vicinalbahnen sich ein wirt- 
schaftlich nachtheiliges Vermittlungswesen behufs Zusammen- 
fassung der Einzelsendungen zu Wagenladungen einnisten- 
wird, wie dies bei grossen Bahnen der Fall ist, welche für 
Collogüter ermässigte Wagenladungstarife aufstellen, und 
3. der Einfachheit des Systems halber. Nichtsdestoweniger 
wären wir der Meinung, auch hier die Wagenladungsciasse für 
Collogüter (Classe II) ganz zu beseitigen, zudem für diese 
Einrichtung auch keinerlei erhebliches Bedürfniss vorliegen 
kann. 



Rücksichtlich der Tarif gestaltung im Personenverkehr 
verweisen wir auf Capitel IX, „Personenverkehr"; bemerken 
indessen schon hier, dass wir die Annahme des Gebühren- 
prineips zunächst für den Personenverkehr, wie Sax (II, 230) 
in der Art es fordert, dass die Ausfälle der Erträgnisse aus 
dem Personenverkehr zu Lasten des Frachtenverkehrs gehen 
sollen, nicht befürworten können, weil dies einer wirt- 
schaftlich und social unzulässigen Begünstigung des Per- 
sonenverkehrs auf Kosten des Güterverkehrs gleichkommen 
würde. 

Schreiber, Die Eitenbefanen. 9 
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b) Das Zonensystem. 

Das Zonensystem bedingt eine noch weiter gehende Ver- 
einfachung in der Tarifgestaltung, als das Raum- und Gewichts- 
system, indem es den Transportpreis nicht auf Grund der 
Summe der wirklichen Entfernungseinheiten, der Weglänge, 
feststellt, die der Transportgegensrand zurücklegt, sondern 
nach einer grösseren Gruppe von Entfernungseinheiten, inner- 
halb deren Umfang der Tarifsatz unveränderlich ist. 

Der Vater des Zonensystems war Rowland Hill, über 
dessen Antrag im Jahre 1840 das bis dahin in England 
bestandene Briefporto von 7 ! / 2 pence auf 1 penny herab- 
gesetzt wurde. Dieser Gedanke wurde durch Rafael Brandon 
1868 auf das Eisenbahnwesen (jedoch nur für den Personen- 
verkehr) übertragen. Brandon beantragte den einheitlichen 
Satz von 3 pence = 25 Pfennige für jede Fahrt einer Person, 
in einer einzigen Wagenclasse, ohne Rücksicht auf die Ent- 
fernung, berechnete hieraus eine um das Sechsfache gesteigerte 
Frequenzzunahme und ein jährliches Mehreinkommen aus 
dem Personenverkehr von 4,000.000 £. 

In Deutschland war es namentlich Perrot, welcher als 
Vorkämpfer dieser Idee und deren Uebertragung auf deutsche 
Eisenbannverhältnisse, jedoch nicht allein für den Personen-, 
sondern auch für den Güterverkehr eintrat. Perrot folgerte 
nämlich aus dem ungünstigen Verhältniss des Transport- 
gewichts der todten Last gegenüber der Nutzlast, dass der 
Einfluss der Nutzlast auf die Transportkosten nur in sehr 
geringem Mass steigernd einwirken könne. Es müsse daher 
der Einfluss des Gewichts (und der Entfernung) als mitbildende 
Factoren des Tarifs wesentlich geringer als bisher angenommen 
werden. 

Mit Rücksicht auf das von Perrot erhobene ungünstige 
Verhältniss zwischen todter und nützlicher Last legt er bei 
seinem System einen Hauptwerth auf Erzielung einer vortheil- 
hafteren "Wagenausnutzung in beiden Richtungen des Ver- 
kehrs, als dies bisher der Fall. Perrot will zu dem Ende die 
vorherrschend einseitige Richtung in der Personen- und 
Güterbewegung durch die in Folge seines Tarifsystems ver- 
hoffte Massenfrequenz beseitigen. Die Erfahrung hat aber 
gelehrt (wir beziehen uns dieserhalb auf das unter „Personen- 
verkehr" Gesagte), dass die Wagenausnutzung, selbst bei stark 
gesteigertem Verkehr, sich nur ganz unwesentlich besser 
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zu gestalten pflegt als bei schwächerer Frequenz; daher dem 
gesteigerten Verkehrsbedürfniss nur durch BeischafTung ver- 
mehrter Betriebsmittel Rechnung getragen werden konnte. 
Dies erklärt sich aus der stets einseitig bleibenden Richtung 
des Massenverkehrs, daher auch in den meisten Fällen nur 
die möglichst beschleunigte Rückführung der leeren Wagen 
an die Ursprungsorte der Versandtmengen die thunlichste 
Verwerthung des Betriebsmaterials herbeiführen kann; aller- 
dings auf Kosten dessen Ausnutzung in beiden Richtungen 
des Verkehrs. 

Der Reformantrag Perrot's verdankt seine Anregung dem 
damit übereinstimmenden System des Post- und Telegraphen- 
verkehrs, welches auf dem Gebührenprincip fusst. Aber selbst 
bei Einführung des Gebührenprincips im Eisenbahnverkehr 
würde erst zu untersuchen sein, ob und inwieweit die beson- 
dere Natur der Eisenbahnen hinsichtlich der gegen die Ent- 
fernung unempfindlichen Kosten, sowie hinsichtlich des Ein- 
flusses der neuen Preisgestaltung auf die Entwickelung des 
Verkehrs einen zutreffenden Vergleich mit den (ganz bedeu- 
tenden!) Kosten des Nachrichtenverkehrs und seiner Ent- 
wickelung aufweist. Heute wäre es verfrüht, hierüber endgiltig 
zu entscheiden; jedenfalls aber würde die gleiche Tarifirung 
der langen und kurzen Transporte, insbesondere der Reisen, 
eine arge Begünstigung der Reichen gegenüber den Armen, 
somit ein socialer Missgriff sein. 

Uebrigens ist ja auch die Post kein Transportgeschärt 
wie die Eisenbahn, zumal selbst die Personenwagen der Post 
nach und nach überall eingehen, 1 ) sondern sie ist einfach ein 
Speculationsgeschäft. Der Werth des Transportgegenstands 
ist zumeist ein moralischer, vom Transportpreis ganz unab- 
hängiger. „Nichts bekundet mehr," bemerkte M. v. Weber, 
„die Jugendlichkeit des gesammten Eisenbahnwesens, als die 
geringe Tiefe, bis zu welcher Klarvorstellungen von gewissen 
Hauptelementen desselben in das Publicum, ja sogar in die 

*) Der Gesammtbestand an Landstrassen-Postwagen der deutschen 
Reichspost betrug Ende 1885 nur mehr 4396 Stück, wozu an Posthalterei- 
wagen (Eigenthum der Posthalter) noch 2909 hinzutreten. Mit den Posten 
wurden 1885: 2,271.917 Personen befördert, wofür an Personenfahrgeld 
2,545.504 Mark aufkamen. (Stat. d. deutsch. Reichs-Postverw. 1883, veröff. 
i. Amtsbl. des R. P. A. Nr. 14 v. J. 1887.) Der Ausdruck „Fahrpost", welcher 
früher die Werthbriefe und die Packete umfasste, kommt im inneren Ver- 
kehr der deutschen Reichspost gar nicht mehr vor. An dessen Stelle ist 
der Ausdruck „Packetpost" getreten. 

9* 
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Kreise, die sich fachliche nennen, gedrungen sind. Zu diesen 
Elementen gehört das Tarifwesen. Die sich hierbei bemerkbar 
machenden Missverständnisse sind uns mit den Vorstellungen 
von der ältesten geregelten Verkehrsanstalt, der Post, über- 
kommen. Aber Diejenigen, welche die streng durchgeführte 
Systemisirung der Posttaxen auch im Eisenbahnverkehr an- 
gewendet wissen wollen, vergessen, dass der Posttransport ein 
im Wesen vom Eisenbahntransport gänzlich verschiedener ist." 
Die anscheinende Bevorzugung bei der Beförderung der Post 
durch die Eisenbahnen und die dadurch ermöglichte Anwendung des 
Gebührenprincips (Zonentarifs) auf Postsendungen beruht auf dem 
monopolistischen Betriebe der Eisenbahnen, dessen Vortheile nicht 
allen Bewohnern des Landes in gleichem Masse zugewendet werden, 
während dies bei der Post in der That der Fall ist. Die Post hin- 
wieder ersetzt der Eisenbahn, wenigstens theilweise, den ihr 
geleisteten Dienst dadurch, dass sie durch ihren Nachrichtenverkehr 
Waarenbestellungen etc. vermittelt, deren Verfrachtung den Eisenbahnen 
zufällt. Abgesehen aber auch hiervon ist die den Eisenbahnen ver- 
liehene Befugniss der Ausübung des staatlichen Hoheitsrechts die 
Verfolgung der staatlichen Aufgaben zum allgemeinen Besten. 

Die Gegenstände, welche die Post (beziehungsweise der 
Telegraph) befördert, verändern ihren Werth nicht durch den 
Transport. Ein Brief, ein Telegramm, ja selbst nicht kauf- 
männische Packete steigen weder, noch fallen sie im Werth 
oder Preis, kommen sie eine oder hundert Meilen her. Ein 
Centner Kohle hingegen wird ein ganz anderes Werthobject 
durch den Transport. Mit kurzen Worten : die Eisenbahnen 
verleihen durch ihren Transport den Waaren wirklichen 
Tauschwerth, was bei Briefen, Telegrammen und den gewöhn- 
lichen Postpacketen nicht der Fall ist. 

Von der Gesammtzahl der im Jahre lb85 im deutschen Reichs- 
postgebiet beförderten portopflichtigen Packete befanden sich, der 
Statistik der deutschen Reichs-Postverwaltung zufolge, Packete im 
Gewichte: 

bis 1 kg 17-77 Procent 

über 1 „ 5 „ . . . 61*00 „ 

* 5 „ 6 P 703 

» 6 ■ 7 „ 4-03 

* 7 n 8 h 2*73 „ 

* 8 „ 50 „ . . . . 7 34 „ 

worunter wieder 59 Procent auf Entfernungen bis 20 geographische 
Meilen entfallen. Das Gewicht der Packete betrug 286.000 Tonnen, 
die Anzahl der Packete rund 70 Millionen, von denen etwa neun 
Zehntel mittelst Eisenbahn und ein Zehntel mittelst Landstrassen-Posten 
befördert worden sein mögen (106 Millionen Eisenbahnposten- gegen 
10 Millionen Landstrassenposten-Kilometer — ausschliesslich der 
Personenposten). Nachdem nun obigen Daten zufolge die Postanstalt 
an Beförderungstaxen durchschnittlich 60 Pfennige per Packet berechnet, 
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so belauft sich das Erträgniss aus dem Eisenbahn- Pack et verkehr 
zu Gunsten der Post auf rund 38 Millionen Mark im Jahr. (Für Post- 
säcke von über 10 kg hat die Postverwaltung eine besondere Fracht- 
vergütung an die Eisenbahn zu zahlen.) Die Gesammt- Roh einnähme 
der Reichs-Post und Telegraphenverwaltung (letztere umfasste Ende 
1886 261.000 Kilometer mit einer Einnahme von 20 Millionen Mark) 
betrug im Etatjahr 1885/86 172 Millionen Mark, der reine Ueber- 
schuss nur 26 Millionen Mark, trotz der niedrigen Eisenbahn-Trans- 
portkosten, was bei der bekannten Sparsamkeit der preussischen 
Verwaltung beredtes Zeugniss für die Allnutzigkeit der Post (und des 
Telegraphen) ablegt. Der in Deutschland aufkommende Reinertrag 
von 26 Millionen Mark = 32*5 Millionen Franken übertrifft den in 
Frankreich erzielten (29*7 Millionen Francs) um 2*8 Millionen, während 
die englische Verwaltung einen Ueberschuss von 56 Millionen Francs 
ausweist. Die Anzahl der Postanstalten betrug nach der vom inter- 
nationalen Postbureau zu Bern veröffentlichten Statistik für das Jahr 
1885 in Frankreich 6747, in England 16.805, in Deutschland 17.452. 

Was schliesslich die finanzielle Seite der Neuerung 
betrifft, so würde der Einheitspreis, um nicht die kleineren 
Entfernungen allzusehr zu vertheuern, auch wenn derselbe, 
wie vorgeschlagen, gruppenweise festgesetzt werden sollte, so 
niedrig bemessen werden müssen, dass der dadurch bedingte 
Einnahmenausfall selbst bei Erzielung der ausserordentlichsten 
Mehrfrequenz auch nicht annähernd gedeckt werden konnte. 

D. Das Princip der reinen Staatsausgabe. 

Eine letzte, zumal von Fröbel (Wirthschaft des Menschen- 
geschlechts) vertretene Ansicht geht dahin, dass sämmtliche 
aus dem Bau und Betrieb von Eisenbahnen erwachsenden 
Kosten (also auch die Verzinsung und Tilgung des Baucapitals 
käuflich erworbener Privatbahnen) vollständig aus den all- 
gemeinen .(Staats-) Einnahmen bestritten, demnach durch 
Steuern gedeckt werden sollen, ohne den unmittelbaren Benutzer 
zur Deckung dieser Kosten besonders mit heranzuziehen, welcher 
sohin die Einrichtungen der xat' iZoxtfv öffentlichen Transport- 
anstalt umsonst geniesst, so dass dieselbe ein „freies Genuss- 
gut" für Jedermann zur beliebigen Benutzung ist. „Dieses com- 
munistische System," sagt Roscher (III, 415), „ist gerecht- 
fertigt nur da, wo der Nutzen des Transportmittels jedem 
Einzelnen ungefähr in demselben Masse zu Theil wird, als 
die zur Deckung der Auslagen erforderliche Steuerlast; wirth- 
schaftlich nur da, wo die unentgeltliche Benutzung keine un- 
produetive Vergeudung befürchten lässt. Je verkehrsgewohnter 
alle Classen des Volks geworden sind, je engmaschiger das 



Digitized by Google 



134 



Capitel VII. 



Netz der Transportlinien, umsomehr kann sich der Staat 
diesem System nähern; was dann freilich auch die Schatten- 
seiten allzugrosser Beweglichkeit des Volkslebens verstärken 
müsste." Auch Wagner (V, 657) meint, dass die Verwaltung 
nach dem Princip der reinen Staatsausgabe nicht gerecht- 
fertigt sei, weil die Vortheile sich niemals ganz gleichmässig 
vertheilen; aber auch deshalb nicht nöthig sei, weil die Be- 
nutzer einen Dienst geleistet erhalten, und wenigstens zum 
Theil sich leicht in der Beanspruchung dieser Dienste be- 
schränken können. Unentgeltliche Dienstleistung der Staats- 
verkehrsanstalten soll demnach nur die seltene Ausnahme 
bilden. 

Daher kann auch von einer unentgeltlichen Leistung der Eisen- 
bahnen bei Beförderung der Post genau genommen keine Rede 
sein, indem die Verpflichtung der Eisenbahnen zur freien Beför- 
derung der Post (insoweit eine solche überhaupt besteht) nur eine 
Gegenleistung theils für die Aufgabe werthvoller Rechte aus dem 
Postregal (Preussen), theils eine freiwillig übernommene Last der 
Privatbahnen ist, wofür denselben der Staat als Inhaber der Post 
anderweitige Rechte zusicherte. 

Uebrigens ist ja selbst die vom Staat gehandhabte Post 
noch lange kein Gemeingut in obigem Sinne geworden, und 
ist auch nicht daran zu denken, dass der Staat auf dieses 
Princip in absehbarer Zeit eingehen werde, zumal er dadurch, 
wie Dühring hervorhebt, „ein höchst rationelles Beispiel für 
die Möglichkeit des Communismus liefern würde". Ueberdies 
wäre der Verzicht auf jeden Capitalgewinn wirtschaftlich 
nichts weiter als eine sociale Besteuerung, durch welche die 
Gesellschaft mit der einen Hand empfängt, was sie sich mit 
der anderen Hand genommen hätte, wobei jedoch der Um- 
weg und die zugehörigen Hindernisse einen unbedingten Nach- 
theil darstellen. 
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Staatsbahnen oder Privatbahnen? 1 ) 

„Ohne Arbeit giebt die Erde nur sich selbst als 
Aufenthalt der Menschen. Darum reichen die Gründe 
iür das Privateigenthum nicht so weit, dass nicht die 
Land- und Wasserstrassen als Gemeingut und jedem 
Menschen eine Heimat vorzubehalten sein müssten." 

(Zachariae, Vom Staate, VII, 43. 

Nach dem Vorausgeschickten können wir nunmehr zur 
Beantwortung der oben gestellten Frage schreiten. 

Die langjährige Streitfrage, ob das System des staatlichen 
oder privaten Betriebs von Eisenbahnen vorzuziehen sei, ist 
zwar in Deutschland thatsächlich, und grundsätzlich auch in 
Oesterreich-Ungarn zu Gunsten des ausschliesslichen Staats- 
bahnwesens entschieden. In den übrigen Staaten Europas 
dagegen, in denen fast durchweg der Privatbetrieb (Gesell- 
schaftsbetrieb) vorherrscht, schwanken die Ansichten über die 
Vorzüge des einen oder des anderen Systems noch unent- 
schieden hin und her. Die vielfachen für und wider Staats- 
oder Privatbetrieb ins Feld geführten Beweismittel haben — 
und dies bestärkt die Gegner der Staatsbahnen in der Ver- 
fechtung ihrer Ansichten — zu der Erkenntniss geführt, dass 
eine überall und gleichzeitig zutreffende Lösung dieser 
Frage nicht gefunden werden kann, da es hierbei zuletzt immer 
auf Land und Leute ankommt. In der That kann ja auch 
ni ht jede fremde Einrichtung, wenn sie weder den Interessen 
noch dem nationalen Geist des Landes entspricht, leichthin 



>) Vgl. meine vorangegangene Veröffentlichung im Archiv für Eisen- 
bahnwesen, 1886, 457 ff. 
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übertragen werden, zumal sich ja auch die Gesetze der prak- 
tischen Durchführung nach den örtlichen Verhältnissen be- 
stimmen. Wenn jedoch der Grundsatz, auf welchem sie be- 
ruht, wirthschaftlich richtig ist, so lässt sich aus demselben 
wohl auch die Form ableiten, in welcher dieselbe den Bedürf- 
nissen anderer Länder anpassend gemacht werden kann. 

Dagegen hat selbst die akademische Erörterung der Frage 
so viel klargestellt, dass dasjenige System den Vorzug ver- 
dient, welches das unmittelbare ßedürfniss des Verkehrs und 
der Beförderung, dem das Eisenbahnwesen dient, am besten 
befriedigt (A. Wagner, Finanzw., S. 666). „In solchen 
Dingen" — so bemerkte der frühere preussische Finanz- 
minister Camphausen (nebenbei bemerkt, ein Anhänger des 
gemischten Staats- und Privatbahnsystems) im preussischen 
Abgeordnetenhause gelegentlich der Reichseisenbahndebatte, 
„giebt es nichts absolut Wahres. Man kann niemals unbedingt 
aussprechen: nur das eine System ist richtig, das andere taugt 
nichts, und umgekehrt." 

Die Controverse dreht sich namentlich um die Frage; 
„Welches System verdient den Vorzug 1. in Bezug auf die Be- 
triebsführung sowie die Gebrauchswerthgestaltung der Eisen- 
bahn, und 2. in Bezug auf das Tarifwesen und die. Richtung 
der Tarifpolitik i" Die überwiegende Mehrheit in dieser Streit- 
frage steht heute wohl noch auf Seite der für das Privatbahn- 
system Eintretenden. Allein, wie Fontenelle sagt: „die Zahl 
derer, die an ein vorhandenes System glauben, fügt an und 
für sich nicht das Geringste zu seiner Glaubwürdigkeit hinzu; 
aber die Zahl Derer, die daran zweifeln, führt dazu, diese 
Glaubwürdigkeit zu vermindern." 

Zur Klarstellung der Sachlage müssen wir nochmals, wie 
bereits an anderer Stelle geschehen, hervorheben, dass der 
Staatsbahnbetrieb durchaus nicht gleichbedeutend ist mit gänz- 
licher Verlassung des gewerblichen Standpunkts. Der Staat 
als Eisenbahnunternehmer ist ein Gewerbsorgan und steht 
als solcher nicht im eigentlich politischen, sondern in einem 
übertragenen, eigenthümlich speculativen Wirkungskreis, wo- 
bei er den speculativen Gewerbebetrieb zur absichtlichen 
und bewussten Förderung des Gemeininteresses in Verbin- 
dung mit ausserspeculativen Gesichtspunkten bringt. 

Hierdurch stellt der Staat seine öffentlichen Transport- 
mittel als Angelegenheiten von allgemeinstem Interesse, ähn- 
lich wie dies bei der Post und Telegraphie ist, in den Dienst 
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der Gesellschaft und macht dieselben nach Massgabe der 
eigenen Kosten und der Zulässigkeit seiner Finanzen auch 
den dürftigsten Classen der Bevölkerung zugängig, womit er 
am besten eine seiner wichtigsten wirtschaftlichen und zu- 
gleich culturellen Aufgaben erfüllt, nachdem die wirthschaft- 
licherweise weitestgehende Benutzung des Gebrauchswerths 
der Eisenbahnen eines Landes den Massstab für die Cultur- 
höhe seiner Bewohner abgiebt. 

1. Qualität des Betriebs. In beiden Fällen, sei es, 
dass die Betriebsführung durch den Staat oder durch Gesell- 
schaften erfolgt, wird die Geschäftsbesorgung durch Beamte 
(Function äre) versehen, wobei die private Natur wesentlich 
nur noch in dem Dividenden-Interesse hervortritt. Allein auch 
der Staat kann erforderlichenfalls seine Beamten durch Tan- 
tiemen ebenso anregen, wie es die Gesellschaften zu thun 
vermögen. Unter dieser Voraussetzung wird es dem mit der 
Macht der Ertheilung ehrenvoller Auszeichnungen (Titel, 
Orden u. s. w.) versehenen Staat voraussichtlich noch leichter 
als Gesellschaften werden, tüchtige Directoren zu finden, zu- 
mal deren Wirksamkeit nicht durch Öfters übermässig ein- 
schränkende Verwaltungscollegien behindert wird. 

Es ist hier am Platz, der Frage näher zu treten, ob an der 
Spitze eines Transportunternehmens ein Techniker oder Kauf- 
mann stehen soll. In Frankreich ist diese Frage zu Gunsten der 
Techniker, in deren Verwaltungstalent übrigens vielfach Zweifel ge- 
setzt werden (vgl. Cam. Dreifuss in den Verhandlungen der franz. 
Kammer, März 1886), in England zu Gunsten des Kaufmanns (Ver- 
waltungsbeamten) entschieden. In Deutschland und Oesterreich 
schwankt noch das Zünglein der Waage, neigt sich jedoch der eng- 
lischen Anschauung zu, wobei es jedoch überall sich von selbst ver- 
steht, dass an die Spitze der eigentlichen bau- und maschinentech- 
nischen Zweige nur ein geschulter Techniker gestellt werden darf. 
In England werden auch die Fahrpläne für den Güterzugdienst zu- 
meist vom Leiter des Güterdienstes (goods manager), selbstverständ- 
lich unter Mitwirkung des Leiters des Zug- und Rangirdienstes 
(manager of the Coaching traffic) entworfen und festgestellt, wie sich 
überhaupt dort das Bestreben kundgiebt, vor Allem den Bedürfnissen 
des öffentlichen Verkehrs thunlichst gerecht zu werden und den- 
selben die ganze Organisation des Dienstes, frei von jeder Schab- 
lonisirung, möglichst anzupassen. Daher denn auch die anerkannt 
tüchtigen Leistungen der englischen Bahnen. — Sehr bezeichnend 
heissen unsere .Directoren in England managers (Geschäftsführer). 
Die dortigen Directoren sind keine Verwaltungsbeamten, sondern 
Aufsichtsräthe. Eine einzige Abweichung besteht bei der London and 
North Western Bahn, woselbst sich auch das Directorium mit der 
eigentlichen Verwaltung befasst. Die allgemeine Verwaltung der eng- 
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tischen Bahngesellschaften wird durch den Aufsichtsrath (Board of 
directors) besorgt. An der Spitze der einzelnen Dienstzweige steht 
1. der Generalmanager (Verwaltung und Betrieb); 2. der Locomotive 
Superintendent (Maschinen- und Werkstättendienst) und 8. der civil 
engineer (Bahnbau und Bahnerhaltung). Alle 14 Tage bis vier Wochen 
findet eine gemeinsame Besprechung der drei Dienstvorstände mit 
dem Directorium statt. 

Der namentlich in Oesterreich bekannte und geschätzte National- 
ökonom L. von Stein sprach sich Ober die grundsätzliche Seite der 
Frage, ob es zweckmässiger sei, Technikern oder Verwaltungs- 
beamten die oberste Leitung einer Eisenbahn anzuvertrauen, wie 
folgt aus: „Bei Beginn der Eisenbahnepoche ist der Charakter der 
Eisenbahndirection ein Oberwiegend technischer gewesen. Es genügte 
damals den Bau zu verstehen und dem technischen Betrieb die erste 
Einrichtung zu geben. Die späterhin in dem absolut centralistischen 
System der Eisenbahndirection eintretende Theilung der Arbeit rief 
eine Scheidung der einzelnen Directionsagenden hervor und es fragte 
sich nunmehr, wer das Haupt des Ganzen sein solle, das Haupt des 
„Unternehmens", zu dem sich die Bahn entwickelt hatte. Ist aber die 
Bahn ein Unternehmen geworden, so soll das Haupt desselben 
vor allen Dingen ein tüchtiger Geschäftsmann sein."«(C.-Bl. f. 
E.-B. u. D., Nr. 1, 1874.( Erfordernisse echt kaufmännischer Tüch- 
tigkeit sind: „Weiter Blick, grosse Auffassung, rasche Orientirung, 
Welterfahrung und scharfer Blick für alle die Bedarfsgrössen bestim- 
menden gesellschaftlichen Wandlungen. Der Verkehr verlangt eben 
als das Gewerbe der gesellschaftlichen Verbindung ein überallhin 
gerichtetes Augenmerk" (Schäffle, II, 135). 

Unserseits stimmen wir dem vollständig zu, vermeinen aber 
gleichzeitig, dass das Verwaltungssystem mit monarchischer Spitze, 
wie es namentlich in Frankreich zu Hause ist, welches in Folge des 
mangelnden geschäftlichen Risicos nur eine politische Einherrschaft 
sein kann, und daher auch an Dispositionsfähigkeit keinen Ueberfluss 
hat, den heutigen Verhältnissen nicht mehr angepasst ist, zudem die 
erforderliche gründliche Vielseitigkeit unbedingt nicht in Einem sou- 
veränen Leiter zu finden ist. Weit besser erscheint uns das deutsche 
Collegialsystem, dessen Willenseinheit durch seine Organisation 
gesichert ist, indem die Beschlüsse des Collegiums nach absoluter 
Stimmenmehrheit mit der Massgabe gefasst werden, dass bei gleicher 
Stimmenzahl die Stimme des Vorsitzenden (oder seines Vertreters) 
den Ausschlag giebt; unter Umständen auch die Einführung eines 
Dualismus in der Art, dass das Verwaltungssystem und die Technik, 



dienst, sowie den rein technischen Theil des Verkehrsdienstes (Zug- 
förderung, Telegraphie) verstehen, ihre zwar besondere, aber in steter 
Fühlung bleibende selbständige, fachmännische Leitung erlange. 

Ebensowenig haben Staatsbahnen; wie die Erfahrung 
lehrt, auch in Beziehung auf das im Transportbetrieb 
nothwendige Ineinandergreifen und die Disciplin, auf Lei- 
stungsfähigkeit und die Gebrauchswerthgestaltung selbst (Ge- 
schwindigkeit der Züge, Sicherheit, Pünktlichkeit und Comfor 
des Verkehrs) den Vergleich mit den Privatbahnen zu scheuen 
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Das Gleiche gilt hinsichtlich der Oekonomie des Betriebs 
und der Verwaltung. „II est vrai," so sprach sich M r . de 
Bruyn, Präsident der Gesellschaft der belgischen Vicinal- 
bahnen, Referent des Eisenbahncongresses in Brüssel, aus, 
„que, pour les grands cherains de fer, un reseau 6tendu pourra 
s'exploiter plus economiquement qu'une ligne de faible de\e- 
loppement. La direction unique d'une suite de lignes forraant 
un r£seau, realisera une cconomie notable sur les frais gene- 
rali x de Pexploitation. La division des Services techniques 
pourra se faire de teile facon que les frais d'entretien et de 
renouvellement seront mieux rgpartis. L'application des taxes 
et des tarifs sera simplifie*e par le fait de la plus grande 
extension du rcseau" .... 

„Die Eisenbahnen" — so heisst es in dem Motivenbericht 
des damaligen Handelsministers R. v. Chlumecky zum Ge- 
setzentwurf, betreffend die Regelung des Verhältnisses der 
garantirten österreichischen Eisenbahnen — „haben eine Reihe 
von Aufgaben zu erfüllen, welche eminent öffentlicher Natur 
sind, und ich glaube, dass da der Staat in Bezug auf die Er- 
füllung seiner Aufgabe eine weit geeignetere Person ist, als 
eine Privatgesellschaft, zumal die hervorgehobene bessere Eig- 
nung des Privaten zum Betrieb von Erwerbsunternehmungen 
doch mindestens jenen, dem Staate tief verschuldeten Privat- 
bahnen nicht nachgesagt werden kann, deren Betrieb auf 
Gefahr und Kosten des Staats erfolgt. Darum aber meine ich 
auch, dass der Private nicht die geeignetere Person ist zur 
Führung eines solchen Eisenbahnunternehmens. Und auch 
noch einen anderen Grund möchte ich hier anführen: Ich 
glaube, dass der betriebführende Staat weit mehr der Controle 
der Oeffentlichkeit unterworfen ist, als die Privatunter- 
nehmung." 

2. Die Tarifpolitik. Der Schwerpunkt der ganzen Frage 
liegt in der Tarifpolitik, welche das eine oder das andere 
System befolgt, weil Derjenige, der die Eisenbahnpolitik eines 
Landes beherrscht, die Zukunft und die Gegenwart der wirt- 
schaftlichen Kraft des Landes in Händen hat. Man kann daher 
nur mit der Wirthschaftspolitik zugleich die Eisenbahnpolitik 
erörtern, wobei sich wohl behaupten lässt, dass jenem Lande 
der Welt auf dem internationalen Markte die Zukunft gehört, 
welches die richtigste Eisenbahnpolitik getrieben hat. Hierbei 
ist zunächst daran festzuhalten, dass Eisenbahnen, wie alle 
volkswirtschaftlichen Gesetze und Einrichtungen, nur um 
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des Volkes willen da sind und nicht umgekehrt. Auf- 
gabe des Staats als obersten Sach Verwalters des volkswirt- 
schaftlichen Nutzens ist es daher, darauf einzuwirken, „um den 
Tarifpreis auf den für die individuellen Gebrauchswerthmasse 
des Publicums nutzbringendsten möglichst tiefsten Punkt 
herabzusetzen", was er selbstverständlich bei eigenem Betrieb 
am leichtesten zu erreichen vermag. Daher kommt es denn 
auch, „dass dem Privatbetrieb, wo er wohl oder übel zuge- 
lassen wurde, im Eisenbahnwesen ein viel stärkeres Mass 
wirthschaftspolizeilicher Einschränkung und Controle auferlegt 
werden musste, als irgend welchem Geschäftszweige im Be- 
reiche der Hervorbringung" (Schaeffle). Hierzu tritt, dass 
die von der Staatsverwaltung leichter, als von einer Privat- 
gesellschaft, erreichbare Stetigkeit der Anordnungen im Ver- 
kehrsleben dem letzteren eine sichere Grundlage schafft, mit 
welcher Jedermann rechnen kann, und auf welcher der Güter- 
erzeugung ein ruhiger und gesicherter Aufbau ermöglicht ist, 
ohne durch ungleichmässige Vertheilung von Licht und 
Schatten ins Wanken gebracht zu werden. „Andererseits 
bringen es die herrschenden Verhältnisse mit sich, dass die 
den Bedürfnissen des Verkehrs unentbehrliche Beweglichkeit 
in der Leitung des Eisenbahngeschäfts auch bei der Staats- 
verwaltung bereitwillige Aufnahme findet, sich aber nicht dem 
Vortheil des Einzelnen, sondern der Allgemeinheit sofort zu- 
wendet, ohne hieran ein unzugängliches Mass von Bedin- 
gungen und Verpflichtungen zu knüpfen, an welchen die 
gleichmässige Behandlung gleichberechtigter Interessen schei- 
tert. Dies ist für die Staatsverwaltung um so eher durch- 
führbar, als dieselbe auf die allgemeine Wohlfahrt nach jeder 
Richtung hinzuwirken und bei der Verwaltung von Verkehrs- 
instituten nicht einseitig vorzugehen, sondern die Interessen 
des Verkehrs mit jenen des damit verbundenen Erwerbs zu 
vereinbaren berufen ist. Hierdurch ist das Princip der Staats- 
bahnen charakterisirt." (Reichsrathsabgeordneter Hladik als 
Berichterstatter des parlamentarischen Eisenbahnausschusses 
über die Erwerbung der Kaiser Franz Josefbahn für den 
Österreichischen Staat.) 

Mit der Frage nach der Tarifpolitik hängt eng das 
Finanzprincip zusammen, nach welchem die Privat- oder 
Staatsbann verwaltet wird. Der grosse Vortheil des Staats- 
bahnwesens liegt darin, dass ihm die Wahl des Finanzprin- 
cips insofern freisteht, als dabei den jeweiligen Verhältnissen 
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der Volks- und Staatswirthschaft Rechnung getragen werden 
kann, während für den Privatbetrieb unter allen Um- 
ständen der rein gewerbliche Grundsatz der allein mass- 
gebende und unbedingt nöthige ist. „Der Actienbetrieb sieht 
auf die Jahresdividende und den Actiencurs. Er stellt die Ren- 
tabilitätsberechnung nicht auf lange Fristen, sondern höch- 
stens auf Jahre und, sofern die Oeffentlichkeit der Verkehrs- 
ergebnisse den Actiencurs beeinflusst, auf Monate nach Monats- 
ausweisen. Die Directoren können einen anderen Massstab gar 
nicht anwenden und daher zu kühnen Schritten in ihrer Tarif- 
politik beim besten Willen sich nicht erheben. Gewinne 
werden nicht zur grossartigeren Auffassung des Geschäfts 

verwendet, wie es in der Privatindustrie oft geschieht 

Die Gesellschaftsunternehmung, welche die Gewinne jährlich 
vertheilt und nicht zum Unternehmungscapital schlägt, ist 
nicht dazu angethan (wie dies der Staat vermag), langwieri- 
gere Opfer auf späte Ernte hin darzubringen Der 

Sraat dagegen als das oberste Organ nachhaltiger Gesammt- 
entwickelung kann den mit vorübergehenden Opfern verbun- 
denen Uebergang zu einem niedrigeren Preisschwerpunkt des 
Tarifs durchsetzen und ist hierzu auch berufen, denn er 
braucht blos durchschnittliche Verzinsung; er kann als 
ewig dauernde Person sieben magere durch sieben fette Jahre 
ohne massgebende Rücksicht auf die nächste Dividende in- 
einander ausgleichen. Der Staatsbetrieb gestattet die leichte 
Lösung der Aufgabe, den volkswirthschaftlich nützlichsten 
Schwerpunkt des natürlichen Fracht-Tauschwerths zur Gel- 
tung zu bringen, d. h. die Lösung der schwierigen Aufgabe 
„wahrhaft volkswirtschaftlicher Tarife" (Schaeffle, 
N. Ö. II, 266). 

Aber selbst wenn das finanzielle Interesse des Staats die 
Annahme des privatwirthschaftlichen Princips für die Verwal- 
tung bedingt, so kommen auch in einem solchen Falle die 
Vortheile des Monopols nicht einer einzelnen Interessengruppe, 
sondern der Gesammtheit zugute. Ausserdem aber bleibt 
— wie A. Wagner hervorhebt — der grosse volkswirt- 
schaftliche Vortheil, erwünschtenfalls das rein gewerbliche 
Princip zu vermeiden und beliebig das Gebührenprincip 
(wenn auch vorerst vielleicht nur für den Personenverkehr 
der unteren Classen und den Massenverkehr geringwerther, 
für die Volkswirthschaft wichtiger Artikel) einführen zu 
können. 



Digitized by Google 



142 



Capitel VIII. 



Zunächst aber hier ein Wort über die Theorie der „regu- 
lirten" Actiengesellschaftsbahn als „delegirte Verwaltung einer 
geraeinwirthschaftlichen Anstalt". Wir verstehen nämlich, dass 
der Staat als Eisenbahnunternehmer ein Gewerbsorgan ist und 
als solcher nicht im eigentlich politischen, sondern in einem 
übertragenen, eigenthümlich speculativen Wirkungskreis 
steht; wir verstehen ferner, dass der Staat den Selbstver- 
waltungskörpern (Provinzen oder Gemeinden) Öffentliche 
Aufgaben, welche wesentlich Staatsaufgaben sind, zur Aus- 
führung ausdrücklich überweist und überträgt, wobei die staat- 
liche Oberaufsicht die im Staatsinteresse verlangte politisch 
und technisch richtige Ausführung des Mandats überwacht 
(also Benutzung der Selbstverwaltung für unmittelbare Staats- 
zwecke); was wir aber nicht verstehen, ist, weshalb die Actien- 
gesellschaftsbahn, also eine ihrer ganzen Natur nach auf 
Erzielung eines höchstmöglichen Reingewinns geradezu an- 
gewiesene Erwerbsunternehmung, deren Erwerbsneigung seitens 
des ihr ein Monopol verleihenden Staats durch besondere 
Vorbeugungsmittel (Maximaltarife, gleiche Behandlung 
aller Benutzer u. s. w.), ja selbst durch vorgesehene Unter- 
drückungsmassregeln (Beschlagnahme und zwangsweise Ent- 
eignung) im Interesse der Gemeinwirthschaft eingeengt werden 
musste, principiell als „Delegation" der durch den Staat 
vertretenen Gemeinwirthschaft, als dessen Vertreter hingestellt 
wird, anstatt sich darauf zu beschränken, deren Entstehung 
geschichtlich nachzuweisen und deren Leistungen gebührend 
hervorzuheben, um so deren thatsächliche Stellung zu er- 
klären und vielleicht auch zu rechtfertigen. A. Wagner 
spricht sich hierüber in Uebereinstimmung mit G. Cohn fol- 
gendermassen aus: „Klingt nicht in allen derartigen Beweis- 
führungen, so sachverständig sie sind, und so unparteiisch 
sie zu sein suchen, dennoch immer die Tendenz durch, ein 
System, wie das bestehende des Eisenbahn-Actiengesellschafts- 
wesens, eben einmal auch principiell zu rechtfertigen, es 
theoretisch zu salviren, weil es existirt, nicht weil 
es befriedigend fungirt?" Derartige Bahnen sind, 
wie L. v. Stein (Eisenbahnrechtsbildung, S. 29) hervor- 
hebt, einerseits zwar „Diener des öffentlichen Inter- 
esses, wie andere öffentliche Anstalten, wie ein Amt, aber 
in ihrem wirtschaftlichen Princip vor Allem ein Ge- 
schäft. Diese beiden Gesichtspunkte bekämpfen sich gegen- 
seitig." 
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Wenn aber — wie behauptet wird — das Privatbahn- 
wesen in Wahrheit ein Zweig der öffentlichen Verwaltung 
sein soll, so werden auch die Mitglieder dieser Verwaltung, 
d. h. deren Actionäre, der ihnen dadurch überkommenen Auf- 
gabe gerecht werden müssen, da ja der Actionär einer solchen 
Unternehmung das Öffentliche Recht, das seine Gesellschaft 
besitzt, nicht deshalb bekommen haben kann, damit er Geld 
erwerbe, sondern er soll Geld erwerben können, weil man 
erwarten muss, dass er für den öffentlichen Zweck seiner Ge- 
sellschaft auch etwas thut. Soll demnach die Theorie von der 
delegirten Verwaltung nicht blos graue Theorie bleiben, so 
handelt es sich für den Theilhaber einer solchen Verwal- 
tung nicht allein darum, seinen Dividendenschein bei der 
Gesellschaftscasse einzulösen und, wenn die Dividende einmal 
fraglich wird, sich unter den Schutz der Regierung zu stellen 
und diese für seine eigenen Unterlassungssünden verantwort- 
lich zu machen, sie um Hilfe zu bitten, sondern auch darum, 
seiner eigenen Pflicht und Verantwortlichkeit nachzukommen. 
Wann aber hat je ein Actionär über die Öffentlichen Pflichten 
seiner Gesellschaft gesprochen, wann sich erinnert, dass er 
auch Öffentliche Pflichten zu vertreten habe? Wo der Einzelne 
aber einmal spricht, da spricht in ihm nur der Actionär — 
das Mitglied der Gesellschaft schweigt. Das ist eben das 
charakteristische Zeichen dieser Art delegirter Verwaltungen, 
dass sie „kraft der ihr von der Regierung übertragenen Func 
tion" immer und immer wieder dieser die Aufgabe der Actio- 
näre zuschieben will und von ihr erwartet, was ihre Mitglieder 
selbst thun sollen. „Diese unbestreitbare Thatsache" — so 
sagt ein Anhänger des Privatbahnsystems, Professor L. v. 
Stein, in seiner Besprechung des Gustav Cohn'schen Werks 
über die Entwickelung der Eisenbahngesetzgebung in Eng- 
land ! ) — „hat die höchst ernste Frage angeregt, ob überhaupt 
eine Selbstverwaltung auf dem Grunde eines Actienbesitzes 
für die Zukunft möglich ist. Diese Frage ist die Frage nach 
dem System der Staatsbahn. Die Fähigkeit der Actienform 
überhaupt, die Basis von Verwaltungsvereinen zu bilden, ist 
der Zweifel an dem System der Privatbahnen". 

Wie aber in der Privatindustrie unter der Einwirkung des 
freien Wettbewerbs schon der Stillstand zum Rückschritt wird, 
so muss auch der staatliche Eisenbahnbetrieb, insoweit erzürn 
allgemeinen Länder- und Weltverkehr mitwirkt, auf der Höhe 

») Centralbl. f. Eisenbahnen u. Dampfschiffahrt. 1874, 91. 
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seiner Zeit stehen und muss seinen Mitbewerbern mit allen 
Waffen der Intelligenz, des Capitals und der Geschäftsgeschick- 
lichkeit entgegentreten können. — Die Gegner des Staats- 
eisenbahnwesens behaupten, dass die Unmöglichkeit, nach 
dieser Richtung das Nöthige von Staatswegen zu leisten, ein 
Hauptgrund zu Gunsten der Privateisenbahnen sei und ein 
Stückchen Wahrheit liegt diesem Einwurf zu Grunde. Aber 
es ist dies doch nur eine Seite der Frage und ebenso hat die 
Erfahrung gelehrt, dass auch staatlich geleitete Transportanstalten 
den erwarteten Anforderungen vollauf gerecht werden können. 

Die politische Bedeutung des Staatsbahnsystems tritt 
unzweifelhaft darin hervor, dass durch dasselbe die Staats- 
gewalt verstärkt wird. Indessen wird darin (vielleicht mit Aus- 
nahme von Frankreich, welches thatsächlich schon seit 
Ludwig XIV. an einem Uebermass von Centraiisation krankt), 
kein Uebel, vielmehr ein Vorzug erblickt werden können. 

Die Macht der Staatsgewalt wird aber nicht sowohl durch 
die Macht ihres Anstellungspatronats, durch die grosse Anzahl 
von Geschäftsleuten (Lieferanten), die früher vom Staat un- 
abhängig waren u. s. w., als hauptsächlich durch ihren Ein- 
fluss auf den Öffentlichen Verkehr verstärkt. Beides in desto 
höherem Grade, je höher entwickelt die ganze Volkswirt- 
schaft und je intensiver das Transportwesen geworden ist. 1 ) 
„Wo daher aus allgemeinen politischen Gründen eine Ver- 
stärkung der Centraistaatsgewalt zu wünschen ist, da ist auch 
zu wünschen, dass die Eisenbahnen dem Staate gehören" 
(Roscher III, 403). Aus der Verstärkung der Centraigewalt 
aber ohneweiters einen Missbrauch derselben ableiten zu 
wollen, dazu fehlt jeder Anlass. Derartige Befürchtungen 
werden am besten durch den Hinweis auf die bestehenden 
Einrichtungen der streng monopolisirten Post widerlegt, welche 
den Vortheil der Verwaltung in einer Hand unter der starken 
und kräftigen Leitung des Staats klar erweist. 

Schon das zu Zeiten des Hl. römischen Reichs bestandene, von 
Ludovicus v. Hornigh 1663 verfasste Reichspostrecht stellt 
im Punkt 19 als Theorema (These) auf, dass die zum Gebrauche des 



') „Ich kann" — sagte Dr. Hammach er am 27. April 1876 im 
preussischen Abgeordnetenhause — „als Bewohner der westlichen Pro- 
vinzen bezeugen, dass, w.-nn irgend etwas für die Gestaltung der deut- 
schen Verhältnisse günstig gewirkt hat, es gerade die gemeinschaftlichen 
Berührungspunkte waren, die sich im Verkehrswesen Deutschlands unter 
den Bewohnern aller Particularstaaten entwickelt haben." 
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Reichs, des Staats und des Publicums, „also für den öffentlichen 
Nutzen eingerichtete" Post, indem sie die Kenntniss dessen vermittelt, 
was an räumlich getrennten Orten vorgeht, bewirkt, dass die 
Glieder des Staats fester untereinander verbunden 
werden. 

Aber auch der Bevölkerung des Landes gegenüber soll 
der Staat als Träger der wichtigsten Einrichtung des Verkehrs- 
lebens und als unmittelbarer Vermittler des hieraus erwach- 
senden wohlthätigen Einflusses auf Wohlstand und Cultur- 
verbreitung erscheinen, um das Mass der Anhänglichkeit an 
ihn und seine Einrichtungen zu verstärken. Allerdings handelt 
es sich unter diesen Gesichtspunkten nicht sowohl darum, 
ein Staatsmonopol der Eisenbahnen zu errichten, sondern 
weit mehr, daran festzuhalten und festhalten zu 
können, was im Allgemeinen auch eine finanziell kräftige 
Regierung zur Voraussetzung hat. 

Die namentlich in Oesterreich von gewisser nationaler 
Seite in den Vordergrund gestellte Forderung auf Decentra- 
lisation der Staatsbahnverwaltung (nach Ländern und Sprach- 
gebieten gesondert), aus welcher sich geradezu ein national 
ausschliessender „Linienpatriotismus" zu bilden scheint, ist 
insolange eine blosse Redensart,. als nicht gleichzeitig auch die 
finanzielle Verantwortlichkeit decentralisirt werden soll. Das 
Reich hat den Provinzen die Landstrassen zwar übergeben, aber 
sie zugleich verantwortlich gemacht für das, wo die Rente nicht 
hinreicht. Machtbefugnisse also lassen sich vernünftiger- 
weise nur dann decentralisiren, wenn auch die finanziellen Lasten 
von dem neuen Machthaber getragen werden, dem doch 
auch der Nutzen der Einrichtung in erster Linie zugute 
kommt. Wenn nicht, so kann sich die ganze Frage nur 
darum drehen, wie gross ein Netz von Eisenbahnen sein darf, 
um noch mit Vortheil von einer Stelle aus verwaltet zu 
werden. In dieser Frage aber entscheidet nicht der Linien- 
patriotismus, sondern die Zweckmässigkeit der Einrichtung 
des ineinandergreifenden Betriebssystems der Reichsbahnen 
insgesammt. Zudem müssten aber folgerichtig auch die Eisen- 
bahnbeamten anstatt Staatsbeamte Provinzialbeamte sein, 
die nach der einen Richtung ihrer Dienstleistung hin der 
staatlichen Centralstelle für das Eisenbahnwesen, nach der 
anderen Richtung der Provinzialverwaltung unterstehen würden. 
Wäre aber ein solches Verhältniss dauernd aufrecht zu er- 
halten? 

Schreiber, Dlt Eiaenb*bn*n. 10 
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Von den grundsätzlichen Gegnern der Verstaatlichung 
privater Eisenbahnunternehmungen wird nun mit grossem 
Nachdruck auf den vermeintlichen Entgang gewisser pecu- 
niär er Vortheile von hohem Belang hingewiesen, welchen der 
Staat bei eigenem Betrieb solcher Bahnen von vornherein 
erleiden würde, wobei insbesondere auf die Unentgeltlich- 
keit der Postbeförderung seitens der Privatbahnen hin- 
gewiesen wird. Abgesehen aber davon, dass dieser Vortheil 
bei staatlich unterstützten Bahnen doch nur ein eingebildeter 
ist, wird ganz übersehen, dass ja die den finanziell selbst- 
ständigen Privatbahnen aus der Postbeförderung erwachsenden 
Lasten, die allerdings wesentlicher Art sind, ihren Ausdruck 
in der durch sie verringerten Actienrente finden, also in jenem 
Reinerträgniss, welches die Grundlage der Kaufverhandlungen 
bildet. Was also der Staat auf der einen Seite an fremder 
Leistung verliert, bringt er auf der anderen durch den dieser 
Leistung gleichwerthigen Capitalgewinn herein, wobei doch 
wohl auch der dem französischen Staatsbautenminister, Herrn 
Caillaux, gelegentlich Aufzählung der dem Staate von den 
Privatbahnen zufliessenden Steuern (Nationalversammlung vom 
17. Juli 1874) unterbrechungsweise gemachte Einwurf: „Das 
Publicum zahlt alles!" nicht allein in Frankreich seine Berech- 
tigung hat. 

In welcher Weise sich das finanzielle Ergebniss aus 
dem Betriebe der in Staatsbesitz übergegangenen Bahnen 
gegenüber dem früheren Erträgnisse und im Verhältniss zum 
Kaufpreis stellen wird, hängt ausser von dem leitenden 
Fi nanzprincip der Verwaltung und der allgemeinen Ge- 
schäftslage wesentlich auch von dem Masse der Anforderungen 
ab, welche seitens der Gemeinwirthschaft an das neue System 
gestellt werden. Im Allgemeinen dürfen gerade der Hohe 
dieser Ansprüche halber, denen sich die Staatsbahnverwaltung 
noch weit weniger zu entziehen vermag als die Privatbahnen, 
die Erwartungen nicht zu hoch gespannt werden, bis nach 
und nach ein gewisser Ausgleich der Anforderungen und 
Leistungen platzgegritfen hat. 

Der weitaus wesentlichste Vortheil aber, welchen Eisen- 
bahnen überhaupt in materieller Beziehung bringen, liegt 
nicht sowohl in deren eigener Rente, als vielmehr in dem 
durch sie herbeigeführten ganz ausserordentlichen Nutzen 
tür die Volkswirthschaft. So betrug die von den Eisen- 
bahnen herrührende volkswirtschaftliche Ersparniss Preussens 
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an Zeit und Geld bei dem Personen- und Sachentransporte 
gegenüber den früheren Beförderungsmitteln nach einer Be- 
rechnung des Geheimen Oberregierungsraths Dr. Engel im 
Jahre 1879 1900 Millionen Mark (Preuss. Statist. Zeitschr. 
1880). Perdonnet schätzte für 1864 den französischen 
Minderaufwand in Folge der Eisenbahnen gegenüber dem 
gleichen Personen- und Waarentransporte auf den früheren 
unvollkommenen Strassen zu 500 Millionen Francs, also gleich 
den Zinsen eines Capitals von 10 Milliarden, wogegen das 
Anlagecapital der damaligen französischen Bahnen etwas über 
4 Milliarden betrug (Traite* 61£mentaire des chemins de fer). 
Ein Anderer berechnete den jährlichen Gewinn mit 200 Mil- 
lionen Francs, wobei er den Gewinn an Zeit mit 50 Centimes 
für die Stunde in Anschlag brachte. In England betrug die 
Ersparniss an Fahr- und Frachtgeld im Jahre 1865 gegen- 
über 1834, wo es noch keine Eisenbahnen gab, 72,000.000 £ 
(Portes, Progress of the Nation). — Was will es solchen 
Ziffern gegenüber bedeuten, wenn selbst schliesslich der Staat 
durch weiter angestrebte Hebung des volkswirthschaftlichen 
Nutzens der Eisenbahnen im Wege von Herabsetzungen des 
Transportpreises ein minderes Erträgniss seiner Bahnen aus- 
weisen sollte, als die vorangegangenen Privatbahnen es er- 
zielten? Hunderttausend Gulden, am richtigen Orte aufgewendet, 
vergrössern das Volksvermögen und mit ihm die Steuerkraft 
des Landes mehr, als um das Zehn- und Zwanzigfache 
des Tarifnachlasses. Der volkswir thschaftliche Nutz- 
effect ist der eigentliche Mehrer der Eisenbahnen, indem sich 
deutlich nachweisen lässt, dass die Eisenbahnen die für sie 
bisher benöthigte Summe von mehr als 100 Milliarden Mark, 
die doch vordem nirgends verfügbar vorhanden war, wesent- 
lich durch die von ihnen hervorgebrachten Ersparnisse selbst 
herbeigeschafft haben. Daher muss der Frage: Was kosten 
die Eisenbahnen? auch die andere Frage gegenübergestellt 
werden: Was leisten die Eisenbahnen? 

So wird es denn kommen, dass die zweckmässige und 
zielbewusste Anwendung des vorläufig auch für den Staats- 
betrieb allein angemessenen privatwirthschaftlichen Finanz- 
prineips nach und nach von selbst, ohne merkbaren Ueber- 
gang und ohne empfindlichere Belastung des Steuerzahlers, 
zunächst zum gemeinwirthschaftlichen und dann zum Ge- 
bührenprineip führen wird, wie dies z. B. in ähnlicher Weise 
in England bei Aufhebung der Leibeigenschaft der Fall war, 

10* 
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welche auch kraft einer verständigen Gesetzgebung so all- 
mählich vor sich gegangen ist, dass die gleichzeitigen Ge- 
schichtschreiber eigentlich davon schweigen (Macaulay, 
Geschichte Englands). 

Die Anbahnung des Uebergangs zu dem angedeuteten, 
einen wesentlichen volkswirthschaftlichen und culturellen Fort- 
schritt bedingenden Verwaltungsprincip lässt sich aber unbe- 
dingt nur durch den Staatsbetrieb erzielen. Und damit 
ist unseres Erachtens auch die Systemfrage grundsätzlich zu 
Gunsten des Staatsbahnwesens entschieden. 
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Die Persouentarife der Eisenbahnen 

insbesondere 

jene Deutschlands und Oesterreich-Ungarns, deren 
Ergebniss und Besprechung der vorgeschlagenen 
Mittel zur Hebung des Personenverkehrs und seines 

Erträgnisses. 

Schon seit einer Reihe von Jahren beschäftigt sich die 
fachliche und ausserfachliche Presse, die berufsmässige Ver- 
tretung der Eisenbahnverwaltungen und der Meinungsstreit 
des reisenden Publicums mit der Frage einer Aenderung des 
bestehenden Systems der Personentarife und der Einrichtungen 
des Personenverkehrs der Eisenbahnen zum Zweck einer 
Hebung dieses Verkehrs und seines Erträgnisses, beziehungs- 
weise einer Erleichterung des Reiseverkehrs durch Herabsetzung 
des derzeit bestehenden Personeofahrpreises und Verminderung 
der Gestehungskosten des Personentransports. 

Am entschiedensten gehen wohl in dieser Frage die Ver- 
fechter des sogenannten „Personenportos" vor, welche durch 
eine ganz ausserordentliche Preisermässigung der Personen- 
tarife einerseits die dem Reisebedürfnisse des Publicums ver- 
meintlich heute noch entgegenstehenden Hindernisse finan- 
zieller Art beseitigen wollen und anderseits bestrebt sind, 
darzuthun, dass die in Folge der billigen Reisetaxen auf das 
äusserste geweckte Reiselust des Publicums einen Massen- 
verkehr nach sich ziehen werde, der in Verbindung mit der 
durch das gleichzeitig vorgeschlagene Einclassensystem ge- 
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schaffenen Betriebsvereinfachung jede Befürchtung einer Ein- 
nahmenschmälerung der Transportunternehmungen von vorn- 
herein beseitigen müsse. 

Da es hier nicht in unserer Absicht gelegen sein kann, 
Vorschlägen nachzugehen, die vielleicht in ferner Zukunft 
unter ganz anderen Verhältnissen, als wir leben, greifbare 
Gestalt annehmen können, möglicherweise dann, wenn das 
vom Wind fortbewegte lenkbare Luftschiff im grossen Mass- 
stabe benutzbar sein wird und in den Wettbewerb mit der 
Personenbeförderung der Eisenbahnen tritt, oder doch zum 
mindesten erst dann, wenn das „Gebührenprincip" als Ver- 
waltungsgrundsatz der Eisenbahnen eingeführt sein wird, so 
unterlassen wir es hier, auf diese, uns nach jeder Richtung 
hin derzeit unausführbar erscheinenden Vorschläge, und zwar 
unter Hinweis auf die im vorvergangenen Jahre im Club 
Österreichischer Eisenbahnbeamten in Wien unserseits und 
von anderer fachmännischer Seite dagegen geltend gemachten 
Einwendungen 1 ) näher einzugehen. 



Auf Grund der statistischen Nachrichten des Vereins 
deutscher Eisenbahnverwaltungen, deren Ergebnisse uns 
zunächst Interesse bieten, finden wir Folgendes: 





Im Jahre 


Einschliesslich der zu ermassigten Fahrpreisen 

Beförderten betiug die Reisendenanzahl in 
Oesterreich-Ungarn | Deutschland 
Millionen Personen 




1873 


44 


180 




1876 


41 


206 




1881 


42 • 


215 




1882 


48 


224 




1883 


62-3 


246-8 




1884 


67-8 


267*2 



Der Personenverkehr hob sich demnach innerhalb der 
Zeit von 1873 bis 1884 in Oesterreich -Ungarn um 31-36 Pro- 
cent, in Deutschland um 42*90 Procent. 

Die Anzahl der auf das Kilometer Bahnlänge entfallenden 
Personenkilometer betrug: 



') Dr. Hertzka, Das Personen porto, Wien 1886, Seile 39 ff. 
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Oesterreich-Ungarn 


Deutschland 






Im Jahre 










Personenkilometer 














1878 


111.113 


199.768 






1879 


106.173 


190.509 






1880 


107.911 


195.431 






1881 


112.013 


200.618 






1882 


118.239 


'204.722 






1883 


128.698 


209.019 





Hiernach hat der specifische Personenverkehr, d. h. die auf 
jedes Kilometer mittlerer Betriebslänge entfallenden Personen- 
2kilometer, wenn wir das Jahr 1878 mit 1883 vergleichen 
zugenommen : 

in Oesterreich-Ungarn um ll'/s Procent 
„ Deutschland „ 4 2 / 3 n 

Dagegen betrug die Einnahme für das Kilometer mittlerer 
Betriebslänge in Mark in: 





Im Jahre 


Oesterreich-Ungarn 


Deutschland 






1878 


4901 


7226 






1883 


5273 


7291 








-f- 7-59 Procent 


-f 0*89 Procent 





Nach einer auf Grund der Reichseisenbahnstatistik ange- 
stellten Berechnung des k. preuss. Oberbauraths Tellkampf 
(Ztg. d. V. d. E. B. V. 1886, S. 528) betrugen die Ueber- 
schüsse des Personenverkehrs auf den deutschen Eisen- 
bahnen 

Procent gegen 52 Procent 



1880/1 
1881/2 
1882/3 
1883/4 
1884/5 



21 
20 
20 
14 
14 



des 
Güter- 
verkehrs. 



7i 7) u " 71 

n r» 53 „ 

„ 51 „ 

7> rt ^ n 

Demnach sind die durchschnittlichen Ueberschüsse des 
Personenverkehrs innerhalb der letzten fünf Rechnungsjahre 
von 21 Procent auf 14 Procent gesunken, während die 
durchschnittlichen Ueberschüsse des Güterverkehrs gleich 
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geblieben sind. Die allgemeine Rentabilität des Per- 
sonenverkehrs zeigt sohin eine bedenkliche Ab- 
nahme. 

Bei den französischen Eisenbahnen stellt sich das Ver- 
hältniss wesentlich günstiger für den Personenverkehr, näm- 
lich wie 38:49, während in England die Einnahmen aus 
dem Personenverkehr zu dem des Güterverkehrs sich durch- 
schnittlich wie 1:1*5, dagegen in Preussen wie 1 : 2 7H und 
in Oesterreich wie 1 : 3 verhalten. 1 ) 

Allerdings übt auf diese Verhältnisszahlen die geogra- 
phische Gestaltung der verschiedenen Länder vielfachen 
Einrluss: je continentalere Lage das Verkehrsland hat, desto 
überwiegender wird im Allgemeinen sein Güterverkehr dem 
Personenverkehr gegenüber sein, weil umgekehrt der einmal 
auf dem Meer befindliche Handel so tief als möglich in das 
Festland hinein gehen wird, ehe er die Eisenbahn benutzt 
(Antwerpen!). Und was für die Einfuhr gilt, gilt auch für die 
Ausfuhr. Recht deutlich sehen wir dies bei Italien und Däne- 
mark, wo die Einnahmen aus dem Personenverkehr jene aus 
dem Güterverkehr geradezu überwiegen, indem sich dort das 
Verhältniss wie 1 : 0'9, beziehungsweise wie 1 : 0*5 stellt. So 
hat auch der Handel Salonichi's, wie dies F. Rohnstock' 2 ) 
jüngst nachwies, durch die Besetzung Bosniens von seiner 
früheren Bedeutung verloren, indem die nach Bosnien 
bestimmten Warensendungen ihren Weg nicht mehr über 
Salonichi, sondern über die adriatischen Häfen nehmen. 
(Nebenbei bemerkt ein schlechtes Prognosticum für die Ren- 
tabilität einer bosnisch-macedonischen Eisenbahn von Novi 



1 ) Die Betriebseinnahmen der österreichischen Eisenbahnen 
betrugen 1886: 

Personenverkehr . . . 24,118.238 fl. (24-88 Procent), 
Güterverkehr .... 72,825.167 „ (76-12 „ ). 
Die Betriebseinnahmen der E.-B. des vereinigten Königreichs 
betrugen 1883: 

Personenverkehr . . . 25,742.452 £ (39-95 Procent), 
Güterverkehr .... 38,701.319 „ (60-05 „ ). 
Die Einnahmen der preussischen Staatsbahnen betrugen 
1884/5: 

Personenverkehr . 166,669.998 Mark (26-44 Procent), 
Güterverkehr . . 463,583.413 9 (73 56 „ ). 

2 ) „Volkswirtschaftliche Studien über die Türkei." I. Salonichi und 
sein Hinterland. Von F. Rohnstock, Secretär und Hafenmeister beim 
kaiserlich deutschen Gcneralconsulat in Constantinopel. Polnisch-Warten- 
berg, Commissionsverlag der C. Heinzelmann'schen Buchhandlung, 1886. 
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nach Salonichi, beziehungsweise deren Bedeutung für den 
europäisch-orientalischen Handel.) 

Was insbesondere Frankreich mit seinem, Deutschland 
gegenüber sehr günstigen Durchschnittsverhältniss von 38 : 49 
betrifft, so weisen die französischen Eisenbahnen auch eine 
weit grössere Besetzung der Personenwagenaxen, 
als die deutschen Eisenbahnen nach, worauf wir an passender 
Stelle zurückkommen werden. Allerdings wird in Frankreich 
die stärkere Ausnutzung der Sitzplätze oft nur auf Kosten 
der Frequenz erzielt. 

Indessen steht es einmal fest, dass in Deutschland und 
ebenso auch in Oesterreich- Ungarn der Personenverkehr 
keinesfalls jenes Erträgniss abwirft, das er er dem Verhältniss 
der absolut zunehmenden Frequenz gemäss aufweisen sollte. 
In Deutschland ist gerade das Gegentheil der Fall: der jähr- 
liche Ueberschuss aus dem Personen verkehrs-Erträgniss wird 
auffallend geringer, ohne dass der U eberschuss aus dem, 
auf den preussischen Staatsbahnen seit 1878 um 
21 Procent ermässigten *) Frachtenverkehr wächst. 

Die Ursachen des geringen Erträgnisses des Personen- 
verkehrs in Deutschland und Oesterreich - Ungarn werden 
einerseits in der Höhe und unrichtigen Anwendung der Trans- 
portpreise, der übergrossen Vermehrung der Züge und der 
damit in Verbindung stehenden ungünstigen Ausnutzung der 
Sitzplätze, der übermässigen Fahrgeschwindigkeit, des über- 
triebenen Luxus in der Ausstattung der oberen Wagenclassen 
und andererseits in der zugeringen Frequenz und dem einer 
Vereinfachung bedürfenden Wagenclassensystem gesucht. 

Wir wollen es versuchen, diesen Verhältnissen in dem 
Nachstehenden näher zu treten. 

1. Allgemeiner Ueberblick des Personenverkehrs in 
den grossen europäischen Culturstaaten. 

Wenn wir zu dem Ende zunächst die Eisenbahnbewegung 
der Bevölkerung in den einzelnen Ländern Europas im Jahre 
1883 vergleichen, so finden wir: 



*) Die Einnahme pro Tonnenkilometer Gut betrug auf den preussi- 
schen Staatsbahnen 1878: 4*73 Pfennige und 1884/5: 375 Pfennige. 
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Land 


Zahl der 
Einwohner 


Zahl der 
Reisenden 


Auf den Kopf der 
Bevölkerung ent- 
fallende Reisende 


Auf je 1000 
Einwohner 
entfallen 


Auf je 1000 
Quadratkilo- 
meter ent- 
fallen 


1 


M i 1 1 i 


o n e n 


Kilometer 




Grossbritannien 














und Irland . . 


35 


684 ») 


20 


85 


95 




Belgien 


5-6 


64 


12 


7-7 


14-6 




Deutschland . . . 


45 


246-8 


55 


7-S 


66 




Frankreich . . . 




205 


55 


7'9 


56 




Oesterreich - 


: 












Ungarn .... 




523 


1-4 


54 


3-3 



Aus diesen Ziffern ergiebt sich, dass das ausschlaggebende 
Moment des grösseren oder geringeren Reiseverkehrs, abgesehen 
von der Höhe der Transportpreise, nicht sowohl in dem, 
eigentlich gar nichts besagenden relativen Verhältniss der Be- 
wohnerzahl zu der kilometrischen Netzesausdehnung, als vor- 
nehmlich in dem absoluten Verhältniss der Netzes- 
dichtigkeit des Landes zu suchen ist, weil dieselbe gleich- 
zeitig auch eine entsprechende Dichtigkeit der Bevölkerung 
und damit einen lebhaften Zugverkehr zur Voraussetzung hat. 
Je mehr also die Gelegenheit zum Reisen durch die Nähe 
der Stationsorte in Verbindung mit häufigem Zugverkehr 
erleichtert wird, desto lebhafter gestaltet sich die Frequenz. 2 ) 
Umgekehrt aber erweist ein anderes, durch statistische Ziffern 
erhärtetes „Gesetz", dass mit dem Steigen des Verkehrs die 
mittlere Länge der von einer Person zurückgelegten 
Eisenbahnstrecke kürzer wird. So hat z.B. zufolge der 
Ausweise des statistischen Departements des k. k. Handels- 



*) Im Jahre 1885 wurden in Grossbritannien befördert: 697,213.031 
Reisende, die 800.000 Season-Tickets (Saison karten) nicht mitgerechnet. 
Ausserdem wurden vermittelst der Tramways (811 Miles lang) im Jahre 
1885 befördert: 364,702.307 Personen, im Jahre 1886: 384,167.524 Per- 
sonen (Oesterreichische Eisenbahnzeitung 1886, Nr. 61). 

*) In England soll der von einer Bahnstation entfernteste Ort 
Farley-with-Pitton in Wiltshire sein, welcher 48 km von der nächst zu 
erreichenden Station Deans liegt, demnächst kommt Rickham in Devon- 
shire bis 40 fem, dann drei Gemeinden bis 37, zwei bis 35'6, drei bis 34 
und fünf bis 32-5 km bis zu einer Bahnstation. Alle übrigen Orte liegen 
weit näher (Ztg. d. V. d. E. B. Verw. 1887, Nr. 3). 
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ministeriums für das Jahr 1884 seit 1878—84 der von jedem 
Reisenden auf den cisleithanischen Eisenbahnen durchschnitt- 
lich zurückgelegte Weg von 45-39 km bis 41*39 km abge- 
nommen; wogegen die Anzahl der Reisenden um 12*5 Millionen 
gewachsen ist. Auf den im Staatsbetrieb stehenden öster- 
reichischen Bahnen hat jede Person zurückgelegt: 

im Jahre 1880 . . . 43*29 km ] (Geschäftsbericht der 

„ „ 1881 .. . 44*08 „ k. k. Generaldirec- 

„ „ 1882 . . . 39*11 „ ■ tion der österreichi- 

„ n 1883 . . . 39 63 „ sehen Staatsbahnen 

„ „ 1884 . . . 37*20 „ J für 1885, S. 100), 

während die Frequenz in derselben Zeit um mehr als 70 Pro- 
cent stieg. In Preussen hat der Fahrtdurchlauf der Reisenden, 
welcher 1862 durchschnittlich noch 5*3 Meilen = 39*75 km 
(Schwabe) betrug, 1874 nur mehr 31-3 km und 1883 29*78 km 
betragen, wogegen in derselben Zeit die mittlere Transportdistanz 
für Güter von 9*3 Meilen = 69*75 km auf 78 2 km gestiegen 
ist. Was also die Frequenz im Personenverkehr 
einerseits mehrt, kürzt andererseits, wenigstens zum 
Theil, die Wegweite des Transports. 

Dem Gesagten zufolge ist daher auch die Grundursache 
der bedeutenden Personenbewegung in Grossbritannien 
(6200 Einwohner auf die Quadratmeile), sowie in Belgien 
(10.300 Einwohner auf die Quadratmeile) auf das weit- 
verzweigte Bahnnetz zurückzuführen, das diese Länder allen 
übrigen voran besitzen. Hierzu tritt die überaus grosse Beweg- 
lichkeit der Arbeiter, namentlich jener Londons, 1 ) die wesent- 
lich dazu beiträgt, dass der Personenverkehr von London 
allein mindestens 25 Procent der gesammten Personenfrequenz 
des vereinigten Königreichs beträgt. 2 ) — Der Wahlspruch des 
belgischen Staats, wo „la construetion et l'exploitation des 
chemins de fer sont consid£r£es comme un service d'interet 
national" lautet: „Etre utile ä tout et ä tous", was sich nebst- 



•) London mit Vororten besitzt mehr als 300 Bahnhöfe, das erweiterte 
Berlin hat deren 35, Wien 12. 

*) Von der gesammten Personenbeförderung Grossbritanniens betrug 
1885 der Stadtverkehr Londons 14*15 Procent und von der Englands 
allein nahezu 80 Procent. — Paris vermittelte 17 Procent des ganzen 
französischen Eisenbahnverkehrs, den Stadtverkehr inbegriffen, Berlin 
7»/ a Procenr, Wien etwa 10 Procent (V. Ztg. 1886, 85). 
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bei auch in dem äusserst niedrigen, das der englischen Eisen- 
bahnen weit unterbietenden Personenfahrgeld ausdrückt. 1 ) „Les 
tarifs doivent etre tels, que les depenses du cbemin de fer 
soient couverts." (Minister Graux.) 

In Frankreich (4000 Einwohner auf die Quadratmeile) 
sind die Bahnen in Ermangelung eines treibenden Wettbewerb- 
einflusses mit der Ersparung von Lastleistungen im Personen- 
verkehr über die Grenze des wirthschaftlicherweise Zulässigen 
hinausgegangen, wodurch sie das Reisen in Verbindung mit der 
auf dem Personentransport lastenden Staatsabgaben von 23 Pro- 
cent und dem Mangel jedes Cornforts der Wageneinrichtungen, 
Wartesäle u. s. w. geradezu verleidet haben. So monopolisirt 
beispielsweise die Nordbahn den ganzen Verkehr zwischen 
Calais und Paris, die Mittelmeerbann jenen zwischen Paris 
und Marseille. Die Folge davon ist die Zusammendrängung 
des Personen- (und Güter-) Verkehrs in eine sehr beschränkte 
Anzahl meist langsam verkehrender Züge, 2 ) was selbstver- 
ständlich das Reisen verleidet und die verhältnissmässig 
geringe Frequenz, andererseits aber auch die günstige Wagen- 
ausnutzung und Zugbelastung der französischen Privatbahnen 
erklärt. 

„Nirgends," sagt Weber in seinem nachgelassenen Werke, 
„ist der Passagier mehr Transportgegenstand als in Frank- 
reich, nirgends der unter der „casquette" des „employä" 
hervortönende Spruch so inappellabel, nirgends der Versender 
so ausschliesslich Zahl im Rechenexempel der Rentabilität. 
Der Begriff der „Classe" durchdringt das gesammte Verkehrs- 
leben. " Es klingt eigentümlich und ist doch so: derselbe 
Franzose, der als ein unverbesserlicher Umsturzmensch und 
Revolutionär angesehen wird und dafür auch geschichtliche Titel 
aufzuweisen hat, ist im Grunde ein wahrer Engel und sogar 
ein Hammel von Geduld, der sich von den Mandarinen der 
Aemter in Staat und Gemeinde, von grossen Gesellschaften 
und Regien in Eisenbahnen, Gas, Tabak und Zündhölzchen 



l ) Auf den belgischen Staatsbahnen wurden im Jahre 1884 
701 Procent der Reisenden zu ermässigten Preisen befördert. 

7 ) Dem „Engineering" zufolge versteht man in England unter 
Curierzügen solche Züge, die nicht weniger als 64 km in der Stunde, 
Aufenthalt inbegriffen, zurücklegen. Hiernach verkehren in Frank- 
reich, von ganz vereinzelten Fällen, wie z. B. Paris-Marseille abgesehen, 
keine wirklichen Courierzüge, während im vereinigten Königreich 14 Ge- 
sellschaften täglich 313 Courierzüge abfertigen. 
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hänseln, scheren und über den Löffel barbiren lässt wie kein 
zweiter Europäer, vom stolzen Spanier abgesehen. 

Was Deutschland (4570 Einwohner auf die Quadrat- 
meile) betrifft, so steht die Bewegung der Bevölkerung dieses 
Landes jener von Frankreich gleich. Berücksichtigt man 
dagegen den durch den Fremdenbesuch von Paris und das 
Ab- und Zuströmen seiner eigenen (2,700.000) Einwohner 
sich besonders lebhaft gestaltenden Personenverkehr der Haupt- 
stadt, sowie den durchschnittlich weit grösseren, die Reiselust 
fördernden Wohlstand des französischen Volks, so stellt sich 
das Verhältniss doch entschieden zu Gunsten des durch 
niedrige Tarife und reich ausgestattete Fahrordnungen begün- 
stigten deutschen Personenverkehrs. Während noch im Jahre 
1868 auf den französischen Bahnen 50.000 und auf den 
deutschen Bahnen blos gegen 43.000 Reisende per Bahnmeile 
befördert wurden (gegenüber England 118.000 und gegenüber 
Oesterreich-Ungarn 16.551 Personen), hat schon im Jahr 1883 
der Personenverkehr Deutschlands (6800 Personen per Bahn- 
kilometer) jenen Frankreichs (6700 Personen per Bahnkilo- 
meter) überflügelt, allerdings unter Hinzurechnung von Elsass- 
Lothringen. 

Ein Vergleich zwischen Deutschland und England ist, 
abgesehen von der überwältigenden Handelsstellung des Insel- 
reichs und seiner weit grösseren Bevölkerungsdichte, schon 
deshalb nicht wohl zulässig, weil das Eisenbahnwesen in 
England überhaupt schon seit längerer Zeit weit intensiver 
gestaltet ist („England, der Eisenbahnbauer der neuen 
Welt!") als in Deutschland. 1 ) Aehnlich liegt das Verhältniss 
Deutschlands dem industriell hoch entwickelten Belgien 
gegenüber. 

Die verhältnissmässig geringfügige Personenfrequenz auf 
den österreichisch- ungarischen Eisenbahnen (3350 Ein- 
wohner auf die Quadratmeile) gegenüber der anderer Länder 
ist vornehmlich auf die grössere Sesshaftigkeit seiner im öst- 
lichen Theile des Reichs vorherrschenden landwirtschaftlichen 
Bevölkerung, den geringen Handelsbetrieb und auf den noch 
unvollständig durchgeführten Ausbau seines Eisenbahnnetzes 
zurückzuführen. Ausserdem scheint uns auch an und für sich 



i) Und trotzdem verzinste sich das Anlagecapital der preussischen 
Staatsbahnen 1884/6 mit 6*10 Procent, das der englischen Eisenbahnen 
dagegen nur mit 4*27 Procent. 
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die Reiselust der Bewohner der Österreichisch -ungarischen 
Monarchie keine übermässig grosse zu sein, was ja wohl 
theilweise mit der noch nicht so fortgeschrittenen Cultur- 
verbreitung des Ostens dem Westen gegenüber in Verbin- 
dung steht. 1 ) 



2. Reisen ist zumeist Geschäftssache. 

Die Erfahrung lehrt und es liegt dies auch in der Natur 
der einschlägigen Verhältnisse, dass die weitaus Überwiegende 
Anzahl aller Eisenbahnreisenden geschäftliche Zwecke ver- 
folgt, sei es, dass dieselben rein persönlicher oder allgemeiner 
Art sind. Reisen kostet Zeit und Geld — beides wird in der 
Regel nur dann angewendet, wenn die unabweisbare Nöthi- 
gung hierzu vorliegt, oder wenn das Reisen einen geschäft- 
lichen Gewinn in Aussicht stellt, der die Auslagen an Zeit und 
Geld ersetzen soll. „Die Menschen haben im Allgemeinen die 
Bestimmung" — so sagte Dr. Engelmann in seinem früher 
bezogenen Vortrage — „sesshaft zu sein und wenn möglich, 
an ihrem Wohnsitze ihre Thätigkeit auszuüben; anders ist es 
mit den beweglichen Gütern." Dass unter diesen Verhältnissen 
der Procentsatz der Reisenden der Bevölkerungsziffer gegenüber 
im allgemeinen ein verhältnissmässig geringer ist, wird um so 
erklärlicher, wenn man berücksichtigt, dass durchschnittlich 
etwa 80 bis 90 Procent der gesammten Bevölkerung Europas 
auf ihrer Hände oder ihres Geistes Arbeit angewiesen, daher 
Zeit und Geld nur im Falle des thatsächlichen Erfordernisses 
aufzuwenden in der Lage sind (Schopenhauer zufolge — 



') Nach einem am 12. Januar 1887 vom Richter Geza Kosuthanyi 
im Ofener Bürgerclub gehaltenen Vortrage erwerben in Ungarn von 
100 Menschen 30 genügend viel, um sich zu erhalten (in England 46, 
Schweiz 47, Schweden 44, Belgien 43, Frankreich 41). Die Thätigkeit 
der Uebrigen (soweit eine Thätigkeit überhaupt vorhanden) genügt nicht, 
um ihren Lebensunterhalt zu decken. Mithin haben in Ungarn eigentlich 
5 Millionen Menschen für die Erhaltung von 17 Millionen zu sorgen. 
Die Gruppe der Thätigen wird zum grössten Theil von den Frauen 
gebildet, von denen in Ungarn 64, in Siebenbürgen 61 und in Croatien 63 
auf 100 sich ausser den häuslichen Obliegenheiten auch mit anderen 
nutzbringenden Arbeiten beschäftigen. Diese Verhältnisse wirken selbst- 
verständlich auch äusserst nachtheilig auf die Personenfrequenz der 
Eisenbahnen ein. 
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„Die Welt als Wille" II, S. 670 — leben neun Zehntel der 
Menschen in beständigem Kampf mit dem Mangel.) x ) 

Dieser überwältigenden Mehrzahl von Reisenden gegen- 
über tritt das kleine Häuflein der Vergnügungszügler, Bade- 
reisenden und der oberen Zehntausend, welche ohne geschäft- 
liche Absicht reisen, weit in den Hintergrund. Für diese 
Benutzer einer Eisenbahn, denen es zumeist weder an Zeit 
noch an Geld gebricht, spielt — wir möchten dies von vorn- 
herein feststellen — in gewöhnlicher Zeit der Eisenbahnfahr- 
preis keine, oder doch zumindest eine nur sehr untergeord- 
nete Rolle. 

Sobald daher die Frage in Erwägung zu ziehen sein 
wird, ob eine allgemeine Ermässigung der bestehenden Fahr- 
preise zur Hebung der Personenfrequenz und dadurch zur 
Verbesserung des Erträgnisses aus dem Personen- 
verkehr, 2 ) theils unmittelbar durch Erzielung höherer Ein- 
nahmen in Folge der Mehrfrequenz, theils mittelbar durch 
Verminderung der Betriebsausgaben angezeigt sei, wird es sich 
immer nur um die erstere Art von Reisenden handeln 
können. 



') Der Nationalökonom Professor Dr. Lorenz v. Stein sagte dies- 
bezüglich in einem seiner Vorträge (Centralblatt f. Eisenb. u. Dampfsch. 
1886, Nr. 122, S. 1792): „Man kann wohl mit grosser Wahrscheinlichkeit 
annehmen, dass mehr als 80 Procent aller in dem Personenzug sitzenden 
Fahrgäste um irgend eines Geschäfts willen die Reise machen. 

Die Bevölkerung Berlins bestand im Jahre 1876: Angehörige der 
Industrie 41*2 Procent, des Handels 20-8 Procent, Handarbeiter, Taglöhner, 
Dienstboten u. s. w. 21*7 Procent — zusammen 837 Procent („Unsere 
Zeit" 1881, S. 674). 

2 ) Herr Stewart, Director der Gesellschaft London and North - 
Western railway, äusserte sich auf die ihm in der Royal commission on 
railways (1866) gestellte Frage, ob die Eisenbahngesellschaften nicht 
durch die Erfahrung zu der Ueberzeugung gelangt seien, dass mässige 
Personentarife einträglicher seien als die hohen, vor 20 Jahren üblichen 
Taxen, wie folgt: „Jawohl, in manchen Fällen. Hat man es mit einem 
sehr starken Verkehr zu thun, wie z. B. in den dichtbevölkerten In- 
dustriebezirken, so zeigt es sich, dass die niederen Tarife eine ausser- 
ordentliche Entwickelung des Verkehrs mit sich bringen. Wir haben es 
aber auch in Buckinghamshire mit ermässigten Tarifen versucht und da 
ist es uns nicht gelungen, die Bauern in Bewegung zu setzen; letztere 
würden selbst dann nicht reisen, wenn man sie umsonst 
beförderte." 
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3. Wirken Fahrpreisermässigungen anregend auf den 

geschäftlichen Verkehr? 

Reisen erleichtert, wie dies die praktischen Engländer 
längst erkannt haben, den geschäftlichen Verkehr und hat so 
auch eine günstige Rückwirkung auf den Güterumlauf. Alier- 
dings darf hieraus nicht gefolgert werden, und die soeben 
anbezogenen Engländer sind auch durchaus nicht der Ansicht, 
dass das Erträgniss des Personenverkehrs der Pflege des Güter- 
verkehrs gegenüber ganz Nebensache sei, indem es ja doch 
im Allgemeinen richtig sein muss, dass Derjenige, welcher eine 
Leistung von einem Dritten beansprucht, auch die Kosten 
dieser Leistung persönlich zu tragen hat. Denn das Verkehrs- 
wesen und das Eisenbahnwesen insbesondere stellt eine, nach 
vielfach gleichberechtigten Gesichtspunkten im Nutzen der 
Gesammtheit geschaffene Einrichtung dar, zu deren Kosten 
diejenigen mit Recht am meisten beitragen, welche den 
grössten Nutzen daraus ziehen. Dies sind aber in ungleich 
höherem Grade diejenigen Erwerbsbeflissenen, deren Geschäfts- 
betrieb vorzugsweise auf dem Eisenbahnverkehr beruht, als 
die übrigen Classen der Bevölkerung. 

Nachdem es aber einmal anerkannt ist, dass der Per- 
sonenverkehr die Förderung des Güterverkehrs günstig beein- 
flusst, so schiene es auch zweckmässig und billig, insbeson- 
dere jenen Reisenden das Reisen durch Ermässigung des Fahr- 
gelds zu erleichtern, welche durch ihre persönliche Thätig- 
keit den Transport der tauschwerthen Güter vermehren. Hier 
sind es nun die Reisenden der II. Wagenclasse, . welche den 
Austausch von Gütern hervorrufen. (Für die III. Wagen- 
classe käme nur der Reisende von Beruf, der Commis voya- 
geur, in Betracht.) Allein gerade bei derartigen Geschäfts- 
reisenden kommt es nicht sowohl auf grössere oder geringere 
Reiselust, als in erster Linie auf den durch die Reise er- 
hofften und angestrebten Geschäftsgewinn und die Erhal- 
tung des bisherigen Geschäftsumfangs an. Ist ein Gewinn vor- 
aussichtlich nicht zu erzielen, so unterbleibt in gewöhnlicher 
geschäftlicher Zeit das Reisen. Allerdings soll hiermit nicht 
gesagt sein, dass in Zeiten schlechter Erträge zur Abwendung 
drohender Verluste u. s. w. nicht Reisen unternommen werden 
müssen, deren Kosten den Gewinn übersteigen. Allein der- 
artige Zeiten und Verhältnisse sind nicht die Regel, sondern 
die Ausnahme. 
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Ueberhaupt möchten wir bei dieser Gelegenheit und im 
Zusammenhange mit dem zuletzt Gesagten hervorheben, dass 
auch die Eisenbahnen Kinder ihrer Zeit in dem Sinne sind, 
dass deren wirthschaftliches Gedeihen mit dem jeweiligen 
Wohlstand (wenn man will, mit der jeweils wechselnden 
Geschäftslage) des Landes, dem sie angehören, in enger Ver- 
bindung stehen. Tritt ein Niedergang der allgemeinen Ge- 
schäftslage ein, so empfinden dies die Eisenbahnen, ob sie 
nun in England, Frankreich, Deutschland oder in einem 
anderen Lande gelegen sind, ohne Rücksicht auf die ver 
sch i edenartige Höhe des Transportpreises im gleichen 
Masse. Die Geschäftslage bedingt den Umfang des Verkehrs; 
auf deren Gestaltung selbst üben an und für sich massig ge- 
haltene Fahr- und Frachtgebühren fast keinen Einfluss. 

Bequem ist es freilich für Viele, die Schuld an den be- 
stehenden oder vermeintlichen Uebelständen den Eisenbahnen 
zuzuschreiben und zunächst deren Tarife als Hemmniss der 
wirtschaftlichen Entwickelung, zu der ja auch das geschäft- 
liche Reisen gehört, zu bezeichnen, die Kurzsichtigkeit der 
Bahnverwaltungen zu tadeln, welche ihr eigenstes Interesse 
nicht verstünden, weil sie den gegebenen Anregungen nicht 
Folge leisten. Aber diese Eiferer beweisen nur, dass sie — 
Eiferer sind. Wir rechnen mit dem Urtheile des verständigen 
Mannes, der den Eisenbahnen nicht mehr zumuthet, als sie 
wirthschaftlicherweise zu leisten vermögen. 



4. Welche Einwirkungen äussern Herabsetzungen des 
Personentarifs auf Frequenz und Einnahme? 

Es wird den Personentarifen vielfach der Vorwurf gemacht, 
dass dieselben das Zahlungsvermögen der Passagiere der ver- 
schiedenen Wagenclassen nicht genügend berücksichtigen und 
dass heute der Reisende der unteren Wagenclassen für den 
Reisenden der oberen Wagenclassen, somit der Arme für den 
Reichen zahlen müsse. Zur Beseitigung dieses Missverhältnisses 
wären demnach die Fahrpreise der oberen Classen zu erhöhen, 
oder besser, die der unteren zu ermässigen. 

Hierzu tritt, was allerdings kein sociales, sondern ledig- 
lich ein betriebsökonomisches Moment ist, dass die Special- 
kosten der Personenbeförderung für die oberen Wagenclassen 
schon zufolge der grösseren Wagentara (die Ausnutzung der Sitz 

S c h r • 1 b * r, Pie Kl«enb«bnen. 1 1 
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platze der oberen Classen beträgt in Deutschland und Oesterreich- 
Ungarn durchschnittlich nur 19 Procent gegen 26 Procent in den 
unteren Wagenclassen) sich wesentlich höher stellen. 

Das nächstliegende Mittel zur Behebung des bestehenden 
Missverhältnisses schiene nun wohl, insolange das gegenwärtige 
Vierclassensystem der Personenwagen beibehalten werden soll, 
die Erhöhung der Fahrpreise der oberen Classen. Indessen 
würde eine solche Massregel bei dem ohnehin stark demo- 
kratisirenden Zuge unserer Zeit in Verbindung mit der grösse- 
ren Wanderfähigkeit der ärmeren Bevölkerung nur noch 
ein weiteres Sinken der Frequenz der theuerern Wagenclassen 
zu Gunsten der billigeren zur Folge haben. Um einige Bei- 
spiele hiefür anzuführen: 





Es fuhren i 


n Englanc 


l ) 


im janre 


von Reisenden 
Millionen 


in der 
Classe 


r rocent 






I 


18-4 


1843 


20 


II 


460 






III 


36-6 






I 


12-36 


1853 


102 


II 


35-80 






III 


5184 






I 


12 75 


1863 


206 


II 


28-09 






III 


6916 






I 


8-41 


1873 


455 


II 


16-45 






III 


7614 






I 


531 


1883 


684 


II 


9-68 






III 


85-01 



») Congres des chemins de fer. Bruxelles 1885, XII, 96. 
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In Oesterreich- Ungarn und Deutschland benutzten im 
Jahre 1882 nur 15 Procent aller Reisenden die beiden oberen 
Wagenclassen, während rund 85 Procent den unteren zwei 
Wagenclassen zufielen. Also genau dasselbe Verhältniss wie 
in England! Diesem „demokratisirenden Zuge" in unserer 
heutigen Gesellschaft würde aber auch durch eine Fahrgeld- 
herabsetzung der oberen Classen kein Riegel vorgeschoben 
werden, solange es überhaupt Wagenclassen mit noch nie- 
drigeren Preisen giebt; zumal dann nicht, wenn — wie dies 
ja wohl nicht zu vermeiden wäre — gleichzeitig eine Fahr- 
geldherabsetzung der unteren Wagenclassen einträte. Es 
erübrigte also nur (unter Beibehaltung des bestehenden Vier- 
classensystems) die Massregel einer Herabminderung alier 
Wagenclassen. 

Aeusserst lehrreich ist in dieser Beziehung das Ergebniss 
des Personenverkehrs und der daraus erfliessenden Einnahmen 
der Betriebsjahre 1881, 1882 und 1883 (1884 und 1885 
konnte in Folge des erfolgten Eintritts der Franz-Josefbahn, 
der Pilsen -Priesener Bahn etc. in das westliche Eisenbahnnetz 
nicht mehr in Vergleich gezogen werden) auf den westlichen 
Linien der Österreichischen Staatsbahnen. Der Erwerb der 
früheren Privatbahnen, welche das neue Netz der Staatsbahnen 
bilden, brachte es nämlich mit sich, dasszu einer gleichmässigen 
Gestaltung der verschiedenartig gebildeten Personentarife der- 
selben geschritten werden musste, wobei es in der Natur der 
Sache gelegen war, eine allgemeine Erhöhung der bestandenen 
Taxen der Privatbahnen zu vermeiden. Es war daher noth- 
wendig, einen entsprechenden Preisdurchschnittssatz auf- 
zustellen, der einerseits den Interessen der Unternehmung 
Rechnung trug und andererseits auch geeignet erschien, die 
mit der angestrebten grösseren Frequenz verbundenen volks- 
wirtschaftlichen Zwecke ohne erhebliche Erhöhung der bahn- 
seitigen Auslagen zu fördern. Auf diese Weise kam es, 
dass eine Ermässigung der Fahrpreise, und zwar um 12*7 Procent 
bei Courierzügen und um 16*1 Procent bei gewöhnlichen Per- 
sonenzügen eintrat. Ueberdies wurde das System der Rück- 
fahrt- und Abonnementbillets in umfassender Weise in An- 
wendung gebracht. Der gewünschte, Erfolg dieser Massnahmen 
wurde thatsächlich auch insofern erreicht, als die Frequenz 
des Jahres 1882 (dem Jahre der Tarifherabsetzung) gegen 1881 
um 1,451.168 Personen, und im Jahre 1883 um 3,366.660 Per- 
sonen, somit um mehr als 50 Procent stieg. 

n* 
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Nach dem Geschäftsbericht der k. k. Direction für den 
Staatseisenbahnbetrieb pro 188a wurden mit Courier- und 
Personenzügen befördert Reisende: 







II. 


III. 






W. 

« 
— > 


G 1 a s s e 


Zusammen 






Personen 




1881 


128.904 


892.398 


4,985.728 


6,007.030 




1882 


117.451 


986.376 


6,354.372 


7,458.198 




1883 


127.002 


1,115.610 


8,090.278 


9,373.690 




Dagegen betrug die Einnahme in Gulden: 


Jahr 


I. iU 


III. 


Zusammen 




C 1 a s s e 




1881 


704.433 


2,004.620 


2,992.209 


5,701.262 fl. 




1882 


685.212 


1,969.569 


3,029.277 


5,684.058 fl. 




188S 


743 326 


1,982.181 


3,252.800 


5,978 307 fl. 





Während sonach die Frequenz des Jahres 1881 von 
0,007.030 Personen auf 9,373.090 im Jahre 1883, somit um 
50 Procent stieg, hat die Roheinnahme nur um 
277.045 Gulden oder 4*80 Procent zugenommen, welche fast 
ausschliesslich der III. Classe zufällt, wogegen die II. Classe 
trotz einer Frequenzzunahme von 223.112 Personen (20 Pro- 
cent) ein thatsächliches Minderergebniss von 22.439 Gulden 
aufweist. 

Der Geschäftsbericht (S. II) bemerkt hierzu: „Die Er- 
höhung der Personenfrequenz und der Einnahmen aus dem 
Personenverkehr entfällt zum weitaus gross ten Theil 
auf den engeren Localverkehr, welcher sich um Wien, 
Linz, Salzburg und andere bedeutendere Orte des vereinigten 
Netzes gruppirt, wogegen der inländische Anschluss- 
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verkehr zwar eine grössere Frequenz, jedoch eine ge- 
ringere Einnahrae aufweist und der externe Personen- 
verkehr in der Frequenz stabil geblieben, in den 
Einnahmen zurückgegangen ist!" 

Also nur für den rein örtlichen (Nah-) Verkehr hat die 
Preisverminderung eine erhebliche Frequenzzunahme — aller- 
dings nicht im Verhältniss zur erzielten Einnahme — hervor- 
rufen können, für weitere Entfernungen dagegen hat dieselbe 
fast gar keinen Einfluss auf die Weckung der Reiselust aus- 
geübt. — Der Geschäftsbericht zieht hieraus den ganz richtigen 
Schluss, dass die Verminderung der Fahrkosten nur dort 
wirklich belebend auf die Frequenz wirkt, wo das Fahr- 
geld einen grossen Theil der Reisekosten aus- 
macht und wo, wie wir dem beifügen möchten, das Zeit- 
moment keine Rolle spielt: also im Nahverkehr. 

Es wird von Interesse sein, die Ergebnisse des Personen- 
verkehrs der Eisenbahnen des vereinigten Königreichs (Eng- 
land und Wales, Schottland und Irland) hier zu besprechen, 
wie diese von Mr. M. Grierson, Generaldirector der Great 
W T estern Railway, der statistischen internationalen Eisenbahn- 
commission in Brüssel geliefert wurden: 





Jahr 


ihl der im Betrieb 
:hcnden Meilen 


len durchlaufenen i 
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mimt Einnahmen 
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1853 


7.641 


4869 


102,266.698 >) 


8,561.060 




1863 


12.322 


4958 


204,636.075 


12,887.110 




1873 


16.082 


6904 




455,320 188 


21,087.647 




1883 


18.681 




7397 


683,718.137- 


25,742.452 










Somit Zunahme 200*7 Procent. 



1 ) Die Zahl der Einwohner des vereinigten Königreichs betrug: 
1853: 27.5 Millionen, 1863: 29.4 Millionen, 1883: 35 3 Millionen. 
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Ungeachtet der ausserordentlichen Zunahme der Frequenz 
und Einnahme hat die durchschnittlich für jeden Reisenden 
erzielte Einnahme ebenso wie die für die Zu gm eile ent- 
fallende Einnahme fortwährend abgenommen, wie aus 
nachstehendem Ausweis hervorgeht: 





Jahr 


Einnahmen für den 
Reisenden 


Einnahmen 

für die 
Betriebsmeile 
in Pfund 
Sterling 


Einnahmen 

für die 
Zugmeile 




I. 


II. 


III. 


aller drei 
Classen im 
Durchschnitt 


C 1 a s s e 


1863 


s. n. 

4-13/, 


S. D. 


S. 0. 

1-07* 


S. »>. 
l-73/ 4 


1120 


S. D. 

4-TVi 


1863 




1-5% 


0-93/ 4 




1042 


4*2«/ 2 


1873 


2-37* 


MV, 


0-87* 


o-io v. 


1311 


4-51/4 


1883 


2-07« 


1-0 


0-7 


0-8 


1287 


353/ 4 



Demzufolge stellt sich der Rückgang der Einnahmen in 
dem ausgewiesenen, 30 Jahre umfassenden Zeitabschnitt: 

bei den Reisenden I. Classe auf 51*25 Procent 
n 7) n II. „ „ 40*74 „ 

n » n I". n n 42 * 85 n 

im Durchschnitt . . . . „ 59*50 „ 

während sich für die Zugmeile eine um 24*43 Procent 
geringere Einnahme ergiebt. 

Dieser Rückgang in den Einnahmen der Zugmeile muss, 
selbst unter Berücksichtigung der inzwischen hinzugetretenen 
Metropolitanbahn mit ihrem grossen Verkehr auf kurze Ent- 
fernungen zu billigen Tarifen, 1 ) als ein sehr beträchtlicher 
bezeichnet werden, zumal wenn man, wie Herr Grierson her- 
vorhebt, berücksichtigt, dass die für die Zugmeile erwachsenden 
Ausgaben fast unverändert geblieben sind. 



*) Die Metropolitan railway beförderte 1873: 43,633.973 Personen, 
18r>6: 80,474.660 Personen. Die Durchschnittseinnahme für die beförderte 
Person betrug 1873: 17 9 Pfennige, 1886: 14-63 Pfennige. 
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Die Ursache des ausgewiesenen Einnahmenrückgangs liegt 
einerseits in der grossen Entwickelung des specifischen Ver- 
kehrs, d. h. in der bedeutenden, 51*92 Procent betragenden 
Vermehrung der pro Betriebsmeile gefahrenen Zugmeilen 
(1853: 4869 Zugmeilen; 1883: 7397 Zugmeilen), ohne dass 
durch den dem Publicum gebotenen Comfort die 
Ausnutzung der Sitzplätze eine bessere geworden 
wäre (in Folge dessen auch trotz des enorm gesteigerten 
Verkehrs die Einnahmen nicht gleichen Schritt mit den Aus- 
gaben gehalten haben) und andererseits in der Aufhebung des 
früher erhobenen Eilzuggebührenzuschlags seitens aller nörd- 
lich der Themse gelegenen Eisenbahnen, sowie in der all- 
gemeinen Ermässigung der Fahrpreise I. und IL Classe bei 
gewöhnlichen Zügen. Ein weiterer sehr erheblicher Grund des 
Einnahmenrückgangs der Zugmeile liegt in der Zulassung der 
Reisenden III. Classe zu allen verkehrenden Zügen und der 
eingetretenen Verbesserung des Comforts der III. Wagen- 
classe. — Diese Umstände zusammen haben gleichzeitig, und 
zwar auf der einen Seite den Rückgang der pro Reisenden 
erzielten Durchschnitts-Bruttoeinnahme und auf der anderen 
Seite das Wachsen der Betriebsausgaben im Gefolge 
gehabt. 

Dagegen sind in England die aus dem Güterverkehr 
pro Zugmeile erzielten Einnahmen, ungeachtet der stetigen 
Zunahme des zu ermässigten Preisen beförderten Verkehrs in 
Mineralien und Rohstoffen, gewachsen. 

Es stellten sich nämlich die Einnahmen pro Zugmeile: 

S. D. 

1853 auf 5 10V 2 

1863 „ 5 9 3 / 4 

1873 „ 6 4V 4 

1883 „ 6 07 2 

Die pro Meile (Betriebslänge) gefahrenen Zugmeilen be- 
trugen 

1853 3976 Zugmeilen 

1883 6851 „ 

was einer Zunahme von 72*31 Procent entspricht, während 
sich die Einnahmen, welche 1853: 8,937.748 £ und 1885: 
38,701.319 £ betrugen, in obigen 30 Jahren um 333 Procent 
gegen 200*70 Procent aus dem Personenverkehr steigerten. 
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5. Bedingt die Vermehrung der Personenfrequenz eine 
Verminderung der relativen Tara durch vollständigere 
Ausnutzung der vorhandenen Sitzplätze? 

Nach den statistischen Ausweisen des Vereins der d. E.-B.- 
Verw. für 1882 sind von den in den bewegten Personenwagen 
vorhandenen Plätzen nicht mehr als 24 Procent in Oesterreich- 
Ungarn und 23*66 Procent in Deutschland benutzt worden, 1 ) 
obwohl die Stärke der Personenzüge nicht über das not- 
wendige Mass bemessen zu werden pflegt. Die Besetzung der 
Personenwagenaxen stellte sich auf den deutschen Bahnen: 

im Jahre 1882 auf 4 53 Personen 
„ „ 1885 „ 4-44 „ 

während noch im Jahre 1862 die Axe mit 5*2 Personen besetzt 
war, und auf den österreichisch-ungarischen Bahnen: 

im Jahre 1882 auf 4'2«3 Personen 
„ „ 1885 „ 3-80 „ 

demnach ein stetiger Rückschritt trotz der erheblich gestei- 
gerten Frequenz! 

Dagegen weist die internationale Eisenbahnstatistik pro 
1882 für die französischen Eisenbahnen eine durchschnitt- 
liche Besetzung der Personenwagenaxen auf der: 

Nordbahn mit . . 

Ostbahn „ . . 

Westbahn „ . . 

Orleansbahn n . . 

Mittelmeerbahn „ . . 

Südbahn „ . . 

nach, im Durchschnitt also fast doppelt so viel, wie auf den 
mitteleuropäischen Eisenbahnen. Allerdings hat, was übrigens 
auch anderwärts zutrifft, zufolge der festeren Bauart der Wagen 
und des dem Reisenden zugewiesenen grösseren Raumes u. s. w. 
das auf den einzelnen Sitzplatz entfallende Taragewicht be- 
deutend zugenommen, wie aus folgendem, von der französischen 
Ostbahn zusammengestellten Ausweise hervorgeht: 

') Im Jahre 1885 in Oesterreich-Ungarn nur 21*98%, in Deutsch- 
land 23'y 0 . 



7*31 Passagieren 
6-18 

8'83 

8- 19 

8*66 „ 

9- 57 
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Jahr 


Wagen 


C 1 a s s e 


I. 


IL 


III. 


! Zahl der Sitzplätze 


Gewicht 


Zahl der Sitzplätze 


Gewicht 


Zahl der Sitzplätze 


Gewicht 


des 
Wagens 


pro 

Platz 


des 
Wagens 


pro 
Platz 


des 
Wagens 


pro 

Platz 


Kilogramm 


Kilogramm 


Kilogramm 


1*48 


24 


5.880 


245 
260 


30 


5.370 


179 


40 


3.230 


130 


1855 


24 


6.250 


40 


6.560 


1*4 








1865 1 


24 


7.740 


322 


40 


7.490 


187 


60 


6.800 


136 


1877 


24 


10.700 


446 


40 j 10.200 


255 


60 


10.000 


200 



Ein nachahmenswerthes Beispiel bieten die französischen 
Bahnen auf Grund des früher Gesagten keineswegs. Die 
Monopolherrschaft der gewaltigen Gesellschaften hat auch der 
Wagenbesetzungsziffer ihre Physiognomie aufgedrückt. „Nir- 
gends", sagt v. Weber, „ist der Passagier mehr Transport 
gegenständ, so ausschliesslich Zahl im Rechenexempel der 
Rentabilität, als in Frankreich!" 

Dem oben Gesagten zufolge gehen also auch im Personen- 
verkehr, dessen naturgemässe Richtung eine zweiseitige 
ist, während der Güterverkehr sich vorwiegend nur in einer 
Richtung bewegt, Frequenz und Wagenausnutzung durchaus 
nicht sich ergänzend miteinander. Was auf der einen Seite die 
Frequenz erbringt, nimmt auf der anderen Seite die damit gleich- 
laufende Vermehrung der Personenzüge und der ihnen beige- 
gebenen Wagen. Man vergleiche auch Folgendes: Auf den 
preussischen Staatsbahnen war 1883 die Frequenz der III. Classe 
fünfmal so gross, als die der II. Classe (54*51 Procent gegen 
11*83 Procent des Gesammtverkehrs) und doch war die Aus- 
nutzung der vorhandenen Plätze nur um 3*25 Procent höher in der 
III. als in der II. Wagenclasse (24*84 Procent) gegen 21*59 Procent, 
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wogegen im Jahre 1862 bei viel geringerer Frequenz die Sitz- 
plätze mit 29*4 Procent ausgenutzt waren. — 

Wie bereits früher bemerkt, trat auf den k. k. Staatsbahnen 
zufolge der 1882 verwirklichten wesentlichen Fahrpreisermässi- 
gung eine erhebliche Vermehrung der Frequenz ein, wovon 
jedoch der weitaus überwiegende Theil auf den Umkreis- 
verkehr der Städte Wien, Linz, Salzburg entfällt, also auf 
einen nur ganz kurze Entfernungen zurücklegenden Verkehr, 
bei dem Hin- und Rückfahrt an einem und demselben 
Tage zu erfolgen pflegt. Hier sollte man nun meinen, 
dass die Ausnutzung der Wagenplätze, der Steigerung des 
Verkehrs folgend, sich weitaus günstiger gestaltet haben müsse, 
als dies vordem der Fall war. In der Wirklichkeit aber hat 
sich die Sache anders gestellt, indem die durchschnittliche 
Besetzung der Sitzplätze trotz der 50 Procent übersteigenden 
Frequenzmehrung fast die gleiche geblieben ist, näm- 
lich 24*43 Procent im Jahre 1881 und 2611 Procent im 
Jahre 1883. Ein Beispiel aus dem täglichen Leben: Es 
wurden an einem bestimmten Wochentage 1884 auf der 
Strecke Wien-Purkersdorf (Elisabethbahn) 10.200 Personen 
(96.600 Personenkilometer) befördert. Die Ausnutzung der 
vorhandenen Plätze betrug beiläufig 20 Procent. Am Pfingst- 
sonntage desselben Jahres wurden auf derselben Strecke 64.GOO 
Personen (576.800 Personenkilometer) befördert. Die Ausnutzung 
der vorhandenen Plätze stellte sich trotz der um 533 Procent 
gesteigerten Frequenz nur um 25 Procent höher, nämlich auf 
25 Procent (Oesterr. E.-B.-Ztg. 1884, S. 601). 

Was folgt hieraus? Dass eine grosse Verkehrssteigerung 
selbst auf solchen Strecken, wo Hin- und Rückfahrt an 
einem Tage zu erfolgen pflegt, die relative Tara der 
Personenwagen kaum vermindert, sonach auch keinen 
irgendwie bemerkbaren Einfluss auf die Gestaltung der 
Specialkosten des Personenverkehrs, dieses Kernpunkts der 
betriebsökonomischen Seite der Frage, ausübt. Dies liegt 
darin, dass die Masse des Verkehrs in einseitiger Richtung 
in die Früh- und Abendstunden fällt, wo allerdings die Wagen 
zur Gänze, sogar oft übermässig gefüllt sind, während die 
tagsüber verkehrenden Züge, sowie die Früh und Abends 
circulirenden Gegenzüge nur schwach besetzt sind. Ein der- 
artiges in der Natur der Dinge liegendes Verhältniss aber ab- 
zuändern, liegt nicht in der Gewalt der Eisenbahnen und 
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ihrer Tarife, woran ein- für allemal festgehalten werden muss, 
es sei denn, dass man versuchen wollte, die Anzahl der Per- 
sonenzüge einschneidend zu verringern, vermeinend, dass hier- 
durch ein günstigeres Verhältniss in der Ausnutzung der Sitz- 
plätze herbeigeführt werden könnte, wie dies in Frankreich 
geschieht. Das hiesse aber in der That den Teufel durch Beelzebub 
austreiben, da nur die häufig gebotene Gelegenheit des Zug- 
verkehrs, welcher sich ja doch aus den Verhältnissen heraus 
entwickelt hat, den Verkehr selbst schafft, wie jeder Kundige 
dies weiss und uns bezeugen wird. Allerdings: ein Jagen um 
nichts, d. h. ein Uebermass wäre hier, wie überall in der 
Welt, von Uebel und wo eine Einschränkung eines vielleicht 
allzureichen Zugverkehrs am Platze ist, da möge sie je eher 
je besser vorgenommen werden. 

Im Uebrigen verweisen wir auf das unter Punkt 4 über 
den Personenverkehr der englischen Eisenbahnen und dessen 
Ergebnisse Gesagte. 



6. Schlussfolgerung aus dem Gesagten. 

Wir gelangen nunmehr zu folgenden Schlüssen: 

1. Der Schwerpunkt des gesammten Personenverkehrs 
liegt im Nahverkehr, der die Entfernungen von 30 bis 40 km 
nicht übersteigt und hier sind es die Reisenden der unteren 
Classen, welche den Ausschlag in der Frequenz sowohl wie 
in der Einnahme geben. 

2. Fahrpreisermässigungen zur Hebung des Verkehrs, be- 
ziehungsweise auch der Einnahmen, sind insbesondere im 
Nahverkehr und hier wieder für die unteren Wagenclassen 
wirksam. Doch ist auch hier nicht ausser Augen zu lassen, 
dass ein Zuweitgehen in der Herabsetzung des Fahrgelds nur 
auf Kosten des bisherigen Reinerträgnisses aus dem 
Personenverkehr erfolgen kann. 

Es genüge hier anzuführen, dass sich die durchschnittlichen 
Kosten des Personenkilometers auf den preussischen Siaatsbahnen 
im Jahre lfc83 auf 3*12 Pfennige für das Personenkilometer stellten 
(Archiv f. E.-B.- W. 1886, Heft 1), denen pro 1888 für die in Frequenz 
und Erträgniss ausschlaggebende III. Wagendasse nur eine Einnahme 
von 8*263 Pfennige und für die IV. Classe gar nur von 2*108 Pfennige 
entgegensteht, während die durchnittliche Einnahme aller vier Wagen- 
classen 3 476 Pfennige für die Person und das Kilometer (in Oester- 
reich-Ungarn 4207 Pfennige) betrug (Statistik d. Ver. d. E.-B.-V.). 
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3. Die Fahrpreisermässigungen für weitere Reisen wirken 
anregend auf den Verkehr der Vergnügungsreisenden (also ins- 
besondere der sommerlichen Ausflügler), bieten jedoch für die 
übrige Menge der Bevölkerung fast gar keine Anregung 
zu grösserer Reiselust, weswegen dieselben auch das Erträgniss 
aus dem Personenverkehr eher ungünstig, als günstig beein- 
flussen. 

4. Die Mehrung der Frequenz bedingt keineswegs eine 
merklich bessere Ausnutzung der vorhandenen Sitzplätze, selbst 
nicht im Nahverkehr, wo Hin- und Rückreise an einem und 
demselben Tage erfolgt. 

5. Bei allen Preisherabsetzungen des Personentarifs soll, 
insolange das privatwirthschaftliche Princip das entschei- 
dende in der Eisenbahnverwaltung bleibt (und dies gilt auch 
für Staatsbahnen) die Mehrung der Frequenz Hand in Hand 
mit einer entsprechenden Mehrung des Reinerträg- 
nisses gehen. Tarifherabsetzungen, welche diesem Grundsatze 
nicht Rechnung tragen, sind wirtschaftlich nichtzu recht- 
fertigen. Die durch Mehrung der Frequenz hervorgerufene 
Mehrung der Roh einnähme beweist gar nichts zu Gunsten 
des wirtschaftlichen (finanziellen) Erfolgs einer durch 
Herabsetzung des Personentarifs erzielten Massenfrequenz. 

6. Einschneidende Herabsetzungen der Fahrpreise sollen 
stets nur im Wege des widerruflichen Versuchs platz- 
greifen. 1 ) Jedoch ist auch hier eine besondere Vorsicht nöthig, 
weil eine Tariferhöhung für die Person noch viel lästiger 
empfunden wird, als für Güter, „ähnlich, wie directe Steuern 
leichter Odium erregen, als die (weniger fühlbaren) indirecten" 
(Roscher III, 427). 

7. Herabsetzungen des Fahrpreises der unteren Classen 
im allgemeinen volks wirtschaftlichen Interesse, also 
Massnahmen, welche ausserhalb des heute massgebenden 
Finanzprincips der Eisenbahnverwaltungen liegen, bedürfen 
gesetzlicher Regelung und entziehen sich an dieser Stelle der 
Besprechung. Nur so viel möchten wir bemerken, dass ein, 
das thatsächliche Bedürfniss übersteigendes Reisen 
grosse wirtschaftliche und physische Nachtheile im Gefolge 
hätte: wirtschaftliche, weil damit — von anderen hierbei in 
Betracht kommenden socialen Unzukömmlichkeiten abgesehen — 



») Ebenso auch möglicherweise eintretende Aenderungen des 
jetzigen Systems der Wagen classen. 
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eine unnütze Zeitverschwendung verbunden ist, physische, weil 
darunter die Gesundheit leidet und das durchschnittliche 
Lebensalter der Menschen verkürzt wird. 



7. Verminderung der bestehenden Wagenclassen und 
demgemässe Reform des Personentarifs. 

Unsere vorausgegangenen Auseinandersetzungen fussen auf 
den gegenwärtigen Einrichtungen der Personenbeförderung 
in drei, beziehungsweise vier Wagenclassen. 

Um einen Ueberblick über das procentuale Verhaltniss 
der in den einzelnen Wagenclassen beförderten Personen und 
die erzielte Einnahme zu gewinnen, lassen wir nachstehende 
Zusammenstellung folgen : 

Es entfielen im Jahre 1882: 



In 


Auf die 
Wagen- 
classe 


Procente der 


beförderten 
Personen 


Einnahmen ! 


Deutschland 


L 


0-976 


5-906 


II. 


13018 


301 19 


Iii. 


66125 


49-717 


IV. 


20-882 


14-258 


Oesterreich-Ungarn 


I. 


1-348 


7400 


II. 


13-274 


29-627 


III. 


72-998 


56-361 




IV. 


12-880 


6-712 



Während sonach in Deutschland und Oesterreich-Ungarn 
zusammen auf die zwei oberen Classen nur 15 Procent 
der Verkehrsmenge und 36 Procent der Einnahmen ent- 
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fallen, kommen auf die unteren zwei Classen 85 Procent der 
Verkehrsmenge und 64 Procent der Einnahmen. 

Diese Ziffern beweisen, dass — ähnlich wie in Eng- 
land — mit der stetig fortschreitenden Ausgleichung der 
socialen Unterschiede sich auch die Demokratisirung des 
Eisenbahnpersonenverkehrs vollzieht. Es steht dies mit dem 
wirthschaftlichen Preisgesetz in Verbindung, demzufolge 
Eisenbahnen zu jenen allnutzigen Gütern des menschlichen 
Gebrauchs gehören, welche mit der wachsenden Menge der 
gleichzeitigen Benutzung derselben nicht in demselben Ver- 
hältnisse wachsen, sonach in Folge der dadurch entstehenden 
Gebrauchsvereinigung wohlfeiler werden, woher es denn auch 
kommt, dass, während vordem nur die Grossen und Reichen 
schnell reisen konnten, dies heutzutage bis in die untersten 
Schichten der ' Gesellschaft — allerdings nur auf Kosten der 
persönlichen Ungebundenheit — möglich geworden ist, wie ja 
überhaupt unser ganzes neuzeitliches Staatsleben auf einer Ein- 
schränkung der persönlichen Freiheit beruht, sofern dieselbe 
durch das Interesse der Gesammtheit bedingt ist. 

Der Frequenz entsprechend sind denn auch die Ein- 
nahmen der oberen zwei Classen zurückgegangen, die der 
dritten Classe gestiegen. Ein sehr packendes Beispiel hiefür 
liefern die englischen Verhältnisse, worüber die nachstehende 
Aufstellung Aufschluss giebt: 





Jahr 


Einnahmen in Pfund 


• 

Sterling 








I. Classe 


II. Classe 


III. Classe 






1873 


4,372.274 


3,984.718 


11,760.588 






1883 


3,670.063 


3,329.744 


17,050.064 






demnach 
1883 
gejjen 
1873 


weniger 
702.221 


weniger 
654.974 


mehr 
5,299 476 





Diese schon seit längerer Zeit bemerkbare, nach unten 
gerichtete Strebung des Personenverkehrs hatte der 1190 Miles 
langen Midland-Eisenbahn (London-Sheffield- Carlisle und 
Bristol-Gloucester- Birmingham- Derby), wie das englische 
Wochenblatt der „Spectator" vom 21. Februar 1885 be- 



Digitized by Google 



Verminderung der bestehenden Wagcnclassen etc. 175 



richtet, 1 ) schon vor 10 Jahren Veranlassung geboten, die 

II. Wagenclasse ganz abzuschaffen; jedoch nicht in der Weise, 
dass damit die Reisenden II. Classe auf die gleiche Stufe der 

III. Classe herabgedrückt werden, sondern den Reisenden 
III. Classe den bisher der II. Classe gewährten Comfort theil- 
haftig werden zu lassen, wie überhaupt bis jetzt schon der 
Comfort III. Classe in Folge der seitens der Midiandbahn ge- 
gebenen Anregung von den anderen nördlich der Themse ge- 
legenen, durch die Midiandbahn beeinflussten Bahnen weit 
grösser geworden ist. 2 ) 

Auffallenderweise ist es trotz Beseitigung der II. Classe 
auf der Midiandbahn, welche überdies verhältnissmässig nie- 
drige Fahrpreise für die I. Classe einhebt, fast immer noch 
möglich, eineAbtheilung I. Classe für sich allein zu erhalten; ja 
oftmals bleiben sämmtliche Abtheilungen I. Classe bei gewissen 
Zügen ganz unbesetzt, was wohl auch mit der verhältniss- 
mässigen Kürze der auf der Insel zu durchmessenden Strecken, 
deren keine mehr als Dreivierteltag Schnellzugfahrt zu ihrer 
Zurücklegung erfordert, zusammenhängt. 

Dadurch aber, dass 'heute ganz ansehnliche Personen die 
III. Classe häufig benutzen, hat sich auch das früher oft rohe 
und unanständige Benehmen der Reisenden III. Classe im 
Allgemeinen wesentlich verbessert. Der vordem oft betrunkene 
Arbeiter oder Matrose wird jetzt mehr wie ein Gentleman be- 
handelt und er lernt sich als solcher zu benehmen. Also 
selbst in sittlicher Beziehung hat das deraokratisirende 
Streben des Eisenbahnreisens wesentlich erziehend bei- 
getragen, was wir als einen höchst beachtenswerthen, 
durch Eisenbahnen geschaffenen Culturfortschritt hervorheben 
möchten. — Auch in Oesterreich- Ungarn, namentlich aber in 
Deutschland hat sich das Bestreben einer Abänderuug der 
derzeitigen Art der Personenbeförderung, allerdings in erster 
Linie aus betriebsökonomischen Gründen, wiederholt bemerk- 



») Zeitung d. V. d. E.-B.-Verw. 1885, S. 279. 

-) Auch die Great Northern beabsichtigt die II. Classe zu beseitigen, 
wie dies jetzt schon seitens der Glasgow und der Southwestern, der 
schottischen Verbündeten der Midiandbahn und ebenso seitens der North 
British geschehen ist. Aber alle diese Gesellschaften führen auch Pull- 
mannwagen, so dass es noch immer drei Wagencassen in deren Express- 
zügen giebt. Die südlich der Themse gelegenen Bahnen South Eastern 
und London Chatam and Dover führen dagegen in ihren Schnellzügen 
nur Wagen [. und II. Classe zu 5o Procent höheren Preisen, als die in 
nördlicher Richtung laufenden Bahnen. 
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bar gemacht. Man bezeichnet das bestehende Vierwagenclassen- 
system, welches den betriebsökonomischen Anforderungen an- 
geblich keine Rechnung trägt, geradezu als einen Missstand, 
dessen Behebung mit aller Entschiedenheit anzustreben wäre. 
Ein Theil der Neuerer wünscht zunächst die gänzliche Beseitigung 
der [. Wagenclasse bei allen Zügen, weil auch vom volkswirt- 
schaftlichen Standpunkt aus die Beibehaltung dieser Classe in 
Berücksichtigung ihrer geringen Benutzung, beziehungsweise 
Einnahme, als kein Bedürfniss angesehen werden könne und 
überdies den „oberen Zehntausend", welche die I. Classe be- 
nutzen, durch Miethen besonderer Abtheilungen II. Classe 
(gegen Bezahlung der Hälfte der vorhandenen Sitzplätze), er- 
forderlichenfalls auch durch Einstellung von Salon- und 
Schlafwagen Gelegenheit geboten werden könnte, ihre Aus- 
schliesslichkeit zu wahren. 

Ein zweiter Theil geht weiter (s. V.-Ztg. 1885, *2<>) und 
strebt die Beseitigung der I. und IV. Wagenclasse an, so dass 
künftighin nur zwei Classen (die erste mit gepolsterten, die 
zweite mit ungepolsterten Sitzplätzen) bestehen würden. An 
Stelle der jetzigen IV. Classe solle sodann die Einrichtung von 
Arbeiterzügen, sowie die Einführung von Arbeiterbillets 
zu sehr ermässigten Preisen treten. Hand in Hand mit dieser 
Vereinfachung des Classensystems soll eine durchgängige Er- 
mässigung der allgemeinen Fahrpreise gehen, so dass bei Ab- 
schaffung aller ermässigten Billets (Rückfahrtbillets, Rundreise- 
billets etc.) für die künftigen zwei Classen die Taxen der 
derzeitigen III. und IV. Wagenclasse unter Zuschlag einer 
Schnellzugstaxe zur Erhebung gelangen sollen. 

Unsererseits bemerken wir zu dieser Frage Folgendes: 
Es unterliegt keinem Zweifel, dass der Mangel an genügender 
Nachfrage nach den theuersten Wagenclassen Schuld an 
deren ungenügendem Erträgnisse hat. Ebenso aber glauben 
wir durch unsere vorangegangenen Ausführungen beigetragen 
zu haben, zu erweisen, dass weitergehende Preisermässigungen 
für diese Wagenclassen entweder gar kein Reizmittel zur 
Erhöhung der Frequenz, beziehungsweise der besseren Aus- 
nutzung der Sitzplätze schaffen werden, oder aber, dass dort, 
wo die Vermehrung der Frequenz thatsächlich erfolgt, die- 
selbe nicht in das richtige ökonomische Verhältniss zu der 
Preisminderung und der durch die Frequenzmehrung bedingten 
Erhöhung der Betriebsausgaben gebracht werden kann. 
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Es wird sich sonach, falls überhaupt Wandel zu schaffen 
versucht werden soll, darum handeln, zu erwägen, ob dieser 
nicht vermittelst einer Vereinfachung des derzeitigen Wagen- 
classensystems, zunächst durch Beseitigung der zumeist an- 
gefochtenen I. Wagenclasse zweckmässig erzielt werden kann. 
Die gänzliche Auflassung der I. Wagenclasse wird, wie bemerkt, 
mit der besonders geringen Benutzung derselben seitens des 
Publicums (im Jahre 1882 in Deutschland 0*98 Procent, in 
Oesterreich-Ungarn 1*35 Procent des Gesammtverkehrs) und 
des daraus den Bahnen erwachsenden Betriebsausfalls be- 
gründet. 

Unsererseits vermeinen wir dem entgegen, dass gerade 
die geringe Benutzung der I. Classe den Betriebsausfall hier 
weniger fühlbar machen dürfte, als dies bei der weit stärker 
benutzten II. Wagenclasse, welche ja ebenfalls die Betriebs- 
kosten kaum deckt, der Fall ist. Dieselbe Erwägung wird 
es auch den praktischen Engländern nahegelegt haben, nicht 
die I., sondern die II. Classe zu beseitigen, obzwar der ziffer- 
mässige Rückgang der Einnahmen der I. Classe grösser als der 
der II. Classe gewesen ist. 

Des Ferneren darf, wenn man das Schlagwort der 
„oberen Zehntausend", derentwegen die I. Classe mitgeführt 
werde, ins Treffen führt, nicht ausser Augen gelassen werden, 
dass der Reisende I. Classe seine Bequemlichkeit theuer genug 
bezahlt. Es hat nämlich beispielshalber im Jahre 1882 ein 
Reisender an Fahrgeld bezahlt in Mark: 





In 


I. 


II. 


III. 




Classe 


Deutschland 


640 


247 


0-80 


Oesterreich-Ungarn 


11-47 


4-65 


1-61 



Hierzu tritt die allgemeine Rücksicht, welche man auf 
die Einrichtungen des Reiseverkehrs der übrigen Staaten 
unseres Festlands wohl oder übel nehmen muss, nament- 
lich insoweit hier die vom Staat betriebenen 
Eisenbahnen in Betracht kommen, um dieselben auch 
in dieser Beziehung nicht hinter den Transport-Erwerbs- 

Schr.ib.r, Di. EU.ab.bnen. 12 
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gesellschaften zurückstehen zu lassen, welche ja weit begrün- 
deter das betriebsökonomische Moment auch in dieser Frage 
in den Vordergrund stellen konnten, als der Staat das fis- 
calische. Und dennoch haben wir nie gehört, dass die Öster- 
reichischen, französischen, schweizerischen, holländischen und 
russischen Privatbahnen für die Beseitigung der I.Wagenclasse 
bisher eingetreten wären. 

Indem wir also auch unsererseits für die Beibehaltung 
der I. Wagenclasse im Allgemeinen sowohl in Deutschland 
wie in Oesterreich- Ungarn das Wort nehmen, sprechen wir 
uns aber gleichzeitig um so entschiedener gegen die weitere 
Belassung derselben bei gemischten und gewöhnlichen Per- 
sonenzügen aus, da hier thatsächlich kein wirkliches Be- 
dürfniss vorliegt, so dass fernerhin Wagen I. Classe nur 
noch den Schnell-, Courier- und Expresszügen beizugeben 
wären. 

Aehnlich wie bei der I.Wagenclasse steht die Frage der Auf- 
lassung der II. Classe, deren Beseitigung die englischen Bahnen 
dem Anscheine nach anstreben. Es liegen aber die Verhältnisse 
in England ganz anders, als bei uns (schon der geringeren 
Ausdehnung des Netzes halber und der damit in Verbindung 
stehenden geringen Reiseweite), und wenn wir auch unsererseits 
das in England zu Tage getretene sittlich erziehende Moment 
der Vermischung der gebildeteren Reisenden II. Classe mit dem 
ungebildeteren Publicum III. Classe voll anerkennen, so 
möchten wir es doch bei uns in erster Linie der Familie, 
der Schule und erst dann, wenn diese genügend vorgearbeitet 
haben, dem Eisenbahn -Personenverkehr überlassen, diese 
erziehende Aufgabe zu übernehmen. Wir wenigstens würden 
es, aufrichtig gesagt, auch keinem englischen Gentleman, der 
gewohnt ist, auf der Midiandbahn von London nach Sheffield 
oder Lancaster in der III. Classe zu reisen, zumuthen, etwa 
eine Reise von Krakau nach Brody oder Suczawa in einem 
Wagen HL Classe zurückzulegen — ein zweitesmal würde 
der Mann zu Hause bleiben. Das wäre wahrlich wohl das 
schlechteste Mittel, den Personenverkehr zu heben! 

Ob der englische Versuch, als Ersatz für die Auflassung 
der II. Wagenclasse den Reisenden III. Wagenclasse unter 
Beibehaltung der bestehenden Preise dieser Classe den Com- 
fort II. Classe zu Theil werden zu lassen, einen nennens- 
werthen betriebsökonomischen Vortheil mit sich bringt, 
bezweifeln wir, zumal ja auch schon die in England ge- 
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machten Erfahrungen gelehrt haben, dass die Beseitigung 
der II. Wagenclasse durchaus nicht dazu beigetragen hat, die 
Frequenz der [. Classe zu heben. Ein solcher Versuch, 
welcher über kurz oder lang dahin führen dürfte, auch die 
I. Wagenclasse aufzuheben, läuft im Wesentlichen auf die 
Schaffung einer einzigen Wagenclasse hinaus, wie dies 
ja von gewisser Seite, anscheinend im Interesse der Eisen- 
bahnen, in Wahrheit aber nur zu dem Zweck angestrebt 
wird, um dann, wenn einmal das Einclassensystem durch- 
geführt sein sollte, auf dessen sociale Nachtheile hinzuweisen, 
hervorzuheben, dass der Reiche auf Kosten des Armen reise 
und — eine billigere Wagenclasse für den Armen zu ver- 
langen. 

Dass es auf den amerikanischen Eisenbahnen nur eine Wagen- 
classe gebe, ist ja auch nicht richtig. In der That bildet die Pariour 
Car (Salonwagen) die zweite und die Sleeping Car (Schlafwagen) die 
erste Classe. „Dafür aber, dass der „gemeine Mann" die Genugthuung 
hat, mit einem sogenannten „Billet I. Classe" zu fahren, muss er 
schwer bezahlen. So kostet z. B. eine Fahrt von Cincinnati nach 
St. Louis, welche einen Tag oder eine Nacht dauert, unter gewöhn- 
lichen Tarifverhältnissen 10 Dollars. Für die Benutzung des Salon- 
wagens zahlt man 1 Dollar mehr und wenn man die Reise in der 
Nacht macht, 2 Dollars mehr. Der Wohlhabende zahlt also für die 
II. Classe 10 Procent und für die I. Classe 20 Procent mehr als für 
das billigste Fahrbillet. Bei uns werden für die II. Classe 50 Procent 
und für die I. Classe 100 Procent mehr gezahlt, als für die III. Classe. 
Ich bin stets sehr geneigt gewesen, die socialen Verhältnisse in den 
Vereinigten Staaten im günstigsten Lichte zu sehen, aber über diesen 
Humbug, welcher zu Ungunsten der ärmeren Classen getrieben wird, 
habe ich nicht hinwegkommen können." (Fr. Lange, Eigenthümlich- 
keiten im amerikanischen Bauwesen.) 

Bliebe also nur noch die Verschmelzung der III. mit der 
IV. Wagenclasse zu erwägen, welche in der Weise erfolgen 
soll, dass die IV. Classe aufgehoben wird und für die ver- 
bleibende III. Classe der jetzige Fahrpreis der IV. Classe ein- 
zuheben wäre. Aber auch hierzu sehen wir umsoweniger 
eine Nöthigung, als es wirklich widersinnig erscheinen müsste, 
wenn man zur Verbesserung des Gesammterträgnisses des 
Personenverkehrs die höheren Fahrpreise der III. Classe be- 
seitigen und durch jene der, die Ausgaben kaum deckenden 
IV. Classe ersetzen wollte. Wird denn hierbei gar nicht 
bedacht, dass z. B. 1882 in Deutschland 144 Millionen Rei- 
sende in der III. und nur 46 Millionen in der IV. Classe 

12* 
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fuhren, von denen die ersteren 117 Millionen Mark, die 
letzteren nur 33 Millionen Mark an Fahrgeld bezahlten? Oder 
sollte auch für diese Classenverschmelzung und Fahrgeld- 
ermässigung ein solches „Bedürfniss des Verkehrs" vorliegen, 
dass dasselbe alle fiscalischen Bedenken dagegen nicht auf- 
kommen Hesse? 

Wir sind der gegentheiligen Ansicht und vermeinen, dass 
heute, wo das geringe Ertragniss des Personerverkehrs und die 
hohen Kosten desselben Jedermann vor Augen liegen, mit wei- 
terer Herabsetzung der Personentaxen — wenigstens vorläufig — 
innegehalten werden sollte, zumal wir ja auch durch unsere 
vorangegangenen Auseinandersetzungen klargelegt zu haben 
glauben, dass jede durch Preisermässigung herbeigeführte 
Frequenzmehrung weder mit der Erzielung entsprechend 
höherer Einnahmen noch entsprechend geringer werdender 
Auslagen Schritt hält. Je weitergehend die Preisherabsetzung 
ist, desto grösser gestaltet sich, mindestens für eine lange 
Zeit, der finanzielle Verlust für die Transportunternehmung. 
Es trifft also für den ohnehin so weit als möglich begünstigten 
Eisenbahnpersonenverkehr der Grundsatz nicht zu, nach wel- 
chem die geringere Gebühr durch Steigerung des Anreizes 
zur Benutzung des Verkehrsmittels den grösseren finanziellen 
Erfolg sichert. 

Es bezieht sich daher auch unsere Anschauung nicht allein 
auf Privat-, sondern auch auf Staatsbahnen, nachdem auch 
die letzteren, solange das in ihnen steckende Capital zu ver- 
zinsen und zu tilgen sein wird und insolange der etwa 
erzielte höhere, aus Gewerbsgewinn bestehende Ueberschuss 
derselben im Interesse der Gesammtwirthschaft zur Vervoll- 
ständigung des Eisenbahnnetzes, unter Umständen auch zur 
Deckung anderweiter Staatsbedürfnisse verwendet werden 
muss, nach dem privatwirthschaftlichen Princip zu verwalten 
sind, wonach nicht der Staat, sondern grundsätzlich der 
Benutzer einer Eisenbahn für die durch ihn hervorgerufene 
Kostenverursachung unter Zuschlag eines angemessenen Ge- 
winns aufzukommen hat. 

Somit könnte es sich eigentlich nur noch um die Auf- 
lassung der IV. Classe handeln. Vom fiscalischen Standpunkt 
der Bahnen aus würde sich diese Massnahme unter Um- 
ständen empfehlen, sicherlich aber nicht vom socialen und 
volkswirtschaftlichen, worauf schon der starke Zuspruch 
dieser billigsten Classe hindeutet. 
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Als 1878 im sächsischen Landtage die Frage der Aufhebung der 
IV. Wagenclasse, deren Einführung auf Anregung des Bundesraths 
erfolgte, erwogen wurde, erklärte sich der sächsische Finanzminister 
aus volkswirtschaftlichen Gründen ge gen deren Beseitigung, obzwar 
nicht zu verkennen sei, dass die Einführung der IV. Wagenclasse 
eine sehr bemerkbare Verschiebung der Frequenz nach unten im 
Gefolge gehabt habe. 

Im Gegentheil würden wir aus menschenfreundlichen und 
gesundheitlichen Rücksichten die Beistellung von Sitzbänken für 
diese Wagenclasse erwünscht erachten, wie sie bei Beförderung 
von Militär in den gewöhnlichen Güterwagen gebräuchlich sind. 

Wirschiiessendiese Auseinandersetzungen, indem wirsagen: 
Es erscheint uns mehr als zweifelhaft, dass durch eine Ver- 
minderung der Wagenclassenzahl eine irgendwie nennens- 
werthe Steigerung des Einnahmenüberschusses aus dem Per- 
sonenverkehr erwachsen wird, da sich auch hierdurch die 
Frage der Erzielung einer günstigeren Wagenausnutzung 
nicht lösen lässt, es sei denn, dass gleichzeitig eine durch- 
greifende Verminderung des Zugverkehrs einträte, deren Durch- 
führung indessen schon unter den derzeitigen Verhältnissen 
möglich wäre, wenn sich überhaupt eine solche Massnahme 
empfehlen würde. Die durch Beseitigung der I. oder II. Wagen- 
classe zu erzielende Ersparniss an Ausstattungskosten der 
Wagen würde reichlich überwogen durch die unbedingt nöthige 
Zuwendung eines grösseren Comforts für die III. Wagenclasse. 
Eine Hand in Hand mit der Verringerung der Wagenclassen 
gehende wesentliche Herabsetzung des Tarifs, und nur eine 
solche könnte überhaupt von Zweck sein, falls dadurch eine er- 
hebliche Vermehrung des Verkehrs erzielt werden soll, würde 
jahrelange, voraussichtlich dauernde finanzielle Verluste für 
das Transportunternehmen nach sich ziehen, den heute noch 
erübrigenden, wenn auch geringen Gewinn aus dem Personen- 
verkehr vollständig aufsaugen und dadurch die Güterfracht 
vertheuern, deren Erhöhung zur Ausgleichung des Ausfalls 
sich als unumgänglich erforderlich erweisen dürfte. Am aller- 
wenigsten aber dürfen solche Versuche in Zeiten einer wirth- 
schaftlichen Bedrängniss oder drohender politischer Lage unter- 
nommen werden, sondern in wirthschaftlich und politisch 
vollkommen gesicherten Zeitläuften und erst dann, wenn das 
Unternehmen der staatlichen Verkehrsanstalt (einer 
Privatbahn darf man solche Versuche überhaupt nicht zu- 
muthen) vollständig gefestet erscheint. 
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8. Fahrpreisermässigungen im Nahverkehr, Rückfahrt- 
und Rundreisebillets. Ausschluss der III. Wagenclasse 

von den Schnellzügen. 

Ob und inwieweit Fahrpreiserraässigungen für die unteren 
Wagenclassen im Nahverkehr zur Hebung des Verkehrs und 
der Einnahmen der Eisenbahnen sowohl, als wie aus ander- 
weiten öffentlichen Rücksichten geboten erscheinen, muss der 
fallweisen Beurtheilung nach Lage der Verhältnisse überlassen 
bleiben. Eine allgemeine Regel lässt sich hiefür nicht auf- 
stellen. 

Dagegen könnten wir einer Aufhebung bestehender Er- 
leichterungen des Reiseverkehrs, wie sie insbesondere durch 
Rückfahrt- und Rundreisebillets geboten sind, nicht das 
Wort reden, insolange nicht dem reisenden Publicum als Er- 
satz dafür andere ausreichende Gegenleistungen geboten 
werden können, da diese Einrichtungen sich bereits eingelebt 
haben und zu einem wirklichen Bequemlichkeitsbedürfniss des 
heutigen, ohnedies überhasteten Reiselebens geworden sind, 
ganz abgesehen davon, dass Rundreisebillets, namentlich aber 
die neu eingeführten combinirbaren Billets, dazu beitragen, die 
Wegweite des Einzelreisenden auszudehnen. Das Publicum 
würde in solchen, in der That denn doch kleinlichen Mass- 
nahmen mit Recht eine Rücksichtslosigkeit ihm gegenüber 
erblicken und der Rückschlag könnte und würde nicht aus- 
bleiben. 

Ebenso vermöchten wir nicht dafür einzutreten — wie 
es vorgeschlagen wurde — die Reisenden III. Wagenclasse 
grundsätzlich von allen schnellfahrenden Zügen auszu- 
schliessen, da es auch hier mit einem eingelebten Bedürfnisse 
brechen und die im Laufe der Zeit entstandenen Verschie- 
bungen des Personenverkehrs rückschieben wollen hiesse, was 
ein entschiedener MissgrifT wäre. Nicht rückwärts — vor- 
wärts schreiten ist die Losung des Jahrhunderts, dem das 
Dampfross sein Gepräge gegeben! Am allerwenigsten aber 
könnte es Aufgabe von Staat s bahnen sein, die durch Pri vat- 
bahnen geschaffenen Reiseerleichterungen der unteren Wagen- 
classen zu beseitigen. 
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Zur Geschichte der Eisenbahnen. 

Literatur: Pisko, „Georg Stephensor." in „Uns. Zeit" 1881, S. 244 ff. 

a) Die Entstehung der Eisenbahnen. 

Die Geschichte der Eisenbahnen gliedert sich in die Ge- 
schichte der Spurbahnen und in die Geschichte der Loco- 
motive. 

Die ersten Anfänge der Spurbahn, um zunächst diese 
zu besprechen, reichen bis in das graue Alterthum. Schon 
die Inder und Aegypter, die Griechen und Römer (s. a. Jesaias, 
Cap» 40, 3 bis 4) bauten zur Verminderung der Reibung Strassen, 
deren Oberfläche mit einer eben gearbeiteten Steinlage versehen 
war, in welche die Räder der Blockwagen nach und nach die 
Gleise selbst einschnitten. In den Ruinen des Tempels der 
Ceres zu Eleusis sieht man heute noch solche Schienen- 
gleise. 

An deren Stelle traten später die breiten Kunststrassen 
der Perser und insbesondere der Römer in der Blüthezeit des 
römischen Kaiserreichs. Der ausserordentlichen Vollkommenheit 
der Transportmittel im Orbis terrarum unter den Cäsaren und 
Antoninen gegenüber erscheint das ganze Mittelalter der 
neueren Völker als ein ungeheurer Rückschritt. In der That 
liegt, insoweit von Strassen die Rede sein kann, zwischen der 
Zeit der Räumung des besetzten fremden Gebiets diesseits der 
Alpen von den Römern, also ungefähr vom 5. Jahrhundert 
n. Chr. bis zum Anfang unseres Jahrhunderts, eine lang an- 
dauernde Dunkelheit. — Der Waaren verkehr konnte, inso- 
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weit ihm nicht der Wasserweg zu Gebot stand, häufig nicht 
einmal mit Wagen, sondern nur mit Packpferden vermittelt 
werden, und lief bis in das 15. Jahrhundert hinein jeden 
Augenblick Gefahr, von Raubrittern und Strolchen aller Art 
angefallen und geplündert zu werden. Erst seit der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts begann man, vor Allem in England, 
mit dem Bau von Canalen (James Brindley, der „Schöpfer 
der Canalschifffahrt", hatte seinen ersten Canal von Worsley- 
Mill nach Manchester, der zugleich der erste in England war, 
1761 vollendet), sodann mit dem Bau von Kunststrassen mit 
Steinschlag, deren Erfinder nebst Thomas Telford, dem 
Erbauer der Hängebrücke über den St. Georgcanal, der Schott- 
länder Metcalfe und MacAdam war (macadamisiren). Doch 
blieben auch diese Mittel für den sich schneller entwickelnden 
Verkehr unzureichend. Als nun das Aufblühen seiner Colonien 
im fernen Osten und Westen der englischen Nation die Herr- 
schaft über ein Weltreich gab, dessen Schätze auf der kleinen 
Nordseeinsel zusammenströmten, als die Städte und Hafen- 
plätze um das Mehrfache ihrer Einwohnerzahl wuchsen und 
die Industrie durch das Wunderwerk James Watt's, die 
Dampfmaschine, sich riesenhaft entfaltete, war die Zeit heran- 
genaht, zunächst auf eine Verbesserung des Wegewesens 
Bedacht zu nehmen. Da kam um das Jahr 1800 ein gewisser 
Outram in Derbyshire auf den Gedanken, gusseiserne, oben 
geradlinige Schienen auf Steinwürfel zu legen und derart 
eine Strasse mit wesentlich verminderter Reibungsfläche zu 
bauen, auf denen von Zugthieren fortbewegte Wagen mit 
eisernen Rädern verkehrten, welche zur Verhütung ihres Ab- 
gleitens von den Schienen eine an der Stirn ihres Umfangs 
angebrachte Nut enthielten, mit welcher sie über die Schienen 
passten (während vordem in den Bergwerken umgekehrt die 
Wagenräder in einer rinnenförmigen Vertiefung der Unter- 
lage gelaufen waren, welche sich indessen oft mit Sand 
u. s. w. füllte), ein System, dessen Erfinder Benjamin Curr 
(1776) war, von dem auch die Spurweite unserer heutigen 
europäischen Eisenbahnen (auf geraden Strecken 1435 mm) 
stammt. 

Nachmals wurden die Schienen nach oben randlos geformt, 
wogegen die Räder an ihren nach dem Innern der Bahn gewen- 
deten Seiten je einen vorspringenden Rand, „Spurkranz" genannt, 
erhielten, wodurch das Entgleisen der Wagen (Maschinen) ver- 
hindert wird. 
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Die derart gebauten Wege erhielten nach dem Erfinder 
den Namen Outram-ways oder abgekürzt Tramways. 

In ähnlicher Weise wurde die Draisine nach ihrem Erfinder 
Drais, grossherzoglich badischen Forstmeister, benannt. Derselbe 
war auch der Erfinder des Reitrads (Velociped). 

Die Anregung zu seiner Idee dürfte Outram dem schon 
seit 1700 in den englischen Bergwerken bestehenden, dem 
deutschen Bergbau entnommenen System der Verwendung 
hölzerner, mit Streifen von Eisenblech benagelten Laufbahnen 
für die Schleppwagen („Hunde") aus den Stollen entnommen 
haben, deren hölzerne Schienen (Holzriegel) späterhin durch 
Schienen aus Eisen ersetzt wurden. Dies waren die ersten 
Eisenbahnen. Uebrigens rollten noch zu Anfang unseres Jahr- 
hunderts die aus den Gruben bei Wvlam kommenden Kohlen 
in langen Wagenreihen auf hölzernen Schienen zum Tyne 
bei Newcastle herab, um von dort verschifft zu werden. Und 
so geschah es auch in anderen Gegenden unter ähnlichen 
Verhältnissen. Bergan wurden dann die in Folge ihrer blossen 
Schwerkraft zu den Schiffen gerollten Wagen auf einer 
Parallelbahn von Pferden zurückgezogen. 

Die erste nach dem System Outram gebaute, 15 Arm 
lange Eisenbahn war die Surreybahn zwischen Wandsworth 
und Croydon, deren Hauptzweck darin bestand, Waaren und 
Kohle von der Themse nach den südlichen Districten Londons 
zu bringen. 

Zu gleicher Zeit bestrebte man sich in England, nachdem 
der Versuch, Segelwagen auf den Spurbahnen laufen zu 
lassen, missglückt war • — und hiermit gelangen wir zur Ge- 
schichte der Maschine — an Stelle der thierischen Zugkraft 
die Dampfkraft benutzbar zu machen. 

Ein eigentlicher Erfinder 1 ) der Dampfmaschine ist genau 
genommen nicht zu bezeichnen; die Kraft des Dampfes war 
schon dem Heron von Alexandria (ungefähr 200 Jahre v. Chr.) 
bekannt, dessen erhaltene Werke durch Hultsch, Berlin 1864, in 
deutscher Sprache herausgegeben worden sind. Indessen be- 
nutzte Heron seine Kenntnisse nur zu physikalischen Spie- 
lereien. — Neuerdings wurde die Idee zur Dampfmaschine vor 
600 Jahren durch einen englischen Mönch, Namens Baco (1214 
bis 1292) angeregt, der in seiner Schrift „desecretis artis et naturae 
operibus" ein ähnliches, wie unsere heutige Locomotive aus- 

i) „Was ist Erfinden? — Es ist der Abschluss des Gesuchten" (Goethe). 
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gerüstetes Fahrzeug von einer geheimnissvollen Naturkratt 
getrieben, „cum impetu inaestimabili" dahinrasen Hess. — Später- 
hin, im Anfang des 17. Jahrhunderts, erschien eine zuerst in 
Frankfurt a. M. (1615) und dann in Paris (1624) nochmals 
gedruckte Schrift von Salomon de Caus, welche den Titel 
führt: „L,es raisons des forces mouvantes avec diverses 
machines" etc. Arago, welcher zuerst (1828) im „Annuaire 
du bureau des longitudes" auf diese Schrift aufmerksam 
machte, schloss aus derselben, dass de Caus eigentlich der 
erste Erfinder der Dampfmaschine sei. Es ist dies derselbe 
Caus, von dem Hertslet 1 ) die (unhistorische) Anekdote an- 
führt, dass Caus seine Erfindung der Krone wiederholt 
angeboten habe und von Mazarin, den er mit zu häufigen 
Anerbieten seiner Entdeckung belästigt hätte, als verrückt 
bis zu seinem Tode ins Bicetre gesperrt worden sei. That- 
sächlich war Caus schon 1630 als Ingenieur du roi ge- 
storben, ohne jemals in einem Irrenhause gewesen zu sein; 
seine Schriften standen bei den Gelehrten seiner Zeit in hohem 
Ansehen (Delepierre, Historical difficulties, S. 139). 

Aehnlich wie es Caus mit seiner Erfindung, der Anek- 
dote nach, gegangen sein sollte, erging es aber fast in Wirk- 
lichkeit dem Amerikaner Robert Fulton, der zum ersten- 
mal nach Pap in (1707) einen praktischen Versuch auf dem 
Gebiet der Dampfschifffahrt unternahm, indem er im Jahre 
1807 mit seinem zum Personentransport eingerichteten 
Dampfer „Clermont" hervortrat, der von da ab regelmässig 
zwischen New- York und Albany auf dem Hudson hin und 
her fuhr. Wenn aber auch hier der von Fulton unternommene 
Versuch geglückt war, so traute man doch, namentlich in 
Europa, dem Dampfschiff keine grosse Leistungsfähigkeit zu. 
Eines Tags, so erzählte der alte Fürst Metternich einmal 
einem hervorragenden deutschen Staatsmann der Jetztzeit, 
habe er im Vorzimmer Napoleon's I. ziemlich lange verweilt, 
als plötzlich ein Mann in tiefster Niedergeschlagenheit, die 
Spuren der Verzweiflung auf dem Gesicht, aus dem Cabinet 
herausgestürzt sei. Napoleon habe sodann Metternich, im 
Cabinet aufgeregt auf und ab gehend, gefragt: „Haben Sie 
den Menschen gesehen, der soeben von mir herauskam?" — 
„Gewiss!" — „Eh bien, c'est un fou! Er hat mir vorgeschlagen, 
die Flotte mit kochendem Wasser nach England hinüber 



l ) „Der Treppenwitz der Weltgeschichte." Berlin 1868. S. 254. 
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zu treiben!" Dieser Mann war Fulton. Und derselben Erzäh- 
lung setzte Metternich hinzu: „Oft. habe ich mich gefragt, 
was aus der Weltgeschichte geworden sein würde, wenn 
Napoleon die Vorschläge Fulton's genehmigt hätte und in 
England gelandet wäre." *) 

Um in der Geschichte der Erfindung der Dampfmaschine 
fortzufahren, war es, abgesehen von dem Franzosen Cugnot, 
welcher einen Dampfwagen herstellte, der 1769 in den 
Strassen von Paris lief, allein bald verunglückte (das merk- 
würdige Fahrzeug wird dermalen im Conservatoire des arts et 
des mötiers in Paris aufbewahrt), vor Allen James Watt 
(geb. 19. Januar 1736 zu Greenock in Schottland), welcher 
die aus der Hand Savery's und Newcomen's als plumpen, 
unbehilflichen Koloss empfangene Maschine als behenden, ge- 
horsamen und riesigen Helfer des Menschen bei fast all 
seinem Wirken und Schaffen auf dem Gebiete der mate- 
riellen Hervorbririgung aus seiner Werkstatt in die Welt hinaus- 
treten Hess. 

Als Zwillingsschwester der feststehenden Dampfmaschine 
Watt's ist die bewegliche und schnellfahrende Locomotive 
anzusehen, deren Ahne Murdoch, der Schüler Watt's, dann 
Richard Trevithik, 2 ) deren eigentlicher Vater aber Georg 
Stcphenson war, dem es auch endlich gelang, zwei Erfin- 
dungen: die der eisernen Spurbahnen und der Dampfmaschine, 
welche so lange Zeit nebeneinander hergingen, miteinander 
zu vermählen, wodurch er der Schöpfer der Locomotiv-Eisen- 
bahnen wurde. 

Ein sonderbarer Irrthum nämlich, dass die Adhäsion (Ad- 
härenz) der Räder auf den glatten Schienen nicht ausreiche, um 
die Räder der Locomotive ins Rollen zu bringen, wenn dieselben 
eine grössere Reihe beladener Lastwagen nach sich zu ziehen 
hätte, hatte bei dem Bestreben, die thierische Zugkraft durch 
die seit Watt's Erfindung ermöglichte Dampfmotion zu ersetzen, 
letztere von den Schienen ferngehalten. Die Bestrebungen 
aller Maschinenbauer hatten sich, abgesehen von Richard 
Trevithik, welcher zuerst den Dampfwagen auf einer Schienen- 
bahn rollen liess (1802 bis 1804), ohne jedoch weitere Versuche 
über die Stärke der zwischen Rad und Schiene stattfindenden 



') Veredarius, Das Buch von der Weltpost, Berlin 1884, S. 192. 

*) Wir schreiben richtig Trevithik und nicht, wie dies öfter vor- 
kommt, Trevethik. 
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gerüstetes Fahrzeit ^/ahrzehnt nach Erfindung 

getrieben, „<••♦ A * angestellt wurden, 

hin, im Äj'Wahrung der gewöhnlichen 

Frankf' 2> ächtet. So gelang es auch wirklich 



gedru A^Sg^^^^/f/iik, von Lands End in Gornwali 

führ y 7 "'Jjy ^SS5^ i r/ , s senlocomotive zu fahren, wo er sie 

ma Ä und dort für Geld zur SchaU Stellte * 

di ^^fjfl e ' ps -hte ™ &n sich ab > die Reibun g zwischen 

r t° P sC h en '"durch Aufrauhung und Verzahnung zu ver- 

/p, jS^' en h aber nichts erzielt wurde, als dem Dampf- 
flgd [J? ^^hemmten, stossenden Gang aufzuzwingen. 

''"^emotiven mit Zähnen an dem Triebrade und an 
SS** fassenden Stange, welche seitlich an der einen 
%c«rigt war, verwendete z. B. Blackett bei Wylam 
lebte*?, ujentransport. Diese Verzahnung entfiel erst, als 
* ü0 u diey, Inspector in den Blackett'schen Kohlengruben, 
W 'M ^-suchen gezeigt hatte (1813), dass der blosse Gewichts- 
* P ck der Locomotive zur Hervorbringung der erforderlichen 

tfibung g enü g e - 

Der bedeutungsvolle Schritt zur Umgestaltung des ge- 

mm ten Weltverkehrs geschah jedoch erst, als es Georg 
5tephenson (geboren am 9. Juli 1791 in dem Kohlengräber- 
dorfe Wylam bei Newcastle am Tyne in der nördlichst ge- 
legenen englischen Grafschaft Northumberland, gestorben am 
11, August 1848 in Tapton House bei Chesterfield im Alter 
von t>7 Jahren) unter Benutzung der Trevithik'schen Loco- 
motiveonstruetion nach mehrfachen Versuchen (1815) durch 
die Erfindung des Dampfgebläses (Blasrohrs) und die in Folge 
der rascheren Verbrennung des Heizstoffs hervorgerufene 
höhere Dampfspannung, im Verein mit der damit erreichten 
grösseren Fahrgeschwindigkeit gelang, einen unserer heutigen 
Locomotive ähnlichen, wirklich brauchbaren Motor herzu- 
stellen und mit der Schiene zu verbinden, wobei er das bis- 
herige Verfahren deren Legung, unterstützt von seinem 
damals noch die Schule in Newcastle besuchenden Sohne 
Robert, dessen theoretische Ausbildung späterhin den prak- 
tischen Verstand des Vaters so wesentlich unterstützen sollte, 
verbesserte. 

Die von Stephenson gemachten Erfindungen waren, ab- 
gesehen von der Heimstätte derselben, den nordenglischen 
Kohlenrevieren, woselbst das neue Beförderungsmittel schon 
mehrfach für den Transport von Kohle verwendet wurde, 



» 
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in weiteren Kreisen wenig bekannt. Zum Glück gelang es 
Stephenson, in dem reichen Quäker John Pease (Andere, wie 
z. ß. Franqueville, nennen ihn Eduard) aus Darlington, 
Actionar dortiger Kohlenwerke, nachdem dieser die Leistungs- 
fähigkeit der Stephenson'schen Dampfrosse gründlich erprobt 
hatte, einen Gönner zu finden 1 ) (1821), welcher ihm die Aus- 
führung einer als regelrechte Locomotivbahn nach seinem 
System zu erbauenden Montan bahn zwischen Stockton und 
Darlington (noch heute im Volksmund Quäkerbahn genannt) 
übertrug (1823), zu deren leitendem Ingenieur Georg Stephen- 
son ernannt wurde. Ausserdem gründeten diese beiden tüch- 
tigen Streber 1824 in Newcastle eine kleine Fabrik für Loco- 
motiven, die sich späterhin zu einem weltberühmten Unter- 
nehmen unter der Firma Robert Stephenson's entwickelte* 

Die neue Stellung, welche Georg Stephenson als Leiter 
der genannten Kohlenbahn einnahm, ermöglichte es ihm eines- 
teils, die zuerst von der Fabrik Stephenson in Newcastle 
gelieferte Locomotive, den so berühmt gewordenen Dampf- 
wagen „Locomotion", späterhin „Nr. 1" genannt, 2 ) in Ver- 
wendung zu bringen und durch weitere Versuche zu ver- 
bessern, anderentheils aber das Eisenbahnwesen aus dem 
beschränkten Dienst der Bergwerksindustrie in den des öffent- 
lichen Lebens überzuführen. 

Die 16 km lange Eisenbahn zwischen Stockton und 
Darlington wurde am 27. September 1825 mit einem aus 
34 Wagen bestehenden Zuge, von denen 12 mit Kohlen und 
Mehl, die übrigen mit nahezu 500 Personen beladen waren, 
eröffnet. Dem Zuge war auch ein von Stephenson gebauter 
Personenwagen beigegeben, in welchem der Verwaltungsrath 
der neuen Bahn und locale Honoratioren Platz nahmen. Der 
Wagen wurde von Stephenson unter dem Eindruck der 
völligen Neuheit des Vorgangs „Experiment" getauft und war 
nach Art der damaligen Landkutschen (Coaches) eingerichtet. 
An jeder Längenseite des, Raum für 18 Personen bietenden 
Wagens stand eine durchlaufende Bank und in der Mitte ein 
paralleler Tisch. Dem Zuge voraus zog ein Reiter mit einer 

x ) Unter der begeisterten Menge bei der Eröffnung der Liverpool- und 
Manchesterbahn lief das Scherzwort um, Gott hat John Pease, John Pease 
aber Georg Stephenson geschaffen (v. Weber, Nachgel. Werk, S. 110). 

l ) Die Locomotive „Nr. 1" ruht heute als „Ehrenlocomotive" auf 
einem Piedestal vor dem Bahnhof zu Darlington zum Ruhme ihres 
Schöpfers G. Stephenson. 
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Fahne in der Hand, welche das Motto der Gesellschaft: r Pe- 
riculura privatum utilitas publica*' als Inschrift zeigte. 1 ) Die 
Probefahrt wurde unter dem Jubel der Bevölkerung glücklich 
zurückgelegt. — Der nach Eröffnung der Eisenbahn zweimal 
täglich zwischen den Endpunkten der Bahn verkehrende Personen- 
wagen wurde von guten Zugpferden fortbewegt; Niemand dachte 
daran, dieses Vehikel von der schwerfälligen Maschine „Nr. 1" 
dauernd befördern zu lassen, sowie auch die Gesellschaft an- 
fangs die Beförderung der Personen auf ihrem Schienenwege 
Privatunternehmern gegen einen Pachtschillig überliess, welche 
ihre Wagen von Pferden ziehen Hessen. Aehnlich verhielt es 
sich mit dem Fortschaffen der Waaren mit Ausnahme der 
Kohlenfuhren, welche von Anfang an mit Stephenson's Loco- 
motiven befördert wurden. Die Personenbeförderung mit 
Dampfkraft fand erst spater nach dem weltgeschichtlichen 
Maschinenwettrennen bei Rainhill (s. u.) statt, nachdem die 
verbesserte Bauart der Locomotive eine Fahrgeschwindig- 
keit ermöglichte, welche der des besten Rennpferdes gleich- 
kam, so dass der Stage-coach -Verkehr auf der Landstrasse 
nicht mehr, wie anfangs zwischen Stockton und Darlington, 
in Wettbewerb mit der Beförderung auf der Eisenbahn treten 
konnte. 

Als es zuerst (1823) hiess, dass Stephenson mittelst seiner „Reise- 
maschine" in der Stunde zwei geographische Meilen zurücklegen wolle, 
rief die „Quarterly Review" entsetzt aus: „Eher könnte man glauben, 
dass die Einwohner von Woolwich sich auf einer Congreve'schen Rakete 
abfeuern Hessen, als dass sie sich einer solchen Maschine anvertrauen 
würden!" 

Der auf der neuen Bahn sich entwickelnde Verkehr 
übertraf weit alle Erwartungen, wodurch die Gesellschaft sich 
bald genöthigt sah, den Gesammtbetrieb in ihre Hand zu 
nehmen und zweckentsprechend zu gestalten. 2 ) 

Aber nicht die hier erzielten Erfolge, so gross dieselben 
auch waren, erst die geniale, mit grossen technischen Schwierig- 
keiten verbundene Erbauung der Liverpool-Manchester- 
bahn sollten den Namen Georg Stephenson unsterblich 
machen. Die Liverpool -Manchesterbahn war zunächst als 
Güterbahn für den auflebenden öffentlichen Verkehr zwischen 



») Andere sagen, dass der Personenwagen selbst diese Inschrift ge- 
tragen habe. 

a ) Die Stockton-Darlingtonbahn ist heute noch die einträglichste 
Eisenbahn Englands. Sie wirft ein Erträgniss von 8 bis 9 Procent ab. 
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den beiden Plätzen, zu dessen Bewältigung die bestehende 
Bridgewater Canalgesellschaft und die gewöhnlichen Land- 
fuhrwerke sich schon seit 1821 als unzureichend erwiesen 
hatten, geplant. Anfänglich dachte man daran, dass hier 
eine Pferdebahn einige Abhilfe bringen könnte, später (1824) 
griff man zu der Locomotiveisenbahn Stephenson's. l ) Schon 
das Nivellement dieser Linie, dem das Interesse so vieler 
Canal- und Strassenactionäre, Wirthe, Fuhrleute u. s. w. schroff 
entgegenstand, bedingte die Ueberwindung grosser Wider- 
wärtigkeiten. Noch gefährlicher aber war der Kampf, den 
Stephenson im Ausschuss des Parlaments mit den dort ver- 
tretenen zahlreichen Gegnern der Eisenbahn zu bestehen 
hatte. Endlich (1826) drangen die Vertreter der Eisenbahn 
mit ihren Vorschlägen durch. 2 ) G. Stephenson wurde zum 
leitenden Ingenieur der bedeutenden Eisenbahnlinie Liverpool- 
Manchester gewählt, deren Direction sich übrigens erst, als 
mit der Anlage der Schienenstrasse begonnen werden musste, 
für die Anwendung der Locomotive entschied. 

Nachträglich aber war es den Neidern G. Stephenson's 
gelungen, den Glauben an seine Locomotive bei der Bahn- 
direction zu erschüttern und als trotzdem Versuche mit der- 
selben über Anordnung Stephenson's gemacht werden sollten, 
schlugen seine Gegner vor, es solle vorerst eine Preisbewer- 
bung für die beste Locomotive ausgeschrieben werden, wobei 
für die leistungsfähigste Maschine ein Preis von 10.000 Mark 
festgesetzt wurde. Die Öffentliche Prüfung der vier wett- 
werbenden Locomotiven verschiedener Erbauer begann 
am 6. October 1829 auf der Schienenstrasse bei Rainhill, 
zwischen Liverpool und Manchester und dauerte neun Tage, 
wobei Bedingung war, dass jede Locomotive die 2 l / 2 Kilo- 
meter lange Rennbahn ohne Unterbrechung neunmal hin- 
und zurückfahren sollte, was eine Länge gleich der Entfernung 
Liverpool-Manchester ergab. — Den Preis errang der Dampf- 
wagen G. Stephenson's „Die Rakete", dank namentlich 
der verbesserten Bauart der Locomotive durch die von 
Henry Booth, Secretär der Newcastler Locomotivfabriks- 

l ) Für diese 83 Miles lange Strecke wurde statt des geforderten 
Capitals von 400.000 & der zehnfache Betrag sofort nach Erscheinen der 
ersten Ankündigung am 19. October 1824 gezeichnet. Für einen ersten Ver- 
such ein überraschendes Ergebniss! 

s )"ln demselben Jahre wurde in den Vereinigten Staaten die erste, 
drei Meilen lange Locomotiveisenbahn eröffnet. 



Digitized by Google 



192 



Capitel X. 



gesellschaft, gemachte Erfindung des vielröhrigen Kessels 
für den Durchzug der Heizflammen (Siederöhren), der in 
Verbindung mit dem auf die Feuerung wirkenden Blasrohr 
das Volumen an Dampf ausserordentlich erhöhte, d. h. die 
Maschine stets mit hochgespanntem Dampf in Ueberfülle ver- 
sah und dadurch die Fahrgeschwindigkeit und zusammen- 
gefasste Leistungsfähigkeit derselben bedeutend vermehrte. 

Der grossartige Erfolg der „Rakete'' hatte das Schicksal 
der Eisenbahnlocomotive zu deren Gunsten entschieden. Was 
Georg Stephenson seinem Sohne Robert einst vorausgesagt 
mit den Worten: „Ich hoffe, dass Du den Tag erleben wirst, 
wo die Eisenbahnen in diesem Lande jedes andere Transport- 
mittel verdrängt haben werden, wo die Eisenbahnen den Ver- 
kehr der Eilwagen übernehmen und für den König wie für 
alle seine Unterthanen die grossen Landstrassen ersetzen 
werden," das hat sich in reichstem Masse erfüllt. 

Ein später gemachter Versuch in der Verwendung von 
atmosphärischen Eisenbahnen als Nebenbuhler des 
Locomotivsystems missglückte vollständig. Die letzte atmo- 
sphärische Eisenbahn (Paris-St.-Germain) verschied 1859. Das 
Princip derselben hat sich indessen bei der pneumatischen 
Rohrpost (Luftpost) in den Grossstädten bewährt. (Näheres 
über die Rohrpost s. „Das Buch von der Weltpost", S. 197 ff.) 

Um schliesslich noch der elektrischen Eisenbahn zu 
gedenken, so wurde damit der erste ernstliche Versuch 1879 
in Berlin gelegentlich der dortigen Gewerbeaussteilung ge- 
macht. Werner Siemens in Berlin gebührt das Haupt- 
verdienst um die Verwendung der Elektricität im Dienste des 
Eisenbahnwesens; er ist der Vater der elektrischen Eisenbahn. 
Indessen wird auch die Elektricität, so wenig als vordem die 
atmosphärische Eisenbahn, mit der Locomotive auf den grossen 
Verkehrsl inien kaum jemals wirksam in Wettbewerb treten. 

Die Eröffnung der Liverpool-Manchesterbahn fand, nach- 
dem endlich auch die Gesetzesbill hierzu mit der Mehrheit 
von einer einzigen (!) Stimme im Parlament durchgegangen 
war, am 15. September 1830 statt und bezeichnet den eigent- 
lichen Beginn der Eisenbahnen. 1 ) 

*) Eine packende Darstellung des Eröffnungsfestes der Liverpool- 
Manchesterbahn verdanken wir der Feder der gerade damals in Liverpool 
weilenden hochgefeierten und jugendlichen Schauspielerin Miss Franc es 
Anne Kemble, welche die Eindrücke der ersten Probefahrt, die sie zur 



Digitized by Google 



Zur Geschichte der Eisenbahnen. 



193 



y ,Jede grosse Erfindung," sagt v. Weber („Vom rollenden 
Flügelrad", S. 101), „ist ein Messias, jede von ihnen hat auch 
ihr alleiniges Bethlehem; nur da, nirgends anders konnte sie 
zur Welt kommen. Nur in einem Lande der ungehinderten 
Selbstbestimmung des Schaffens, im Schosse eines grossen 
freien Volks konnte das Eisenbahnwesen entstehen und energisch 
sich entwickeln." Und Roscher III, 457, meint: „Es erscheint 
sehr natürlich, dass die mit Dampf befahrenen Eisenbahnen, 
diese am breitesten und tiefsten massgebende Schöpfung des 
19. Jahrhunderts, ihren Ausgang zur Unterwerfung des Erd- 
kreises in England genommen haben: also dem classischen Lande 
nicht blos der Steinkohle und des Eisens, sondern auch der 
Geldwirthschaft, des Welthandels, der Maschinen und der 
Oeffentlichkeit." 

Die in England seit der Öffentlichen Betreibung der 
Liverpool-Manchesterbahn herrschende Begeisterung für Eisen- 
bahnen, welche weite Aussichten auf unermesslich lohnende 
Thätigkeit, auf die Belebung von Handel und Verkehr eröffnete, 
theilte sich bald auch (abgesehen von Amerika) dem euro- 
päischen Festland mit. Den Entwickelungsgang, den das Eisen- 
bahnwesen in den vier grössten Culturstaaten Europas ge- 
nommen hat, besprechen wir weiter unten. 

Heute beträgt die Länge der gesammten Eisenbahnen 
der Erde nahezu 455.000 km, also schon mehr als das Elf- 
fache des Erdumfangs am Aequator (40.070 km) und über- 
trifft die mittlere Entfernung des Monds von der Erde 
(388.500 km) um mehr als 66.000 km (Aren. f. E.-B.-Wesen 
1885, Heft 1). 

„Bald ist, soweit die Menschheit haust, 

Der Schienenweg gespannt; 

Es keucht und schnaubt und stampft und saust 

Das Dampfross rings durchs Land. 

(v. Schtffel, „Der letzte Postillon") 

Die das Märchen von den Siebenmeilenstiefeln verwirk- 
lichende, aber Poesie und Idylle vertreibende Erfindung der 



Seite G. Stephenson's auf dem Führerstand der Locomotive „Northumbrian", 
dann der zweiten Probefahrt, die sie, in einem Personenwagen sitzend, 
mitmachte, in zwei an ihre Freundin Helene gerichteten Briefen schildert. 
Uebersetzungen dieser Briefe finden sich in v. Weber's: „Vom rollenden 
Flügelrad" S. 125 ff. 

8chreiber, Di« EU«, bahnen. 13 
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Eisenbahnen, welche die Menschen wohl mit derselben Be- 
wunderung erfüllt haben mag, wie einst der erste Gebrauch 
der Thiere zum Tragen und Ziehen, 1 ) wird seinerzeit un- 
streitig als der Beginn eines neuen Wendepunkts in der 
Geschichte der menschlichen Gesellschaft angesehen werden. 
Ermöglichte die Erfindung des Buchdrucks die allgemeine 
Verbreitung und den Umlauf der Ideen, so brachte die Eisen- 
bahn die Mittel zum Umlauf der Personen und beweg- 
lichen Güter. „Der Schneckenschritt des dahinschleichenden 
Zeitalters ist plötzlich zum Sturmlauf der Locomotive ge- 
worden, die schneller und schneller dahineilt." Wo das enden 
wird? Wer könnte es voraussagen! Wird die Elektricität doch 
vielleicht den Dampf, die Luftschifffahrt die Elektricität ver- 
drängen? Wird sich auch hier das berühmte Wort Victor 
Hugo's: „Ceci tuera cela" erfüllen? Wer's erlebt, wird's sehen, 
und nur der Lebende hat Recht. 

b)Kur\e Ueber sieht der zeitlichen und politischen Entwickelung 
des Eisenbahnwesens in den vier grossten europäischen 

Cultur Staaten. 

So wie der junge Weltbürger, der mit Schmerzen ge- 
boren wird, Kinderkrankheiten überstehen muss, bis er er- 
starkt und heranwächst, so musste auch das neue Verkehrs- 
mittel mit grossen Schwierigkeiten kämpfen, ehe es überhaupt 
gelang, dasselbe für den öffentlichen Verkehr nutzbar zu 
machen, und mancherlei Entwickelungshindernisse mussten 
überwunden werden, bis dasselbe endlich allwärts die ge- 
bührende Würdigung fand, und dadurch dem Eisenbahnwesen 
jene Stellung im Volks- und Staatsleben zugewiesen wurde, 
die seiner Bedeutung entspricht. 

Es ist wohl selbstverständlich, dass das Eisenbahnwesen in 
allen Ländern, in denen es sich Eingang verschaffte, sich nicht 
gleichartig und gleichmässig entwickeln konnte. Die gleich- 
artige Entwicklung verhinderten die Einflüsse des Klimas, 
der Bodengestaltung, sowie der geographischen Lage und 



! ) In Indien wird heute noch die auf der Eisenbahn beruhende 
Post von den unwissenderen Einwohnern als eine so wunderbare Einrich- 
tung betrachtet, dass in einigen abgelegenen Orten selbst die Briefkasten 
in den Strassen angebetet werden. 



Digitized by Google 



England. 



195 



die gleich massige Entwickelung die hierdurch bedingten Unter- 
schiede in der Veranlagung des Nationalcharakters und der 
eigentümlichen Bedürfnisse, sowie des Verwaltungsgeistes und 
der Verwaltungsformen jedes Volks. Anlage und Einrichtung 
des Eisenbahnsystems wird daher in einem Insellande, wie 
England, welches z. B. jene strategischen Anforderungen nicht zu 
berücksichtigen braucht, wie sie Deutschland bei seinem Eisen- 
bahnsystera in Betracht zu ziehen angewiesen war, welches 
dagegen einen die übrigen Lander an Umfang weit überragen- 
den Verkehr zu bewältigen hat, eine ganz andere Physio- 
gnomie aufweisen, als die Systeme dieser Länder und umge- 
kehrt. Ebenso wird die Verwaltung der französischen Eisen- 
bahnen kraft des bevormundenden Geistes der Regierung 
einen von dem englischen, auf dem selfgovernment beruhen 
den Verwaltungssystem ganz abweichenden Charakter an- 
nehmen u. s. w. 

Wenn es aber richtig ist, dass dem Ausspruche Watt's 
zufolge die Strassenkarte eines Landes das Spiegelbild seiner 
Wohlfahrt wiedergiebt, so bilden darin die Linien, welche die 
Verkehrswege andeuten, namentlich jedoch die ausdrucksvollen 
Tracen der Eisenbahnen, die „physiognomischen Züge, welche 
die Civilisation in dieses Bild gezeichnet hat". 

Die Talente der Volker für das Verkehrswesen sind ver- 
schieden; demjenigen Staat aber wird die wirtschaftliche, 
politische und culturelle Zukunft gehören, welcher im Verein 
mit der tüchtigen militärischen Erziehung des Volks und der 
Pflege des Rechts sein Eisenbahnwesen im Interesse seiner 
Angehörigen, sowie im Dienst des Ganzen treu und 
redlich verwaltet, wie anderseits ja auch der Verfall Roms, 
sittlich und materiell, dem Verfall seines Strassen- und Ver- 
kehrswesens zur Seite geht. 

England. 

Literatur: Franqueville, „Du regime des travaux publics en Angle- 
terre". Paris 1875. 

Wie bereits früher bemerkt, bezeichnet die am 15. Sep- 
tember 1830 stattgefundene Eröffnung der Manchester-Liver- 
poolbahn den eigentlichen Beginn der Eisenbahnära im Mutter- 
land der neuen Erfindung. Zunächst hatten die günstigen 
Betriebsergebnisse der Stockton-Darlingtonbahn, welche noch 
1845 15 Procent Reinerträgnis abwarf, sowie die der Man- 

13* 



Digitized by Google 



196 



Capilcl X. 



chestcr-Liverpoolbahn die weitere Concessionirung einer Reihe 
von grösseren Linien: Liverpool-Birmingham und London- 
Birmingham (1832), London-Southampton (1834) und London- 
Bristol (1835) zur Folge, nachdem es den Concessionären mit 
grossen Opfern gelungen war, einerseits das feindliche Canal- 
interesse in der Presse und im Parlament zu besiegen, wo die ein 
Capital von 13 Millionen Pfund repräsentirenden Directoren der 
sich in ihren Interessen bedroht fühlenden Canalgesellschaften 
das „Oberwasser" hatten, und anderseits die sich widersetzenden 
Eigenthümer des einzulösenden Grund und Bodens durch eine 
dem dreifachen Betrag des Werths gleichkommende Geld- 
cntschädigung zufrieden zu stellen. 

Eine grosse Anzahl von Goncessionen wurde 1836, dem 
Jahre des Eisenbahnfiebers, in welchem allein 29 Gesetze be- 
schlossen wurden und in der Folgezeit ertheilt, so dass am 
31. December 1843 bereits 3847 km concessionirt waren, von 
denen 3277 km in Betrieb standen. 

Mit dem Jahre 1845 beginnt jene bis Ende 1847 an- 
dauernde Zeit, welche man mit dem Namen der „Eisenbahn- 
bauwuth" gekennzeichnet hat. Die in dieser Zeit für 13.932 km 
ertheilten Concessionsurkunden beliefen sich der Zahl nach auf 
580. Die betreffenden Linien gelangten jedoch in Folge der 
Nachwirkungen der inzwischen eingetretenen Handelsstockung 
des Jahres 1847 erst späterhin zum Ausbau, insoweit nicht 
die Herstellung einzelner Bahnlinien ganz unterblieb. 

Obzwar die allerdings ernst und heftig aufgetretene Krise 
nicht lange andauerte, wendete sich doch seitdem die Unter- 
nehmungslust von den Eisenbahnen ab. Während im Durch- 
schnitt von 1834 bis 1840 214 A*m, von 1840 bis 1845 386 km, 
von 1845 bis 1850 1307 km pro Jahr gebaut wurden, fiel der 
jährliche Durchschnitt in der Zeit von 1850 bis 1855 auf 
590 km, um in der Zeit von 1855 bis 1860 wieder auf 684 km 
zu steigen. Mit diesem Zeitpunkt waren so ziemlich alle 
grossen Eisenbahnen ausgebaut. 

Im Jahre 1850 trat zum erstenmal die Frage der Gon- 
currenz zweier nebeneinanderlaufenden Eisenbahnen, 
in Folge der daraus dem Handel und Verkehr erwachsenden 
Schwierigkeiten, vor die Oeffentlichkeit. Die finanzkräftigen 
Eisenbahngesellschaften strebten eine Erweiterung ihrer zu- 
meist kurzen Linien an, wobei sie zunächst darauf Bedacht 
nahmen, die Concurrenz durch Ankauf der sie schädigenden 
Linien (beziehungsweise auch Canäle) zu vernichten. Einmal 
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mächtiger geworden, zeigten nun die vergrößerten Bahn- 
gruppen das Bestreben, in das Verkehrsgebiet anderer Gesell- 
schaften überzugreifen, so dass es Kämpfe ohne Ende gab. 

Das Publicum zog aus denselben insofern Nutzen, als die 
Transportpreise zwischen den durch die Concurrenz beein- 
flussten Knotenpunkten des Verkehrs ganz erheblich zurück- 
gingen, wie beispielsweise der Personentarif zwischen London 
und Manchester (293 km) von 44 Franken auf 0*25 Franken 
fiel, wogegen allerdings wieder der durch den Mitbewerb nicht 
beeinflusste Localverkehr übermässig besteuert wurde. 

Inzwischen waren die Eisenbahngesellschaften, in richtiger 
Erkenntniss des früheren Irrihums: dass bei einem Concur- 
renzkampf zwischen Eisenbahnen die stärkere endlich nach 
vorübergehenden Opfern allein das Feld behaupten werde 
(keine von den concurrirenden Linien kann, einmal gebaut, 
wie eine Fabrik u. s.w. anderswohin verlegt werden, daher auch die 
Concurrenz zwischen Eisenbahnen nicht von Dauer sein kann), 
zu der Ueberzeugung gekommen, dass dem aufreibenden 
Kampfe ein Ausgleich der widerstreitenden Interessen vor- 
zuziehen sei, in Folge dessen die einflussreicheren derselben 
am 9. September 1858 in London unter Vorsitz des Präsi- 
denten der London and North-Westernbahn zu einer Be- 
sprechung zusammentraten, in welcher grundsätzlich fest- 
gesetzt wurde, sich über die zu Streitigkeiten Anlass gebenden 
Tariffragen von Fall zu Fall zu verständigen und bei Nicht- 
erzielung eines Einverständnisses die Entscheidung einem 
Schiedsgericht zu überlassen. Gleichzeitig wurden die durch 
die Concurrenz geworfenen Tarife auf ihr früheres Ausmass 
zurückgeführt, insofern nicht eine Erhöhung derselben eintrat. 

Seit dieser Zeit hat der Concurrenzkampf der englischen 
Eisenbahnen aufgehört, indem man einerseits die bereits 
begonnene Verschmelzung auf weitere Bahnen ausdehnte 
und so Riesenmonopole schuf und gleichzeitig andererseits, 
wo derartige Monopolisten trotzdem noch gemeinsame Ver- 
kehrspunkte bedienten, Abkommen auf friedliche Theilung 
des Verkehrs (durch Tarifcartelle) traf. „Die Gesellschaften 
müssen sich erholen!" — so lautete eine damals beliebte 
Redensart. Auf diese Weise sind in England und Wales durch 
Verschmelzung (Fusion) nach und nach zehn grosse Gesell- 
schaften entstanden, welchen ungefähr sieben Neuntel des 
ganzen Eisenbahnnetzes gehören; in die erübrigenden zwei 
Neuntel theilen sich zehn kleinere Unternehmungen und eine 
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Anzahl von Localbahnen. Die zehn grossen Gesellschaften 

sind : 

L. Die London and North -Westernbahn; 
•2. die Great- Westernbahn; 

3. die North-Easternbahn; 

4. die Midiandbahn; 

5. die Great- Easternbahn; 

«i. die London und South -Westernbahn; 

7. die Great-Northernbahn; 

8. die Lancashire and Yorkshirebahn; 

!>. die London, Brighton and South Coastbahn; 
10. die South-Easternbahn. 

Die unterschiedlichen Zeitabschnitte der englischen Eisen- 
bahngeschichte lassen sich in fünf Gruppen theilen: 

1. Die Versuche (1801 bis 1830); 

2. die Kindheit (1830 bis 1845); 

3. die Eisenbahnwuth (1845 bis 1847); 
1. die Concurrenzzeit (1848 bis 1858); 
5. die Verschmelzungen (1851» bis 1874). 

Das englische Eisenbahnnetz 1 ) stellt sich auf den ersten 
Blick als ein geradezu sinnverwirrendes Durcheinander von 
Linien dar; auch bemerkt man, dass die Maschen des Netzes 
sehr verschieden weit sind; doch ist trotzdem eine gewisse 
Planmässigkeit in der Anlage nicht zu verkennen; nament- 
lich sind die Verbindungen mit dem Festlande in hohem 
Grade entwickelt. Fast ebenso zahlreich sind die Linien im 
Innern des Landes in dem Gebiet der grossen Verkehrs- und 
Industriepunkte, welche mindestens durch zwei, ja selbst durch 
drei und vier, verschiedenen Gesellschaften gehörende Bahnen 
miteinander verbunden sind, so zwar, dass rücksichtiich aller 
Hauptrichtungen eine mehrfache Bedienung des Verkehrs 
möglich ist. 

Seine Entstehung und Entwickelung dankt dieses Netz, 
von John Pease angefangen, lediglich der privaten Unter- 
nehmungslust, unterstützt von dem in England reichlich vor- 
handenen, sich mit einem sehr geringen Zinsfuss begnügenden 
Capital. Die den Charakter des Engländers kennzeichnende 



') Ende 1884 umfasste das Eisenbahnnetz des vereinigten König- 
reichs 30.371 km mit einem Anlagecapital von 16,029.287.340 Mark 
(527.783 Mark pro Kilometer). Archiv f. E.-B.-W. 1886, Heft 5. 
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Trinität: Arbeit, Zeit und Geld konnte keine bessere Ver- 
wendung als gerade in Eisenbahnanlagen finden. „Die Eng- 
länder," sagte einst treffend der Geschichtsforscher Löh er, 
„sind ein kernhaftes Volk, höchst verständig und ausdauernd 
im Geschäft, zuverlässig in der Freundschaft. Was sie denken, 
ist solide; was sie schaffen, das hat alles einen vernünftigen 
Zuschnitt. Aber es fehlt dem englischen Leben ein Hauch 
vom griechischen Genius. Der Engländer thut nichts und 
denkt nichts als für einen praktischen Zweck; damit ist ein 
guter Theil von dem weggestrichen, was wir Anderen Poesie, 
Wissenschaft, Gemüth nennen". . . ! ) 

Der Staat hat sich bisher, ausser in Irland und den Co- 
lonien, finanziell nirgends am Bahnbau betheiligt. Ueberhaupt 
ergab sich die Stellungnahme der Staatsverwaltung zu dem 
neuen Transportmittel lediglich aus der natürlichen An- 
knüpfung an das überkommene Verwaltungsrecht, aus dem 
Selfgovernment der einzelnen Privatwirthschaften und Ge- 
nossenschaftsverbände und erfolgte auf Grund des laisser 
faire-Princips der freien wirtschaftlichen Concurrenz, deren 
Evangelium von Cobden, dem Begründer der freihändleri- 
schen Manchesterschule, dem englischen Volk gepredigt worden 
war. „Wir glauben" — sagte 1830 Macaulay — „dass eine 
Million Pfund Sterling, vonPrivaten für den Bau von Eisen- 
bahnen und Canälen aufgewendet, für das allgemeine Beste 
von grösserem Nutzen sein werde, als der zehnfache Betrag, 
wenn er vom Parlament für denselben Zweck bestimmt 
werden würde" — und demgemäss ging auch die Re- 
gierung vor. 

Das Parlament behandelte die Concessionen für Eisen- 
bahnen ganz so, wie die für Canäle, ohne daran zu denken, 
die Frage von einem höheren Gesichtspunkt aus zu prüfen, 
noch viel weniger aber eine besondere Gesetzgebung aus 
diesem Anlass zu schaffen. Ebenso glaubte das Parlament, 
und dies dürfte auch der eigentliche Grund der Ueberlassung 
der Eisenbahnen an Privatunternehmungen sein (während die 
Strassen des Landes selbst zu unterhalten als Staatspflicht 



l ) Wem fiele hierbei letztbezQglich nicht unwillkürlich ein, wie 
Goethe das Jüdische Wesen ahnlich kennzeichnet? „Energie der 
Grund von allem. Unmittelbare Zwecke. Keiner, auch nicht der geringste 
Jude, der nicht entschiedenes Bestreben verriethe, und zwar ein irdisches, 
zeitliches, augenblickliches'* (Sprüche in Prosa). 
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allgemein anerkannt wurde), dass die Eisenbahngesellschaften 
blos Eigenthümer des Wegs (ähnlich wie bei Canälen) 
sein sollten, der Weg aber Jedermann gegen Entrichtung eines 
Bahngeldes zur Verfügung stehen würde. Demgemäss wurde 
auch in allen Concessionsurkunden eine Bestimmung auf- 
genommen, welche die Concessionäre verpflichtete, auf der 
ihnen eigentümlichen Bahn die Locomotiven und Wagen 
Jedermanns gegen Entrichtung eines bestimmten Entgelts ver- 
kehren zu lassen, sowie das Parlament auch die Maxim al- 
tarife festgestellt hatte, welche die Gesellschaften für die von 
ihnen selbst besorgten Transporte einheben durften. Allerdings 
stellte sich der erwartete Wettbewerb niemals ein und auch 
das Parlament kam bald zur Einsicht, dass die von ihm theo- 
retisch vielleicht richtig zurechtgelegte Concurrenzidee prak- 
tisch geradezu undurchführbar war. 

Die Folge der Enthaltung des Staats von jedem Ein- 
greifen in das volkswirtschaftliche Thun war die systemlose 
Concessionirung jeder einzelnen Linie durch eine Privatacte 
auf Ansuchen des jeweiligen Unternehmers nach Anhören der 
örtlich Betheiligten ohne Berücksichtigung der öffentlichen 
wirtschaftlichen Interessen. 

Hatte man es doch sogar übersehen, in den Concessionsacten 
auf den voraussichtlichen Anschluss mehrerer Linien Rücksicht zu 
nehmen und dem entsprechend eine Normalspurweite der Gleise 
festzusetzen. Erst als zum erstenmal bei Gloucester zwei Linien zu- 
sammentrafen, tauchte die höchst wichtige Frage der Spurweite auf, 
worauf durch den sogenannten Gaugeact vom Jahre 1846 die schon 
von Curr 1776 empfohlene Spurweite von 143 m bestimmt wurde. 

Die Acte der Manchester-Liverpoolbahn zog lediglich aus 
dem doch bis dahin erkannten Monopolcharakter der Eisen- 
bahnen die Folgerung der Notwendigkeit der Aufstellung 
von Maximaltarifen für den Güterverkehr und die Begrenzung 
der Dividende auf 10 Procent. Die späteren Acte Hessen wieder 
die Dividendenbegrenzung fallen, stellten dagegen auch Tarif- 
maxima für den Personenverkehr auf. 

Anlass des Zustandekommens der ersten Generalacte 
war 1838 die Schaffung eines Eisenbahnpostgesetzes, 
welches die Gesellschaften zur Beförderung der Briefpost gegen 
angemessene Entschädigung (reasonable remuneration) ver- 
pflichtete. 

Ueber die Höhe dieser „angemessenen" Entschädigung bestehen 
seither vielfache Streitigkeiten zwischen der Postverwaltung und den 
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Eisenbahngesellschaften. Thats&chlich haben es die mächtigen Ge- 
sellschaften bisher verstanden, die Abhängigkeit der Post von ihrem 
Betriebe durch unmässige Forderungen in einer Weise auszubeuten, 
dass es der Postverwaltung in manchen Fällen geradezu unmöglich 
gemacht ist, die im Interesse des beschleunigten Briefverkehrs wün- 
schenswerthen Verbindungen einzurichten. Dieser Zustand hat dazu 
geführt, dass die Postverwaltung die Briefsendungen bei gewöhn- 
lichen Zügen lediglich als Passagiergut befördern lässt. Der beglei- 
tende Postbeamte löst ein Billet wie jeder andere Reisende und 
bezahlt, sofern das Gewicht der Briefsäcke sich nicht innerhalb des 
den Passagieren gewährten Freigewichts bewegt, für das Uebergewicht 
die gewöhnliche Fracht für Passagiergut. (Veredarius, Buch von 
der Weltpost, S. 283.) Und das nennt man regulirte Verwaltung! 

Der 1844 über Antrag Gladstone's zur Untersuchung der 
vielfach vorgebrachten Beschwerden des Publicums über will- 
kürliches Vorgehen der Gesellschaften eingesetzte parlamen- 
tarische Ausschuss, welcher auch die Aufgabe hatte, das ge- 
samrate Eisenbahnwesen einem gründlichen Studium zu unter- 
ziehen, erkannte, dass das beste System in einer verständigen 
Eisenbahngesetzgebung bestünde, wobei er auch die Frage 
des Ankaufs der Eisenbahnen durch den Staat an- 
regte. Allein es wurde dadurch in Folge des Widerstands der 
im Parlamente zahlreich vertretenen Eisenbahngesellschaften 
nichts erreicht, als dass, ut aliquid fecisse videatur, ein Gesetz 
(1844) erschien, welches der Regierung unter gewissen Be- 
dingungen das Recht gab, jede hinkünftig concessionirte 
Eisenbahn nach Ablauf von 21 Jahren zu erwerben, während 
bis dahin die Concessionen auf „ewige Dauer" verliehen 
waren. Aber auch dieses Gesetz wurde, als die 21 Jahre ver- 
strichen waren, nicht aus dem parlamentarischen Archiv ge- 
holt, worin es bis heute, wenn überhaupt noch Leben in ihm 
sein sollte, schlummert. 

Dem gemachten gesetzgeberischen Anlauf entsprechend 
beschäftigte sich auch seitdem die englische Gesetzgebung nur 
höchst spärlich mit Eisenbahnfragen gemeinwirthschaft- 
licher Art, wie es denn auch besonders erwähnenswerth ist, 
dass keines der im Jahre 1845 erlassenen drei Eisenbahn- 
gesetze, welche unter dem Namen „The Companies Clauses 
Consolidation Act 1845" bekannt sind (dieselben vereinigten 
die allgemein giltigen, in jeder einzelnen Concessionsurkunde 
vorkommenden Bestimmungen), irgendwelche Bestim- 
mungen über Personen- und Frachtentarife enthält, 
daher diese auch in Zukunft in jedem einzelnen Falle durch 
Sondergesetze getroffen werden mussten. 
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Auch im Laufe der folgenden Jahre hat es nicht an den 
Aushilfsmitteln parlamentarischer Eisenbahn-Enquetecommissio- 
nen gefehlt, deren eine (1846) sogar den Entwurf eines allge- 
meinen Eisenbahngesetzes vorlegte; allein die Anträge der 1865 
zur Untersuchung aller die Eisenbahnen betreffenden Fragen einge- 
setzten königlichen Commission, über deren in vierBänden nieder- 
gelegtes reichhaltiges Arbeitsmaterial uns Professor G. Cohn 
sehr werthvollen Aufschluss verschafft hat, gipfelten in dem 
Satz: „Es erscheint höchst unzweckmässig, die bisherige Po- 
litik umzustossen, welche den Bau und Betrieb der Eisenbahnen 
der freien Unternehmung unter den für das Gemeinwohl not- 
wendigen Vorschriften überlassen hat" — und damit blieb 
alles beim Alten. 

Das am 31. Juli 1868 erschienene Gesetz (The Regula- 
tion of Railways Act 1868) ermächtigte das Handelsamt 
(Board of Trade), Einsicht in die Details der finanziellen Ge- 
barung der Eisenbahngesellschaften zu nehmen, beziehungs- 
weise die von den einzelnen Verwaltungen aufgestellten Rechen- 
schaftsberichte (Statement of Accounts), sowie die Hauptbilanz 
(Balance Sheet) zu prüfen. Der in Druck zu legende Prüfungs- 
befund wird, dem Gesetze zufolge, jedem Actionär und Prio- 
ritätengläubiger der betreffenden Gesellschaft über Wunsch 
eingehändigt. Gleichzeitig wurde dem Handelsamt die ßefugniss 
ertheilt, mit Zustimmung der Generalversammlung der Actio- 
näre oder des Verwaltungsraths einen Regierungscom- 
missär bei der betreffenden Anstalt zu ernennen, welcher für 
seine Mühewaltung seitens der Gesellschaft eine durch das 
Handelsamt festzustellende Geldentschädigung erhält. 

Durch dasselbe Gesetz (Art. 15) wurden die Eisenbahn - 
gesellschaften verpflichtet, die zwischen zwei Stationen gelten- 
den Fahrpreise neben dem Schalter der Billetencasse in 
ersichtlicher Weise durch Anschlag zu veröffentlichen, sowie 
mehreingehobene Frachtgebühren, wenn diese innerhalb 
acht Tagen nach dem Bezüge der Sendungen eingebracht 
werden, binnen 14 Tagen rückzuerstatten. Weiterhin regelte 
das Gesetz das Verfahren bei Unfallsentschädigungen. 

Ein später neuerlich zusammengetretener parlamentari- 
scher Ausschuss führte nach harten Kämpfen zur Einsetzung 
einer „Eisenbahncommission", deren Machtbefugnisse sich zu 
erstrecken hatte: a) auf die Ueberwachung der genauen Ver- 
öffentlichung der Tarifsätze in jeder Station, b) auf die Be- 
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Stimmung der Höhe der Nebengebühren, c) auf die Ueber- 
wachung einer gleichmässigen tarifaren Behandlung aller 
verfrachteten Güter, d) auf die Feststellung angemessener 
Durchfuhrsätze über die Linien einer zweiten Unternehmung, 
selbst gegen deren Willen, und endlich e) auf die Genehmi- 
gung der Betriebsabkommen zwischen Eisenbahnen und 
Canälen. 

Die Machtbefugniss dieser Eisenbahnbehörde (als Ersatz 
des mangelnden Handelsgerichts gewissermassen ein Eisenbahn- 
gerichts- und Verwaltungshof), welche jedoch nicht von Amts- 
wegen, sondern nur über Antrag eines zur Sache beglaubigten 
Klägers einschreitet, welcher vorerst in weitläufiger Weise sein 
Concurrenzinteresse und die Art und Höhe der erlittenen 
Schädigung nachweisen muss, widrigenfalls er a limine abge- 
wiesen wird, ist keine den Gesellschaften gefährliche gewesen; 
es wurde daher auch fast nie auf sie rückgegriffen; sie wird 
einfach todtgescb wiegen. 

Im Allgemeinen wird auch in England die Uebernahme 
der Privatbahnen durch den Staat, worin mit Irland begonnen 
werden soll, wo ausnahmsweise auch Staatsunterstützungen in 
Form von Darlehen an Eisenbahngesellschaften erfolgt worden 
sind, theoretisch als richtig anerkannt. Allein die dem Rück- 
kauf der Eisenbahnen entgegenstehenden Schwierigkeiten sind 
nicht geringer Art. Zunächst befürchtet man die weitest- 
gehende Ausübung von persönlichen Protectionen seitens der 
Parlamentsmitglieder auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens. 
„Wie werden sich die jetzt gesunden Verhältnisse gestalten", 
fragte einmal die „Times", indem sie den ausgeprägtesten Eigen- 
nutz als die eigentliche Triebfeder des politischen Lebens in 
England darstellte, „wenn der Eisenbahnbeamte im Parlament 
einen Freund sitzen hat, der bereit ist, ihn zu stützen, und 
der geneigt ist, jeden Anhänger an seine eigene Person als 
einen verdienstvollen Menschen zu betrachten?" 

Aber es giebt noch andere Einwürfe wesentlicherer Art, 
da die vor dem 1. Januar 1844 concessionirten Gesellschaften 
dem von dort ab nach 21 Jahren eintretenden Rückkaufsrechte 
des Staats nicht unterworfen sind. Die Gesammtlänge dieser 
sehr wichtigen und nur im gütlichen Wege, d. h. mit ausser- 
ordentlich hohen Kosten zu erwerbenden Bahnen (z. B. Lon- 
don-Liverpool, London-Brighton, London-Colchester u. s. w.) 
beträgt 3735 km. Aber auch der Erwerb der übrigen Eisen- 
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bahnen würde, da hierbei dem Gesetze vom Jahre 1844 zu- 
folge die Möglichkeit künftiger Ertragssteigerung be- 
rücksichtigt werden muss, theuer zu stehen kommen. 
Man schätzt die erforderliche Einlösungssumme auf mehr als 
20 Milliarden Franken. 

Auch die unterirdischen Telegraphenleitungen und Kabel 
befinden sich im Besitz und in der Ausbeutung privater Gesellschaften. 
Auf Interpellationen im Parlament (1887), ob die Regierung sich end- 
lich entschliessen würde, mit unterirdischen Leitungen vorzugehen, 
da das ja unter Umstanden von der grössten Bedeutung für England 
sein könnte, wenn z. B. bei einem Kriege in Indien oder in Aegypten 
oder an irgend einem anderen Punkt des Weltalls, wo England mit 
seinen Interessen betheiligt ist, plötzlich dieses heutzutage militärisch, 
politisch und finanziell wichtigste Instrument seinen Dienst versagen 
würde, antwortete die Regierung, dass sie die Vorzüge der unter- 
irdischen Leitungen bereitwilligst anerkenne, dass sie aber mit Rück- 
sicht auf die ungeheuren Summen, die auf den Ankauf der Kabel 
würden verwandt werden müssen, finanziell noch nicht in der Lage 
sei, dafür Gelder auszuwerfen. Der englische Besitzstand stellt eine 
Kabellänge von 60.000 Seemeilen dar. 

Und wer sollte in Berücksichtigung der von der „Times" 
in Aussicht gestellten Unzuträglichkeiten den Betrieb der für 
den Staat erworbenen Eisenbahnen übernehmen? Etwa Pacht- 
gesellschaften? Das wäre eine Verschlimmerung des heutigen 
Zustands, schon deshalb, weil die Pachtgesellschaft ein weit 
geringeres Interesse an der guten Instandhaltung der Bahn und 
der Betriebsmittel hätte, als es der heutige wirkliche souveräne 
Besitzer der Bahn hat. 

Indessen wurde trotz alledem die Frage des Rückkaufs 
der Gesellschaftsbahnen durch den Staat nicht fallen gelassen. 
Sie hatte bei der Enquete des Jahres 1865 ihre Vertheidiger 
gefunden, und wurde in der Enquete des Jahres 1872 wieder 
aufgenommen, 1 ) worin der bekannte Capitän Tyler, Ober- 
inspector des Eisenbahnwesens im Board of Trade, als einer 
ihrer wärmsten Fürsprecher auftrat. Die Enquetecommission 
glaubte indessen auf diese weittragende Frage nicht eingehen 
zu sollen, wofür es übrigens eine Erklärung giebt: England 
ist gross geworden in Folge der staatlicherseits durch nichts 
gehemmten Entwickelung der privaten Unternehmungslust, der 



J ) In einer damaligen Rede Thomas Pitt's heisst es: „Die Eisen- 
bahnen sind jetzt unsere grosse Landstrasse geworden und haben den 
Charakter von quasi öffentlichem Vermögen angenommen ; darum sollten 
sie auch in einer ganz anderen Weise behandelt werden, als jedes Privat- 
unternehmen." 
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freien Entfaltung der persönlichen aut sich allein angewiesenen 
Initiative in allen Fächern der wirthschaftlichen Technik. Der 
bisher befolgte englische Grundsatz war und ist, womöglich 
Alles ohne Einmischung der Regierung zu machen: das 
Princip der freien Concurrenz. Man scheut sich demgemäss 
begreiflicherweise, den umgekehrten Weg einzuschlagen, und 
die Pflege der wirthschaftlichen Interessen den Händen der 
Regierung anzuvertrauen, selbst wenn es sich wie hier um 
ein Gemeinbedürfniss handelt, „dessen Befriedigung nur mit- 
telst öffentlicher Gewalt und Autorität in einen wohlein- 
gerichteten und harmonischen Zustand vollkommensten Rechts 
versetzt und darin erhalten werden kann". Wurden wir doch 
vor noch nicht langer Zeit gelegentlich der Besprechung unseres 
im „Archiv für Eisenbahnwesen" veröffentlichten Aufsatzes: 
„Staatsbahnen oder Privatbahnen?" durch das „Journal des 
Transports" Nr. 29 vom 17. Juli 1886 aufmerksam gemacht, 
dass selbst M. Gladstone, „un des plus grands hommes 
d'Etat anglais", welcher gelegentlich eines Bankets, das ihm 
zu Ehren seitens der Civilingenieure Englands 1872 gegeben 
worden war, wobei ihm durch den Vorsitzenden im Namen 
des ganzen Landes dafür gedankt wurde, dass er und seine 
Vorgänger dem Vereine „le service negatif de les laisser tran- 
quilles" geleistet habe, sich wie folgt äusserte: „Je vois un 
changement s'insinuer dans l'esprit populaire de ce 
pays relativement ä l'ing^rence gouvernementale. 
On cherche maintenant ä confier ä l'Etat le pat ronage 
direct et la tutelle de l'initiative individuelle. Cela 
provient sans doute des n£cessit£s sociales de l'£poque. 
Ce danger de centralisation, qui a 6te" une r£alite* formidable 
et presque fatale pour d'autres nations (soll wohl heissen: 
für das französische Volk), n'a pas, je le sais, acquis encore 
un grand developpement parmi nous. Mais il a, je le crois, 
levelatcte. II appartient k la sagesse du peuple anglais et 
ä sa fidelitö aux traditions de ses ancetres de prendre garde 
de ne point abandonner au gouvernement exexutif cette Charge 
de tutelle, qu'il ne saurait pas remplir, et que chacun de 
vous peut inrinement mieux exercer que lui." Also selbst 
M. Gladstone hat die allgemeine Bewegung, welche sich in 
England zu Gunsten der Einmischung des Staats in die Eisen- 
bahnangelegenheiten des Landes bemerkbar macht, erkannt und 
diese Bewegung mit den Forderungen der socialen ZeitstrÖ- 
mung in Verbindung gebracht. 
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Allerdings weist das englische Eisenbahnwesen in seiner 
heutigen Gestaltung grosse Vorzöge auf, was jeder Engländer 
gern und willig anerkennt: die Disciplin, die Schulung und 
das Verständniss des ßearatenpersonals der Eisenbahnen, mit 
denen es sich gewissermassen verwachsen fühlt, sind über 
jedes Lob erhaben. Dem englischen Eisenbahnsystem haftet 
eigentlich nur ein einziger Mangel an — leider ist dies ein 
Grundfehler — : Die Unabhängigkeit in der Tarif- 
politik, welche freilich, durch die Concurrenz des Seever- 
kehrs eingedämmt, nicht so schädlich wirkt, als dies in Frank- 
reich der Fall, wo ausserdem noch dem Verkehr durch über- 
triebene Sparsamkeit der Verwaltungen im Betrieb der Bahnen 
Schwierigkeiten bereitet werden, die dessen Entwickelung 
nachtheilig beeinflussen. 

Bei den anerkannten Vorzügen des englischen Privatbahn- 
systems hat sich auch das Parlament, welches zudem unter 
seinen Mitgliedern über 150 Eisenbahndirectoren (Verwaltungs- 
räthe) zählt, bisher geweigert, den Weg des Rückkaufs der 
Eisenbahnen einzuschlagen, indem es noch 1874 mit grosser 
Mehrheit einen auf Ankauf der irischen Eisenbahnen durch 
den Staat abzielenden Antrag ablehnte. Die Öffentliche Mei- 
nung neigt sich indessen doch mehr und mehr dem Gedanken 
der Uebernahme der Privatbahnen in den Staatsbesitz zu und 
werden die mitteleuropäischen Beispiele wohl kaum verfehlen, 
anregend auf die praktische Bethätigung des als theore- 
tisch richtig Erkannten einzuwirken. Es dürfte daher — aller- 
dings vielleicht erst nach Jahrzehnten — ein Tag anbrechen, 
wo diese jetzt noch von der Mehrzahl der Engländer ange- 
fochtene Lösung sich als eine unabänderliche Notwen- 
digkeit für den Staat erweisen wird. An diesem Tage wird 
man gezwungen sein, die Capitalschuld des vereinigten König- 
reichs durch Ankauf der Landesbahnen zu verdoppeln, 1 ) selbst 
auf die Gefahr hin, auf jeden Capitalge winn verzichten 
zu müssen, weil es des Volkes Wille sein wird, dass die 
Eisenbahnen des Landes ein Gemeingut Aller werden. 

Im Jahre 1886 kam nach langen Verhandlungen trotz des 
heftigsten Widerstandes der Eisenbahnverwaltungen, welche 



1 Englands Staatsschuld, deren Höhe sich im Jahre 1680 auf 
Millionen Pfund Sterling stellte, beträgt heute rund 860 Millionen Pfund 
Sterling = 17*7 Milliarden Mark, das Eisenbahncapital 16 Milliarden Mark. 
Erstere verzinst sich mit 3 Procent, letzteres durchschnittlich mit 
4»/ 4 Procent. 
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darin „einen Rückschritt zu den Ansichten des Mittelalters" 
zu erblicken vorgaben, eiqe wohl bald Gesetz werdende 
„Railway and Canal traffic bill" im Unterhause zu Stande, 
welche die Umwandlung der bisherigen königlichen Eisen- 
bahncommission in einen Eisenbahngerichtshof 1 ) bezweckt. 
Gleichzeitig verpflichtet die Bill (Gesetzentwurf) jede Eisen- 
bahnverwaltung, binnen Jahresfrist dem Handelsamte eine 
neue Güterclassification und zeitgemäss geänderte Maximal- 
tarife für die Güterverfrachtung in Vorlage zu bringen. End- 
lich sollen durch die Bill auch die bisher willkürlich fest- 
gesetzten „terminal charges" (Gebühren für die Magazinirung 
der Güter, sowie für deren An- und Abfuhr) geregelt werden; 
dies alles jedoch unter dem Vorbehalt der endgiltigen Zu- 
stimmung des „Joint Committee" des Parlaments, in welchem 
naturgemäss das Eisenbahninteresse in ausreichender Weise 
vertreten ist. — Ein letzter Abschnitt des neuen Gesetzentwurfs 
beschäftigt sich mit den Canälen; insbesondere sollen die 
Eisenbahngesellschaften verhindert werden, sich der Canäle in 
ihrem Concurrenzinteresse zu bemächtigen. Begründet wurde die 
von M r Mundella, Präsidenten des Handelsamts, eingebrachte 
Bill damit: „dass das den Eisenbahngesellschaften verliehene Mo- 
nopol derart beschränkt werde, dass in Zukunft die Wohlfahrt 
des Landes wirksamer als bisher gewahrt werden könne". 

Zum Schlüsse noch einen Blick auf das ostindische 
Eisenbahnnetz Englands. Der englische Eisenbahnplan Ost- 
indiens und seine Ausführung ist das grösste Verdienst, 
welches sich England um seine dortigen 240 Millionen Unter- 
thanen erworben hat. Mit ihrer Hilfe breitet sich Handel 
und Unternehmungslust mächtig aus, und werden Hungers- 
nöthe verhindert, die vordem ganze Landestheile verheerten. 
Zwar waren in dem 2,320.000 km 2 umfassenden Reiche 
schon bis 1850 nahezu 650 deutsche Meilen lange feste 
Strassen und 360 Meilen Canäle dem Verkehr eröffnet 
worden; aber erst 1853 wurde die erste Eisenbahnstrecke in 



f ) Die Commission hat Gerichtsbarkeit in allen Klagen gegen Eisen- 
bahnen wegen Ueberschreitung ihrer concessionsmässigen Rechte. Sie hat 
ferner das Recht, Streitigkeiten Ober die Gesetzlichkeit der einzuhebenden 
Gebühren zu schlichten und die, verschiedenen Eisenbahnen auferlegten 
gemeinsamen Leistungen von Arbeiten verhaltnissmassig zu theilen. Gegen 
di« Entscheidung der Commission Ober Rechtsfragen kann die Berufung 
an das Obergericht und endlich an das Haus der Lords überreicht 
werden. 
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Britisch-Indien, Bombay-Thanah (33 km), dank der kräftigen 
Unterstützung des damaligen Generalgouverneurs, Marquis 
of Dalhousie, eröffnet. Derselbe entwarf auch den ersten 
Plan für das ostindische Eisenbahnnetz, welches über 15.000 km 
umfassen sollte. 

Der Weg, den die Regierung zuerst betrat, um den Aus- 
bau des geplanten Bahnnetzes zu sichern, war der der staat- 
lichen Zinsbürgschaft, um das durch die heimatlichen Erfah- 
rungen misstrauisch gewordene englische Capital heranzuziehen, 
da das einheimische viel zu theuer gewesen wäre. Indessen 
sollte es auch hier nicht lange dauern, dass das System 
garantirter Bahnen grosse Schattenseiten aufwies, so dass 
schon 1870 eine Wendung zur Einführung des Staatsbahn- 
systems eintrat; freilich erst nachdem die besten Linien ver- 
geben waren. Denn auch hier, wie anderwärts, führte der 
Privatbau unter staatlicher Zinsbürgschaft nur zum Bau von 
Speculationsstrecken mit übertrieben hohen Anlagekosten, 
wogegen die Nebenlinien vernachlässigt wurden, wozu noch 
der besondere Uebelstand hinzukommt, dass die Verwaltungs- 
räthe der anglo-indischen Privatbahnen in London sitzen, 
was natürlich die Verwaltung selbst äusserst schwerfällig, 
schleppend und daher auch unbeliebt macht. Nach London 
müssen erst die Gesuche um Tarifsätze gerichtet werden, ehe 
sie erledigt werden können. 

Die anfangs von Lord Dalhousie ins Auge gefasste Aus- 
dehnung des indischen Bahnnetzes erwies sich bald als un- 
zureichend, da doch noch grosse Länderstriche, die entweder 
gar nicht oder ungenügend mit Eisenbahnen versehen waren, 
zur Zeit schlechter Ernten vor der Gefahr einer Hungersnoth 
standen, während in fruchtbaren Gegenden der Getreideüber- 
fluss wegen Mangel an geeignetem Transport verdarb. 

Die inzwischen stattgefundene Erweiterung der Bahnverbindungen 
hatte zur Folge, dass im Jahre 1882 Indien 8,477.479 englische 
Centner Weizen (1 englischer Centner = 60*8 kg) nach England zu 
verschicken vermochte. — Ob es aber nicht vorzuziehen wäre, die 
grossen Weizen transporte anstatt nach dem Auslande, nach dem 
Innern des Landes, nach den übervölkerten Thälern des Ganges und 
der Dschamna zu verladen, in denen auch heute noch jahraus jahr- 
ein Millionen Indier buchstäblich am Hungertuche nagen, weil es 
denselben bei dem mangelhaften Schutze der nationalen Industrie 
an Erwerb fehlt, das werden uns freilich die englischen Kaufleute 
nicht bejahen, welche den indischen Weizen als Gegenwerth für die 
britische Manufacturwaaren-Einfuhr benöthigen, vielleicht aber die- 
jenigen, welche hierin, gleich uns, das deutliche Zeichen einer volks- 
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wirtschaftlichen Missregierung erblicken und die allzu eigennützige 
britische Handelspolitik nicht gutheissen können, die das übervölkerte 
Indien, damit es ein aufnahmsfähiger Markt für englische Manufactur- 
waaren bleibt, absichtlich auf der Stufe eines blos Ackerbau treibenden 
Landes zu erhalten sucht. 



Zum Zweck der Abstellung verschiedener Uebelstände, 
welche der Eisenbahnbetrieb in Indien namentlich auch nach 
der Richtung hin zu Tage gefördert hatte, dass die hohen 
Tarife „die Entwickelung der Getreideausfuhr unterbanden," 
wesentlich aber zur Erstattung von Vorschlägen, um die 
regelmässig wiederkehrenden Hungersnöthe zu bekämpfen, 
wurde seitens des Parlaments ein Ausschuss (famine com- 
mission) ernannt, welcher in seinem 1880 erstatteten Bericht 
empfahl, die Eisenbahnen in Indien mindestens auf 32.000 km 
zu bringen. 

In welcher Weise der noch erforderliche Bau durch- 
geführt werden soll, ob auf Staatskosten, d. h. durch Anlehen 
der indischen Regierung oder durch Gesellschaften, darüber 
ist das Parlament bis heute noch nicht schlüssig geworden. 
Die gewiegtesten Kenner der indischen Verhältnisse, wie 
General Strachey, Sir Campbell, Sir Cross, Sir Caird 
sprechen sich mit Entschiedenheit gegen das System der 
raissbrauchten staatlichen Zinsbürgschaft und zu Gunsten des 
Staatsbahnsystems aus. Auch der 1884 zur Prüfung dieser 
Angelegenheit ernannte Parlamentsausschuss erkennt in seinem 
an das Unterhaus erstatteten Berichte die Vorzüge des Staats- 
bahnsystems an, indessen nur mit vorsichtigen Folgerungen. 
Sein Antrag scheint unter dem Druck der noch immer von 
der Meinung des Concurrenzprincips, der alten Trugweisheit 
des freetrade befangenen Mehrheitsansicht des Parlaments 
gestellt worden zu sein und in der Beibehaltung jenes ge- 
mischten Betriebssystems von Staats- und Privatbahnen zu 
gipfeln, dessen grosse Nachtheile anderswo längst erkannt 
worden sind. 

Dem amtlichen Jahresbericht der britisch-ostindischen 
Eisenbahnbehörde entnimmt das „Archiv" Folgendes: Das 
Netz der indischen Eisenbahnen hatte Ende März 1885 eine 
Ausdehnung von 19.134 km erlangt; im Bau waren 5690 km 
und für weitere 9600 km waren die Vorarbeiten in Angriff 
genommen. Von den Ende März 1885 betriebenen Eisen- 
bahnen waren 7225 km Privatbahnen mit Zinsbürgschaften, 

Bebrtl ber, Die Eiianbahnen. 14 
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1300 km unterstützte (assisteJ) Privatbahnen, der Rest Staats- 
bahnen, von denen 2514 km in Privatbetrieb standen. 

Die indischen Eisenbahnen weisen die Eigenthümlichkeit 
einer fünffach verschiedenen Spurweite auf, von 5' 6" englisch 
= 1*6764 m bis herab zu 0*61 m\ dieselbe passt sich also 
weder der russischen (1*525 m) noch der europäischen Spur- 
weite (1*435 m) an. 1 ) Die Spurweite von 5' 6" ist die nor- 
male, da sie die aller wichtigen Linien in Britisch-Indien ist. 

In den australischen Colonien besass das Mutterland 
im Jahre 1886 1743 Miles = 2805 km Eisenbahnen, die 
sämmtlich Staatsbahnen sind. 



Frankreich. 

Literatur: Le*onAucoc: Des moyens employds pour constituer 1c reseau 
des chemins de fer francais. Paris 1875. Verdeutscht von W. v. Nörd- 
ling, Wien 1875. 

Während in England der Bau und Betrieb von Eisen- 
bahnen der privaten Unternehmungslust fast ohne jede Ein- 
mischung der Regierung überlassen wurde, finden wir in 
Frankreich ein in seiner Eisenbahneinrichtung England gegen- 
über grundverschiedenes Land, in dem nichts ohne die Füh- 
rung der Regierung unternommen wird, deren leitender 
Gedanke bei der Gestaltung des unter ihrer Mitwirkung zu 
Stande gekommenen Bahnnetzes stets auf die sogenannte 
„Organisation des Monopols" gerichtet war. 

Man versuchte zwar anfangs auch in Frankreich, angeeifert 
durch den materiellen Erfolg der Manchester-Liverpoolbahn, 
das englische Beispiel nachzuahmen; doch mit wenig Glück. 
Die unabhängigen, d. h. die von der Regierung finanziell 
nicht unterstützten Eisenbahngesellschaften lösten sich bald 
auf und es wurde nothwendig, zu dem System staatsseitiger 
Zinsbürgschaft und behördlicher Oberaufsicht überzugehen. 
Erst so erlangten die Eisenbahnen das Vertrauen des franzö- 
sischen Volks. 

Obzwar schon zu Beginn der Zwanzigerjahre mit dem 
Bau kleinerer Pferdebahnen, zunächst zu Grubenzwecken, 
worunter die wichtigste und zugleich die erste grössere Eisen- 

Vgl. Arch. f. E.-B.-W. 1885, S. 570 ff., und 1886, S. 1 ff*. 
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bahn Frankreichs die 23 km lange, von St. Etienne, südlich 
von Lyon, zur Loire (Station Andrezieux) führende Linie 
war, begonnen wurde — concessionirt am 26. Februar lH*2:i, 
eröffnet am 1. October 1828 ^ — deren Concessionen auf 
„ewige Dauer" ertheilt worden waren, so verhielt sich doch 
die Regierung, beeinflusst durch die damals auch in Frank- 
reich herrschende Canalwuth, ablehnend gegenüber dem 
neuen Verkehrsmittel. Namentlich war es Thiers, der von 
der neuen Erfindung nichts wissen wollte, indem er ver- 
meinte, „dass diese englische Narrheit den Parisern höchstens 
zur Belustigung dienen könne" (bon ä servir de joujoux aux 
curieux d'une capitale). Also nur etwa zu Promenaden oder 
dergleichen seien die Eisenbahnen etwas nütze — so meinte 
der grosse Staatsmann, Geschichtschreiber und Ministerprä- 
sident Thiers! Selbst der Gelehrte Arago (s. Z. der berühm- 
teste Astronom Frankreichs, der Freund A. v. Huraboldt's) 
erklärte anfangs, und dies mag wohl die Befangenheit Thiers, 
in etwas entschuldigen, Schienenwege für ein Unding, „weil 
weder Güter, noch weniger aber Personen auf denselben 
befördert werden würden, zumal letztere in den Tunnels 
ersticken müssten" (Marggraff). 

Die Haltung der französischen Regierung den Eisenbahnen 
gegenüber war natürlich nicht geeignet, dem Publicum Ver- 
trauen zu der neuen Erfindung einzuflössen. Und so kam 
es denn auch, dass das zum Bau der Strecke St. Etienne nach 
Lyon erforderliche Capital im Betrage von 16 Millionen 
Franken (die Anlagekosten betrugen nur 270.000 Franken für 
den Kilometer) in Frankreich nicht aufgebracht werden konnte, 
weshalb man sich an englische Capitalisten wenden musste. 

D e Anlagekosten der französischen Eisenbahnen betragen heute 
mehr als 11 Milliarden Franken und diese ganze ungeheure Summe 
ist französisches Geld! War dieselbe vord-*m vorhanden? Gewiss 
nicht; diesen Capitalreichthum haben erst die Eisenbahnen geschaffen, 
deren finanzieller Erfolg das specu'ative Capital der französischen 



') Die zweite Theilstrecke dieser nach Lyon führenden 15 km 
Jangen Strecke von Rive-de Gier bis Givors wurde am 1 October 1830, 
die dritte Strecke Givors-Lyon (21 km) im April 1832 eröffnet. Lyon 
hat also hier Paris den Rang abgelaufen, da die erste von Paris aus- 
gehende 19 km lange (atmosphärische) Eisenbahnlinie Paris-St.-Germain 
erst im Jahre 1838 (Andere sagen am 26. August 1837) eröffnet wurde 
Diese Thatsache steht fest und kann auch durch den seitens Paris 
erhobenen Einwand, dass die früheren Bahnen des Landes „nur" Kohlen - 
bahnen gewesen seien, nicht entkräftet werden. 

14* 
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Creditanstalten u. s. w. späterhin auch zu Anlagen in nicht fran- 
zösischen Eisenbahnen (Oesterreich, Italien und Russland) ver- 
anlasste. 

Dass der Bau der nur 59 km langen Strecke St. Etienne- 
Lyon sechs Jahre (1826 bis 1832) zur Vollendung brauchte, 
daher auch der im Voranschlag für die Fertigstellung fest- 
gesetzte Termin überschritten werden musste, ist dem Mangel 
eines erst späterhin (1841) durch Gesetz geregelten Ent- 
eignungsverfahrens zuzuschreiben, indem viele Zeit wegen des 
Grunderwerbs verloren ging. 

Für die Zugförderung bediente man sich zuerst der Pferde. 
Es gab anfänglich nur Güterzüge, da der Personentransport 
in dem 1826 aufgestellten Bedingnissheft nicht vorgesehen 
war; späterhin wurden gemischte Züge für Personen und 
Güter und reine Personenzüge eingeführt. Die in die letzteren 
eingestellten, den Diligencen nachgebildeten Wagen wurden 
Financieres genannt. Vom Jahre 1831 ab benutzte man vom 
Bauunternehmer Seguin gelieferte Locomotiven, welche ein 
Gewicht von 6 Tonnen hatten, sich jedoch bald als zu leicht 
erwiesen, so dass 1833 solche von 10 Tonnen (nach englischem 
Vorbilde) gebaut wurden, bis endlich die nach ihrem Er- 
finder Verpilleux benannten Locomotiven zur Verwendung 
gelangten, welche ein Gewicht von 26 Tonnen, 4 Cylinder und 
8 Triebräder besassen (V. Ztg. 1886, 712). 

Eine andere Bahn (Kohlenbahn) war die von Andrezieux 
nach Roanne (67 km), eröffnet 1833, anfangs als Pferdebahn, 
dann im Jahre 1834 als Locomotivbahn betrieben, und zwar 
auch für den Personenverkehr. 

Weitere Versuche mit kurzen Linien machten nach und 
nach die öffentliche Meinung mit den Vortheilen der Eisen- 
bahnen bekannt. So wurden concessionirt 1835: Paris-St.-Ger- 
main, 1 ) 1836/37: Paris -Versailles, Montpellier- Cette, Mühl- 
hausen-Thann und Bordeaux -La Teste. Diese Concessionen 
unterschieden sich von den bis dahin ertheilten dadurch, dass 
ihre Dauer zeitlich begrenzt war und dass dem Staat das 
Recht vorbehalten wurde, von der Bahn nach dem Erlöschen 
der Concession Besitz zu nehmen. Das Jahr 1832 bedeutet 



*) Die Linie Paris-St.-Germain wurde von Samuel Clegg, dem 
Schöpfer der Gasbeleuchtung, als atmosphärische Bahn (deren System er 
und Charles Samuda erfunden hatte) gebaut, bis sie 1859 in eine Loco- 
motivbahn umgewandelt ward. 
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den Beginn der systematischen Eisenbahngesetzgebung 
in Frankreich, während man bis dahin durch königliche Ver- 
ordnungen concessionirt hatte. Auch hier sollten die Eisen- 
bahnen-Frachtunternehmungen auf dem nationalen Strassen- 
netze sein. 

Im Jahre 1833 wurde der Regierung seitens der fran- 
zösischen Kammer, welche denn doch endlich dem Eisenbahn- 
wesen grössere Aufmerksamkeit zuwendete, ein Credit von 
500.000 Franken zum Behufe von Studien über die Anlage 
eines technisch und wirthschaftlich zweckmässigen Eisenbahn- 
netzes eröffnet, welche mit der Ausarbeitung des Bauplans ihr 
corps des ponts et chauss£es betraute. 

Auf diese Weise kam es, dass die französischen Bahnen, 
worin sie in vortheilhafter Weise von denen anderer Länder 
abweichen, von vornherein nach einem wohldurchdachten Plan 
veranlagt wurden, so dass sich nach und nach ein wunder- 
bar einheitliches Bahnsystem mit Paris als Mittelpunkt aus- 
bilden konnte. „Das französische Bahnnetz," sagte Pesch el, 
„ist ein Spinnennetz, das deutsche ein Fischernetz." 

Im Jahre 183<J erschien ein Gesetz über den Bau von 
„Vicinalbahnen" unter Betheiligung der Gemeinden, Departe- 
ments, grösseren Unternehmungen und zum Theil auch des^ 
Staats. Diese hatten den Unterbau herzustellen, welcher den 
anschliessenden Eisenbahngesellschaften oder Privatunter- 
nehmern übergeben wurde, deren Aufgabe es war, die 
Schienen zu legen und die für den Locomotivbetrieb ein- 
gerichteten Bahnen vollends auszurüsten und zu betreiben. 
Derartige sehr billig hergestellte Bahnen wurden insbesondere 
im Departement des Niederrheins ausgeführt, wie z. B. Schiet- 
stadt - St.-Marie-aux-Mines (9 Arm), Hagenau - Niederbronn 
(19 A-m), Strassburg-Barr, Wasselonne und Mutzig (48 km). 
Die Baukosten stellten sich auf 30.000 bis 50.000 Franken 
für den Kilometer. 

Die jahrelang ungelöst gebliebene Streitfrage, ob es mehr 
im Interesse des Landes gelegen sei, die Ausführung der 
geplanten Bahnbauten und den Bahnbetrieb der Privat- 
industrie zu überlassen oder dieselben dem Staat vor- 
zubehalten, wobei zuletzt theils aus politischer Gegnerschaft 
der Kammer gegen den Staatsbau, theils in Folge des Einflusses 
der haute finance, zu Gunsten der „regulirten" Privatunter- 
nehmung, allerdings zunächst ohne staatliche Unterstützung, 
entschieden wurde, brachte es mit sich, dass erst 1838 
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mehrere Concessionen grösserer Bahnlinien: Strassburg-Basel, 
Paris-Rouen, Hävre und Dieppe, Paris- Orleans und Lille- 
Dünkirchen ertheilt wurden. Allein bei dem durch die eng- 
lischen Vorgänge wachgerufenen Misstrauen des Publicums 
gegen Eisenbahnunternehmungen war das Geld für diese 
Concessionen nicht aufzutreiben, so dass mehrere Gesell- 
schaften ihre Concession zurücklegen mussten, während 
anderen eine Herabminderung der ursprünglich vorgesehenen 
Baukosten bewilligt wurde (Gesetz vom August 1839). Der 
Orl6ansbahn insbesondere wurde durch Gesetz vom 15. Juli 1840 
(das erste Garantiegesetz) eine Verlängerung der Concessions- 
dauer von 70 auf 99 Jahre und eine vierprocentige Verzinsung 
des Baucapitals von 40 Millionen Franken zugestanden, wogegen 
sie ihre gesammte Concession aufrecht hielt. Es lag aber 
damals durchaus nicht in der Absicht der Regierung, diesen 
Vorgang zu verallgemeinern; nichtsdestoweniger sollte dies 
erste Beispiel einer staatlichen Zinsbürgschaft des Baucapitals 
im Laufe der Zeit eine so vielseitige Anwendung und nicht 
in Frankreich allein finden! 

Indessen, so viel war schon klar geworden, dass die 
Privatindustrie sich in Frankreich als nicht aus- 
reichend erwiesen hatte. Konnte aber, wie hier, die 
Eisenbahngründung nur mit Staatshilfe geschehen, dann lag 
eben die Frage bereits damals sehr nahe, ob man nicht besser 
von der Staatshilfe weiter zum System der Staatsbahnen hätte 
greifen und die Actienunternehmungsform für dieses Gebiet 
beseitigen sollen, wofür man sich aber nicht zu entscheiden 
vermochte. Allerdings besrhloss die Kammer in Anbetracht der 
Schwierigkeiten, welche die Bildung von Gesellschaftsbahnen 
bisher gezeigt hatte, den geplanten Bau der Linie Montpellier- 
Nimes und Lille -Valenciennes durch den Staat auszuführen 
(Gesetz vom 15. Juli 1840). Allein es war dies kein ent- 
scheidender Schritt zum Staatsbahnsystem; der entschiedene 
Schritt zu einem neuen System geschah erst durch das Ge- 
setz vom 11. Juli 1842. Inzwischen war auch der Staats- 
minister Thiers (und mit ihm Arago) zu einem gesunderen 
Urtheil über den Werth der Eisenbahnen gelangt, indem er 
1842 in der Deputirtenkammer erklärte: r Je crois ä l'avenir 
des chemins de fer, comme il fallait croire, il y a quelques 
siecles ä l'avenir de Timprimerie et de la poudre ä canon" 
(Journal d'Econ. 1875, III). 
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Das in Folge seiner Eisenbahnvorlüge zu Stande gebrachte, 
das System der Pachtgesellschaften einführende und das 
Princip der Betheiligung der Departements und Ge- 
meinden aufstellende Gesetz vom 11. Juni 1842, welches 
die Herstellung eines grossen Netzes von Eisenbahnen mit 
dem Mittelpunkt Paris, dann vom Mittelländischen Meer zum 
Rhein, sowie vom Atlantischen Ocean ans Mittelmeer (Bor- 
deaux-Marseille) verfügte und zur Ermöglichung dessen Aus- 
baus das Eingreifen des Staats in Verbindung mit den Kräften 
der Privatindustrie brachte, so zwar, dass der Staat unter 
Beihilfe der Departements und der Gemeinden 1 ) den Unter- 
bau und Hochbau herstellte, während der Oberbau mit Ein- 
schluss der Beschotterung, sowie der Betriebsmittel von Ge- 
sellschaften beschafft werden sollte, denen der Betrieb der 
neu gebauten Bahnen im Pachuvege auf 40 Jahre überlassen 
wurde, nach welcher Zeit die Eisenbahnen gegen Ersatz des 
Schätzungswerths des Oberbaus und des Betriebsmaterials an 
den Staat zurückfallen sollten, brachte reges Leben in den 
bis dahin nur lässig betriebenen Bahnbau. 

Unter den in diesem Gesetz angegebenen Bedingungen 
wurden, nachdem der Regierung ein Credit von 125 Millionen 
bewilligt war, in den Jahren 1845 bis 1848 die Linien von 
Orleans nach Bordeaux, nach Mittelfrankreich, von Paris nach 
Strassburg, von Tours nach Nantes und von Paris nach 
Rennes in Angriff genommen. Für weitere Linien, und zwar 
Avignon-Marseille, Amiens-Boulogne, Paris- Lyon, Paris- bel- 
gische Grenze u. s. w. wurden seitens verschiedener Gesell- 
schaften so vortheilhafte Angebote eingereicht, dass ihr Bau 
und Betrieb im Co ncessionswege vergeben werden konnte. 
In einigen Fällen, wie beispielsweise bei der im Jahre 1845 
concessionirten Nordbahn, erhielt sogar die Regierung die 
bereits verausgabten Staatsbeiträ'ge rückerstattet. Auf diese 
Art wurden bis 1848 2222 km gebaut, zu deren Kosten der 
Staat ungefähr ein Siebentel beigesteuert hatte. 

Der politische Umsturz des Jahres 1848 war natürlich 
nur geeignet, die bereits 1847 in Folge der damaligen Miss- 
ernte eingetretene Handels- und Finanzkrise zu verschlimmern, 
so dass sich die Regierung genöthigt sah, mehrere Linien 

Die Bestimmung der Beitragsleistung der Departements und Ge- 
meinden zu den Kosten der Grundeinlösung wurde durch Gesetz \om 
19. Juli 1845 wieder aufgehoben, um 1878 beim Freycinet'schen Locsl- 
bahnsysiem neuerdings aufzutauchen. 
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in Zwangsverwaltung zu übernehmen (Orläansbahn, Bordeaux- 
La Teste, Marseille-Avignon und Paris-Sceaux) oder zurück- 
zukaufen (Lyon-Avignon und Bordeaux- Cette) und auf Kosten 
des Staats auszubauen. Die Wirkungen dieser Krise machten 
sich bis 1852 bemerkbar, so zwar, dass innerhalb dieser vier 
Jahre der Eisenbahnbau fast ganz stockte. Neu concessionirt 
wurde in dieser Zeit nur Paris -Rennes mit einer Zinsbürg- 
schaft von 4 Procent. 

Die erste Sorge der neuen (kaiserlichen) Regierung nach 
dem Staatsstreich war, durch ihr geeignet erscheinende Mass- 
nahmen die Baulust zu wecken. Zunächst dehnte sie die bis dahin 
nur ausnahmsweise neun Gesellschaften gewährte Dauer der 
Concessionen auf 99 (anstatt wie bis dahin 70) Jahre allgemein 
aus. Zu gleicher Zeit strebte die Regierung die Verschmelzung 
der kleinen Gesellschaften in grosse Netze an, welche sich 
denn auch in der Zeit von 1852 bis 1857 vollzog; die An- 
zahl der kleinen Gesellschaften, welche 184IJ noch 33 betragen 
hatte, fiel nach und nach auf 24 bis zum Jahre 1855, 1857 
auf 11 und beschränkt sich seit 1859 im Wesentlichen auf 
sechs grosse Gesellschaften; es sind dies die Gesellschaften 
der Nordbahn, der Orleansbahn, der Paris-Lyon-Mittelmeer- 
bahn, der Ostbahn, der Westbahn und der Südbahn. 1 ) 

Indem die Regierung auf diese Weise die ältesten und 
am besten gefestigten Gesellschaften zu grossen Bahnnetzen 
vereinigte, ermöglichte sie es denselben, ohne damals erkenn- 
bare Schädigung ihres künftigen Gedeihens, auch solche von 
der Regierung als Gegenleistung verlangten Linien zweiter 
Ordnung in der Ausdehnung von 2597 km zu bauen, welche 
wegen der Unzulänglichkeit ihres voraussichtlichen Verkehrs 
kein Gegenstand der Privatunternehmungslust sein konnten. 
Allerdings wurden dadurch Riesenmonopole geschaffen, unter 
deren gewaltigem Druck heute die französische Bevölkerung 
seufzt, insoweit nicht bereits das Gefühl der Entsagung das 
vorherrschende geworden ist. 

! ) Am 31. December 1884 waren im Betrieb: 

Nord bahn 3072 fem 

Orleansbahn 5296 „ 

Mittelmeerbahn 7643 „ 

Ostbahn 3742 „ 

Westbahn 4143 n 

Südbahn 2588 . 

Zusammen 26484 Ktn 
Staatsbahncn 2092 km 
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Die nächste Folge dieser für den Staat finanziell ausser- 
ordentlich vorteilhaften Massnahmen äusserte sich in Ver- 
bindung mit der 1857 eingetretenen Capitalkrise in einem 
plötzlichen Auftauchen von Misstrauen seitens des Publicums 
in die Eisenbahnunternehmungen, indem dieses die Vermögens- 
lage der Gesellschaften durch die übernommenen Lasten des 
Ausbaus erträgnissloser Bahnlinien für gefährdet ansah. Ge- 
lähmt durch dieses Misstrauen, wandten sich die Gesell- 
schaften an die Regierung und baten um Abänderung ihrer 
Verträge. 

Auch diese günstige Gelegenheit, sich in den Besitz der 
Landesbahnen zu setzen, liess die Regierung, beziehungsweise 
die Kammer ungenützt vorübergehen. Zudem stand der 
italienische Krieg in Sicht und so kam, weil doch etwas zu 
Gunsten der bedrängten Gesellschaften geschehen musste, ein 
Gesetz (11. Juni 1850) zu Stande, welches zu Verträgen mit 
den Gesellschaften führte, welche das bis dahin vereinzelt 
bestandene Zinsbürgschaftsvstem zum finanziellen System des 
gesammten Eisenbahnwesens machten. Von hier ab begann 
daher auch die grundlegende Scheidung zwischen den b i s 
1857 und nach 1857 ertheilten Concessionen, indem das 
Gesetz verfügte: „Die Goncession jeder Gesellschaft wird 
rücksichtlich der Leistung der Zinsbürgschaft in zwei be- 
stimmte, mit dem Namen „altes Netz" und „neues Netz" 
bezeichnete Theile abgeschieden. Das neue Netz allein geniesst 
im Falle der Unzulänglichkeit seines Reinerträgnisses einer 
Gewähr von 4 Procent Zins und 0 655 Procent Tilgungs- 
rente. Die Höhe des mit Zinsbürgschaft versehenen Capitals 
wird vertragsmässig begrenzt, der vorschussweise geleistete 
Zuschuss selbst nur auf die Dauer von 50 Jahren gewährt." 
Fjür das alte Netz wurde weiterhin keine Zinsbürg- 
schaft geleistet. Endlich wurde vereinbart, dass derjenige 
Theil des Reinerträgnisses des alten Netzes, welcher eine 
gewisse, für das Kilometer festgesetzte und für jede einzelne 
Gesellschaft auf Grund des früheren Erträgnisses besonders 
ermittelte Höhe übersteigen sollte, auf das neue Netz als Er- 
gänzung seines Erträgnisses zu übertragen sei, während der 
Staat nur den auf die gewährleistete Summe fehlenden Rest- 
betrag vorzuschiessen sich verpflichtete. Als Gegenleistung für 
die ihnen zugestandenen Vortheile mussten die Gesellschaften 
die Verbindlichkeit übernehmen, vom Jahr 1872 ab jenen 
Ueberschuss ihres Reinerträgnisses, welcher über eine be- 
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stimmte Ziffer hinaus sich ergeben würde, mit dem Staat zu 
theilen, was zur Voraussetzung hatte, dass die sämmtlichen 
Bau- und Betriebsrechnungen der Gesellschaften von da ab 
der staatlichen Prüfung unterworfen vsurden. 

In Folge der Verträge vom Jahre 1859 hob sich das Ver- 
trauen in die Gesellschaften äusserst rasch, so dass durch- 
schnittlich 700 km jährlich dem Betriebe übergeben werden 
konnten. Indessen auch jetzt war die Sache für die Regierung 
noch nicht abgethan. Die Ost- und Westbahn hatten erkannt, 
dass die Kostenanschläge, wonach das der Zinsbürgschaft zu 
Grunde gelegte Höchstcapital seinerzeit festgestellt worden 
war, unzureichend seien und verlangten eine Abänderung der 
Verträge. Die Regierung gab abermals nach und erhöhte 
(Gesetz vom 1. Mai und 11. Juni 1863) das vordem mit 
3.132,000.000 Franken gewährleistete Capital auf 3.988,500.000 
Franken, wogegen die Gesellschaften eine Tarifermässigung für 
gewisse Frachten zustanden und für Kohle, Dünger u. s. w. 
eine vierte Tarifclasse einführten. 

In den Jahren 1868 und 1869 erfuhren diese Verträge, 
zunächst in Folge der Entwickelung des Localbahnwesens, 
das wieder nur durch Staatshilfe gefordert werden konnte, 
so zwar, dass die Gesellschaften den Bau der Localbahnen 
entschädigungsweise übernahmen, eine neuerliche Abänderung, 
zumal auch die Regierung inzwischen zur Einsicht gelangt 
war, dass es für sie unmöglich sei, sich genaue Rechnung 
über den Gewinn oder Verlust bei dem alten oder neuen 
Netze zu verschaffen und daher eine andere Verrechnungs- 
weise anstrebte. 

„Nichts Sichere?, nichts Festes," sagte der Abgeordnete Pouyer- 
Quertier in der Kammersitzung vom 14. Juni lb78, „findet sich in 
der Buchhaltung der Gesellschaften. Wir sind rücksichtlich alter, 
wegen Unzulänglichkeit der Einnahmen des zweiten Netzes von uns 
begehrten Vorschüsse, den grossen Gesellschaften auf Gnade und 
Ungnade preisgegeben." 

Das Ergebniss war, dass ausser der Aufstellung eines 
neuen Theilungsschlüssels für die Vertheilung der gemein- 
samen Ausgaben und Einnahmen auf das alte und neue Netz 
das vom Staat gewährleistete Anlagecapital des neuen Netzes 
(10.828 km) mit 3.797,629.712 Franken (rund 280.000 Franken 
für das Kilometer) festgesetzt wurde. Auch dieses Verhältniss 
wurde nachmals wiederholt geändert, so beispielsweise durch 
die Verträge von 1883. 
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In den Jahren 18 03 bis 1873 bezahlte der Staat an 
Zinszuschuss allein (sonstige Unterstützungen nicht ge- 
rechnet) den Betrag von 323,051.394 Franken. Der damalige 
Jahresdurchschnitt von 32 3 Millionen ist, trotz der opti- 
mistischen Vorhersage des Herrn de Franqueville, General- 
director des Eisenbahnwesens: dassvon 1884 ab die Inanspruch- 
nahme des Staatszuschusses aufhören und die Zeit der „Rück- 
zahlungen" beginnen werde, weit überholt worden, so zwar, 
dass der Staat neben den, den Gesellschaften für die Anlage 
der Bahnen gewährten Unterstützungen im Jahre 1884 einen 
(mit 4 Procent verzinslichen) aus den Erträgnissen späterer Jahre 
(seit 3 Jahren gehen die Erträgnisse ständig zurück) rück- 
zahlbaren Garantievorschuss von 42,949.830 Franken leisten 
musste, damit den Actionären die ihnen nach den Verträgen 
zustehende (durchschnittlich lOprocentige !) Dividende ge- 
zahlt werden konnte. 1 ) 

Zufolge des Krieges 1870/71 und seiner Nachwirkungen, 
zu denen auch die Abtretung eines Theils der Ostbahn an 
das neuerstandene Deutsche Reich gehört, gerieth der Eisen- 
bahnbau vollständig ins Stocken; erst seit 1876 wurde wieder 
mehr gebaut. Mit diesem Jahr beginnt auch die neueste 
Eisenbahnepoche Frankreichs, welche ihr Gepräge durch den 
Rückkauf einer Anzahl nothleidender Bahnen und durch neue 
Uebereinkommen mit den sechs grossen Gesellschaften erhalten 
hat, worüber wir kurz Folgendes bemerken: 

Der übergrosse Einfluss, welchen die sechs Eisenbahn- 
gesellschaften im Lauf der Zeit erlangt hatten, veranlasste in 
dieser Zeit die Regierung zu dem Versuch, deren Macht- 
stellung durch die Concessionirung von Concurrenzlinien zu 
schwächen. Derselbe scheiterte jedoch, wie vorauszusehen 
war, an dem wirksamen Widerstande der mächtigen Gesell- 
schaften, so wie schon früher einmal die durch den Bau der 
Grand- Centraibahn (f 1857), namentlich aber durch den der 
Nordostbahn (concessionirt 1869) geplante Concurrenzidee 
Schiffbruch erlitten hatte, indem die Verwaltungen dieser 
Linien, kaum dass letztere vollendet waren, nichts Eiligeres 
zu thun hatten, als sich mit benachbarten Gesellschaften zu 
verschmelzen. 



>) Bis jetzt hat, soviel uns bekannt, nur die Nordbahngesellschaft 
die Staatsunterstützung nicht in Anspruch genommen. 
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Um nun den Titresbesitzern der neuen Linien wenigstens 
einen Theilbetrag ihrer Einlagen zu retten, sah sich die Re- 
gierung 1878 genöthigt, etwa 1500 km dieser zum Theil noch 
nicht ausgebauten, zumeist im Machtbereich der Orleansbahn 
gelegenen Linien auf Grund des Eisenbahnrückkaufgesetzes 
v. J. 1878 anzukaufen und auf eigene Rechnung durch eine 
vorerst zeitweilig eingesetzte Staatsbahn Verwaltung zu 
betreiben, wodurch der Anfang mit einem Staatsbahnnetz 
gemacht wurde. In demselben Jahre wurde ein Landes- 
eisenbahnrath (comite* consultatif des chemins de fer), an- 
fänglich aus 9, derzeit aus 2f> Vertretern der Indusrie, Land- 
wirtschaft und des Handels bestehend, geschaffen, dessen 
Wirksamkeit indessen den in ihrer Tarifpolitik unabhängigen 
Gesellschaften gegenüber eine sehr bescheidene ist und sich 
daher wesentlich nur auf das heute rund 2300 km umfassende 
Staatsbahnnetz beschränken muss, welches übrigens, nebenbei 
gesagt, seit drei Jahren ein verhältnissmässig weit besseres 
Erträgniss als die Gesellschaftsbahnen abwirft, sonach auch 
die hier befolgte Tarifpolitik die richtigere sein dürfte. 

Ein der Kammer von dem Bautenminister Freycinet 1878 
vorgelegter Plan, welcher dahin ging, die grossen Eisenbahnen 
(zunächst die Orleansbahn) für den Staat zu erwerben und 
bis zur Durchführung der ganzen Aufgabe ein gemischtes 
System von Staats- und Privatbahnen zu bilden, fiel, unter 
dem mitwirkenden Einfluss der ungünstigen Finanzlage, der 
capitalistischen Gegnerschaft zum Opfer, welche durch die 
fortschreitende Verstaatlichung der Eisenbahnen das Privat- 
capital als schwer geschädigt und dadurch den Geldmarkt, 
dieses „Sicherheitsventil des Öffentlichen Verkehrs", als bedroht 
hinstellte. Mit einem Wort: man wollte die grossen Eisenbahn- 
werthe nicht der Speculation entzogen sehen und nicht die 
Herrschaft über Unternehmungen aus der Hand geben, deren 
Verwaltung ausser dem Capitalgewinn noch manche andere 
schätzenswerthe Vortheile bot. 

Dagegen setzte Freycinet mittelst Gesetz vom 17. Juli 1879 
den Bau von 8827 km Vollbahnen (200.000 Franken Kosten 
für den Kilometer) und weitere sechs Nebenbahnlinien auf Staats- 
kosten durch, welche innerhalb 10 Jahren ausgeführt werden 
sollten. Ende 1882 standen hiervon bereits 4137 km in Be- 
trieb und 5087 km in Bau, wofür 1400 Millionen Franken 
ausgegeben waren, als sich in Folge der ausgebrochenen 
Börsenkrise des Jahres 1882 grosse Schwierigkeiten zur Auf- 
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bringung des weiter erforderlichen Baucapitals ergaben. Da 
man nun die durch das Gesetz Freycinet's beschlossenen, wenn- 
gleich übermässigen und übereilten Eisenbahnbauten nicht 
unausgeführt lassen wollte, weil sonst vielleicht eine Anzahl 
Mitglieder der Parlamentsmehrheit ihren Eintluss in ihren 
Wahlkreisen geschädigt hätte, der Staatscredit aber zur Be- 
schaffung der fehlenden Gelder nicht ausreichte, erübrigte 
nichts, als die Hilfe der grossen Eisenbahngesellschaften in 
Anspruch zu nehmen, welche ohnehin schon die vom Staat 
bis dahin erbauten, in ihrem Machtbereich liegenden Neben- 
bahnen betrieben, so dass eigentlich nur die Gesellschaften 
den Vortheil durch Vermehrung des Verkehrs für ihre Haupt- 
linien hatten, während der Staat den Fehlbetrag decken 
musste. Dass die in Folge der bedrängten Lage des Staats 
im Jahre 1883 abgeschlossenen Verträge (Conventionen), zu 
denen der damalige Arbeitsminister Raynal sich bequemen 
musste, sogenannte Löwenverträge zu Gunsten der Gesell- 
schafren sein mussten, liegt auf der Hand und kann zumal 
den Kenner der französischen Verhältnisse nicht überraschen. 
Die Gesellschaften übernahmen ihrerseits allerdings die Ver- 
pflichtung der Herstellung von 9000 km Nebenlinien, aber 
nur unter der Gewährleistung des Staats für Verzinsung und 
Tilgung der Anlage, wofür der Staat denn auch thatsächlich 
aufkommen muss. „Die Verträge des Jahres 1883 haben dem 
Staat an Stelle der früheren, beschränkten Zinsgarantie bis 
höchstens 197 Millionen eine solche bis 600 Millionen Franken 
jährlich auferlegt und den späteren Ankauf der Bahnen 
erschwert" (Deputirter Keller). 

Das wahrhaft Nachtheilige an der Sache aber ist, dass 
der Staat durch seine Zinsbürgschaft den Gesellschaften ge- 
wissermassen zu einem „Faulbett" behäbigen Nutzgenusses 
verhalf; dass der Staat für die Tarifpolitik der Gesellschaften 
finanziell haftbar gemacht ist, so dass er selbst ein Interesse 
an möglichst hohen Tarifen hat und dass dem Staat die neuen 
Verträge nicht den geringsten Einfluss auf die Tarifpolitik 
der Gesellschaften in Bezug auf Ermässigung der Tarife zu 
Gunsten des öffentlichen Verkehrs gegeben haben. Die Gesell- 
schaften sind also nach dieser Richtung vollständig unabhängig, 
wie dies auch die Anfangs März 188G stattgefundenen Ver- 
handlungen der französischen Kammer über die neuen Tarife 
der Paris-Lyon-Mittelmeerbahn überzeugend nachweisen. „Aller- 
dings hat die Lage," so spricht sich das Archiv für Eisen - 
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bahnwesen 1 ) über die „Conventionen" aus, „die zum Ab- 
schluss der Vertrage von 1883 und zur Wiederaufnahme der 
von Ludwig Philipp und Ludwig Napoleon III. begründeten 
Eisenbahnpolitik führte, durch welche die grossen Eisenbahn- 
gesellschaften in Frankreich zu einem Staat im Staate ge- 
macht und ihre Vertreter, die hohe Finanz, mit ungeheueren 
Summen auf Kosten des Staats bereichert sind, nicht Raynal 
verschuldet, sie fällt vielmehr in erster Linie den Freycinet 
und Gambetta und der ganzen republikanischen Partei zur 
Last. Sie ist einfach dadurch herbeigeführt, dass man in 
Frankreich an den staatlichen Ausbau des Nebenbahnnetzes 
gegangen ist, ohne vorher, wie dies in Preussen geschehen 
ist, die Privatbahnen, in deren Verkehrsgebieten man bauen 
musste, zu verstaatlichen. Der Staat aber konnte diese kleinen, 
zerstreut liegenden, an die, Privatbahnen gehörigen Haupt- 
linien anschliessenden und von diesen abhängigen Linien 
nicht selbst betreiben." 

Das Vorhergehende zeigt, wie viel Stufen die Entwickelung 
des Eisenbahnwesens in Frankreich durchgemacht hat, und 
welche verschiedenen Mittel angewendet werden mussten, um 
— das Verkehrsmonopol von sechs grossen Gesellschaften zu 
schaffen, das heute Frankreich beherrscht. Immer und immer 
wieder musste die Hilfe des Staats von Seite der Gesell- 
schaften angerufen werden — immer und immer zeigte sich 
die um den Ausbau der einmal geplanten und dem Volk 
versprochenen Linien ängstlich besorgte Regierung und Ge- 
setzgebung zur Hilfe bereit. Was war der Bemühung Lohn? 
Ein wunderbar angelegtes Netz wurde mit übergrossen Opfern 
des Gemeinwesens geschaffen, dessen Beherrscher, wenn wir 
die Redewendung der „Organisation des Monopols" (sollte wohl 
heissen: „Beschränkung des Monopols"?) beiseite lassen, 
nicht der Staat, sondern die Eisenbahngesellschaften, der Staat 
im Staate, sind. 

Und wie steht es mit der Verzinsung des Anlagecapitals 
der concessionirten Bahnen, zu dem der Staat bis jetzt rund 
1*57 Milliarden und einschliesslich der seither gewährleisteten 
Zinsen über 2 Milliarden, die Gesellschaften 8 63 Milliarden 
Franken, worunter 1*6 Milliarden Franken Actiencapital, 
welches heute einen Werth von 3.6 Milliarden Franken dar- 



l) 1886, S. 746. 
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stellt (Camille Pelle tan), beigesteuert haben? Die Gesell- 
schaften betreffend, so beträgt die, überdies vom Staat durch 
die Verträge vom Jahre 1883 gewährleistete Verzinsung 
des Actiencapitals durchschnittlich 10 Procent, während 
das ganze Anlagecapital einschliesslich der Prioritätsschuld 
sich mit 5'75 Procent verzinst (F. Faure). 



Die französischen Gesellschaftsbahnen vertheilten folgende 
A:tien-Dividende (der Nennwerth der Actie beträgt 600 Franken, mit 
Ausnahme jener der Nordbahn, welcher 400 Franken beträgt): 
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(Die Ziffern der Jahre 1859 — 1863 entnehmen wir den „Verhand- 
lungen und Commissionsbericht über billige Bahnen", Pest 1865, die 
des Jahres 1886 dem Archiv für Eisenbahnen 1886, S. 519 ff.) 



Es wurde nun zu Gunsten des Staats in dem an 
die französische Nationalversammlung im Jahre 1872 vom 
Deputirten M r Cezanne im Namen des Eisenbahnausschusses 
erstatteten Berichte auf Grund des Erträgnisses pro 1860 
nachstehende Berechnung aufgestellt, die wir als Merkwürdigkeit 
unseren Lesern nicht vorenthalten möchten. Dieser Berechnung 
gemäss finden die vom Staat zugeschossenen Capitalien fol- 
gende Verzinsung: 

1. Transportsteuer (10 Procent), Grund- und 
Erwerbsteuer, Stempel für Frachtbriefe und 
Recepisse, für Actien und Obligationen, 
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bahnwesent) über die n >/sicht 

schluss der Verträ*- ; • • 5>65 Procent 

von Ludwig P' £ V ° n 

Eisenbahn- ,.1/ ^ff^>^ j »i T .. 

gesellschP >'&*fö^$ t l M,llta ; S, 

macht r /^^f 0 ^? 1 ^ . dei 

Summ : ; ;> ^ des Telegraphen, 

versc* / ^<'^/</;^,435.764 Frankens 5'6S Procent 

und ■ • ; 11-33 Procent. 

L P ^ Staat zieht, abgesehen von den unge- 

F /"ffgru^jtftrea und mittelbaren Vortheilen, welche 

-■fi^ fi J ' J, 'rf Lande an und für sich bieten, erheblich 
p** € %> e ? %n aUS dem seinerseit s zugeschossenen Capital 
^rerstützungen und Zinszuschüssen) als die Ge- 
fttfßpt^i Quod erat demonstrandum. 

^^^•tfermässige Richtigkeit der Cezanne' sehen Be- 
** vorausgesetzt, so beweist dieselbe bei dem Um- 
fcdtß 'jjs' doch nur die von den Gesellschaften un- 
$t* n ^%ar zu entrichtenden Abgaben als solche eine Ein- 
0 ltt \ für den Staat bilden,' 2 ) während die Transportsteuer, 
. Stempelgebühren u. s. w. nur öffentliche Auflagen sind, 
*f1ch e vom I* UDUCum lediglich durch Vermittlung der 
^isenbahngesellschaften eingehoben, weiterhin aber die „Er- 
rungen in den öffentlichen Dienstzweigen" durch das den 
Gesellschaften überlassene Transportmonopol mehr als auf- 
gewogen werden, dass der Staat anstatt der ausgerechneten 
11*33 Procent bei eigenem Betriebe der Landesbahnen 

*) In Frankreich wird der Post pack et dienst nicht von den Post- 
anstalten, sondern von den Eisenbahnen besorgt. In jüngster Zeit wurden 
über billigere Beförderung der „colis postaux" Verträge mit den Eisen 
bahngesellschaften abgeschlossen, nachdem seitens des Deputirten Beau- 
quier nachgewiesen worden war, dass dank der hohen Bahntarife bei- 
spielsweise eine Uhrensendung aus Frankreich nach den Colonien 20 bis 
25 Franken an Fracht koste, wogegen für dieselbe Sendung, wenn sie in 
der Schweiz aufgeliefert wird, nur 3 Franken zu bezahlen seien. 

*) Zufolge eines Ausweises der Ministerialabtheilung der französi- 
schen Staatsbahnen (V.-Ztg. 1886, S. 183) betrugen 1884 die Abgaben der 
Gesellschaften an den Staat (Steuern, Stempelgebühren, Uebenragungs - 
gebühren der Effecten, Zollgefälle und Kosten der Aufsichtsbehörde) zu- 
sammen 53,624.320 Franken, wogegen die Passagier- und Eilgutsteuer, 
die Stempelgebühr für Frachtbriefe und Recepisse, endlich die Brief 
werthzeichen zur Frankirung der Avisbriefe, also die vom Publicum 
durch Vermittlung der Bahnen entrichteten Gebühren den Betrag 
von 116,590.247 Franken ausmachte. 
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leicht 16 bis 17 Procent ins Verdienen gebracht haben 
würde, was jedenfalls noch ein glänzenderes Ergebniss für 
ihn gewesen wäre. 

Als in den bereits erwähnten Verhandlungen der fran- 
zösischen Kammer vom März 1880 der frühere Minister 
Raynal (der die Verträge von 1883 abschloss) neuerdings 
hervorhob, dass die Summen, die der Staat den Privatbahnen 
als Unterstützung gezahlt habe, gut verzinst würden durch die 
Abgaben, welche die Gesellschaften zahlten, sowie durch die 
Ersparnisse, welche der Staat durch die Privatbahnen mache und 
welche sich im Jahre 1884 auf 272 Millionen Franken belaufen 
hätten, 1 ) erwiderte demselben G. Pelletan ungefähr wie 
folgt: Ganz lächerlich sei es, wenn Raynal von den 272 Mil- 
lionen Franken spreche, die der Staat aus den Eisenbahnen 
ziehe. Das seien theils Steuern, welche nicht die Eisenbahnen 
zahlten, sondern das verkehrtreibende Publicum, theils Steuern, 
welche die Eisenbahnen zu zahlen hätten für ihren Gewerbe- 
betrieb, wie jedes andere Handelsunternehmen. Die angeblichen 
Ersparnisse des Staats durch freie Benutzung der Bahnen für 
die Post' 2 ) u. s. w. seien einmal ganz willkürlich berechnet 
und zweitens Rechte, welche der Staat auch habe ohne Zins- 
gewährleistung und Unterstützung der Eisenbahnen. Die ganze 
Berechnung sei wie die der Heiratsvermittlerin in Moliere's 
Geizhals, welche demselben vorrechnete, dass seine Zukünftige 
so und so viel tausend Franken Rente mitbringe, bestehend in 

•) Der Minister rechnete: 

1. Erzielte Einnahmen: 

(vergl. Anmerkung 2, S. 224) Fr. 169,214.567 

2. Gemachte Ersparnisse: 

a) Postverwaltung ....... 56,866.560 

b) Militär und Marineverualtung . . 37,278.611 

c) Kriegstransporte 1,855.911 

d) Transporte der Finanz Verwaltung 849.323 

e) Gefangenentransporte . . . 1,641.358 

f) Freie Beförderung der Staats- und 

Zollbeamten 852.591 

g) Verwaltung der Staatstelegrap_hen 3,494.555 

102,837.898 
Summa Franken 272,052.465 

2 ) Das hochcivilisirte Frankreich nimmt unter den Postverwaltungen 
aller Länder erst die neunte Stelle ein! In Frankreich wurden 1885: 
557*2 Millionen Briefe und Postkarten befördert, in Deutschland 11 Mil- 
liarden, in England 1-5 Milliarden Stück (Archiv f. Postwesen, 1887, 
Heft 5). 

Schreiber, Die Eisenbahnen. 15 
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den Ersparnissen, welche sie durch ihre bescheidenen An- 
sprüche ihm verschaffen werde. Und in der That ist dies hin- 
sichtlich der Post und des Telegraphen fast wörtlich zu nehmen. 
Man bedenke nur, dass in Frankreich, den Ausführungen des 
parlamentarischen Berichterstatters Bizarelli zufolge, die ge- 
sammte Dienstcorrespondenz der Behörden die Portofreiheit 
geniesst, wodurch der Verwaltung eine Einnahme von rund 
38 Millionen Franken jährlich entgeht. Welche Ersparnisse 
Hessen sich da wohl machen? 

Obzwar sich der Staat in den cahiers des charges den 
Actiengesellschaften gegenüber ziemlich weitgehende Rechte 
vorbehalten hatte, „daher von Anfang an auf dem rechten 
Wege wandelte" (Sax, II, 482), so hat man doch auch in 
Frankreich die unliebsame Erfahrung machen müssen, dass 
selbst ein getheiltes Privatmonopol auf diesem Gebiet schwere 
Uebelstände hat, und dass das System der „regulirten Privat- 
unternehmung" sich nicht bewährt, indem die Aufsichts- 
behörde mit allen ihren auf dem Papier stehenden Rechten 
der oft grellen Misswirthschaft der Privatbahnen gegenüber 
von Jahr zu Jahr machtloser wird (Wagner, V, 718). Dies 
erscheint übrigens schon aus dem Grund begreiflich, nachdem 
zwar dem Staat ein Aufsichtsrecht über die Tarife der Privat- 
bahnen — und diese bilden zunächst den Schmerzens- 
schrei des Landes — eingeräumt ist, so dass ihm damit 
die Homologation (Bestätigung) derselben und dadurch ein 
Vetorecht zusteht, allein die Initiative in allen Tariffragen 
wurde grundsätzlich den Privatbahnen vorbehalten. Die Regie 
rung kann sich bestenfalls weigern, einem von den Gesell- 
schaften auf Abänderung der bestehenden Tarife ausgehenden 
Vorschlage die Genehmigung zu ertheilen — aus eigener Macht- 
vollkommenheit aber bestehende Tarife, und seien diese noch 
so schlecht, abzuändern, dazu fehlt ihr die gesetzliche Handhabe 

In Frankreich haben die Tarife, sobald sie vom Minister ge- 
nehmigt sind, die Kraft eines Gesetzes für und gegen die Gesell- 
schaften (Cass. Franc. 31. December 1873). 

Wenn man nun nach alledem sich verwundert fragt, wie es 
komme, dass eine (allerdings etwas eitle) Nation, die bereits unge- 
zählte Milliarden „pourla gloire", also einer blossen Idee zuliebe 
„auf dem Altar des Vaterlands" opferte, und auch anscheinend 
reich genug dazu ist, „ihren Ruhm" zu bezahlen,nicht ebenso 
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willig die Mittel bereit halte, um sich des schwer empfun- 
denen realen Uebels, das die engherzige Tarifpolitik der 
Transportgesellschaften dem Lande auferlegt, durch Ankauf 
der Privatbahnen und durch staatlichen Betrieb derselben zu 
entledigen, so erhält man, wie wenigstens uns dies auf unsere 
im Archiv für Eisenbahnwesen (1886, S. 457 ff.) gestellte 
Anfrage: Ob Staatsbahnen oder Privatbahnen? seitens des stets 
ruhig urtheilenden „Journal des Transports" ! ) geschah, folgende 
bemerkenswerthe Antwort: „La centralisation administrative' 2 ) 
nous affaiblit au point que nous en pourrions mourir quelque 
jour, si Ton ne devait y porter remede. L'aristocratie, la 
d6mocratie peuvent passer en France: la bureaucratie est 
une plaie qui ne passe pas. Un homme d'esprit pröten- 
dait qu'il y avait trois categories de Francais: „Les actionaires, 
les factionaires et les fonetionaires." D'autre part, un statisti- 
cien consciencieux a voulu savoir ce qu'il en £tait exaetement 
de cette definition, et, apres calcul, il a pu affirmer qu'i 
existait en France 850.000 fonetionaires, soit environ 1 fonc- 
tionaire par 40 habitants. C'en est assez; c'en est trop! II 
nous semblerait insense" de vouloir depasser le million en 
enregimentant sous l'£gide administrative les 250.000 employes 
de nos compagnies de chemins de fer." Also die sich in 'und 
um Paris gruppirende Hypercentralisation der Thätigkeits- 
leistung der Buraukratie mit ihrer systematischen Entwöhnung 
des Publicums von der persönlichen Initiative, das „regime 
de l'Etat-Providence", das als einer denkenden Nation un- 
würdig empfundene System der bis ins Kleinste gehenden 
„reglementirenden Bevormundung" durch ein Heer von Be- 
amten, 3 ) von denen etwa einer auf 40 Köpfe der Bevölkerung 
oder auf 8 bis 10 Steuerträger entfällt, und das durch eine 
Viertelmillion von Eisenbahnbeamten zu verstärken man 



') Paiis 1886, Nr. 29. 

■] Der Ausdruck „Centralisation" ist namentlich in Frankreich durch 
die Thatsachen um seinen guten Sinn gebracht; er bedeutet hier nichts 
weiter, als die aufsaugende Thätigkeit eines Mittelpunkts, von dem aus 
alles übrige Dasein zur Bedeutungslosigkeit hinabgedrückt wird. 

3 ) „Derselbe gallische Geist, dessen reglementirender Begabung schon 
Casar in seinen Commentaren gedenkt, machte das französische Eisenbahn- 
wesen zu einer Domäne des vom Staat gegebenen technischen und ad- 
ministrativen Schemas, der vom Staat erflossenen Normen und des in den 
Staatsanstalten fachwissenschaftlich herangebildeten Eisenbahnpersonals" 
(v. Weber). 
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nicht ungerechtfertigte Besorgniss hegt: das ist der wunde 
Punkt der Staatsbahnidee in Frankreich; die Unterlassungs- 
sünde der Regierung: bei Abschluss der Verträge mit den 
Privatgesellschaften auf eine den Landesinteressen entsprechende 
Tarifpolitik hinzuwirken und diese erforderlichenfalls zu er- 
zwingen: das ist der Zweifel an dem Verständniss der Regie- 
rung für die Bedürfnisse des Volks auf dem Gebiet des 
Eisenbahnwesens. Freilich müssen es mächtige Finanzkräfte 
sein, welche den Beherrschern der Verkehrswelt Frankreichs 
zur Seite stehen, um die Erfolge erringen zu können, die die 
Vergangenheit aufweist und ein mächtiges Wort müssen diese 
in der Regierung mitzusprechen haben, da es ihnen auch 
gelungen ist, dieselbe zur Einstellung der Veröffentlichung 
jener ausgezeichneten Eisen bahnstatistik zu veranlassen, 
die früher der Stolz der französischen Verwaltung war, 
deren Thatsachen aber die Börsenfinanzoperationen jener 
grossen Gesellschaften störten 1 ) (v. Weber, Nachgelassenes 
Werk, S. 159). 

Um kurz zusammenzufassen: die eigentliche Schuld an 
der unbefriedigenden Gestaltung der französischen Eisenbahn- 
zustände — und mit diesen allein haben wir es hier zu 
rhun — ist, wie das „Journal des Transports" ganz zutreffend 
bemerkt, in jenem „bösen Geist der Bevormundung" zu 
suchen, an dem die Nation seit dem Despotismus Ludwig XIV. 
krankt. Er ist genau verbunden mit jener Vorliebe für die 
zuerst unter Ludwig XIV. begonnene und dann unter Napoleon 
noch weiter getriebene Hypercentralisation, die sich in dem 
Triebwerk der Regierung zeigt; er ist es, der diese bewegt 
Monopole aufrecht zu erhalten, durch die Handel und Verkehr 
benachtheiligt werden; er ist es auch, der zur „Organisation 
des Eisenbahnmonopols" unter dem Vorwande geführt hat, 
die Nachtheile desselben abzuschwächen, thatsächlich aber, 
um auch hier seine Bevormundung geltend zu machen. Denn 
ein einem Dritten zur Ausbeutung überlassenes Verkehrsmono- 
pol lässt sich ebensowenig „organisiren" als sich die Verkehrs- 
richtung eines Stromes ändern lässt. Man kann das Bett des- 
selben theilweise regeln, dort Vorbeugungsmittel anwenden, wo 
die Gefahr der Unterlassung klar zu Tage tritt, aber der Lauf 

. l ) Wie rühmlich stellen sich doch diesen Zuständen die englischen 
statistischen Veröffentlichungen des unter der Leitung des hervorragenden 
Statistikers R. Giffen stehenden Commercial Department des Board of 
Trade gegenüber! 
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des Stromes bleibt derselbe. Ebenso verhält es sich mit 
dem „organisirten" (regulirten) Monopol einer auf speculativen 
Erwerb naturgemäss angewiesenen Gesellschaftsbahn. 

In Frankreich wird alles auf einen gemeinsamen Mittel- 
punkt zurückgeführt und in ihm finden sich alle bürgerlichen 
Functionen aufgesogen. Alle Verbesserungen von irgend einer 
Wichtigkeit müssen die Genehmigung der Regierung erlangen 
und damit die niederen Behörden ihre Gewalt nicht miss- 
brauchen, wird ihnen lieber keine Gewalt übertragen, was 
sich in ähnlicher Weise auch auf den Verwaltungsdienst 
der Eisenbahnen bezieht. Alles was geschieht, muss im „Haupt- 
quartier" geschehen. Die Regierung (beziehungsweise die 
Generaldirectionen der Eisenbahnen) soll alles sehen, alles 
wissen und für alles sorgen. Um dieses Ungeheuer von „Allein- 
verkaufsrecht" durchzusetzen, hat man eine Maschinerie zu- 
rechtgestutzt, die des Planes würdig ist. Das ganze Land ist 
thatsächlich von einer Armee von Beamten übersäet, 1 ) welche 
ein persönliches feudales Princip bilden. 

Wenn sich unter solchen Verhältnissen die Bevormun- 
dung der Regierung auch auf die Schulen des Landes, so ins- 
besondere auch auf die Ecole des ponts et des chaussSes, als 
einzigem Focus für die technisch-administrative Weisheit im 
französischen Eisenbahnwesen erstreckt, aus welcher alle Eisen- 
bahntechniker und höheren Verwaltungsbeamten hervorgehen, 
so ist dies nicht zu verwundern. „Die Generalinspectionen 
der Ponts-et-chauss6es denken, sozusagen, für die ganze 
Armee wohldisciplinirter Staatsorgane, in deren Händen die 
Leitung sämmtlicher Eisenbahnen Frankreichs ruht und die Ge- 
sammtheit dieser ist in allen ihren Constructionen oder Einrich- 
tungen nur der Reflex der in den Hochschulen der Ponts- et- 
chaussees gelehrten Dogmen und gegebenen Axiome." 2 ) Dass 
eine derartige „staatliche Organisation der Verkehrswelt" in 
ihrer Vereinigung mit der Executive im Bereich der Verkehrs- 
verwaltung nicht geeignet sein kann, die Monopolherrschaft 
der grossen Eisenbahngesellschaften abzuschwächen, liegt klar, 
und so ist es gekommen, dass das „Schema zum charak- 



l ) Laing (Notes, 2. Serie, 185) schrieb 1850 und sagt: Bei der Ver- 
treibung Ludwig Philipp's wurde angegeben, dass die Civilbeamten sich 
auf 807.030 Individuen beHefen. (Vergl. auch Tocqueville, La democratie 
I, 220.) 

*; v. Weber, Vom rollenden Flügelrad, 1886. 
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teristischen Zuge in der Physiognomie des französischen Ver- 
kehrslebens wurde." 

Die Ausschliesslichkeit in der Stellenbesetzung der fran- 
zösischen Eisenbahnen durch eine einzige Schule hat aber bei 
aller dieser nachgesagten sonstigen Vortrefflichkeit den weiteren 
grossen Nachtheil, die Träger der Stellen unwillkürlich zu der 
Meinung zu verleiten, als ob sie die auserwählten Kenner und 
Aufbewahrer einer Fachweisheit seien, von der das übrige 
Publicum nichts verstehe (quod mecum nescit, solus vult 
scire videri), was gleichzeitig zu einem geistigen Despotismus 
in der Verwaltungshierarchie führt: also zu der „Schemastarre" 
des Verwaltungswesens die Bevormundung des Intellects, des 
schlimmsten aller Uebel in jeder Verwaltung, insbesondere 
aber der einer tausend unerwärtet herantretenden Schwierig- 
keiten und Zufälligkeiten ausgesetzten Eisenbahnbetriebsver- 
waltung gesellt, indem sie die Initiative des Individuums, 
dessen Schaffensfreudigkeit und Thatkraft unterbindet. Wie 
ganz verschieden von der französischen Art zeigt sich dagegen 
auch hier das aus der „Schule des Lebens" hervorgegangene, 
so unvergleichlich tüchtige Personal der englischen Privat- 
bahnen, unterstützt in seinen Dienstverrichtungen von einem 
selbständig denkenden, der Führung und Hinweisung nicht 
bedürfenden Publicum! 

Der bevormundende Geist des Gouvernements bringt es 
auch mit sich, dass sich die Franzosen bei der geringsten 
Schwierigkeit an die Regierung um Hilfe, um Unterstützung 
wenden, welche ihnen der eigenthümlichen Stellung dieser 
gemäss auch selten vorenthalten werden kann. Was ander- 
wärts Sache des Wettbewerbs, des persönlichen Antriebs, das 
ist bei ihnen Monopol und daher kommt es auch, dass sie 
keinen Canal graben, keine Eisenbahn anlegen können, ohne 
sich um Hilfe und Unterstützung an die Regierung zu wenden, 
wie wir dies im Laufe unserer Erörterung zu wiederholten- 
malen bemerken konnten. 

Die geschichtliche Entwickelung der französischen Eisen- 
bahnen gliedert sich annähernd in folgende Zeitabschnitte: 

1. Versuchszeit (1828 bis 1837). 

2. Kindheit (1837 bis 1842). 

3. Entwickelung und gemischtes System (1842 bis 1852). 

4. Verschmelzungen (1852 bis 1859). 
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5. Zeit der Concessionen mit weitgehender staatlicher 
Unterstützung (1859 bis 1868). 

6. Entwickelung der Bahnen zweiter Ordnung unter Mit- 
wirkung des Staats (1868 bis 1878). 

7. Bau von Local- und Strassenbahnen (Dampf-Tram- 
ways) (von 1875 ab). 

8. Versuche zur Verstaatlichung der Privatbahnen (1878 
bis 1882) und endlich 

9. neue Uebereinkommen zwischen Staat und den grossen 
Eisenbahngesellschaften (vom Jahre 1882 ab). 

Ende 1885 waren in Frankreich 30.495 km Eisenbahnen 
im Betrieb, von welchen 28.251 km zu dem den Gesell- 
schaften concessionirten Netz, 2230 km zum Staatsbahnnetz 
und 14 km zu den vom Staat gebauten, nicht concessionirten 
Bahnen gehören. 1 ) 

Die Hauptpulsader des binnenländischen Verkehrs ist die 
Linie Hävre- Paris- Lyon- Marseille, nächst ihr kommen die 
Linien Paris- Brüssel, Paris-Strassburg und Paris-Bordeaux. Von 
Wichtigkeit für den internationalen Ueberlandsverkehr ist die 
von Mäcon abzweigende Linie der Paris-Lyon-Mittelmeerbahn, 
welche über Culoz zum Mont-Cenistunnel (und von da ab 
nach Brindisi) führt. 2 ) 



Deutschland, insbesondere Preussen. 

Die erste in Deutschland für den Locomotivbetrieb ge- 
baute Bahn war die am 16. November 1835 eröffnete Nürn- 
berg-Fürther Ludwigbahn (16*05 km), welche mit einer von 
R. Stephenson & Cie. in New-Castle bezogenen Locomotive 
befahren wurde. 



! ) Archiv für Eisenbahnwesen 1866, S. ö'.'O. 

2 ) Die englische Ueberlandpost geht jeden Freitag 8 Uhr 5 Minuten 
Abends von London ab und triffr, von Calais aus Ober Paris, Modane und 
Bologna mittelst Sonderzugs Beförderung erhaltend, in der Nacht vom 
Sonntag zum Montag planmassig um 1 Uhr 5 Minuten in Brindisi ein. 
Dieselbe befördert sechs Postwagen, zwei Schlafwagen für Reisende und 
einen Gepäckwagen. Die Zahl der Briefsacke beziffert sich durchschnitt- 
lich auf 1117 Stück (Archiv fOr Post und Telegraphie 1886, Heft 24). 
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Als eigentlicher Geburtstag der deutschen Eisenbahnen 
gilt jedoch der 13. Mai 1835. An diesem Tage fand, dank 
der steten Anregung und Förderung Friedrich List's, in 
Leipzig die Actienzeichnung auf die erste grössere Eisenbahn- 
strecke Leipzig- Dresden via Riesa statt. Der Erfolg übertraf 
alle Erwartungen. Trotz der vielen Gegner und Bespötter des 
Unternehmens 1 ) waren schon am ersten Tage 5 Uhr Nach- 
mittags Actien für 1 Million Thaler gezeichnet, und am 
folgenden Tage das ganze Actiencapital (15.000 Actien zu 
100 Thaler) untergebracht. 2 ) Die 50jährige Wiederkehr der 
grossartigsten Umwälzung aller Verkehrsverhältnisse ist zwar 
klanglos vorübergerauscht; immerhin vollzog sich ein be- 
sonderes Ereigniss zu dieser Zeit. Am 15. Mai 1885 wurden 
im deutschen Reichsamte die Anerbietungen eröffnet, welche 
unternehmende Hansakaufleute gemacht hatten, um die deutsche 
Flagge weithin in fremde Welttheile zum Nutzen und Segen 
des deutschen Handels und der deutschen Industrie zu führen. 

Auch die preussischen Regierungskreise bezweifelten 
anfänglich die Möglichkeit eines ergiebigen Erträgnisses der 
Eisenbahnen, 3 ) obzwar der weiterblickende preussische Finanz- 



! ) Als man seinerzeit um die Concession des Baus der Leipzig- 
Dresdener Bahn einkam, soll der damalige Ministar gesagt haben: „Die 
Bahn kann nicht rentiren. Die gelbe Postkutsche von Leipzig nach Dresden 
ist ja für gewöhnlich kaum mit einem Passagier besetzt." Die Leipzig - 
Dresdener Eisenbahngesellschaft war die erste, welche sich selbst 1865 
zur Bewältigung des in ungeahntem Mass angewachsenen Verkehrs eine 
zweite Eisenbahnverbindung zwischen Leipzig und Dresden via Meissen- 
Döbeln-Grimma schaffte, die, wenn von anderer Gesellschaft erbaut, für 
sie geradezu eine Concurrenzbahn gewesen sein würde. 

2 ) Der Erbauer der Leipzig-Dresdner Eisenbahn war der sachsische 
Artilleriemajor Karl Theodor Kunz. Das „Genie des Vertrauens", das 
er für das Unternehmen mitbrachte, ermöglichte ihm dessen glänzende 
Durchführung, obwohl er bis dahin nie eine Schiene, nie eine Locomo- 
tive gesehen hatte. 

3 ) Reichskanzler Fürst Bismarck erzählte in der Reichstagsitzung 
vom 2. December 1884 als Reminiscenz: „Als der Bau einer Eisenbahn 
von Berlin nach Magdeburg projectirt wurde — es lag damals das Berlin- 
Anhalter Project vor, und gleichzeitig ein Berlin-Leipziger und ein Berlin- 
Magdeburger — da erklärte die damalige preussische Regierung, sie hätte 
ganz genau den Gesammtverkehr zwischen diesen Orten festgestellt und 
sich überzeugt, dass der Gesammtverkehr, der Oberhaupt zwischen Berlin 
und den vorbenannten Orten bestünde, nicht eine einzige Eisenbahn- 
linie ernähren könnte. Das Almosen des Herzogs von Anhalt wurde dank- 
bar angenommen und ihm zuliebe ein Umweg von 6 Meilen die Elbe 
abwärts gemacht." 
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minister v. Motz dem König schon 1825 vorgeschlagen hatte, 
durch eine Eisenbahn von Minden nach Lippstadt die Weser 
mit der schiffbaren Lippe zu verbinden und also den ge- 
sammten Handelsverkehr zwischen Bremen und Süddeutsch- 
land durch preussisches Gebiet zu leiten. 1 ) 

Die regierungsseitig gehegten Besorgnisse der Erträgniss- 
losigkeit von Eisenbahnen theilte sich auch dem Publicum 
mit, so dass sich erst 1837 unternehmungslustige Gapitalisten 
zusammenfanden, welchen der Bau der Strecken Berlin-Pots- 
dam (die Theilstrecke Berlin-Zehlendorf wurde am 21. Sep- 
tember 1838 eröffnet), Düsseldorf-Elberfeld, Magdeburg-Leip- 
zig, 2 ) und einer Strecke der späteren Rheinischen Bahn 
bewilligt wurde. 

Inzwischen nahm aber doch die Regierung grundsätzliche 
Stellung zur Frage des Baus von Eisenbahnen, und so kam 
am 3. November 1838 ein Eisen bahngesetz zu Stande, 
durch welches die Grundlage für die Einführung des Privat- 
bahnsystems geschaffen wurde. Dieses, theilweise den englischen 
Concessionsacten nachgebildete Eisenbahngesetz, welches die 
Ausführung von Eisenbahnen ausschliesslich Privatunter- 
nehmungen (Actiengesellschaften) überliess, regelte die 
Concessionirung, den Bau und Betrieb, die Privilegien der 
Bahn, ihr Verhältniss zur Post und die Rechte des Staats, 
welch letzterem indess, entgegen dem englischen Vorgange, 
ein ziemlich weitgehender Einfluss auf die Verwaltung der 
Eisenbahnen gewahrt wurde. Dagegen wurde ein ähnlicher 
Vorbehalt, wie er späterhin in den Concessionen vieler öster- 
reichischer Eisenbahnen aufgestellt erscheint, dass nämlich die 
betreffende Privatbahn nach Ablauf von 30 Jahren vom Staat 
nach einem auf dem mittleren Erträgniss der letzten Jahre 
fussenden Preise erworben werden könne, nicht gemacht. Die 
Concessionen besassen zumeist die Giltigkeitsdauer von 99 Jahren. 
Das Verfahren der Concessionirung selbst regelte der Staats- 
ministerialbeschluss vom 30. November 1838. — Eine Zins- 
bürgschaft wurde nicht gewährt. 



*) v. Treitschke, Geschichte des 19. Jahrhunderts, III, 465. 

2 ) Als in Leipzig 1829 der Plan einer Eisenbahn nach der unteren 
Elbe zuerst besprochen wurde, da traten die Aeltesten der Magdeburger 
Kaufmannschaft zusammen und verwarfen den Plan einstimmig, da die 
Bahn nur den eigenen Handel von Magdeburg nach Leipzig locken würde 
(v. Treitschke III, 465). 
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Das erste Statut, welches auf Grund dieses Gesetzes be- 
stätigt wurde, war das der Gesellschaft der Berlin-Anhalter 
Eisenbahn, auf welches sodann die Concessionirung einer 
ganzen Menge der besten und leicht zu erbauenden Linien 
erfolgte. So fand bereits im Jahre 1841 am 1. September die 
Eröffnung der Bergisch-märkischen Bahn (Düsseldorf-Elberfeld), 
am 6. September die der Rheinischen Eisenbahn bis Aachen, 
am 10. September die der Berlin-Anhalter Bahn bis Witten- 
berg; — 1842 am 22. Mai die der Oberschlesischen Eisen- 
bahn von Breslau bis Ohlau, am 30. September die der 
Berlin-Stettiner Bahn nach Neustadt-Eberswalde, am 23. Oc- 
tober die der Berlin- Frankfurter Bahn; — 1843 am IG. Juli 
die der Berlin-Stettiner Bahn bis Stettin, am 18. Juli die der 
Magdeburg- Halberstädter Bahn, am 29. Juli die der Breslau- 
Freiburger Bahn statt. 

Planmässig wurde erst im Jahre 1842 das Zustande- 
bringen eines vollständigen Netzes ins Auge gefasst, soweit 
überhaupt Preussen die seiner Eisenbahnpolitik zumeist ent- 
gegenstehenden Sonderinteressen der übrigen Bundesstaaten 
nicht zu berücksichtigen brauchte. Da sich jedoch der Bau 
dieses Eisenbahnnetzes, welches die Verbindung zwischen den 
wichtigsten Binnenhandelsplätzen und Verkehrsmittelpunkten 
und den einzelnen, politisch von einander getrennten Bundes- 
staaten herstellen, sowie den wichtigen Durchfuhrverkehr 
zwischen Frankreich und Russland ermöglichen sollte, nicht 
ohne finanzielle Betheiligung des Staats durchführbar erwies, 
wurde die Gewährung einer Zinsbürgschaft von 3 l / 2 Procent 
des Baucapitals mit dem Höchstbetrag von 2 Millionen Thaler 
jährlich beschlossen, wobei sich der Staat, abgesehen von dem 
Recht einer Einflussnahme auf die Höhe der Tarifsätze, einen 
Antheil an dem Reinertrage von einer gewissen Höhe des- 
selben ab, sowie ferner auch, an dem zwar damals schon 
gefassten, aber vorläufig nicht verwirklichungs- 
fähigen Gedanken einer späteren Verstaatlichung 
der Eisenbahnen festhaltend, das Recht wahrte, falls er 
in Folge der übernommenen Zinsbürgschaft genöthigt sein 
sollte, während fünf aufeinanderfolgender Jahre einen Zuschuss 
zu leisten, oder falls er in einem Jahre mehr als 1 Procent, 
beziehungsweise Vj 2 Procent des Gesammtstaramcapitals zu- 
schiessen müsste, die Verwaltung und den Betrieb der Bahn 
so lange zu übernehmen, bis der Reinertrag in drei hinter- 
einanderfolgenden Jahren mehr als 3y 2 Procent des Actien- 
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capitals betragen würde- Ausser der Zinsgewähr übernahm 
der Staat in mehreren Fällen einen Theil der Actien. 

Am 30. October 1846 wurde die Oberschlesische Eisen- 
bahn bis Myslowitz fertig. Waren bis dahin die Bahnen nur 
für den örtlich beschränkten Verkehr geschaffen, so erkannte 
man jetzt, dass die Verbindungen der Eisenbahnen unter- 
einander fehlten; man war daher darauf bedacht, die An- 
schlüsse der Bahnen zu bewerkstelligen. So erfolgte 1847 
der Anschluss der Oberschlesischen Bahn an die Krakau-Ober- 
schlesische Bahn bei Slupna, am 1. September 1848 wurde 
die Kaiser Ferdinands-Nordbahn in Oderberg mit der Ober- 
schlesischen Eisenbahn durch die Wilhelmsbahn verbunden, 
und dadurch die unmittelbare Schienenverbindung zwischen 
Wien und Breslau hergestellt. Die Niederschlesisch-märkische 
Eisenbahn, welche aus der Vereinigung der Berlin-Frankfurter 
und Breslau-Frankfurter Bahn hervorgegangen war, wurde 
am 1. September 1846 vollständig dem Betriebe übergeben. 
Bald darauf wurde der Verkehr auf der Zweigbahn Kohlfurt- 
Görlitz eröffnet, und im Jahre 1847 die Sächsisch-schlesische Bahn 
bis Görlitz fertig, auf welche Weise zwei weitere Verbindungen 
Breslaus, nämlich mit Berlin und Dresden, hergestellt wurden. 
Weiterhin entstanden die Linien zwischen Berlin und Stettin, 
Potsdam und Magdeburg und zwischen Berlin und Leipzig. 
Auch den überseeischen Handelsplätzen Hamburg und Bremen 
wandte sich das Interesse zu, und machte sich das Bestreben 
geltend, mit denselben Berlin sowohl, als auch die näher 
gelegenen Städte, wie Hannover u. s. w. zu verbinden. Ausser- 
dem begann man die Herstellung von Verbindungslinien durch 
Thüringen nach dem Westen ins Auge zu fassen, von woher 
bereits andere Linien entgegenstrebten. Im Westen ent- 
wickelte sich das Bahnnetz ebenfalls rasch; es entstanden die 
Bergisch-märkische Bahn, die Rheinische Eisenbahn und die 
Köln-Mindener Eisenbahn. 

Deutschland besass nicht, wie seinerzeit bei Frankreich 
dies zutraf, ein theoretisch und praktisch geschultes corps 
des ponts-et-chauss£es, das wie dort im Stande gewesen wäre, 
sofort alle Verwaltungszweige des Eisenbahnwesens leitend 
zu gestalten. Seine kaum entstandenen technischen Bildungs- 
anstalten lagen in der ersten Kindheit, so dass den unver- 
mittelt anwachsenden Anforderungen des Eisenbahnwesens 
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weder der Eignung noch der Menge nach Genüge geleistet 
werden konnte. Daher aber giebt es auch kein redenderes 
Zeugniss für die Eisenbahnbegabung des deutschen Volks, als 
dass es, gewohnt und dazu erzogen, selbständig und ohne 
bevormundende Einmischung der Regierung mit den Schwierig- 
keiten des Lebens zu kämpfen, und ihrer mannesmuthig Herr 
zu werden, aus diesen? ersten Wust heraus durch musterhafte 
Verwaltung sein Eisenbahnwesen in der Art tüchtig ent- 
wickelt hat, wie wir es jetzt sehen, so dass es mehr als 
irgend ein System eines anderen Landes geeignet ist, sowohl 
den localen, als den allgemeinen Landesinteressen zu ent- 
sprechen und das Wohl der Gesammtheit zu fördern. ! ) 

Die erste Grundlage zur Heranbildung des preussischen 
Eisenbahnwesens wurde durch das einträchtige Zusammen- 
wirken der verschiedenen Privat-Eisenbahnverwaltungen und 
deren Bestreben geschaffen, auf dem gemeinsamen Gebiet 
des Verkehrs- und Transportwesens durch Aufstellung ein- 
heitlicher Grundzüge und Normen Einrichtungen zu treffen, 
welche Handel und Verkehr zu unterstützen geeignet schienen. 
So traten schon am 10. November 1846 zu Berlin die Ver- 
waltungen der Berlin Anhalter, der Berlin-Potsdamer, Berlin- 
Hamburger, Berlin- Stettiner Bahn u. s. w. zusammen und 
stifteten den unter dem Namen: „Verband preussischer Eisen- 
bahn-Directionen" bekannten Verein, aus dem sich im Laufe 
der Zeit der grosse internationale „Verein deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen" herangebildet hat. 



M Wenn in Deutschland sowohl als auch in England und Nord- 
amerika das Eisenbahnwesen weit grössere Entwickelung, extensiv und 
intensiv, gefunden hat, als in Frankreich, Oesterreich, Italien, Spanien, Süd- 
amerika u.s. w., so liegt dies theilweise wohl auch in der unbestreitbaren That- 
sache, dass die protestantischen Staaten, weil der Protestantismus frei von 
jeder bevormundenden Priesterherrschaft ist, den katholischen politisch und 
wirthschaftlich Oberlegen geworden sind, dass also der Protestantismus 
die Entwickelung der Staaten gefördert hat. „Ks kann keinem Zweifel 
unterliegen", sagt Macaulay, „dass seit dem 16. Jahrhundert die pro- 
testantischen Nationen entschieden grössere Fortschritte gemacht haben, 
als ihre katholischen Nachbarn." Man vergleiche Dänemark und Portugal, 
Edinburg und Florenz, England und dessen Colonien in Amerika mit 
Spanien. Welch grossen Vorsprung hatte noch vor hundert Jahren 
Oesterreich vor Deutschland! Uebrigens scheint auch die Vermischung 
mit französischem Hugenottenblut in Preussen ähnlich günstig gewirkt zu 
haben, wie die Stammvermischung der Normannen und Sachsen in Eng- 
land, die der Deutschen und Angelsachsen in Nordamerika. 
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Die Vereinigungen der Privatbahnen zum Zweck der 
gleichmässigen Bedienung ihres Verkehrsgebiets, welche der 
Vereinigung einzelner Linien zu einem ganzen Netze gleich- 
kamen, führten die Regierung immer mehr zu der Erkennt- 
niss, dass die Interessen, denen Eisenbahnen zu dienen haben, 
allerdings zum Theil private, zum überwiegenden Theil aber 
staatlicher Natur seien; auf Eisenbahnen bewegten und be- 
gegneten sich die bedeutsamsten wirthschaftlichen, politischen 
und militärischen Interessen des Landes. 

Dieser Erkenntniss gemäss und weil man einsah, dass es 
keinen Weg gebe, die diesen Verhältnissen entsprechende 
Leistung Privatunternehmungen durch „Pflichtenhefte" auf- 
nöthigen zu können, fasste schon damals die Regierung — zu- 
mal ihrerseits als nothwendig erkannte, aber voraussichtlich 
längere Zeit erträgnisslose Bahnbauten ohne Zusicherung der 
vollen staatlichen Zinsgewähr nicht zu Stande kommen konnten 
— den Entschluss, für die Zukunft den Eisenbahnbau 
nicht mehr der Privatindustrie zu überlassen, son- 
dern grundsätzlich selbst zu übernehmen; ein Ent- 
schluss, den der Staat mit der ihm eigenthümlichen Ruhe 
und Zähigkeit durchgeführt hat. 

Als nun die Handelskrise der Jahre 1846 und 1847, 
insbesondere aber die politischen Ereignisse von 1848, wie 
auch anderwärts, dem erwachten Unternehmungsgeist im 
Eisenbahnbau ein Ende mächten, so ergriff die Regierung 
diesen Anlass, um die ihr aus strategischen Rücksichten 
wünschenswerthe Anlage der preussischen Ostbahn und der 
Saarbrückener Bahn au f Staatskosten auszuführen. Späterhin, 
im Jahre 1850, wurde die Niederschlesisch-märkische Eisenbahn 
in Staatsverwaltung übernommen und 1852 angekauft, sowie 
die mit ihr verbundene Schlesische Gebirgsbahn auf Staats- 
kosten erbaut. In demselben Jahre wurde die von einer Ge- 
sellschaft begonnene Westfälische Eisenbahn vom Staate 
übernommen und 1854 die Münster-Hamm-Bahn dazu gekauft. 
Diese Bahnen bilden mit den bereits genannten zwei Bahnen 
die ersten Staatsbahnen der alten Provinzen. 

In der Zeit von 1848 bis 1860 war die Thätigkeit der 
Regierung hauptsächlich darauf gerichtet, das begonnene Netz 
zu vervollständigen und einerseits die noch mangelnden Ver- 
bindungen zwischen den Hauptbahnen, insbesondere aber auch 
zwischen den Mittelpunkten des Verkehrs selbst her- 
zustellen. So wurde eine Verbindungsbahn in Breslau zwischen 
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der Oberschlesischen und der Niederschlesisch-märkischen Bahn 
hergestellt. Im Jahre 1851 wurde die Verbindungsbahn in 
Berlin eröffnet, welche die bestehenden Bahnhöfe verband, 
und sich im Halbkreis um die Stadt zog; 1 ) 1850 wurde die 
Verbindung über den Rhein zwischen Köln und Deutz her- 
gestellt. Ausserdem trachtete man, Verbindungen zwischen 
den Productionsstätten, industriellen Etablissements, Gruben 
u. s. w. herzustellen, um die directe Uebernahme der Frachten 
zur Beförderung zu gewinnen. Auf diese Weise entstanden 
die sogenannten Schleppbahnen. 

Mit dem Jahre 1860 trat plötzlich wieder ein Umschlag in der 
bisherigen Eisenbahnpolitik ein, indem sich die Mehrheit der 
Volksvertretung wieder dem Privatbahnsystem zuneigte, aller- 
dings nur insoweit, als das System der staatlichen Zinsbürg- 
schaft, dessen bleibende Anwendung auch vom Staats - 
wirtschaftlichen Gesichtspunkt aus nicht empfehlenswerth 
erschien, blos ausnahmsweise platzgreifen solle. Denn wenn 
diese Zinsgewähr, so sagte man sich, gestützt auf die Nach- 
weisungen Otto Michaelis, auch einige Zeit lang als be- 
währtes Reizmittel für den Unternehmungsgeist (die Spe- 
culation) diene, so bringe sie nach Ueberschreitung gewisser 
Grenzen gerade das Gegentheil ihrer ursprünglichen Be- 
stimmung hervor. Auf diese Erwägungen gestützt, erklärte 
das preussische Abgeordnetenhaus in seinem Programm vom 
Jahre 1862, dass es fortan den Bau von Bahnen aus Staats- 
mitteln nur dann für zulässig erachte, wenn dies durch Öffent- 
liche politische Zwecke gerechtfertigt erscheine. 

In den Jahren 1860 bis 1866 entstanden die Gesellschaften 
der Rechten Oderuferbahn, der Berlin-Görlitzerbahn, der Ost- 
preussischen Südbahn und Tilsit-Insterburger Bahn; die letztere 
mit fester staatlicher Unterstützung. Ausserdem erhielten die 
bereits bestehenden Gesellschaften mehrfach die Bewilligung 



*) Die Berliner „Stadtbahn" — ursprünglich ein verunglücktes Privat- 
unternehmen — wurde am 7. Februar 1882 dem Betrieb übergeben, nach- 
dem sie vom Staat erworben und als „Ringbahn" gänzlich ausgebaut 
worden war, wodurch sie auch dem Vororteverkehr, sowie dem Fernver- 
kehr für Personen und Güter zugänglich gemacht wurde. Diese Bahn be- 
fördert jährlich rund 16 Millionen Personen. Auch hier bestrebte sich die 
preussische Regierung, die neue Beförderungsanstalt durch geradezu bei- 
spiellos niedrig gestellte Tarife zum Gemeingut Aller zu machen. 
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zum Bau von Verlängerungslinien und Verschmelzungen, in 
letzterer Beziehung insbesondere die Rheinische Eisenbahn. 

Verhängnissvoll für das Privatbahnsystem war das 
Jahr 1866; denn dadurch, dass der Staat mit seinen neu- 
erworbenen Provinzen Hannover, Hessen, Nassau und Frank- 
furt gleichzeitig die dort vorhandenen Staatsbahnen (über 
150 Meilen) übernahm, und überdies mit dem Bau von 
Staatsbahnen theils aus strategischen Rücksichten, theils be- 
hufs besserer Verbindung seiner bereits erworbenen Linien 
fortfuhr, entstand ein gemischtes Betriebsystem von 
Staats- und Privatbahnen in grösserem Massstabe, 
dessen erhebliche Mängel, im Verein mit der zu Tage getretenen 
Ausbeutung des Eisenbahnwesens durch das Gründerthum 
(vgl. Lasker's Rede im preussischen Landtag 1873) und dem 
damit in Verbindung stehenden finanziellen Sturz mehrerer 
Gesellschaften dahin führten, der Staatsbahnidee immer mehr 
und mehr Freunde zuzuführen. So bestand schon um die 
Mitte der Siebzigerjahre im Osten und Westen des preussi- 
schen Staats ein grosses Netz von Staatsbahnen oder unter 
Staatsverwaltung stehender Privatbahnen von zusammen 
7743 Kilometer. 

In dieser Entwickelung der Dinge tauchte 1876 das 
Reichseisenbahnproject auf, welches indessen wegen 
der politischen Abneigung der Mittelstaaten nicht zur Aus- 
führung gelangte. Hierauf ging Preussen mit Entschiedenheit 
daran, sein Staatsbahnnetz durch Erwerbung fast aller noch 
bestehenden grossen Privatbahnen in sich abgerundet abzu- 
schliessen. Ueber die bisherige Ausführung der Eisenbahn- 
verstaatlichungen von 1879, 1880, 1882, 1884 und 1885 ist 
dem preussischen Abgeordnetenhause jüngst Bericht zuge- 
gangen. Derselbe führt aus, wie der Minister der öffentlichen 
Arbeiten und der Finanzminister von der Ermächtigung, die 
Auflösung der verstaatlichten Eisenbahnen herbeizuführen, 
Gebrauch gemacht haben. Die Liquidationen der Halle-Sorau- 
Gubener, Münster-Enscheder, Schleswigschen, Magdeburg- 
Halberstädter und Köln-Mindener, Berlin-Anhalter, Bergisch- 
Märkischen, Rheinischen, Rechte Oderufer- und Oels-Gnesener 
Eisenbahn sind beendet. Ferner ist das Eigenthum der Thü- 
ringischen, Oberschlesischen, Breslau-Schweidnitz- Freiburger, 
Altona-Kieler und Berlin- Hamburger Eisenbahn seitens des 
Staats am 1. Juli 1886 erworben worden. 
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Neuerliche Verstaatlichungsanträge wurden 1886 den 
noch bestehenden grösseren Eisenbahngesellschaften l. Marien- 
burg -Mlawka, 2. Nordhausen -Erfurt, 3. Berlin- Dresden, 
4. Aachen-Jülich gestellt, von denen indessen nur die drei 
letzteren auf das Angebot der Regierung eingegangen sind. 
Ausser den genannten drei Bahnen erwirbt der Staat noch 
zufolge der dem Abgeordnetenhause im Februar 1887 vor- 
gelegten Verträge die Oberlausitzer Bahn (Kohlfurt-Falkenberg) 
und die Angermünde-Schwedter Bahn, zusammen, abzüglich 
der an Sachsen abzutretenden Theilstrecke von Berlin-Dresden, 
471 A*m, so dass von grösseren Bahnen nur noch die Ost- 
preussische Südbahn und die Marienburg-Mlawkabahn im 
Privatbesitz verbleiben. 

Mit dem berühmten Erlass aus dem Jahre 1878 wurde 
die Erweiterung des preussischen Staatseisenbahnnetzes durch 
den Bau von Nebenbahnen (Localbahnen) mit normaler 
und Schmalspurbreite sichergestellt, von denen Preussen heute 
schon über 4000 Am hat und Ende 1887/88 4615 km neben 
22.593 km Hauptbahnen besitzen wird. In dem Ausbau dieser 
Localbahnen zeigt sich so recht deutlich der Vortheil des 
Staatseisenbahnsystems, da sich die Thätigkeit des staatlichen 
Bahnbaus im Wesentlichen auf Landestheile gerichtet hatte, 
die vordem vereinsamt und verödet lagen, weil sie das Privat- 
bahnsystem, dass nur baldiges Ertragniss verheissende Bahnen 
in verkehrtreibenden Gegenden baut, vollständig vernach- 
lässigt hatte. So verdankt auch das Heimatländchen des Ver- 
fassers der Durchführung des Staatsbahnsystems in Preussen 
den Ausbau der Linie von Wabern nach Wildungen (17 km) 
und von Warburg nach Arolsen (22 Am), zu deren Her- 
stellung die eigenen Mittel des Fürstenthums niemals aus- 
gereicht haben würden. Die preussische Regierung geht übrigens 
noch weiter und beantragte erst jüngst die finanzielle Be- 
theiligung des Staats als Actionär an einem Privatunternehmen 
zum Bau dreier schmalspuriger Bahnlinien: Altona- Lüden- 
scheid, Werdohl- Augustenthal und Schalksmühle - Halver. 
„Die Staatsregierung glaubte (so heisst es in der Begründung 
zu dem Gesetzentwurf) dem Urtheil der Provinzialbehörden 
beitreten und in Anerkennung der Dringlichkeit des Bahn- 
bedürfnisses die erbetene staatliche Unterstützung des Unter- 
nehmens befürworten zu müssen." 

Auf ausserpreussischem Gebiet wurden eröffnet 
1837 die Linie Leipzig-Dresden, 1838 Braunschweig- Wolfen- 
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büttel, 1840 Mannheim-Heidelberg, Magdeburg-Köthen-Halle- 
Leipzig, sowie München-Ulm-Frankfurt-Höchst (Taunusbahn). 
Ausserdem wurden im Weiteren von München aus die Linien 
nach den verschiedensten Richtungen, namentlich über Hof 
nach Sachsen in der Richtung auf Leipzig gebaut, nachdem 
sich eine 1830 entstandene Gesellschaft für den Bau von 
Nürnberg-sächsische Grenze wieder aufgelöst hatte. Die im 
Privatbesitz befindliche Linie München-Augsburg kaufte der 
Staat 1844 ab. Von derselben Zeit an begannen auch Baden 
und Württemberg ihre Bahnen auszubauen. In Sachsen 
wurde ausser der Leipzig-Dresdener die Sächsisch -schlesischc . 
und Sächsisch-böhmische Bahn in Angriff genommen. Von 
Leipzig aus hatten Privatunternehmer die Ausführung der 
Sächsisch-bayerischen Bahn in der Richtung nach Hof und 
Bamberg begonnen, geriethen jedoch in Geldverlegenheiten, so 
dass der Staat den Bahnbau übernahm und von Altenburi: 
nach Reichenbach weiter baute. Von Privatbahnen wurden 
in Sachsen nur die Cheranitz-Riesa- und die LÖbau-Zittau - 
bahn in Betrieb gesetzt, welche später in den Besitz des 
Staats übergingen. 

Während Preussen erst nachträglich zum Staatsbahn - 
System übergegangen ist, wurden in den übrigen deutschen 
Mittelstaaten: Sachsen (ausschliesslich Leipzig-Dresden und 
den genannten kleinen Bahnen), Bayern (ausschliesslich 
München-Augsburg, bayerische Ostbahn und der in der Pfalz 
liegenden pfälzischen Ludwigbahn), dann in Württemberg und 
Baden die Bahnen von vorneherein als Staatsbahnen 
gebaut, was, abgesehen von den dabei in Betracht kommen- 
den politischen Momenten, jedenfalls ein Beweis der schon 
anfänglich vorhandenen richtigen Beurtheilung der volks- 
wirtschaftlichen und politischen Bedeutung der Eisenbahnen 
seitens der Regierungen dieser Staaten gewesen ist. Seither 
ist auch seitens des bayerischen Staats die Bayerische Ostbahn, 
und seitens Sachsens die Strecke Leipzig-Dresden käuflich er- 
worben worden. — „Damit hat Deutschland das grosse 
moderne Wirthschaftsproblem des Eisenbahnwesens 
vor allen anderen Ländern der Welt zuerst im Sinne 
des Staatsbahnprincips gelöst" (Wagner, V, 713). 

Im Jahre 1884/85 zählte Deutschland 36.538 km Eisen- 
bahnen, die ein Anlagecapital von 9.612,297.502 Mark er- 
forderten, wonach auf den Kilometer ein Betrag von 

Bchruiber, Die Ki«enbalinen. 16 
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263.620 Mark entfällt. Von vorstehenden 36.538 km sind 
32.045 km Staatsbahnen, 464 km Privatbahnen unter Staats- 
verwaltung und 4029 km Privatbahnen. x ) 

Im Allgemeinen waren bei Anlage der deutschen Eisen- 
bahnen bis zum Jahre 1866 weder weitsehende handels- 
politische noch militärische Rücksichten massgebend, sondern 
fast einzig und allein die Sonderinteressen der einzelnen 
Staaten und Landschaften. Erst von 1866 ab erfolgte die 
Vervollständigung des Ausbaus des Netzes nach einheit- 
lichen Gesichtspunkten, worunter die für das Ganze in 
Betracht kommenden wirthschaftlichen und strategischen Rück- 
sichten immer mehr in den Vordergrund treten. 



Oesterreich-Ungarn. 

Literatur: Dr. H aber er, Geschichte des Eisenbahnwesens. Wien 1884. — 
E. Sax, die Eisenbahnen. Wien 1879. 

In Oesterreich wurde im Jahre 1830 die Bahn von Prag nach 
Lana (55 km) und 1832 die 126 km lange, unter Leitung 
des Gubernialraths von Gerstner begonnene und von dem 
Ingenieur Schönerer vollendete Budweis-Linzer Bahn eröffnet, 
die beide indessen nur mit Pferden betrieben wurden. Es 
waren dies die ersten Pferdebahnen von grösserer Ausdehnung 
auf unserem Festlande. In Ungarn wurde 1837 die Pferde- 
bahn Pressburg- Tyrnau concessionirt, die indessen bis 1846 
nur bis Szered (Skm) ausgebaut wurde. 

Seit Einführung des Dampfbetriebs in England war die 
Unternehmungslust dafür auch in Oesterreich geweckt. Allein 
verschiedene Verhältnisse verhinderten dessen allgemeine Ein- 
führung bis 1836, in welchem Jahre der Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn das ausschliessliche Privilegium zur Anlage einer 
ungefähr 600 Am langen Locomotiv-Eisenbahn (Wien-schlesische 
Grenze und Galizien, mit Abzweigungen nach Brünn und 
Olmütz) ertheilt wurde. Volkswirthschaftliche oder politische 
Gründe waren für die Privilegverleihung nicht massgebend, 
wie man damals überhaupt nicht die geringste Ahnung von 
der Wichtigkeit und Bedeutung einer Eisenbahn hatte. Der 

>) Archiv für Eisenbahnwesen 1886, Heft 5. 
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beste Beweis dafür ist wohl der, dass in dem der Nordbahn 
ertheilten Privileg keinerlei Begrenzung der Tarife vor- 
gesehen war, so dass die Verwaltung der Eisenbahn in dieser 
hochwichtigen Verkehrsfrage während der ganzen 50jährigen 
Dauer ihres Privilegs vollständig selbständig entscheiden 
konnte. — 

Die österreichische Eisenbahnzeit ist eine der ältesten in 
Europa. Erfahrungen über die Bedeutung der neuen Unter- 
nehraungsforra, welche vielseitig gar nicht ernst genommen 
wurde, lagen fast gar nicht vor, woraus sich auch erklärt, 
dass Kaiser Franz nach längerem Zögern sich zur Unter- 
zeichnung des Nordbahnprivilegiums erst dann entschloss, 
nachdem ihm der Staatskanzler Fürst Metternich vorgestellt 
hatte, „dass sich so etwas ohnehin nicht halten könne". Die 
damalige Glanzperiode der Metternich'schen Politik war eben 
nicht für die Entfaltung „solcher Neuerungen" empfänglich. 

Der Unternehmer Salomon v. Rothschild in Wien 
hatte indessen eine andere Ansicht über Eisenbahnen, gründete 
eine Actiengesellschaft und erbaute die Nordbahn, deren Actien 
heute fast 150 Procent über dem Nennwerth stehen. — In 
demselben Jahr suchte ein Sonderausschuss Triester Firmen 
um ein Privileg für die Linien Triest-Mailand und Triest- 
Wien an. 

Die ersten auf 50 Jahre ertheilten Eisenbahn-Privilegien, 
also auch das der Kaiser Ferdinands-Nordbahn, enthielten 
Concessionen auf „unbegrenzte Dauer", indem den Unter- 
nehmern das Eigenthum an der Bahn auch über die Privilegial- 
zeit hinaus ausdrücklich zugesprochen war. Im Uebrigen be- 
gnügte man sich, wie es in der damaligen Zeit lag, zunächst 
Polizeivorschriften für das neue Unternehmen zu erlassen, 
dann für die Militär- und Posttransporte des Staats Vorsorge 
zu treffen — wirthscha ftliche Gegenleistungen für die 
grossen und wichtigen Rechte, welche der Staat den Eisen- 
bahnen einräumte, wurden nicht gefordert. 

Nach den auf Grund kaiserlicher EntSchliessung vom 
29. December 1837 und 18. Juni 1838 mit Hofdecret vom 
gleichen Tage erlassenen „Directiven über das bei Eisenbahnen 
zu beobachtende Concessionssystem", deren wesentliche Grund- 
züge bereits das Privileg der Kaiser Ferdinands-Nordbahn 
aufweist, tritt der Staat mit Ablauf der (zumeist 50jährigen) 
Concessionsdauer in das volle unentgeltliche Eigenthum der 
Bahn u. s. w., wogegen der Unternehmung das Eigenthum 

16* 
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an allen ausschliesslich zu dem Transportgeschäft bestimmten 
Gegenständen verbleibt. Gleichzeitig wurde, gestüzt auf die 
im Strassenbau erzielten Erfolge, auch an den Bau von 
Staatsbahnen als Verkehrsstrassen gedacht und diesem 
Gedanken in dem Cabinetschreiben vom 15. November 1837 
Ausdruck gegeben, indem darin erklärt wurde, dass die Staats- 
verwaltung das Recht, selbst Eisenbahnen zu bauen, sich vor- 
behalte, dass jedoch einstweilen kein Gebrauch davon gemacht 
werden solle. Eine tiefere Auffassung der Bedeutung des 
neuen Verkehrsmittels hatte damals wohl noch nicht platz- 
gegriffen, wie auch späterhin nicht, als man zum Verkauf der 
auf Kosten des Staats gebauten Bahnen schritt. Auf Grund der 
Directiven wurden concessionirt: 1837 Mailand- Venedig, 1838 
(Freiherr von Sina) Wien- Wiener Neustadt-Gloggnitz und 
Wien-Raab, 1839 Mailand-Monza. Die genannten Bahnen 
gingen, ebenso wie schon früher die Nordbahn, in den Besitz 
von Actiengesellschaften über. 

Die erste Strecke der Kaiser Ferdinands-Nordbahn: Florids- 
dorf- Wagram, wurde am 23. November 1837, Wien- Wagram 
am Dreikönigstag 1838 mit einer von R. Stephenson ge- 
bauten Locomotive eröffnet; von der Wien-Raaber Bahn wurden 
einzelne Strecken 1841, die Wien-Gloggnitzer Bahn wurde 1846 
dem Betrieb übergeben. 

Für die bisher concessionirten Eisenbahnen war keine 
staatliche Zinsbürgschaft vorgesehen. Als sich nun nach kurzer 
Zeit ein Theil der concessionirten Gesellschaften zur Auf- 
bringung des erforderlichen Capitals genöthigt sah, sich an 
die Regierung um Unterstützung zu wenden, entschloss diese 
sich, das Eisenbahnnetz auf Staatskosten auszubauen 
und gleichzeitig die bis dahin concessionirten Eisenbahnen 
(mit Ausnahme der, dank der Rothschild'schen Unter- 
stützung finanziell kräftigen Kaiser Ferdinands-Nordbahn) ein- 
zulösen. Die allerhöchste Entschliesung vom 19. December 
1841 verfügte zunächst den Ausbau einer Fortsetzungslinie 
der Nordbahn von Brünn und Olmütz über Prag bis an die 
sächsische Grenze; sodann die Fortsetzung der Wien- 
Gloggnitzer Bahn über Graz und Laibach nach Triest. Ausser- 
dem kaufte der Staat 1851 die späterhin (1858) an die Nord- 
bahn abgetretene Krakau-Oberschlesische Eisenbahn an, um 
sie von Krakau ab als galizische Staatsbahn in Östlicher 
Richtung fortzusetzen. 

In Ungarn wurde 1844 und 1845 als erste Locomotiv- 
Eisenbahn concessionirt: Marchegg-Pressburg-Pest-Debreczin 
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(Ungarische Centraibahn) sammt Flügelbahnen nach Komorn, 
Arad und Grosswardein (letztere zunächst als Pferdebahnen 
geplant), und ausserdem eine Zweiglinie von Wiener-Neustadt 
(Landesgrenze) bis Oedenburg, wogegen die anfangs geplante 
Bahn Wien- Raab vorläufig aufgegeben wurde. Alle die ge- 
nannten Bahnen, mit Ausnahme der Pferdebahnen und der 
Kaiser Ferdinands-Nordbahn, wurden nach und nach vom 
Staat eingelöst, so dass zu Beginn der Fünfzigerjahre 
alle Locomotiv-Eisenbah nen des Landes, die einzige 
Nordbahn ausgeschlossen, im Eigenthum und Betrieb 
des Staats waren. So entstand die nördliche Staatsbahn 
ab Brünn und Olmütz bis Bodenbach, die östliche Staats- 
bahn in Galizien und die südliche Staatsbahn in der Richtung 
nach Triest, endlich die südöstliche Staatsbahn als Verlänge- 
rung der früheren ungarischen Centraibahn, welche dank der 
günstigen Bodengestaltung den regsten Baufortschritt unter 
allen übrigen Bahnen bekundete. Zu gleicher Zeit wurde der 
Bau der Tiroler Bahn (Kufstein- Innsbruck und Bozen- Ala 1 ) 
vom Staat begonnen. Kleinere Privatbahnen wurden in dieser 
Zeit nur ganz vereinzelt concessionirt, wie Mohacs-Fünfkirchen 
1853, Bruck an der Leitha über Raab nach Uj-Szöny, und 
Brünn-Rossitz (1844). 

Im Jahre 1851 wurde die für ihre Zeit vortreffliche 
„Eisenbahnbetriebsordnung" (kaiserl. Verordnung vom 
16. November 1851) erlassen, welche die gesammte Bahn- 
polizei (auch für die Staatsbahnen) planmässig regelte und 
ausserdem gewisse Verwaltungsgrundsätze und Verpflichtungen 
der Eisenbahnen, insbesondere dem bahnbenutzenden Publicum 
gegenüber aufstellte. Gleichzeitig damit wurde eine fachliche 
staatliche Aufsichtsbehörde, die „k. k. Generalinspection 
der Eisenbahnen" geschaffen. 

Die im Jahre 1854 herrschende Finanznoth, welche zur 
Anspannung des durch die Staatsbahnen gewährleisteten Real- 
credits nöthigte, nebst der finanziell ungünstigen Verzinsung 
des in den Eisenbahnen steckenden Baucapitals (zusammen 
rund 326,000.000 fl. C.-M.), brachte ganz unvermittelt einen 
gänzlichen Umschwung in der bisher befolgten Eisenbahn- 



*) Die fehlende Verbindung Innsbruck-Bozen (Brennerbahn) wurde 
erst später, Ende der Sechzigerjahre, von der Südbahn-Gesellschaft aus- 
gebaut. 
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politik mit sich, indem der Staat gegen Mitte der Fünfziger- 
jahre mit dem Staatsbahnsystem vollständig brach, 
und die in seinem Besitz befindlichen Eisenbahnen an die zu 
diesem Zweck neugegründeten Gesellschaften weit unter den 
Kosten, fast genau mit 50 Procent Verlust (anstatt der bis 
1859 verausgabten 336 26 Millionen Gulden C.-M. erhielt der 
Staat 168,056.000 fl. C.-M., zum Theil in Silber, Wagner 
V, 715) gegen Zusicherung einer Zinsbürgschaft von 5 Pro- 
cent und ! / 5 Procent Tilgung auf 90 Jahre zum Betrieb über- 
liess. Der speculative Capitalismus wusste die ihm durch den 
billigen Kauf der Bahnen und das Tarifselbstbestimmungs- 
recht (letzteres nach Massgabe der in den französischen Bahn- 
concessionen enthaltenen Bestimmungen) gebotenen Vortheile 
zu würdigen. Vor Allem waren es französische Geldinstitute 
und Bankiers, welche den grössten und wichtigsten Theil der 
früheren Staatsbahnlinien erwarben, wie es überhaupt zumeist 
ausländisches Capital ist, das in den österreichischen Eisen- 
bahnen veranlagt wurde, und sonach auch nach auswärts 
verzinst werden muss. Letzterer Umstand allein hätte es der Re- 
gierung wohl nahelegen müssen, den Verkauf der Bahnen unter 
allen Umständen zu vermeiden, wenn sie überhaupt der mit dem 
Eisenbahnwesen verbundenen Schwierigkeiten sich gewachsen 
gefühlt hätte. Der Staat hatte aber nicht die Eignung, das 
umfassende Gewerbe des Betriebs grosser Transportanstalten 
selbst zu führen und so entstand im Bestreben, die staatliche 
Unterstützung zu regeln, „jenes Zwitterding von Staatsbahn 
und Privatbahn, die garantirte Eisenbahn, zusammengesetzt 
aus Privatspeculation und Staatsrisico" (Fogowitz, S. 7). Zuerst 
wurde 1854 bis 1855 auf 90 Jahre, von 1858 an gerechnet, die 
nördliche (böhmische) und südöstliche (ungarische) Staatsbahn 
nebst einem grösseren Bergwerks- und Forstcomplex an die 
sogenannte „Staatseisenbahn-Gesellschaft" verkauft. Dann folgte 
1856 die lom bardisch -venetianische Eisenbahn, die begonnene 
Strecke der Theissbahn, 1858 die galizischen Bahnen, die 
Wien-Triester Linie und die Tiroler Linie. 

Die Rückkehr zum Privatbahnwesen brachte es einer- 
seits mit sich, dass die im Jahre 1851 errichtete Central- 
direction für Eisenbahnbauten wieder aufgelöst wurde, 
und andererseits dass an Stelle der seit 1837 bestehenden 
„Concessionsdirectiven" am 14. September 1854 ein noch 
heute giltiges Concessionsgesetz erschien, auf dessen 
Grundlage die einzelnen Concessionen ertheilt werden. 
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Das neue Gesetz verlängerte die Dauer der früheren 
50jährigen Concessionen auf höchstens 90 Jahre vom Tage 
der Verleihung ab gerechnet, nach welcher Zeit das Heim- 
fallsrecht des Staats eintritt. 

Während den bis 1854 concessionirten Eisenbahnen in 
Bezug auf deren Tarifstellung zumeist ganz freie Hand ge- 
lassen worden war (selbst in der Concession der österreichi- 
schen Staatseisenbahn-Gesellschaft vom Jahre 1854 fehlen noch 
die in allen späteren Concessionen enthaltenen Verwahrungen, 
sowie der Bezug auf das Concessionsgesetz, wogegen aber 
bereits Maximaltarife aufgestellt wurden), ist in den nach 
dem Jahre 1854 ertheilten Concessionen zumeist ausdrücklich 
Bezug genommen auf das oben erwähnte Concessionsgesetz, 
welches im § 10, lit. e, eine zeitweilig zu erfolgende Revision 
der Tarife vorsieht, deren Umfang jedoch den Bahnverwal- 
tungen zu bestimmen überlassen blieb, wogegen die Regierung 
sich das Genehmigungsrecht (ähnlich wie in Frankreich 
die „homologation") der festzusetzenden Tarife vorbehielt. 
Die Initiative blieb also auch hier, dem Concessionsgesetz 
gemäss, den Bahn Verwaltungen überlassen, was die späterhin 
mehrfach unternommenen Anläufe der Regierung zur Herbei- 
führung einer Reform des Tarifwesens der Privatbahnen 
wesentlich erschwerte, wenn nicht ganz vereitelte. 

Zu den erwähnten zwei Concessionsarten trat im Lauf 
der Jahre noch eine dritte Art hinzu, nämlich durch solche 
Concessionen, in welchen das Tarifrecht des Staats ausdrück- 
lich hervorgehoben wurde, wie z. B. in den Concessionen 
der Elisabethbahn, der Franz Josephbahn, der böhmischen 
Westbahn, der Lemberg- Czernowitz-Jassybahn u. s. w. 

Eine sehr wichtige Bestimmung des Gesetzes ist die dem 
Handelsministerium durch dasselbe eingeräumte Befugniss, bei 
Zuwiderhandlung gegen dessen Anordnungen die Bahnen auf 
Gefahr und Kosten der Unternehmung in Zwangsverwaltung 
zu nehmen. Eigenthümlich lautet der § 13 des Concessions- 
gesetzes: „Angelegenheiten, welche sich auf die Vollziehung 
der Bestimmungen des Gesetzes beziehen, sind vom Rechts- 
weg ausgeschlossen und gehören vor die administra- 
tiven Behörden." Diese Bestimmung ist eine allerdings 
merkwürdige Folgerung aus der Theorie, dass die vom Staat 
gegebenen Concessionen „ein Verhältniss gemischt-Öffentlicher 
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und privatrechtlicher Natur construiren und dass der Staat 
den Eisenbahngesellschaften öffentliche Interessen zur Be- 
sorgung an seiner statt anvertraut hat". 

Während bis Mitte der Sechzigerjahre die staatliche Zins- 
bürgschaft (einschliesslich der Tilgungsquote 5% Procent) 
sich nur auf das „wirklich verwendete und gehörig nach- 
gewiesene Anlagecapital" erstreckte, was allerdings eine un- 
ausgesetzte staatliche Bauüberwachung voraussetzte, die aber 
nur wenig eingehend gehandhabt wurde und daher zu nach- 
träglichen lästigen Bemänglungen Anlass gab, zogen es 
spätere Concessionsbewerber vor, die Baukosten vertrags- 
mässig in Bausch und Bogen nach allgemeinem Ueberschlag 
festzustellen oder, wie man in Oesterreich in barbarischem 
Latein sagt: zu „pauschaliren", womit das System der „Ge- 
neral-Bauunternehmung" (entreprise generale) auf den 
Schauplatz trat. Hiernach wurden seitens der Regierung die 
Motivenberichte, Rentabilitätsberechnungen und Baukosten 
geprüft, richtig befunden, der Bau wurde concessiontrt und 
zumeist auch das Zinserträgniss der Anlage gewährleistet. 
Daraufhin erschienen die jungen Actien an der Börse und es 
war den Unternehmern weiterhin ganz allein überlassen, dem 
Publicum den Kauf der Papiere mundgerecht zu machen. 

Dass die bestehenden Unzuträglichkeiten durch den den 
Gründern weiterhin noch offen gelassenen Spielraum zwischen 
dem wirklich aufgewendeten Capital und dem Nennwerth 
desselben, wodurch die zu verzinsende Bausumme sich oft 
sehr hoch gestaltete, nicht vermindert wurden, liegt auf der 
Hand, zumal wenn man sich das Verhältniss zwischen Con- 
cesssionär, Bauunternehmer und Ausgabestelle der Titres ver- 
gegenwärtigt, welche alle drei dieselben Personen waren, die 
in ihren verschiedenen Eigenschaften die erforderlichen Verträge 
mit sich selbst abschlössen. Dagegen blieb Oesterreich glück- 
licherweise von der früher in England so häufigen Speculation 
der „contractors lines" (Bauunternehmers-Bahnen) verschont. 

Ein kaum zu rechtfertigender Fehler des österreichischen 
Zinsbürgschaftssystems liegt unter anderem auch darin, dass nach- 
träglich gewährte Fortsetzungslinien der Hauptbahn eine 
von den Erträgnissen der letzteren unabhängige, vollständig ge- 
trennte Garantie erhalten haben, obzwar deren Anlageverzinsung 
durch die Erträgnissüberschüsse des alten Netzes, welche 
vielleicht erst in Folge des Ausbaus der Fortsetzungslinien 
sich so beträchtlich gestalten konnten, wenigstens theilweise 
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zu bedecken gewesen wäre, wie dies das französische System 
anfangs so richtig erreichte (siehe unter „Frankreich"). 

Ein ähnlicher, von oft schwerwiegenden finanziellen 
Folgen begleiteter Fehler wurde dadurch begangen, dass man 
nicht garantirten oder die Zinsgewährleistung nicht bean- 
spruchenden Bahngesellschaften nebenher den Betrieb garan- 
tirter Anschlussbahnen ohne Rücksicht auf das Erträgniss der 
Hauptbahn überliess. „Es ist unvermeidlich," so äusserte sich 
der Präsident der k. k. Generaldirection der Staatsbahnen 
Freiherr v. Czedik im österreichischen Herrenhaus in der 
88. Sitzung vom 28. Mai 1884, „dass hier eine Vermischung 
der Ausgaben, wenn auch ganz unabsichtlich, eintreten muss, 
da es unmöglich ist, bei gewissen Centraiausgaben immer 
genau bestimmen zu können, welcher Antheil davon auf 
die nicht garantirten Linien zu werfen ist, weshalb auch die 
Rechnungsprüfung immer den Gegenstand von Compro- 
missen bildet, was aber doch nur als eine Krankheit des 
Systems bezeichnet werden kann." 

Bis zum Jahre 1866 wollte man in Oesterreich von An- 
schlüssen an die Bahnen fremder Staaten, ausgenommen 
Bayern, im Allgemeinen nichts wissen. Erst in Folge des 
Prager Friedens kam ein Staatsvertrag zwischen Oesterreich 
und Preussen zu Stande (5. August 1867), in welchem sich 
Oesterreich verpflichtete, nicht nur die früher verweigerte 
Herstellung einer Eisenbahn von Wildenschwert bis Mittel- 
walde in der Richtung auf Glatz zu gestatten, sondern auch 
an anderen Punkten der schlesischen Grenze Verbindungen 
herzustellen, so bei Leobschütz (Jägerndorf), bei Neisse 
(Ziegenhals) und bei Görlitz (Seidenberg); ausserdem wurde 
eine Verbindung zwischen Böhmen und Bayern über Furth 
im Wald geschaffen. 

Die österreichische Regierung, welche die Unzulänglich- 
keit der Eisenbahnen, namentlich im Norden, während des 
Feldzugs von 1866 erkannt hatte, fing nun an, den Eisen- 
bahnangelegenheiten und gleichzeitig damit dem Abschluss 
fehlender Handelsverträge grösseres Interesse zuzuwenden. 
Zum erstenmale fasste man den Gedanken, dass die Entwicke- 
lung des staatlichen Eisenbahnnetzes nicht Zufälliges sein 
könne, sondern nach einem bestimmten Plan und mit einer 
bestimmten Absicht erfolgen müsse, wobei man aber auf die 
unglückliche Idee verfiel, dass die Concurrenz der Eisenbahn- 
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Gesellschaften unter sich jenes Wundermittel sei, welches die 
Nachtheile der ertheilten Monopole zu entkräften im Stande 
sei, indem durch den Tarifkampf der concurrirenden Linien 
nothwendigerweise die Verwohlfeilerung der Tarifsätze be- 
wirkt werden müsse. Der dieser verfehlten Idee zu Grunde 
liegende Irrthum wurde allerdings nachträglich erkannt; leider 
aber erst, als es „zu spät" war. 

Die Bahnen, welche in dem Zeitraum von 1855 bis 1870 
zur Ausführung gelangten, sind: das Ergänzungsnetz der 
Österreichischen Staatseisenbahn- Gesellschaft (Verlängerung der 
südöstlichen Staatsbahn von Marchegg über Stadlau nach 
Wien, und von Stadlau über Wolkersdorf und Laa zur Brünn- 
Rossitzer Bahn mit der Zweigbahn nach Znaim, dann die Ver- 
bindung der Brünn-Rossitzer Bahn mit der nördlichen Linie), 
die Linie Villach- Franzensfeste und St. Peter- Fiume der 
Südbahn- Gesellschaft; die Umgestaltung der im Jahre 1824 
mit Pferdebetrieb concessionirten Linz - Budweiser Bahn in 
eine Locomotivbahn mit einer Zweigbahn von Wartberg 
nach St. Valentin zur Verbindung der Kaiser Franz Josef- 
bahn mit der Kaiserin Elisabethbahn und Kronprinz Rudolf- 
bahn ; die Linien Neumarkt-Ried-Braunau und Hetzendorf- 
Donaulände der Kaiserin Elisabethbahn, die Kaiser Franz 
Josef bahn (Wien - Tulln - Absdorf - Gmünd - Budweis, Pilsen - 
Eger, dann Gmünd- Wittingau-Tabor-Prag zum Anschluss an 
die nördliche Staatsbahn und an die böhmische West- 
bahn mit der Verpflichtung, weitere Verbindungen zwischen 
Absdorf und Stockerau, Absdorf und Krems, Budweis 
und Wessely, dann eine Flügelbahn nach Klattau herzu- 
stellen); die Linien St. Valentin - Villach, Klein - Reifling- 
Amstetten, Lanzdorf-Mösel, St. VehvKlagenfurt, St. Michael- 
Leoben, Laibach-Tarvis; das garantirte Netz der österreichischen 
Nordwestbahn (Wien- Znaim mit der Flügelbahn an die Kaiser 
Franz Josefbahn; Znaim- Iglau-Deutschbrod-Kolin mit einem 
Flügel nach Pardubitz, Kolin- Jungbunzlau mit dem Flügel 
nach Trautenau); die Linie der galizischen Carl-Ludwigbahn 
von Lemberg über Brody nach Tarnopol (Podwoloczyska) 
an die russische Grenze; die Linie der Lemberg- Czernowitz- 
Jassybahn von Lemberg über Czernowitz nach Suczawa (die 
Concessionirung für die rumänischen Linien Suczawa- Jassy- 
Roman-Botosani erfolgte Ende 1868); die Kaschau-Oderberger 
Bahn, die erste ungarisch-galizische Eisenbahn Przemysl- 
Lupkow; die Ergänzungslinien der Buschtehrader Eisenbahn 
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(von Prag nach Weghybka, von Kladno nach Kralup, die 
Verbindung nach Luzna, Krupa und Bubna, die Abzweigung 
von Hostiwitz nach Smichow); die Linie Prag-Saaz- Komotau- 
Weipert-Priesen, Carlsbad- Eger (Flügel Franzensbad und 
Rakonitz); die Dux-Bodenbacher Bahn mit der Schleppbahn 
zur Elbe. 

Im Jahre 1868 brachte der Handelsminister v. Plener 
im Abgeordnetenhause eine Vorlage, bezweckend die gesetz- 
liche Regelung der Tarife der Österreichischen Privat- 
bahnen ein, welche zwar im Unterbause alle drei Lesungen 
mit geringen Aenderungen passirte, aber vom Herrenhaus, 
worin mächtige und einflussreiche Eisenbahnanhänger sassen, 
abgelehnt wurde. Wesentlich scheiterte die Vorlage an der 
beabsichtigten Einschränkung in der Aufstellung von Differential- 
tarifen zu Gunsten des ausländischen Transits. 

In dieselbe Zeit fällt die „Periode des wirtschaft- 
lichen Aufschwungs" in Oesterreich. Es regnete förmlich 
von Concessionen, welche die Regierung und das Parlament, 
dem die Concurrenz der Eisenbahn mit der Eisenbahn immer 
noch als Leitstern einer zweckmässigen, die Production und 
den Handel des Landes unterstützenden Eisenbahnpolitik vor- 
schwebte, stets bereitwillig ertheilten und noch dazu häufig 
mit Zinsbürgschaften u. s. w. ausstatteten, obzwar in sehr 
vielen Fällen seitens der Concessionsbewerber augenscheinlich 
das Bestreben vorwaltete, im Gründersyndicat („Schwindlicat" 
nennt es Schäffle), durch den Vertrag mit dem Bauunter- 
nehmer mühelos reich zu werden. v ) 

Bis zum Jahre 1873 gelangten zur Concessionirung : 1870 
die Eisenbahn Pilsen- Priesen (Komotau); die Prag-Duxer 
Eisenbahn; die Bielathalbahn (1872 an die Aussig-Teplitzer 
Bahn übertragen); die ungarische Westbahn; das Ergänzungs- 
netz der Oesterreichischen Nordwestbahn; die Lundenburg- 
Grussbacher Bahn ; die Dniesterbahn (Chyrow-Stryj mit dem 
Flügel nach Boryslaw); die Linie Hetzendorf-Donaulände der 
Kaiserin Elisabethbahn; 1871: die Strecken von Lieboch nach 



*) Ein Correspondent des „Actionär" kennzeichnet die Wiener Börse 
um diese Zeit, wie folgt: «Wie die tanzenden Derwische ihr Allah al 
Allah, so stossen unsere Haussiers das monotone Wort „Eisenbahn- 
geschärt" aus. Wir hatten schon mehrmals Perioden des Börsenschwindels. 
Es wurde aber immer wenigstens der Schein gerettet. Indessen opfert 
man auch diesen, wenn nur die mindeste Hoffnung zum Geldmachen auf 
anderer Leute Kosten vorhanden ist." 
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Wies und Stainz der Graz-KÖflacher Bahn; die Linien Hieflau- 
Eisenerz und Villach- Tarvis der Kronprinz Rudolfbahn; die 
Linie Sternberg über Mährisch-Schönberg an die Linie Wilden- 
schwert-Mittelwalde; die Strecke Komotau-Brunnersdorf der 
Buschtehrader Eisenbahn; die Linie Rumburg-Schluckenau und 
gegen Bautzen (Böhmische Nordbahn); die Erzherzog Albrecht- 
bahn; die Linie Ossegg-Komotau der Dux- Bodenbacher Bahn; 
1872 die Strecke Chotzen-Neusorge der Staatseisenbahn- 
Gesellschaft; die Linie Reichenberg-Seidenberg und Eisenbrod- 
Tannwald der Südnorddeutschen Verbindungsbahn; die Linie 
Troppau-Wlarapass der Mährisch-schlesischen Centraibahn; 
die Linie Krima-Reitzenhain der Buschtehrader Bahn; die Linie 
Brüx-Mulde der Prag-Duxer Bahn; die Eisenbahn Zellerndorf- 
Laa-Neusiedl; die Braunau-Strasswalchener Bahn; die Wien- 
Pottendorfer Bahn; die Bozen-Meraner Bahn; die Linie Liebenau- 
Kuschwarda; die Zahnradbahnen auf den Kahlenberg und auf 
den Schafberg; die Linie Pilsen-Klattau-Eisenstein und Mlatz- 
Georgenstadt; die Salzburg- Tiroler Linie der Kaiserin Elisabeth- 
bahn ; 1 873 : die Linie Altheim-Schärding und die Linie Falkenau- 
Graslitz (Buschtehrader Eisenbahn). Ausserdem wurde eine 
ziemliche Reihe von Eisenbahnen gesetzlich sichergestellt 
unter Zuwendung von staatlichen Begünstigungen (Steuer- 
und Gebührenfreiheit), von welchen jedoch keine einzige zur 
Ausführung gelangte. Neue Concessionen wurden bis zum 
Ende der Siebzigerjahre nur für die niederösterreichischen Süd- 
westbahnen (1874), die Salzkammergutlinie der Kronprinz 
Rudolfbahn (1875) und die Strecke Bielitz-Saybusch der Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn ertheilt. 

Anlässlich der Reichsrathsverhandlung über den Staats- 
bedarf bei Capitel: „Subventionen und Dotationen" im Jahre 
1875 regte der Abgeordnete v. Plener neuerdings den Ge- 
danken der Erwerbung der Privatbahnen durch den Staat an. 
Insbesondere aber war es der einflussreiche Dr. Herbst, welcher 
zwar die Frage des Staatsbetriebs mit Rücksicht auf die 
Finanzen des Staats, insbesondere aber deshalb, weil die 
Linien, um deren Uebernahme es sich damals handelte, zu 
einem Versuch in der angedeuteten Richtung nicht einladend 
waren, für noch nicht reif erklärte, jedoch derselben sympathisch 
gegenüberstand. Dr. Herbst sagte wörtlich: „Dieser Gedanke 
ist schon deshalb kein absolut verwerflicher, weil wir in ganz 
Europa für denselben nach und nach Propaganda machen sehen 
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und weil auch Anschauungen, welche dagegen geltend gemacht 
werden, immer mehr und mehr an Kraft verlieren. Dahin 
gehört namentlich die Anschauung des absoluten Vorzugs der 
privaten Verwaltung vor der Staatsverwaltung von Eisen- 
bahnen. Diese Ansicht ist vielleicht an sich im Allgemeinen 
richtig, sie ist es aber gewiss nicht mit Rücksicht auf die 
concreten Verhältnisse. Denn die Verwaltung von vielen 
garantirten Bahnen ist ja eigentlich nichts Anderes, als eine 
Verwaltung auf Gefahr und Kosten des Staats, nur durch 
Personen, welche vom Staat nicht abhängen, und ihm nicht 
verantwortlich sind. Denn, wenn der geehrte Herr Handels- 
minister (v. Chlumecky) in seiner Rede sagt, dass bei 
vielen garantirten Eisenbahnen die Hoffnung, dass sie ihre 
aus der Garantie entstehenden Schulden an den Staat zurück- 
zahlen werden, in ziemlich weite Ferne gerückt ist, so ist 
das gewiss ganz richtig, nur ist es sehr euphemistisch aus- 
gedrückt. Bei sehr vielen Bahnen ist nämlich nicht nur die 
Hoffnung in weite Ferne gerückt, sondern es ist gar nicht 
denkbar, dass sie jemals diese Schuld an den Staat 
zurückzahlen werden. Wenn das bei fast allen Österreichi- 
schen garantirten Eisenbahnen, welche vom Staat wirklich eine 
Garantie in Anspruch nehmen, der Fall ist, dann tritt eben 
das ein, dass eigentlich der Staat derjenige ist, in dessen 
Interesse, aber nicht immer zu dessen Vortheil diese Bahnen 
verwaltet werden. Nun denke man sich aber, ob die Gründe, 
welche für die Verwaltung durch Private sprechen, auch dann 
eintreten, wenn die Privaten aus der guten oder schlechten 
Verwaltung nicht den mindesten Vortheil haben. Diese Inter- 
essen treten hier nicht ein; ob wenig oder viel ausgegeben wird, 
das geht nicht auf Rechnung der Gesellschaft, das geht auf 
Rechnung des Staats. Und der Staat hat einen weiten Säckel." 

Weiterhin bezeichnete es Dr. Herbst als eine der „ab- 
surdesten Anomalien", dass garantirte Eisenbahnen anderen 
garantirten Eisenbahnen auf Tod und Leben Concurrenz 
machen, so dass der Staat gewissermassen aus der einen 
Tasche nehme, was er in die andere gebe. (Allerdings war 
es das Parlament selbst, welches im Glauben an die Wirk- 
samkeit der Concurrenz, des freien Wettbewerbs der mono- 
polisirten Eisenbahnen, den Bau dieser Concurrenzbahnen 
bewilligte, und dieselben überdies mit Zinsbürgschaften u. s. w., 
trotz der in England früher gemachten unliebsamen Er- 
fahrungen, ausstattete.) 
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Weiterhin sprach sich Dr. Herbst ganz entschieden 
gegen jene Art von Differentialtarifen aus, welche zwar 
den Privatbahnen durch Heranziehung fremder Erzeugnisse 
für den Transport ihrer Linien Gewinn bringen — obzwar 
die dadurch erzielten Mehreinnahmen nicht immer im richtigen 
Verhältnisse zu den Betriebskosten stehen — dagegen der in- 
ländischen Production und Fabrikatenausfuhr zum grossen 
Nachtheil gereichen. Und hiermit kam er auf die Monopol- 
stellung der Eisenbahnen zu sprechen, indem er hier- 
über bemerkte: „Es lässt sich nicht leugnen, dass die Concen- 
tration so enormer Mittel, in der Hand einer Gesellschaft ver- 
einigt, derselben die Macht gibt, auch unendlich schädlich zu 
wirken, und darum bin ich überzeugt, dass jene sogenannte 
„Organisation des Monopols", wie sie in Frankreich stattfand, 
unseren Verhältnissen unbedingt widerstreitet. Die Eisenbahnen 
sind ein Monopol und sollen es sein, aber es gibt nur ein 
gerechtfertigtes Monopol im Staat, nämlich das 
Monopol in der Hand des Staats, und wenn das 
nicht möglich wird, dann darf die Macht der Monopolisten 
nicht gekräftigt, sondern sie muss gebrochen oder wenigstens 
geschwächt werden." 

Mit dieser hochbedeutsamen Rede war die Frage des 
Staatsbetriebs der Landesbahnen auch in Oesterreich dauernd 
auf die Tagesordnung gesetzt, nachdem bis dahin ein System 
von dem anderen sprungweise völlig verdrängt worden war. 

In derselben Parlamentssitzung überreichte der Handels- 
minister eine Vorlage betreffs zeitgemässer Abänderung der 
bestehenden Maximaltarife für den Personen- und 
Sachentransport auf Eisenbahnen, dessen Folge das 
Gesetz vom 15. Juli 1877 war, welches sich jedoch lediglich 
auf die Feststellung der Maximaltarife für die Personen- 
beförderung gewisser Bahngesellschaften beschränkt, nachdem 
hinsichtlich der Frachtentarife eine durch die Concessions- 
urkunden bedingte Einigung mit den betreffenden Eisenbahn- 
gesellschaften nach keiner Richtung hin erzielt worden war. 

Unter dem 14. December 1877 wurde ein am 1. De- 
cember 1876 eingebrachtes Gesetz erlassen, das sogenannte 
Sequestrationsgesetz, welches laut Art. 4 die Regierung 
ermächtigte, staatlicherseits unterstüzte (garantirte) Privat- 
bahnen, welche für die letzten fünf Jahre jährlich mehr als 
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die Hälfte des zugesicherten Reinerträgnisses beanspruchen, 
selbst zu betreiben, und zwar insolange, bis das Unternehmen 
durch drei aufeinanderfolgende Jahre weniger als die Hälfte 
des gewährleisteten Reinerträgnisses beansprucht. — Wenngleich 
diesem Gesetze zunächst der Gedanke zu Grunde lag, dass 
die Uebernahme der erträgnissarmen Privatbahnen in den Staats- 
betrieb zur Entlastung des Staatssäckels führen solle, anstatt 
das hierbei massgebende, nur nebenbei berührte volkswirt- 
schaftliche Moment unmittelbar in den Vordergrund zu 
stellen, so bezeichnet das Gesetz immerhin den bemerkens- 
werthen Ansatz eines bis dahin fehlenden Programms in 
der Eisenbahnpolitik des Staats: die Schäden zu heilen, 
welche der überstürzte Bau von Bahnen dem Eisenbahn- 
credit des Landes geschlagen hatte. Andererseits bezweckte 
auch das Gesetz einen Druck auf die Verwaltungen der Privat- 
bahnen im Interesse einer thunlichst sparsamen Betriebsführung 
derselben auszuüben. Es müsse, so hiess es in dem Begründungs- 
bericht zum Gesetze, ein Sporn geschaffen werden, welcher 
die Bürgschaft gebe, dass nothleidende Gesellschaften alles 
aufbieten, um die staatliche Unterstützung nur in dem un- 
bedingt nöthigen Ausmasse zu beanspruchen, widrigenfalls 
der Staat das Recht haben solle, die Betriebsführung, 
welche ein den Eisenbahngesellschaften verliehenes, unter 
Umständen widerrufliches Hoheitsrecht sei, selbst in die Hand 
zu nehmen, ohne dass die Vermögensrechte der Actionäre 
dadurch in irgend welcher Weise berührt würden. — In 
dritter Reihe aber bereitete es den grossen Schritt der Ein- 
führung des Staatsbetriebs aus Gründen volkswirt- 
schaftlicher und staatspolitischer Zwecke und Ziele 
vor. Man sei, so schloss der Minister (v. Chlumecky) seine 
Auseinandersetzungen, wieder einmal „an einem Wendepunkt 
auf dem Gebiete der Eisenbahnpolitik angelangt", wodurch 
eingestandenermassen schon damals die allmähliche Ver- 
staatlichung der Privatbahnen zielbewusst angestrebt wurde, 
zumal gleichzeitig auch durch dasselbe Gesetz die Einlösung 
privater Eisenbahnen vor dem concessionsmässigen Zeitpunkt 
von 90 Jahren nach Ablauf von 30 Jahren ermöglicht wurde. 

Dem Ministerium Auersperg war es mit vieler Mühe 
gelungen, das Gesetz im Abgeordnetenhause durchzubringen, 
allein die Ausführung blieb es schuldig. So kam der eigen- 
tümliche Fall vor, dass ein Gesetz, das im Parlament 
nur mit Mühe durchgebracht worden war, von dem 
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man daher meinen konnte, dass die Regierung auf dasselbe 
einiges Gewicht lege, nach seinem Zustandekommen zwei 
Jahre hindurch vollständig ruhte. Theils war daran Schuld Mangel 
an Thatkraft seitens der früheren Regierung, vielleicht auch 
einige Rücksichtnahme auf politische Persönlichkeiten, denen 
das Gesetz in seiner Ausführung unbequem geworden wäre, 
schliesslich der Umstand, dass der in der französischen Eisen- 
bahnschule herangebildete Leiter des österreichischen Eisen- 
bahnwesens im k. k. Handelsministerium, Herr v. Nor düng, 
ein Gegner des Gesetzes und der mit demselben ins Leben 
tretenden Idee der Verstaatlichung der Eisenbahnen war. Das 
Cabinet Taaffe, beziehungsweise dessen energischer Handels- 
minister Freiherr v. Korb-Weidenheim — in dieser Bezie- 
hung wohl vom gewesenen Minister Professor Dr. Schaf fle 
beeinflusst — begann damit, Nördling zu entfernen und 
dann die Verhältnisse der garantirten Bahnen einer letzten 
genauen Untersuchung zu unterziehen, derzufolge die Kron- 
prinz Rudolfbahn schon vom 1. Januar 1880 vollständig in 
den Zwangsbetrieb des Staats überzugehen hatte. 

Auffallenderweise macht das Gesetz rücksichtlich der 
nicht unterstützten Bahnen keine Erwähnung, obzwar 
gerade diese, nothleidend geworden, den Eisenbahncredit und 
mit ihm den allgemeinen Credit des Staats am empfind- 
lichsten schädigen mussten. Diese Lücke des Gesetzes beruht 
indessen auf einem vorangegangenen Beschluss des durch die 
Höhe der Zuschussleistungen erschreckten Parlaments, welches 
den Staat für die Erfordernisse der nothleidenden ungaran- 
tirten Eisenbahnen in keiner Weise verpflichten lassen wollte. 
Es konnte sich daher diesen Bahnen gegenüber nur darum 
handeln, wenigstens das Anlagecapital, soweit als möglich, vor 
vollständigem Untergange zu bewahren, indem der Staat die- 
selben selbst ankaufte. Der Staatsbetrieb in Oesterreich 
war daher nach dieser Richtung zuerst eine Ver- 
waltungsmassregel zu Gunsten des Bahnwesens ohne 
politischen Hintergrund. 

Von diesem Gesichtspunkt aus muss die nachträglich 
viel angefochtene Erwerbung der Dniesterbahn, der Lunden- 
burg-Grussbacher Bahn und der Braunau-Strasswalchener Bahn 
für den Staat (das unternehmungslustige Privatcapital konnte 
hierbei als Käufer der nothleidenden Bahnen schon deshalb 
nicht wohl dem Staat Concurrenz machen, weil das Betriebs- 
ergebniss derselben ein völlig passives war, daher auch nicht 
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zur Verzinsung der Prioritätsschuld ausreichte) auf Grund 
ihres „comraerziellen Werths" beurtheilt werden, welchem 
gemäss die Schätzung des Kaufwerths erfolgte, der selbstver 
ständlich weit unter die Herstellungskosten derselben ging 
und auch die dem Capitalconto zugerechneten Gründer- 
gewinnste unberücksichtigt Hess. 

Ungeachtet der seitens des Staats zur Rettung der noth- 
leidenden Eisenbahnen gebrachten finanziellen Opfer gelang 
es bis 1878 nicht, den Folgen der 1873er Krise 1 ) Herr zu 
werden, daher einzelne Concessionen als erloschen erklärt und 
nothleidende Bahnen vom Staat übernommen werden mussten. 
Dieser Nothlage, also der Erkenntniss von der Not- 
wendigkeit, einem finanziellen Uebelstande abzu- 
helfen, dem Ruf nach „Staatshilfe", welchen das „ge- 
schädigte Capital" ausstiess, Folge geben zu müssen, 
entstammt die wiedererstandene Idee des Staatsbahn- 
systems. Wir sehen also den Staat in die Eisenbahnangelegen- 
heiten hineingezerrt, ohne dass eine eigentliche eisenbahn- 
oder verkehrspolitische Frage ins Spiel gekommen wäre. 

Abgesehen von dem bereits 1870 seitens des Staats in 
Angriff genommenen Bau der Linie Tarvis-Pontafel, den 
Istrianer und Dalmatiner Bahnen, der galizischen Linie Tarnow- 
Leluchow und der in Böhmen gelegenen Strecke Rakonitz- 
Protivin, welche der Staat ebenfalls selbst baute, waren die 
bis 1879 käuflich erworbenen Linien, von denen der Staat 
überdies nur die niederösterreichischen Südwestbahnen im 
Vereine mit der von ihm hergesteilten Donau- Uferbahn selbst 
betrieb (während die übrigen Linien den anschliessenden Eisen- 
bahnen zur Betriebsführung überlassen wurden, was sich auch 
auf die über Drängen der ungarischen Regierung gebaute 
Linie Tarnow-Leluchow, dann Rakonitz-Protivin bezieht) mehr 
örtlicher Art. 



■) In der 166. Sitzung des Abgeordnetenhauses (6. December 1875) 
äusserte sich der damalige Abgeordnete Dr. v. Dunajewski: Es sei ein 
Hauptirrthum, dass man den Beginn der wirthschaftlichen Krise Oester- 
reichs vom Mai 1873 rechne. Die Krankheit habe schon früher bestanden 
und äussere sich nachtraglich nur in einer fieberhaften Thätigkeit. „Wir 
müssen eben viele Gewohnheiten ablegen, wenn wir jene Worte ent- 
kräften wollen, welche vor vielen Jahren noch zu lesen gewesen, nämlich: 
in Oesterreich versteht weder die Regierung noch das Volk die Spar- 
samkeit." 

Schreiber, Die Kiseubabnen. 17 
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Den Uebergang zum eigentlichen Staatsbahnbetrieb bildete 
als erste praktische Anwendung des Gesetzes vom Jahre 1877 
die zwangsweise Betriebsübernahme der Konprinz Rudolf- 
bahn (1880), für welche ein k. k. Betriebsverwalter eingesetzt 
wurde, dann die Uebernahme der Erzherzog Albrechtbahn 
(1880). Im grossen Massstab wurde jedoch der Staatsbahn- 
betrieb erst eingeführt mit der Uebernahme der Kaiserin 
Elisabethbahn (auf Grund des Vertrags vom 24. December 
1880 und 28. Januar 1881) und mit der Einsetzung einer 
k. k. Direction für den Staatseisenbahnbetrieb in Wien, welcher 
zunächst die Linien der Kaiserin Elisabethbahn, Kronprinz 
Rudolfbahn, Vorarlberger Bahn, der niederösterreichischen 
Südwestbahnen, der Braunau-Strasswalchener Bahn, der Dalma- 
tinischen Bahn, der Istrianischen Bahn und der Donau-Ufer- 
bahn in Verwaltung übergeben wurde. Weiterhin übernahm 
der Staat 1883 die mährische Grenzbahn und 1884 die Ra- 
konitz-Protiviner Bahn in seinen Betrieb. Im Januar 1884 
wurde eine Gesetzvorlage eingebracht, welche die käufliche 
Erwerbung der Kronprinz Rudolfbahn und der Vorarlberger 
Bahn gleichzeitig mit der Kaiser Franz Josefbahn zum Zweck 
hatte. Mit der weiterhin erfolgten Einfügung der Strecke 
Innsbruck-Landeck nebst der Peagestrecke WÖrgl-Innsbruck, 
sowie der bereits erwähnten Betriebsübernahme der Rakonitz- 
Protiviner Bahn, der Franz Josefbahn, dann der Eisenbahn 
Pilsen-Priesen, Dux-Bodenbach und Prag-Duxer Bahn, welche 
mit den angrenzenden „westlichen Staatsbahnen'* ein zu- 
sammenhängendes Ganze bilden, ist das staatliche Betriebsnetz 
nunmehr zu einem sehr wichtigen Factor des wirtschaft- 
lichen Lebens der Monarchie herangewachsen, dessen Ueber- 
gewicht sich fortan in allen Fragen des Verkehrs geltend 
machen musste. — Den staatlichen Einfluss auf die Tarifpolitik 
der galizischen Eisenbahnen sicherte, insofern derselbe nicht 
ohnedies schon durch die Concessionsurkunden der Privat- 
bahnen gegeben war, der Bau und Betrieb der galizischen 
Transversalbahn. 

Gleichzeitig damit wurde das Grundgesetz über die neue 
Gestaltung der Staatseisenbahn- Verwaltung ins Leben 
gerufen, an deren Spitze die „k. k. Generaldirection der 
österreichischen Staatsbahnen" getreten ist, welche in den 
Angelegenheiten ihres Geschäftskreises als ausübendes Organ 
des Handelsministers erscheint, während die örtliche Ueber- 
wachung des äusseren Dienstes den hierzu eigens errichteten, 
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der k. k. Generaldirection untergeordneten Dienstesstellen 
übertragen wurde. 

Der Staatseisenbahnrath, welcher vormals einen Theil 
der Centraiverwaltungsstelle bildete, ist nunmehr ein dem 
Handelsminister beigegebener Berathungskörper, in dessen Wir- 
kungskreis die Begutachtung der volkswirtschaftlichen Fragen 
im Bereich des gesammten, das Staatsbahnnetz betreffenden 
Verkehrswesens fällt. 

Eine besondere Stellung gegenüber der bestehenden Ver- 
fassung der übrigen österreichisch-ungarischen Eisenbahnen 
nimmt die in Bosnien gelegene, unter militärischer Verwaltung 
stehende „Bosnabahn", welche von Bosnisch-Brood nach Sarajevo 
(268*2 km) führt, ein. Die Altstrecke der Bosnabahn (Brood- 
Zenica) wurde in den Jahren 1878 und 1879 in der Absicht 
erbaut, sie nur als Rollbahn zum Nachschub militärischer 
Bedürfnisse der in Bosnien befindlichen Österreichischen Truppen 
zu benützen; bald jedoch stellte sich das Bedürfniss heraus, 
sie auch dem allgemeinen Verkehr zugänglich zu machen, 
was eine vollständige Umgestaltung der Bahn bedingte, deren 
Eröffnung am 9. Juni 1879 stattfand, während die letzte 
Theilstrecke Zenica- Sarajevo am 5. October 1882 dem Be- 
triebe übergeben wurde. Die Spurweite beträgt 76 cm. 

Im Allgemeinen finden wir, dass in Oesterreich-Ungarn 
in Folge der vielen Sünden, welche auf dem Gebiet des Con- 
cessionswesens, namentlich auch nach der Richtung hin be- 
gangen wurden, dass sich die Unternehmer ein Anlagecapital 
concessioniren und gewährleisten Hessen, welches den wirklichen 
Bedarf oft weit überragte, die Eisenbahnen so vertheuert 
wurden, dass sie mit wenigen Ausnahmen selbst bei günstigeren 
Verkehrsverhältnissen kaum unter Menschenalter auf eine 
solche Ertragfähigkeit rechnen können, um Zinsen und Til- 
gung des Anlagecapitals, geschweige denn einen Erneuerungs- 
fonds für die Anschaffung von Betriebsmaterial u. s. w. auf- 
zubringen, wie ihn anderwärts Privat- und Staatsbahnen an- 
sammeln. Die Folge davon ist, dass die Zuschüsse, welche 
der Staat den unterstützten Bahnen gewähren muss, eine sehr 
bedeutende Höhe jährlich erreichen und zum grossten Theile 
niemals aus den Betriebseinnahmen zurückerstattet werden 
können. Diese Zuschüsse sind daher als verlorener Beitrag 

17* 
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(i\ fonds perdu) ins Danaidenfass des passiven Betriebs hinein 
verausgabt auzusehen. 

Im Jahre 1883 betrug der Garsntiezuschuss des Staats zu den 
Ertragnissen der österreichisch-ungarischen Eisenbahnen 24,683.519 fl., 
ausschliesslich des auf die ungarischen Staatsbahnen entfallenden Zu- 
schusses. Die Leistungen der unterstützten Bahnen betrugen 943.146.401 
Personenkilometer und 2.102,275.879 Tonnenkilometer, oder dem 
französischen Reductionsschlüssel gemäss (1 Personenkilometer = 
i Tonnenkilometer) 3.015,421.780 Tonnenkilometer, wonach also der 
für das Tonnenkilometer geleistete Zuschuss sich auf mehr als 0-8 kr. 
stellt. Bis Ende 1883 hat der Staat an solchen Zuschüssen bezahlt: 

7,555.831 fl. in Gold, 

312,023.322 fl. in Silber, 

21,704.447 fl. in Papier 
und hat ferner Bahnen Beihilfe gewahrt: 

mit 8,800.000 fl. in rückzahlbaren, 

mit 13,000.000 fl. in nicht rückzahlbaren 
Beiträgen; zusammen also 363,083.600 fl. oder den eilften Theil der 
gesammten Staatsschuld („Oesterreichische B.-Zeitung", Nr. 2, 1886). 
Die Garantieschuld der österreichischen (cisleithanischen) Privat- 
bahnen betrug einschliesslich der Zinsschuld des „vorschussweise" 
gewährten Capitals Ende 1885 168,050.669 fl. 

Die überaus hohe Ziffer der staatlichen Beitragsleistung, 
welche innerhalb eines Zeitraums von weniger als 20 Jahren 
die Summe von 360,000.000 fl. überstiegen hat, macht selbst- 
verständlich die unter anderen Umständen gegebenen finanziellen 
Vortheile des seinerzeit eintretenden „unentgeltlichen" 
He im falls der solcherart unterstützten Privatbahnen an den 
Staat für denselben umsomehr zu blos scheinbaren, als auch 
der jährliche Staatshaushalt an einem stets wiederkehrenden 
Ausfall leidet, demnach die geleisteten Zuschüsse, insofern sie 
durch Anlehen gedeckt werden, vom Staat verzinst werden 
müssen. Sohin wäre auch die Annahme, als ob nach Erlöschen 
der Concessionen, also dann, wenn diese Privatbahnen dem 
Staat „lastenfrei" zufallen, das Baucapital getilgt sei und nun- 
mehr vielleicht zum Gebührenprincip geschritten werden könne, 
im vorliegenden Fall nicht berechtigt. Indessen darf trotzdem 
die geleistete Zuschusssumme, so hoch dieselbe auch heute 
schon ist, wohl nicht mit dem einfachen Mass ihrer absoluten 
Ziffer gemessen werden, sondern mit dem Mass dessen, was 
diese Leistung für die gesammte Entwickelung der 
Volkswirthschaft werth ist. 

Die früher einmal erwogene Frage, ob es nicht zweck- 
mässig sei, alle jene Privatbahnen, für welche der österreichische 
Staat Zinsbürgschaftsverpflichtungen übernommen und zu 
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leisten hat, auf den Staat zu übernehmen, die ausgegebenen 
Actien und Prioritäten in Staatsrententitel umzutauschen und 
den Betrieb der solcherart erworbenen Bahnen zu verpachten, 
wurde im Hinblick auf die an Eisenbahnen immer dringender 
herantretenden Forderungen der Gemeinwirthschaft, denen nur 
der Staat bei unmittelbarem Selbstbetrieb weitestgehend 
Rechnung zu tragen vermag, unter den seither ganz geänderten 
Verhältnissen nicht mehr in den Vordergrund der Erörterung 
gestellt. Und mit Recht! 

Die 1867 erfolgte Trennung der Monarchie in zwei 
Hälften hatte zur Folge, dass das bisher vereinte Eisenbahn- 
wesen ebenfalls getrennt wurde und sonach nunmehr auch 
Ungarn seine Landesbahnen selbständig verwaltet, allerdings 
unter Anwendung und Uebernahme der bis dahin bestandenen 
Grundsätze, was aber nicht ausschliesst, dass in Ungarn ein 
in Oesterreich nicht bestehendes Gommunications-Ministerium 
geschaffen wurde und dass seither ungarischerseits und zum 
Theil auch österreichischerseits einseitige und verschieden- 
artige Eisenbahngesetze, wie z. B. das sogenannte Sequestra- 
tionsgesetz, das Gesetz über die grundbücherliche Eintragung 
der Eisenbahnen, das Enteignungsgesetz u. s. w. erlassen 
wurden. Durch die eingetretene staatliche Trennung ist es 
auch gekommen, dass Bahnen, deren Netze in beiden Reichs* 
hälften liegen, die sogenannten „gemeinsamen" Bahnen, 
beiden Regierungen unterstellt sind; ein Verhältniss, das 
übrigens auch seiner endgiltigen Lösung auf die eine oder 
andere Weise entgegenzugehen scheint. 1 ) 

Auch in Ungarn, wo bereits im Jahre 1867 der Ent- 
wurf eines mehr als 3300 km umfassenden Eisenbahnnetzes 
mit dem Knotenpunkt Budapest ausgearbeitet worden war, 
kam die Staatsbahnidee sofort nach Eintritt der neuen 
Staatsverhältnisse zum Durchbruch. Zwar wurden unter der 
selbständigen Verwaltung Ungarns noch die Nordostbahn, die 
Donau-Draubahn, die Alföldbahn, die Fünfkirchen-Barcser, 



•) In jüngster Zeit ist unter dem Titel „A Magyar Vasuti Yog" (Das 
ungarische Eisenbahnrecht) ein Fachwerk erschienen, welches auch die 
zwischen dem Staate, den Privatbahnen und dem Publicum obwaltenden 
Verhältnisse, sowie überhaupt die in Ungarn Geltung besitzenden Verkehrs- 
normen bespricht; dessen Uebersetzung ins Deutsche dürfte wohl nur 
ein Frage der Zeit sein. 
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die ungarische Westbahn und andere kleinere Bahnen conces- 
sionirt; allein abgesehen davon, dass der Staat einen Theil 
dieser Bahnen, wie die Donau-Draubahn, die Alföldbahn, die 
Siebenbürger Bahn, inzwischen ankaufte, wie er früher schon 
(1876) die ungarische Ostbahn, deren dunkle Entstehungs- 
geschichte in den Acten der k. k. Oberstaatsanwaltschaft 
niedergelegt ist (die rund 614 km lange Linie hatte ein Bau- 
capital von mehr als 105,000.000 fl. verschlungen) und im 
Jahre 1880 die Theissbahn in seinen Besitz gebracht hatte, 
schritt er selbst zum Bau der sein Netz vervollständigenden 
Bahnen (Pest-Sillein, Pest-Semlin, Karlstadt-Fiume u. s. w.), 
so dass heute das Netz der ungarischen Staatsbahnen den 
schon von dem grossen Reformator Sztjchenyi für Ungarn 
gefassten Eisenbahn-Bauplan verwirklicht, wonach die im Be- 
sitz des Staats befindlichen Eisenbahnwege des Landes 
strahlenförmig von der Landeshauptstadt aus nach allen 
Richtungen das noch erübrigende Privatbahnnetz vollständig 
beeinflussend, bis an die Grenzen des Landesgebiets oder 
hart an dieselben führen, und somit der Regierung ein aus- 
reichendes Mittel bieten, den Gesammtverkehr des Landes zu 
beherrschen und die Aufgabe ihrer zielbewussten Verkehrs- 
politik zu erfüllen. 

Der Entwickelungsgang der Österreichisch-ungarischen 
Eisenbahnen lässt sich der Zeit nach gliedern: 

1. Versuchszeit (1830—1838). 

2. Kindheit (1838-1846). 

3. Ueberwiegen des Staatsbetriebs (1846 — 1854). 

4. Reines Privatbahnsystem (1854 — 1875). 

5. Uebernahme nothleidender Bahnen und Bau von 
Localbahnen durch den Staat (1875 — 1880). 

6. Gemischtes System von 1880 ab. 

Ende 1884 umfasste das Österreichische Staatseisenbahn- 
netz einschliesslich der vom Staat betriebenen Privatbahnen 
rund 5170 km gegenüber 7293 km Privatbahnen, die Local- 
bahnen nicht gerechnet. 1 ) Das ungarische Staatsbahnnetz um- 



*) In Oesterreich bestehen derzeit 12 Strassen b ah n-Unter- 
nehmungen, und zwar in Wien und Umgebung, Baden, Linz, Graz, Triest, 
Prag, Brünn, Krakau und Lemberg. Die Gesammtlönge aller dieser Linien 
betrug 150.294 m. Das Betriebsmaterial besteht aus 3588 Pferden, 32 Loco- 
motiven, 1113 Personen- und 20 Lastwagen. Auf die Wiener Strassen- 
bahnen entfallen von der Gesammtlange 40-15 Procent. Was die Zahl 
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fasste Ende 1884: 4215 km, denen 3960 km Privatbahnen 
gegenüberstehen. 



der beförderten Personen anbelangt, so steht natürlich auch da die 
Wiener Pferdebahn obenan. Sie beförderte im Jahre 1886 40,001.324 
Personen, vor sechs Jahren dagegen erst 23,844.064 Personen. Die neue 
Wiener Tramway-Gesellschaft beförderte 5,511.023 Personen gegen 
1,420.878 im Jahre 1880; die Localbahn Hietzing- Ferch toldsdorf 358.608, 
die Badener Pferdebahn 244.065, die Linzer 477.467, die Prager 7,198.283 
gegen 2,057.328 im Jahre 1880, die Grazer 1,127.022 gegen 1,202.705 im 
Jahre 1880. Die letztere ist somit zurückgegangen. Diese merkwürdige 
Erscheinung tritt auch in Triest zu Tage, wo der Verkehr von 3,025.905 
binnen sechs Jahren auf 2,183.001 gesunken ist. Die Brünner Pferde- 
bahn beförderte 880.772, die Krakauer 418.817 und die Lemberger 
1,742.508 Personen (gegen 697.439 im Jahre 1880). (Dr. v. Bracheiii.) 



Druckfehlerberichtigung. 

Seite 4, vierte Zeile v. u. soll es richtig heissen : „0,0085" 
anstatt 0,085. 

Seite 10, siebente Zeile v. o. soll es richtig heissen „Pence" 
anstatt Pences. 
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